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Arbeitsgruppe: „SGB VIII: Mitreden-Mitgestalten“ 
4. Sitzung am 11. Juni 2019 

Tagesordnung 

TOP 0: Begrüßung, Einführung und Protokollbestätigung der dritten Sitzung 

TOP 1: Unterarbeitsgruppe „Quantifizierung und Statistik“ (UAG QS) 

1.1	, Bericht aus der UAG QS 

1.2	, Wissenschaftliche Betroffenenbeteiligung 

TOP 2: Bericht aus der Arbeitsgruppe „Kinder psychisch kranker Eltern“ 

TOP 3: Prävention im Sozialraum stärken 

3.0	, Einführung/Sachverhalt 

3.1	, Direkte niedrigschwellige Hilfezugänge für Familien 

3.2	, Finanzierungsstrukturen 

3.3	, Qualitätssicherung von Sozialangeboten zur Schaffung nied-
rigschwelliger Hilfezugänge für Familien 

3.4	, Lebensorte von Familien für Prävention nutzen 

TOP 4: Sonstiges 



 
 

Sitzungsprotokoll 
der AG-Sitzung „Prävention im Sozialraum stärken“ 
 



 

 

Protokoll 

der vierten Sitzung der Arbeitsgruppe „SGB VIII: Mitreden – Mitgestalten“ 

Dienstag, 11. Juni 2019, 10:00 – 14.30 Uhr 
BMFSFJ, Glinkastraße 24, 10117 Berlin 

Teilnehmende: 

siehe Anlage 

Tagesordnung: 

TOP 0: Begrüßung, Einführung und Protokollbestätigung der dritten Sitzung 
TOP 1: Unterarbeitsgruppe „Quantifizierung und Statistik“ (UAG QS) 

1.1 Bericht aus der UAG QS 
1.2 Wissenschaftliche Betroffenenbeteiligung 

TOP 2: Bericht aus der AG „Kinder psychisch kranker Eltern“ 
TOP 3: Prävention im Sozialraum stärken 

3.0 Einführung/ Sachverhalt 
3.1 Direkte niedrigschwellige Hilfezugänge für Familien 
3.2 Finanzierungsstrukturen 
3.3 Qualitätssicherung von Sozialangeboten zur Schaffung 

niedrigschwelliger Hilfezugänge für Familien 
3.4 Lebensorte von Familien für Prävention nutzen 

TOP 4: Sonstiges 
 

Anlagen: 

• Teilnehmenden-Liste 
• Sitzungsunterlage zu TOP 0: 

Konsolidiertes Protokoll „Unterbringung außerhalb der eigenen Familie“ 
• Sitzungsunterlage zu TOP 0: 

Überarbeitetes Arbeitspapier „Unterbringung außerhalb der eigenen Familie“ 
• Sitzungsunterlage zu TOP 1: 

Kurzübersicht Bericht aus der UAG QS 
• Sitzungsunterlage zu TOP 3: 
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Arbeitspapier „Prävention im Sozialraum stärken“ 
• Sitzungsunterlage zu TOP 3: 

Online-Kommentierungen und Stellungnahmen zum Arbeitspapier der 4. Sitzung 
 
 

TOP 0: Begrüßung, Einführung und Protokollbestätigung der dritten Sitzung 

Frau Parlamentarische Staatssekretärin Caren Marks begrüßt die AG-Mitglieder 
sowie die geladenen Fachexpertinnen und Fachexperten und führt in die Sitzung 
ein. Das Thema begleite die Diskussionen in der Kinder- und Jugendhilfe bereits 
seit vielen Jahren und sei nicht unumstritten. Um so wichtiger sei eine offene und 
transparente Diskussion über das Thema. Sie nimmt Bezug auf die Vorgaben des 
Koalitionsvertrages, der die Bundesregierung beauftrage, die Prävention im 
Sozialraum zu stärken.  
 
Dieses Thema sei schon seit einigen Jahren Gegenstand hitziger Debatten und 
würde bei vielen Ängste und Widerstände hervorrufen. Die Diskussionen hätten in 
der Vergangenheit zum Teil „verbrannte Erde“ hinterlassen. Wichtig sei es, Bedarfe 
und Bedürfnisse der Kinder und Jugendlichen sowie ihrer Familien in den 
Mittelpunkt der Debatte zu stellen, um dieses Diskussionsstadium zu überwinden. 
Frau Parlamentarische Staatssekretärin Caren Marks betont, dass es bei dem 
Thema nicht um Einsparungen oder Kürzungen gehe. Wenn die Bedarfe von 
Kindern, Jugendlichen und ihrer Eltern im Zentrum stünden, stehe von vornherein 
fest, dass es nicht um die Verkürzung von Rechtsansprüchen oder des Wunsch- 
und Wahlrechts gehen könne.  
 
Das Arbeitspapier zeige mögliche Lösungswege auf und stelle die Sach- und 
Rechtslage wertfrei dar. Das Arbeitspapier solle Grundlage der Diskussion sein. Sie 
weist auf die Tischvorlage Online-Kommentierungen und Stellungnahmen zum 
Arbeitspapier der vierten Sitzung hin und stellt die Tagesordnung vor. Es gebe bis 
zum 18. Juni 2019 weiterhin die Möglichkeit, Stellungnahmen abzugeben. Alle 
Eingaben würden angemessen gewürdigt. Schließlich erläutert sie organisatorische 
Abläufe. Sie bittet die Fachexpertinnen und Fachexperten, sich aktiv in die 
Diskussionen zum Arbeitspapier einzubringen. 
 



 

 

 

- 3 - 

Sie verweist auf das konsolidierte Protokoll der dritten Sitzung „Unterbringung 
junger Menschen außerhalb der eigenen Familie“ und bittet darum, etwaige 
Anmerkungen zu artikulieren. Es gibt keine Anmerkungen. Das Protokoll wird ohne 
Gegenstimmen verabschiedet. 
 
Frau Parlamentarische Staatssekretärin Caren Marks verweist auf das 
Arbeitspapier der dritten Sitzung „Unterbringung junger Menschen außerhalb der 
eigenen Familie“. Es gibt keine Einwände. Das Arbeitspapier ist damit freigegeben. 
 

TOP 1: Unterarbeitsgruppe „Quantifizierung und Statistik“ (UAG QS) 

1.1 Bericht aus der UAG QS 

Frau Parlamentarische Staatssekretärin Caren Marks führt in den TOP ein und 
bedankt sich bei den UAG-Mitgliedern für ihren wichtigen Beitrag. Sie übergibt an 
Frau Dr. Schmid-Obkirchner. Diese stellt die Diskussion in der letzten UAG-
Sitzung dar. Die fachlichen Vorschläge aus dem Arbeitspapier zur dritten AG-
Sitzung seien in Hinblick auf ihre finanziellen Auswirkungen besprochen worden. 
Wesentlich sei die Nachvollziehbarkeit und Plausibilität der Grundlagen betreffender 
Kostenschätzungen gewesen. Die Ergebnisse würden derzeit noch nachbereitet 
und nach abschließender Diskussion in der UAG den AG-Mitgliedern zur Verfügung 
gestellt. Die Kurzübersicht zu den statistischen Daten zur aktuellen AG-Sitzung sei 
ebenfalls erörtert worden. Sie übergibt an Herrn Prof. Dr. Macsenaere (Institut für 
Kinder- und Jugendhilfe (IKJ)). 
 
Herr Prof. Dr. Macsenaere (IKJ) weist darauf hin, dass keine unmittelbare 
Erfassung sozialräumlicher Angebote in ihrer gesamten Vielfalt statistisch auf 
Bundesebene vorliege. Es würden dreierlei Daten in der Übersicht dargestellt: 
Daten zu Angeboten, die unmittelbar in Anspruch genommen werden können, 
Daten zu Angeboten, die mögliche Anknüpfungspunkte darstellen für sozialräumlich 
ausgerichtete Leistungen, und Daten zu Personen und Institutionen, die einen 
Leistungsbezug selbst anregen. Sodann refereriert er die wesentlichen Inhalte der 
durch die UAG QS vorgelegten Kurzübersicht und weist auf Besonderheiten hin. 
 
Herr Patzelt (Mitglied des Deutschen Bundestages (MdB)) macht auf S. 7 der 
Kurzübersicht aufmerksam. Die Ausgaben für die Kinder- und Jugendarbeit seien in 
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den westdeutschen Bundesländern erheblich gestiegen, die Ausgaben für 
rechtsanspruchsgebundene Leistungen daher gesunken. Umgekehrt verhalte es 
sich in den ostdeutschen Bundesländern. Dieses Phänomen sei genauer in den 
Blick zu nehmen. 
 
Frau Bessenich (Fachverbände für Menschen mit Behinderung, Caritas 
Behindertenhilfe und Psychiatrie e.V. (CBP)) weist darauf hin, dass Kinder mit 
Behinderungen nicht ausreichend in den Blick genommen worden seien. Dieses 
müsse berücksichtigt und klargestellt werden. 
 
Frau Welke (Deutscher Behindertenrat (DBR), Bundesvereinigung Lebenshilfe 
e.V. (Lebenshilfe)) ergänzt: Die familienunterstützenden Dienste müssten ebenfalls 
besser gewürdigt werden. 
 
Herr Prof. Dr. Stock (Arbeitsgemeinschaft für Kinder- und Jugendhilfe (AGJ), 
Fachbereichstag Soziale Arbeit (FBTS)) erfragt, ob es Daten zu den 
Familienzentren gebe. 
 
Herr Diener (Leiter des Jugendamtes der Freien Hansestadt Bremen) weist 
darauf hin, dass in den Daten die klassischen niedrigschwelligen präventiven 
Angebote fehlten. Diese sollten nach seiner Auffassung in der Statistik 
aufgenommen werden. 
 
Herr Prof. Dr. Kölch (Deutsche Gesellschaft für Kinder- und Jugendpsychiatrie, 
Psychosomatik und Psychotherapie e.V. (DGKJP), Klinik für Kinder- und 
Jugendpsychiatrie und -psychotherapie Ruppiner Kliniken GmbH) weist darauf 
hin, dass es wichtig sei, genauer zwischen Hilfen nach §§ 27 ff. SGB VIII einerseits 
und Hilfen nach § 35a SGB VIII andererseits zu differenzieren. Es komme hier 
möglicherweise häufiger zu fehlerhaften Zuordnungen. 
 
Frau Parlamentarische Staatssekretärin Caren Marks weist darauf hin, dass 
entsprechende Gesetzesgrundlagen notwendig seien, um einige angeregte 
ausdifferenzierte Daten überhaupt erheben zu können. 

1.2 Wissenschaftliche Betroffenenbeteiligung 
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Herr Prof. Dr. Macsenaere (IKJ) und Frau Feist-Ortmanns (IKJ) berichten zum 
Erhebungsstand und zu den Inhalten der Betroffenenbeteiligung. 
Herr Prof. Dr. Macsenaere (IKJ) führt aus, dass im Hauptstrang die quantitativen 
Erhebungen angelaufen seien. Ergebnisse würden bei der Sitzung im September 
vorliegen. Dort würden dann auch die qualitativen und quantitativen Ergebnisse 
zusammengeführt. Er erläutert in Bezug auf das Vertiefungsmodul den aktuellen 
Stand der Nutzergruppen, die Anzahl der Falleineingaben sowie die Nutzung der 
Zugangswege. 
 
Frau Feist-Ortmanns (IKJ) stellt zunächst die schwerpunktmäßige Themensetzung 
in den Fokusgruppen innerhalb des Diskussionspunktes „Prävention im Sozialraum 
stärken“ dar. Anschließend erläutert sie die zentralen Aussagen der Stakeholder 
„Öffentliche Jugendhilfe“, „Freie Jugendhilfe“, „Landesstellen“, „Medizinische 
Versorgung“ und „Eingliederungshilfe“ zu den Themenbereichen „direkte 
niedrigschwellige Hilfezugänge für Familien“, „Lebensorte von Familien für 
Prävention nutzen“ sowie „Qualitätssicherung von Sozialangeboten/ 
Finanzierungsstrukturen/ Rechtssicherheit“. Sie benennt weitere angesprochene 
Punkte zu dem Bereich „Prävention im Sozialraum“. 
Anschließend legt sie die Ergebnisse der Interviews mit Adressatinnen und 
Adressaten zum Themenschwerpunkt dar. 
 
Für weitere Ausführungen wird auf den Foliensatz „Vorläufige Ergebnisse der 
Betroffenenbeteiligung zum Themenkomplex „Prävention im Sozialraum stärken“ 
verwiesen. 
 
Herr Dr. Jahnke (Arbeitsstab der Beauftragten der Bundesregierung für 
Migration, Flüchtlinge und Integration) bittet darum, die Unterlagen zur 
Verfügung gestellt zu bekommen. 
Frau Parlamentarische Staatssekretärin Caren Marks sagt die 
Zurverfügungstellung von Ergebnissen im späteren Prozessverlauf zu, verweist für 
den Moment jedoch auf den Werkstattcharakter des Berichts. 
 
Herr Schattmann (Jugend- und Familienministerkonferenz der Länder (JFMK) - 
Nordrhein-Westfalen, Ministerium für Kinder, Familie, Flüchtlinge und 
Integration des Landes Nordrhein-Westfalen (MKFFI)) weist darauf hin, dass es 
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zu Zielkonflikten kommen könne, wenn es um eine stärkere präventive Ausrichtung  
einzelner Angebote zum Beispiel der Offenen Kinder –und Jugendarbeit  gehe. 

TOP 2: Bericht aus der AG „Kinder psychisch kranker Eltern“ 

Frau Parlamentarische Staatssekretärin Caren Marks führt in den 
Tagesordnungspunkt ein, stellt die Vorgehensweise der Arbeitsgruppe dar und 
übergibt das Wort an Frau Decarli (AG „Kinder psychisch kranker Eltern“). 
 
Frau Decarli (Geschäftsstelle AG „Kinder psychisch kranker Eltern“) berichtet 
aus der Arbeitsgruppe. Sie verweist zunächst auf die Diskussionen aus der 
Vergangenheit und würdigt die beteiligten Personen und Institutionen. Zu den 
Aufträgen der Arbeitsgruppe gehöre: die Identifizierung von Schnittstellen zwischen 
den Sozialgesetzbüchern, die Abklärung von Zuständigkeiten und rechtlichen 
Rahmenbedingungen, gesetzlichen Handlungsbedarf zu identifizieren, die 
Ermittlung von Hemmnissen auf Ebene der Länder und Kommunen, das Erarbeiten 
von Vorschlägen zur Zusammenarbeit und Vernetzung sowie die Ermittlung von 
Regelungslücken in der Zusammenarbeit der verschiedenen Hilfesysteme. Die AG 
habe Analysen zu den Themen „Recht (insb.: SGB VIII, SGB V und SGB IX)“, dem 
Stand der Forschung und dem Stand der guten Praxis beauftragt. Zudem seien 
Fachgespräche geführt worden. Im Juli solle ein Abschlussbericht verfasst werden, 
der auf einer 2-tägigen Sitzung Ende August konsentiert werden solle. Es bestehe 
der Wunsch, die Ergebnisse in den Prozess dieser AG einzubringen. Ein weiteres 
zentrales Thema der AG „Kinder psychisch kranker Eltern“ sei das Thema der 
Finanzierung. Sie stellt beispielhaft einzelne Problemfelder vor, die die AG 
identifiziert habe (z.B. Abrechenbarkeit ärztlicher Leistungen für die Teilnahme an 
Sitzungen; Einbindung der Förderprogramme des Präventionsgesetzes). 
 
Frau Parlamentarische Staatssekretärin Caren Marks dankt Frau Decarli sowie 
den Mitgliedern der Arbeitsgruppe und bittet um Stellungnahmen. 
 
Frau Becker (Bundesministerium für Gesundheit (BMG)) weist darauf hin, dass 
die Nationale Präventionskonferenz zum 1. Juli 2019 den Präventionsbericht 
vorlegen werde. Dieser gebe erstmalig Auskunft über das Präventionsgeschehen. 
Auf Grundlage dieses Berichtes solle das Präventionsgesetz weiterentwickelt 
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werden. Außerdem verweist sie auf das Programm zur Förderung von Kommunen 
in strukturschwachen Regionen. 
 
Herr Holke (Aktion Psychisch Kranke e.V. (APK)) weist auf den SGB V – Dialog 
hin. 
 
Frau Bahr (MdB) merkt an, dass es einer Verankerung der Kooperationsgebote 
auch in den anderen Sozialgesetzbüchern bedürfe. 
 
Herr Dr. Rodeck (Deutsche Gesellschaft für Kinder- und Jugendmedizin e.V. 
(DGKJ)) weist darauf hin, dass die Diskussion auch auf andere Zielgruppen 
übertragbar sein könne (z.B. Kinder somatisch kranker Eltern/ mit somatisch 
kranken Geschwistern). Insofern habe die Diskussion Modellcharakter. 
 
Herr Rosenow (AGJ, Deutscher Caritasverband e.V. (DCV)) weist darauf hin, 
dass gesetzliche Vorgaben nicht notwendig zu mehr Kooperation führten. 
 
Herr Bockting (Gesundheitsministerkonferenz der Länder (GMK), Sächsisches 
Staatsministerium für Soziales und Verbraucherschutz (SMS)) teilt mit, er 
werde den Bericht aus der AG „Kinder psychisch kranker Eltern“ in die nächste 
Konferenz einbringen. Frau Becker (BMG) votiert insoweit dafür, den 
Abschlussbericht der AG abzuwarten. 

TOP 3: Prävention im Sozialraum stärken 

3.0 Einführung/ Sachverhalt 

Frau Parlamentarische Staatssekretärin Caren Marks führt ein und bedankt sich 
für die Stellungnahmen. Sie erläutert den Aufbau des Arbeitspapiers „Prävention im 
Sozialraum stärken“. 
 
Frau Dr. Schmid-Obkirchner stellt die Rechtsentwicklung und die Rechtslage dar. 
Die Ausfühngen dazu seien insbesondere auch als Konturierung des Themas zu 
verstehen. Den Rückmeldungen aus dem AG-Mitgliederkreis sei zu entnehmen, 
dass unterschiedliche Fachkonzepte zugrunde gelegt und die entscheidenden 
Themen unter die verschiedenen Überschriften subsumiert worden seien. Es gehe 
um Begriffsdefinitionen. Sie gibt einen kurzen Überblick über die zentralen Punkte. 
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Zum Begriff der Niedrigschwelligkeit seien der Abbau von Hürden, die Erreichbarkeit 
der Angebote sicherzustellen bzw. zu verbessern, aufsuchend tätig zu sein sowie 
Stigmatisierungseffekte zu vermeiden genannt worden. 
Kontrovers sei der Sozialraumbegriff diskutiert worden; in der Präambel sei er sehr 
örtlich definiert; dem sei ein Sozialraumverständnis aus sozialpädagogischer Sicht 
bzw. als Lebensweltorientierung gegenübergestellt worden. Die Begriffe Flexibilität, 
integrierte Hilfen, der Weg aus der Einzelfallhilfe in den Sozialraum und umgekehrt 
sowie Infrastrukturstärkung seien thematisiert worden. 
Bezüglich der Ausführungen zu den Finanzierungsstrukturen sei rückgemeldet 
worden, dass Vereinbarungen nach § 77 SGB VIII in den Fokus zu rücken seien. 
Frau Dr. Schmid-Obkirchner stellt ein Missverständnis in Bezug auf Ausführungen 
im Arbeitspapier klar. Sie erläutert, dass Leistungsbeschreibungen eine 
konsensuale Vereinbarung zwischen Leistungserbringern und Leistungsträgern 
seien, die inhaltliche Ausgestaltung der Leistungsbeschreibungen letztlich jedoch 
von der Fachlichkeit der freien Träger her, aufgrund ihrer Trägerautonomie, erfolge. 
 
Frau Parlamentarische Staatssekretärin Caren Marks dankt Frau Dr. Schmid-
Obkirchner für die Einführung und erfragt Stellungnahmen aus der AG. Es erfolgen 
keine Anmerkungen. 

3.1 Direkte niedrigschwellige Hilfezugänge für Familien 

Frau Dr. Schmid-Obkirchner führt in das Thema ein und berichtet schlaglichtartig 
von den Rückmeldungen der AG-Mitglieder zu der Thematik. Konsens habe 
hinsichtlich der Intention bestanden, insbesondere schwer erreichbare Zielgruppen 
wirksamer zu unterstützen durch niedrigschwellige Zugänge, unter Wahrung der 
Rechtsansprüche und Strukturprinzipien der Kinder- und Jugendhilfe. 
Unterschiedliche Fragen seien hinsichtlich des Handlungsbedarfs aufgeworfen 
worden. So sei hinterfragt worden, inwieweit in Modellprojekten festgestellte positive 
Effekte auch auf den ländlichen Raum übertragbar seien. Angemerkt worden sei 
zudem, Bedarfslagen von Familien mit einem Mitglied mit Behinderung/ 
Beeinträchtigung seien stärker zu beleuchten. Ein Vorschlag habe universal 
präventive Angebote angeregt, in welche auch andere Bereiche einbezogen 
würden. Es gehe nicht nur um die Zugangserleichterung zu bestehenden 
Angeboten, sondern auch um die Förderung aufsuchender Hilfen. 
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Es sei kritisch darauf hingewiesen worden, dass finanzielle Erwägungen nicht vor 
fachpolitischen Ansätzen stehen dürften; es dürfe keine Konkurrenz zwischen 
Einzelfallhilfen, Infrastrukturmaßnahmen und niedrigschwelligen Angeboten ohne 
Hilfeplanung entstehen. 
Im Bereich der Finanzen sei angemerkt worden, dass auf ambulante Hilfen ein 
besonderes Augenmerk zu richten sei. 
Einige Beiträge hätten angemerkt, es gehe nicht um die Schaffung von 
Rechtsansprüchen, sondern den Ausbau der Infrastruktur, während weitere 
Beiträge Rechtsansprüche begrüßten, aber auch auf die Kostenfolgen hinwiesen. 
 
Die Frage an die Fachöffentlichkeit zu diesem Bereich habe drei Aspekte umfasst: 
die Auswirkungen sozialräumlicher Angebote, Verbesserungsbedarfe sowie 
Ansatzpunkte für den Aufbau/Ausbau. Die Wirkung von sozialräumlichen 
Angeboten sei als positiv beschrieben worden. Insbesondere würden Zugänge zu 
anderen Hilfen eröffnet sowie bestimmte Zielgruppen erreicht, die sonst weniger 
erreicht würden.  
Als Ansatzpunkte seien Bedarfsanalysen für den jeweiligen Sozialraum i.R.d. 
Jugendhilfeplanung, Konkretisierungsvorschläge bzgl. §§ 16, 13 SGB VIII sowie 
Planungssicherheit und Zuverlässigkeit von Angebotsstrukturen genannt worden. 
Auch sei betont worden, dass es keine Konkurrenz zwischen Einzelfallhilfen und 
Sozialraumangeboten geben dürfe. 
 
Herr Patzelt (MdB) erfragt, wie der Zugang zu denjenigen Familien gelingen könne, 
die ihre Bedarfe nicht ausreichend wahrnehmen oder erkennen. 
 
Herr Grein (Deutscher Verein für öffentliche und private Fürsorge e.V. (DV)) 
habe sich darüber gewundert, dass im Arbeitspapier das Hilfeplanverfahren mit 
Vokabular wie langwierig und bürokratisch beschrieben werde, während 
niedrigschwellige Hilfen barrierefrei seien. Es werde unnötigerweise ein 
Gegensatzpaar aufgebaut. 
 
Frau Bessenich (Fachverbände für Menschen mit Behinderung, CBP) weist 
darauf hin, dass der Sozialraum nicht als inklusiver Sozialraum beschrieben sei. Die 
Bedarfe von Menschen mit Behinderungen würden nicht hinreichend gewürdigt. Die 
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tatsächlich vorhandenen Angebote der Jugendhilfe seien oft nicht barrierefrei. Im 
System des SGB XII/ SGB IX seien entsprechende Angebote nicht verfügbar. 
 
Frau Dr. Koch (Volkssolidarität e.V.) interpretiert Niedrigschwelligkeit als „leichte 
Erreichbarkeit“. Der Zugang zu Kindertagesstätten in den neuen Bundesländern sei 
gut. Diesem Umstand müsse durch eine Stärkung der Kitasozialarbeit und auch der 
Schulsozialarbeit Rechnung getragen werden. 
 
Herr Diener (Leiter des Jugendamtes der Freien Hansestadt Bremen) weist 
darauf hin, dass es nicht nur um den Zugang, sondern auch um den 
bedarfsgerechten Ausbau von Angeboten gehe. Die Zielgruppen könnten sich in 
den jeweiligen Sozialräumen durchaus unterscheiden. Es gebe Unsicherheiten im 
Hinblick auf das Vergaberecht. In Bremen habe man gute Erfahrungen mit 
zielgruppennahen semiprofessionellen Kräften gemacht. 
 
Herr Dr. Hagen (AGJ, Evangelischer Erziehungsverband e.V. (EREV)) betont die 
Bedeutung der Ressourcen von jungen Menschen vor Ort. Man müsse die 
vorhandenen Strukturen nutzen und stärken. 
 
Herr Freese (Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände, Deutscher 
Landkreistag (DLT)) weist darauf hin, dass sozialräumliche Angebote zusätzlich 
finanziell unterlegt werden müssten. Kitanutzung als niedrigschwelliger Zugang sei 
wichtig, ersetze aber die weitere Gemeinwesenarbeit nicht. Hilfeplanverfahren 
brächten nicht nur für die Ämter einen erheblichen Aufwand mit sich. Auch die 
Betroffenen würden belastet. Das Absehen von Hilfeplanung könne in bestimmten 
Situationen auch Vorteile haben. 
 
Frau Welke (DBR, Lebenshilfe) hebt hervor, dass die sozialräumlichen Angebote 
auch mit Blick auf die von ihr vertretene Zielgruppe konkret beschrieben werden 
müssten. In den Sozialräumen müsse es ausreichende Kompetenzen in der Arbeit 
mit Kindern mit Behinderung geben. 
 
Frau Seidel (Careleaver e.V.) weist darauf hin, dass auch die jungen Volljährigen 
ausreichend gewürdigt werden müssten. „Streetwork“ sei ein wichtiges 
niedgrigschwelliges Angebot. 
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Herr Rosenow (AGJ, DCV) sieht die Gefahr, dass niedrigschwellige Angebote 
gegen rechtsanspruchsgebundene Hilfen ausgespielt werden sollen. Es sei wichtig, 
das Leistungserbringungsrecht für die ambulanten Hilfen zu stärken. Der Begriff des 
Sozialraums sei unscharf. 
 
Frau Parlamentarische Staatssekretärin Caren Marks weist in Erwiderung auf 
die Stellungnahme von Herrn Rosenow darauf hin, dass es Aufgabe der 
Arbeitsgruppe sei, zur Begriffsklärung und -schärfung beizutragen und 
Missverständnisse zu beseitigen. Es gehe der Politik darum, dass die Hilfen so 
ankämen, wie sie gebraucht würden. Dies sei der klare Auftrag aus der 
Koalitionsvereinbarung. 
 
Frau Dr. Schmidt-Wiborg (DBR, Bundesarbeitsgemeinschaft Selbsthilfe von 
Menschen mit Behinderung, chronischer Erkrankung und ihren Angehörigen 
e.V. (BAG SELBSTHILFE)) regt an, dass die Aufgaben der Jugendhilfe im Hinblick 
auf inklusive Angebote und deren Barrierefreiheit konkretisiert werden müssten. 
Dieses verlange auch eine Vertretung der Sichtweisen der Betroffenen in den 
Jugendhilfeausschüssen. 
 
Herr Holke (APK) weist auf die Notwendigkeit einer adäquaten Finanzierung für 
Hilfen in Krisen hin. 
 
Herr Landes (Direktor des Instituts für Sozialarbeit und Sozialpädagogik e.V. 
(ISS)) mahnt eine Unterscheidung zwischen infrastrukturellen Hilfen von 
niedrigschwelligen Einzelfallhilfen an. Die erstgenannten seien sehr erfolgreich. 
 
Frau Völcker (Geschäftsführendes Vorstandsmitglied des AFET-
Bundesverbandes für Erziehungshilfe e.V. (AFET)) weist auf das Problem hin, 
dass Eltern an den Übergängen der Hilfen verloren gingen. Ein erster Bruch finde 
z.B. mit dem Eintritt in die Schule statt. Weiter weist sie darauf hin, dass die Kitas 
ausreichend ausgestattet sein müssten, um den Anforderungen gerecht zu werden. 
Diese dürften nicht überlastet werden. Eltern würden niedrigschwellige 
Beratungsangebote vor Ort positiv würdigen. 
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Frau Naudiet (Geschäftsführerin der Bundeskonferenz für Erziehungsberatung 
e.V. (BKE)) weist auf die Bedeutung strukturierter Übergabeprozesse hin. 
 
Frau Dr. Koch (Volkssolidarität e.V.) stärkt die Position von Fau Völker. Sie teilt die 
Auffassung, dass die Kitas fachlich und inhaltlich überfrachtet seien. Diese müssten 
entsprechend ausgestattet werden.  
 
Frau Prof. Dr. Böllert (AGJ) nimmt Bezug auf die Ausführungen von Herrn Landes. 
Die Angebote der Kinder- und Jugendhilfe müssten niedrigschwellig ausgestaltet 
sein. Die Infrastrukturangebote müssten in den jeweiligen Regionen differenziert 
ausgestaltet sein (z.B. Stadt/ Land). Der Aspekt der allgemeinen Förderung müsse 
vom Begriff der Prävention unterschieden werden. 
 
Frau Dr. Trost-Brinkhues (Bundesverband der Ärztinnen und Ärzte des 
öffentlichen Gesundheitsdienstes e.V. (BVÖGD)) weist darauf hin, dass die 
Strukturebene von der Fallebene unterschieden werden müsse. Es bedürfe zudem 
zwingend einer Vernetzung zwischen Jugendhilfe und Gesundheitshilfe. 
 
Herr Diener (Leiter des Jugendamtes der Freien Hansestadt Bremen) weist auf 
die Bedeutung fallübergreifender Hilfen, etwa an der Schnittstelle Jugendhilfe/ 
Schule hin. 
 
Herr Rosenow (AGJ, DCV) hält die Verzahnung mit den Vorgaben des SGB IX 
(insbes. §12 SGB IX) für sinnvoll. 

3.2 Finanzierungsstrukturen 

Frau Dr. Schmid-Obkirchner führt in das Thema ein und nennt schlaglichtartig 
Rückmeldungen von den AG-Mitgliedern aus der Online-Beteiligung. 
Zu der Option, § 36a Abs. 2 SGB VIII zu konkretisieren, habe es teilweise sehr 
positive Rückmeldungen gegeben. Teilweise sei die Option eher kritisch gesehen 
worden; es sei bereits jetzt schon möglich, solche Angebote zu finanzieren; die 
Finanzausstattung sei zu stärken; die Qualitätsentwicklung in der Kinder- und 
Jugendhilfe korrespondiere nicht mit dem Ausbau der niedrigschwelligen Angebote 
und deren Finanzierung. 
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Hinsichtlich Option 2, welche eine Pauschalfinanzierung ermögliche, sei von den 
Kritikern insbesondere auf eine Beschränkung der Partizipation, des Wunsch- und 
Wahlrechtes sowie der Trägerpluralität verwiesen worden. Andere hätten folgende 
Punkte zu bedenken gegeben: Rechtsansprüche seien beizubehalten, Partizipation 
sei zu stärken, es müsse vorgebeugt werden, dass diese Finanzierungsmöglichkeit 
nicht zulasten von individuellen Leistungen gehe und es sei zu begründen, was sich 
durch diese Option verbessere gegenüber dem status quo. Kritisch sei die 
Anwendung von Vergaberecht gesehen worden. Des Weiteren sei der Wunsch 
nach einer konkreteren Rechtsgrundlage für zweiseitige Finanzierungen geäußert 
worden. Als Einzelaspekte seien genannt worden der Verzicht auf Eigenleistungen 
in § 74 SGB VIII, die Konkretisierung des angemessenen Anteils für Jugendarbeit in 
§ 79 SGB VIII sowie ein Sicherstellungsauftrag der öffentlichen Träger hinsichtlich 
niedrigschwelliger Angebote und deren Finanzierung. 
 
Die Fachöffentlichkeit habe den Wunsch nach flexibleren Finanzierungsmodellen 
und rechtskreisübergreifenden Modellen dargelegt und die Aspekte der 
Trägervielfalt und des Wunsch- und Wahlrechts der Leistungsberechtigten betont. 
 
Herr Rosenow (AGJ, DCV) plädiert dafür, Infrastrukturangebote über bilaterale 
Verträge zu finanzieren. Er weist außerdem darauf hin, dass das geltende Recht 
sozialräumliche Angebote zulasse. 
 
Herr Freese (Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände, DLT) weist 
darauf hin, dass das Wunsch- und Wahlrecht in manchen Regionen zum Teil 
deshalb nicht sichergestellt werden könne, weil nicht in ausreichender Zahl 
Angebote vorhanden seien. 
 
Frau Naudiet (BKE) merkt an, dass es durch pauschale Finanzierungsformen zu 
Deckelungen im Bereich der Erziehungsberatung komme. Es müsse eine gute 
Evaluierung der Bedarfe geben. Die Finanzierung müsse den Bedarfen angepasst 
werden. 
 
Herr Diener (Leiter des Jugendamtes der Freien Hansestadt Bremen) weist auf 
die Erfahrungen aus Bremen hin. Das Wunsch- und Wahlrecht werde dort 
ebensowenig berührt wie die Trägerpluralität. Aus der Sicht der Kommunen bedürfe 



 

 

 

- 14 - 

es eines klaren gesetzlichen Rahmens zur Absicherung niedrigschwelliger 
sozialräumlicher Angebote. 
 
Herr Dr. Meysen (AGJ, SOCLES International Centre for Socio-Legal Studies 
(SOCLES)) plädiert für ein klares gesetzgeberisches Votum im Hinblick auf 
niedrigschwellige Angebote im Sozialraum. 
 
Frau Dr. Schmidt-Wiborg (DBR, BAG SELBSTHILFE) hält eine reine 
Pauschalfinanzierung für gefährlich. Dies berge die Gefahr einer Entscheidung nach 
Kassenlage. 
 
Frau Völcker (AFET) ist ebenfalls der Ansicht, dass es eines klaren 
gesetzgeberischen Votums bedürfe. 
 
Herr Landes (ISS) hält es für wichtig, die infrastrukturellen Leistungen ausreichend 
finanziell auszustatten. 
 
Herr Lohest (JFMK - Rheinland-Pfalz, Ministerium für Familie, Frauen, Jugend, 
Integration und Verbraucherschutz Rheinland-Pfalz (MFFJIV)) schlägt vor, auch 
im Bereich des SGB VIII das persönliche Budget einzuführen.  
 
Frau Möller (DBR, Deutscher Blinden- und Sehbehindertenverband e.V. 
(DBSV)) macht sich nochmals für die Beibehaltung individueller Rechtsansprüche 
stark.  
 
Herr Rosenow (AGJ, DCV) ist der Ansicht, dass das persönliche Budget ein gutes 
Instrument auch im SGB VIII wäre. Die Finanzierung über das Dreiecksverhältnis 
müsse neben der zweiseitigen Finanzierung erhalten bleiben. Es komme auch eine 
Kombination beider Systeme in Betracht. 
 
Frau Dr. Trost-Brinkhues (BVÖGD) weist auf die notwendige Fachlichkeit von 
sozialräumlichen Angeboten hin. 
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Herr Dr. Meysen (AGJ, SOCLES) legt dar, dass das persönliche Budget im 
Einzelfall eine geeignete Hilfeform sei. Er weist allerdings auf Probleme der 
Rechtsdurchsetzung hin. 
 
Frau Dr. Koch (Volkssolidarität e.V.) betont, wie wichtig finanzielle Kontinuität für 
die Angebotsträger sei und regt an, über Sozialraumbudgets nachzudenken. 
 
Herr Schattmann (JFMK - Nordrhein-Westfalen, MKFFI) votiert für 
unterschiedliche Formen der Finanzierung für unterschiedliche Angebote. Es könne 
nicht eine Regelung für das ganze Feld geben, u.a. weil diese rechtlich 
unterschiedlich ausestaltet seien. 
 
Herr Holke (APK) spricht sich dafür aus, Komplexleistungen stärker in den Blick zu 
nehmen. 

3.3 Qualitätssicherung von Sozialangeboten zur Schaffung niedrigschwelliger 
Hilfezugänge für Familien 

Frau Dr. Schmid-Obkirchner führt in das Thema ein und stellt schlaglichtartig 
Rückmeldungen der AG-Mitglieder aus der Online-Beteiligung dar.  
Hinsichtlich des Handlungsbedarfs sei mehrheitlich angemerkt worden, man 
brauche, wenn man von einer Einzelfallprüfung weggehe und die Steuerung über 
das Hilfeplanverfahren wegfalle, eine Kompensation über einen anderen Weg zur 
bedarfsgerechten und qualitativen Leistungserbringung, welcher auch strukturell 
sicherzustellen sei. Dies sei die Jugendhilfeplanung. Stichworte seien hier gewesen 
eine partizipative Jugendhilfeplanung, z.B. die Einbindung behinderungsspezifischer 
Fachlichkeit, sowie den Adressatinnen und Adressaten eine stärkere Rolle in der 
Jugendhilfeplanung und damit in den Jugendhilfeausschüssen zu geben, z.B. über 
Selbstvertretungen. Es solle ressortübergreifend im Planungskontext 
zusammengearbeitet werden und über die Jugendhilfeplanung seien auch die 
Regelstrukturen zu stärken. 
 
Mit Blick auf die Handlungoptionen sei rückgemeldet worden, die 
Planungsverantwortung sei hinsichtlich niedrigschwelligen Angeboten zu ergänzen 
und bedürfe einer Konkretisierung bzgl. der Aspekte „Inklusion und Barrierefreiheit“.  
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Fachkonzepte zur Sozialraumorientierung bzw. Lebensweltorientierung seien zu 
umschreiben im Sinne von Qualitätsmerkmalen in unterschiedlichen Kontexten u.a. 
im Rahmen von § 78c SGB VIII. 
 
In den Rückmeldungen der Fachöffentlichkeit sei die Jugendhilfeplanung stark 
betont worden. Wichtig seien ausreichende Ressourcen, Beteiligungsformate sowie 
notwendige Datengrundlagen. Gesetzliche Vorgaben hinsichtlich einer 
sozialräumlichen Ausgestaltungen seien befürwortet worden. Als weitere Themen 
seien strukturelle Bedarfsanalysen, die Stärkung der Jugendhilfeausschüsse sowie 
die Abstimmung mit anderen Systemen angesprochen worden. 
 
Herr Freese (Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände, DLT) 
problematisiert, ob es gesonderter Kriterien der Qualitätssicherung für diesen 
Bereich überhaupt bedürfe oder ob nicht die allgemeinen Kriterien ausreichend 
seien. 
 
Herr Holke (APK) weist darauf hin, dass eine Trennung von Kooperationsverbünden 
und Steuerungsverbünden sinnvoll sein könne. 
 
Herr Dr. Meysen (AGJ, SOCLES) ist der Ansicht, dass Qualitätsfragen durch Recht 
schwer steuerbar seien. 
 
Herr Rosenow (AGJ, DCV) hebt hervor, dass die Leistungsseite besser in den Blick 
genommen werden müsse. Die Leistungsvereinbarungen müssten qualifiziert 
werden. 

3.4 Lebensorte von Familien für Prävention nutzen 

Frau Dr. Schmid-Obkirchner führt in die Thematik ein und weist insbesondere auf 
die Überschneidungen mit den bereits besprochenen Kapiteln hin. Es gehe darum, 
unterschiedliche Systeme zusammenzubringen, z.B. Kitas für Beratungen zu 
nutzen, an Regelangebote anzuknüpfen. Ein Vorbild seien die frühen Hilfen. Die 
Rückmeldungen aus der Online-Beteiligung seien grundsätzlich positiv gewesen. 
Angesprochen worden seien die Ausstattung solcher Netzwerke und die Frage der 
Koordinierung. Hier erläutert sie, dass man sich an § 3 KKG angelehnt habe und für 
die generelle Vernetzung im Kinderschutz die Koordinierung beim öffentlichen 
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Träger liege. Auch in den Rückmeldungen sei der Gedanke aufgegriffen worden, 
dass das, was man im Bereich der frühen Hilfen gelernt habe, auf andere 
Altersgruppen zu übertragen und weiterzuentwickeln sei. Sie weist zudem auf die 
angesprochenen klaren Bezüge zur AG „Kinder psychisch kranker Eltern“ hin. 
 
Frau Dr. Koch (Volkssolidarität e.V.) weist auf zentrale Unterschiede zwischen 
dem urbanen und dem ländlichen Raum hin. Zum Teil scheitere die 
Insanspruchnahme von Angeboten bereits an der Verkehrsinfrastruktur. 
 
Herr Freese (Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände, DLT) hält 
das Problem nicht nur für eine infrastrukturpolitische, sondern auch für eine 
fachpolitische Aufgabe. 
 
Herr Schattmann (JFMK - Nordrhein-Westfalen, MKFFI) teilt dieses. Es gelte vor 
allem die mit Strukturveränderungen (z.B. Einführung der Ganztagsschule) 
einhergehenden Anforderungen zu würdigen. 
 
Frau Naudiet (BKE) bringt den virtuellen Sozialraum in das Gespräch. Virtuelle und 
Präsenzberatung müssten verknüpft werden. 
 
Herr Dr. Hagen (AGJ, EREV) regt an, vorhandenes Potential zu nutzen; auch im 
ländlichen Raum gebe es Strukturen und diese sollten genutzt werden. 
 
Frau Dr. Schmidt-Wiborg (DBR, BAG SELBSTHILFE) hebt die Bedeutung von 
Selbstvertretungsorganisationen und Ehrenamtlichen sowie deren Einbeziehung in 
Netzwerke hervor. Ausreichende Ressourcen für die Netzwerkarbeit seien die 
Grundlage für qualitative Arbeit. 
 
Herr Dr. Jahnke (Arbeitsstab der Beauftragten der Bundesregierung für 
Migration, Flüchtlinge und Integration) weist auf die Bedeutung der Selbsthilfe 
und des Ehrenamtes hin.  

TOP 4: Sonstiges 

Frau Parlamentarische Staatssekretärin Caren Marks weist nochmals auf die 
laufende Frist zur Stellungnahme bis zum 18. Juni 2019 hin. Die Stellungnahmen 
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würden veröffentlicht, sofern kein Widerspruch gegenüber der Geschäftsstelle 
erfolge. Die nächste Sitzung solle 2-tägig am 17. (ca. 11:00 – 16:30 Uhr) und 18. 
September 2019 (ca. 10:00 bis 16:30 Uhr) stattfinden. Das Thema „Inklusion“ 
verdiene und verlange eine breite Würdigung. Hiergegen gibt es keine Einwände. 
 
Frau Parlamentarische Staatssekretärin Caren Marks bedankt sich bei den 
Teilnehmenden und schließt die Sitzung. 

Die nächste Sitzung der Arbeitsgruppe „SGB VIII: Mitreden – Mitgestalten“ findet 
wie folgt statt: 

Dienstag, den 17. September 2019, voraussichtlich 11:00 - 16:30 Uhr, sowie 
Mittwoch, den 18. September 2019, voraussichtlich 10:00 - 16:30 Uhr. 



 
 

 

Arbeitspapier 
der AG-Sitzung „Prävention im Sozialraum stärken“ 



  

Arbeitsgruppe: „SGB VIII: Mitreden-Mitgestalten“ 
4. Sitzung am 11. Juni 2019 

Sitzungsunterlage  

Prävention im Sozialraum stärken 

Präambel 
Die Koalitionsparteien CDU, CSU und SPD haben sich im Koalitionsvertrag für die 19. 

Legislaturperiode auf eine Weiterentwicklung der Kinder- und Jugendhilfe verständigt. 

Das Kinder- und Jugendhilfegesetz habe sich in seiner Grundausrichtung bewährt und 

hohe Akzeptanz erfahren. Gesellschaftliche Veränderungen sowie fachpolitische 

Erkenntnisse verlangten aber nach einer Weiterentwicklung. Die Weiterentwicklung soll 

nach dem Willen der Koalitionsparteien auf Basis des in der letzten Legislaturperiode 

beschlossenen Kinder- und Jugendstärkungsgesetzes erfolgen. Ausgehend von den 

unterschiedlichen Bedarfen der Kinder und Jugendlichen und ihrer Eltern sollen die 

präventiven sozialräumlichen Angebote gestärkt werden (vgl. Koalitionsvertrag 

zwischen CDU, CSU und SPD, 19. Legislaturperiode vom 12. März 2018, S. 21.). 

Das vorliegende Arbeitspapier greift diesen Auftrag auf und stellt zunächst den 

Sachverhalt zum Gesamtthemenfeld der Arbeitsgruppensitzung dar. Sodann erfolgt 

eine Analyse des Handlungsbedarfes und des Diskussionsstandes. 

Die Arbeitsgruppe hat dem Themenfeld „Prävention im Sozialraum“ in ihrer ersten 

Sitzung die Unterthemen  

TOP 1: Direkte niedrigschwellige Hilfezugänge für Familien  

TOP 2: Finanzierungsstrukturen 

TOP 3:  Qualitätssicherung von Sozialangeboten zur Schaffung niedrigschwelliger 

Hilfezugänge für Familien 

TOP 4:  Lebensorte von Familien für Prävention nutzen 

zugeordnet. 

Hierzu erfolgen jeweils eine Analyse des Handlungsbedarfs und die Ableitung von 

Handlungsoptionen. 

Dabei wird ein breites Verständnis von Prävention zugrunde gelegt, das sowohl 

spezifische, auf bestimmte Bedarfslagen ausgerichtete Angebote als auch allgemeine 
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bzw. infrastrukturelle Angebote und Systeme im Sozialraum einbezieht bzw. 

aufeinander bezieht. Sozialraum wird hierbei als Quartier unterhalb der Stadt- bzw. 

Kreisebene verstanden, das über die Herstellung sozialer Bezüge und Milieus 

identitätsstiftend wirkt und Fokus für soziales oder politisches Handeln ist. 

Prävention im Sozialraum stärken  

A. Sachverhalt 

I. Rechtsentwicklung 
Die Grundlagen für die Ausgestaltung der Leistungen des SGB VIII (vgl. § 2 Abs. 2 

SGB VIII) wurden mit dessen Einführung im Jahre 1990 gelegt. Seitdem wurde 

insbesondere auch die Rechtsqualität der einzelnen Leistungsnormen immer wieder 

verändert. So wurden – um nur zwei Beispiele zu nennen - etwa mit dem 

Kindschaftsrechtsreformgesetz von 1997 die Beratungsleistungen nach §§ 17 und 18 

SGB VIII verstärkt und erweitert. Auch im Bereich der Förderung von Kindern in 

Tageseinrichtungen und in Kindertagespflege wurden mit dem Schwangeren- und 

Familienhilfegesetz von 1992 und dem Kinderförderungsgesetz von 2008 

Rechtsansprüche eingeführt und mit dem Tagesbetreuungsausbaugesetz von 2004 

objektiv-rechtliche Verpflichtungen begründende Bedarfslagen konkretisiert.  

Wesentliche Änderungen hat das leistungsrechtliche System des SGB VIII durch die 

Einführung der §§ 78a – 78g SGB VIII erfahren. Mit der Einführung der sogenannten 

Entgeltfinanzierung durch das 2. SGB-XI-ÄndG vom 29. Mai 1998 (Bundesgesetzblatt I 

S. 1188) wurde im Bereich der stationären und teilstationären Leistungen das System 

prospektiver Leistungsentgelte mit dem Verbot nachträglicher Gewinn- und 

Verlustausgleiche eingeführt. Im Anwendungsbereich der in § 78a Abs. 1 SGB VIII 

katalogartig aufgezählten Leistungen ist die Entgeltfinanzierung damit die gesetzlich 

vorgesehene Finanzierungsart. Die Entgeltfinanzierung ist die klassische Form der 

Finanzierung von Sozialleistungen im sogenannten sozialrechtlichen 

Dreiecksverhältnis. Alternative Finanzierungsformen werden in diesem Bereich 

grundsätzlich nicht für zulässig gehalten (Wiesner, SGB VIII, Kinder- und Jugendhilfe, 

Kommentar, 5. Aufl., vor § 78a, Rn. 13 f.), eine Ausnahme stellt § 36a Abs. 2 SGB VIII 

dar, s. unten. Damit scheiden die Zuwendungsfinanzierung (§ 74 SGB VIII), die 
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Finanzierung über zweiseitige Austauschverträge (§ 77 SGB VIII) sowie Mischformen 

der Finanzierung im Anwendungsbereich der rechtsanspruchsgebundenen Leistungen 

nach geltendem Recht aus (vgl. Münder, in: Münder u.a., FK-SGB VIII, 8. Auflage, 

VorKap. 5, Rn. 17). Ob das Vergaberecht im Bereich der rechtsanspruchsgebundenen 

Leistungen anwendbar ist, ist umstritten. Überwiegend wird davon ausgegangen, dass 

die Leistungserbringung nach dem SGB VIII im sozialrechtlichen Dreiecksverhältnis 

jedenfalls dann nicht dem Vergaberecht unterliegt, wenn bei der Zulassung von 

Dienstleistungserbringern keine Auswahlentscheidung getroffen wird. 

§ 36a Abs. 2 SGB VIII regelt als Ausnahmeregelung zu dem in § 36a Abs. 1 SGB VIII 

geregelten Entscheidungsprimat des Trägers der öffentlichen Jugendhilfe Formen der 

unmittelbaren Inanspruchnahme von Leistungen (der Gewährungsakt des öffentlichen 

Trägers entfällt) und ermöglicht deren Finanzierung jenseits der Entgeltfinanzierung im 

Wege von Vereinbarungen mit den Leistungserbringern. Die Regelung wurde durch 

das Kinder- und Jugendhilfeweiterentwicklungsgesetz (Gesetz vom 8. September 

2005, Bundesgesetzblatt I, S. 2729 - KICK) in das SGB VIII eingefügt. Damit soll der 

Zugang zur Hilfe erleichtert und gleichwohl dem Jugendamt im Wege der 

Vertragsgestaltung die notwendige fachliche und finanzielle Steuerung ermöglicht 

werden. 

Mit dem Bundeskinderschutzgesetz wurde zum 1. Januar 2012 das Gesetz zur 

Kooperation und Information im Kinderschutz (KKG) als neues Stammgesetz 

eingeführt. § 3 Abs. 1 bis 3 KKG verpflichtet über die Kinder- und Jugendhilfe hinaus 

zum Auf- und Ausbau von Netzwerkstrukturen als Instrument für die strukturelle 

Zusammenarbeit der Akteure im Kinderschutz. 

II. Aktuelle Rechtslage 
Der Zugang zu direkten niedrigschwelligen Hilfen für Familien und auch präventiven 

Angeboten werden im SGB VIII durch die sogenannten „Leistungen der Kinder- und 

Jugendhilfe“ sichergestellt (§§ 11 – 41 SGB VIII). 

1. Leistungen mit und ohne vorherige Bedarfsprüfung 
Innerhalb des Leistungskatalogs ist zu differenzieren zwischen solchen Leistungen, 

deren Inanspruchnahme einer vorherigen Einzelfallprüfung, ggf. Hilfeplanung sowie 

Bewilligung durch Verwaltungsakt bedarf und solchen Angeboten, die von den 
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Hilfesuchenden ohne vorherige Bedarfsprüfung in Anspruch genommen werden 

können.  

Als niedrigschwellig und im Rahmen der Prävention besonders geeignete Hilfezugänge 

werden dabei gerade die letztgenannten Hilfen interpretiert, weil sie den Hilfezugang 

ohne Schranken und ohne aufwändige Bedarfsprüfung in Verwaltungsverfahren 

ermöglichen.  

2. Rechtsansprüche und objektive Rechtsverpflichtungen 
Weiter differenziert das Leistungsrecht des SGB VIII zwischen solchen Leistungen, die 

als sogenanntes „subjektives Recht“ ausgestaltet sind und solchen Leistungen, die das 

Jugendamt lediglich „objektiv-rechtlich“ zu deren Etablierung und Bereitstellung 

verpflichten. Nur diejenigen Leistungen, die als sogenanntes „subjektives Recht“ 

ausgestaltet sind, können als Rechtsanspruch von den Leistungsberechtigten 

durchgesetzt werden.1  

Die bloße Wahrnehmung eines Pooling-Angebots lässt prinzipiell den subjektiven 

Anspruch auf Einzelfallhilfen unberührt. 

Niedrigschwellige Zugänge zu Angeboten und Leistungen finden sich überwiegend im 

Bereich der sogenannten „objektiven Rechtspflichten“: Zugang zur Leistung ohne 

Einzelfallprüfung bieten etwa Angebote der „offenen Jugendarbeit“ und 

„gemeinwesenorientierte Angebote“ (§ 11 Abs. 2 S. 2 SGB VIII) sowie die 

„Nachbarschaftshilfe“ als „Leistung zur Förderung der Erziehung in der Familie“ (§ 16 

Abs. 2 S. 2 Nr. 1 SGB VIII). Demgegenüber setzen etwa die als „Soll“-Regelung 

ausgestalteten, präventiv ausgerichtete Angebote der Jugendsozialarbeit (§ 13 SGB 

VIII) sowie der Unterstützung von Familien in Notsituationen bei Ausfall des 

betreuenden Elternteils nach § 20 SGB VIII das Vorliegen spezifischer Bedarfslagen 

und dessen Prüfung im Einzelfall voraus. 

Sozialraumbezogene Leistungen, die niedrigschwellige Hilfezugänge ermöglichen, 

sowie Leistungen zur Prävention finden sich im SGB VIII aber auch im Bereich der 

sogenannten rechtsanspruchsgebundenen und damit durch den Hilfesuchenden 

einklagbaren Leistungen: 

 
1 Die Streitfrage, ob und in welchem Umfang im Rahmen der Prüfung der Voraussetzungen ein 
Beurteilungsspielraum besteht und ob ein Auswahlermessen des Jugendamtes besteht, ist hier 
nicht entscheidend, denn jedenfalls besteht ein Anspruch auf Durchführung eines 
ordnungsgemäßen Hilfeplanverfahrens. In diesem Sinne und in Abgrenzung zu den objektiven 
Rechtsverpflichtungen wird der Begriff „Rechtsanspruchsleistung“ hier benutzt. 
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Nach § 27 Abs. 2 S. 2 2. Hs. SGB VIII ist „das engere soziale Umfeld des Kindes oder 

des Jugendlichen“ einzubeziehen. Die Erziehungsberatung sowie andere (ambulante) 

Beratungsdienste sind als niedrigschwellige Hilfezugänge allgemein anerkannt und 

vom Gesetzgeber auch als solche gewertet (§ 36a Abs. 2 S. 1 SGB VIII). Von ihrer 

Intensität her in der Regel mit Beratungsangeboten nicht vergleichbar und daher nicht 

von der Möglichkeit der unmittelbaren Inanspruchnahme umfasst, ist die 

sozialpädagogische Familienhilfe nach § 31 Abs. 1 S. 1 SGB VIII. Als Hilfe, die bei „der 

Bewältigung von Alltagsproblemen“ unterstützen und „Hilfe zur Selbsthilfe geben“ soll, 

ist sie gleichwohl dem Spektrum präventiver Hilfen zuzuordnen. Außerhalb der 

präventiv ausgerichteten Formen erzieherischer Hilfen sind auch die niedrigschwellig 

zugänglichen Beratungsleistungen nach §§ 17 und 18 SGB VIII 

rechtsanspruchsgebunden.  

3. Entgeltfinanzierung, Förderfinanzierung, zweiseitige Verträge 
Mit diesen Differenzierungen korrespondiert ein Leistungserbringungsrecht, das die 

Finanzierung der jeweiligen Leistungstypen unterschiedlich ausgestaltet: Während die 

Erbringung von Kinder- und Jugendhilfeleistungen, auf die ein Rechtsanspruch besteht 

und für die eine Einzelfallprüfung auf Basis einer Hilfeplanung zu erfolgen hat, durch 

Leistungsentgelte über das sog. sozialrechtliche Dreiecksverhältnis finanziert wird – mit 

Ausnahme des § 36a Abs. 2 SGB VIII, sieht das SGB VIII für die objektivrechtlich 

ausgestalteten Leistungen andere Finanzierungsformen, insbesondere die sogenannte 

Zuwendungs- bzw. Förderfinanzierung (§ 74 SGB VIII) sowie die Finanzierung auf der 

Basis von Verträgen (§ 77 SGB VIII), vor.  

a) Finanzierung über das rechtliche Dreiecksverhältnis bei 
rechtsanspruchsgebundenen Leistungen 
Die Diskussion um die Verbesserung direkter niedrigschwelliger Hilfezugänge und den 

Ausbau präventiver Angebote kann nur vor dem Hintergrund der Konstruktion des 

sogenannten sozialrechtlichen Dreiecksverhältnisses verstanden werden. Die 

Leistungserbringung innerhalb des sozialrechtlichen Dreiecksverhältnisses bedeutet, 

dass ein öffentlicher Leistungsträger Dienste dem Leistungsberechtigten gegenüber 

„schuldet“, deren Erfüllung aber einem Leistungserbringer (hier: auf der Basis eines 

dem Berechtigten zustehenden Wunsch- und Wahlrechts, § 5 SGB VIII) übertragen ist. 

Konkret bedeutet das: Liegen die Leistungsvoraussetzungen vor und wurde der Bedarf 

im Hilfeplanverfahren (§ 36 SGB VIII) unter Beachtung des Wunsch- und Wahlrechtes 
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(§ 5 SGB VIII) konkretisiert, hat der Hilfesuchende Anspruch auf Übernahme des in der 

Einrichtung bzw. bei dem Dienst entstehenden Leistungsentgeltes, sofern die Kosten 

nicht unverhältnismäßig höher sind als dasjenige vergleichbarer Einrichtungen und 

sofern zwischen dem Träger der öffentlichen Jugendhilfe und dem Leistungserbringer 

Vereinbarungen nach § 78b Abs. 1 SGB VIII geschlossen wurden. Der 

Leistungserbringer erbringt seine Leistung gegenüber dem Hilfesuchendem 

grundsätzlich auf Basis eines privatrechtlichen Dienstvertrages mit Leistung und 

Gegenleistung (grundsätzlich § 611 ff. BGB): Der Vertrag verpflichtet den 

Leistungserbringer zur Erbringung der versprochenen sozialen Dienstleistung und den 

Hilfesuchenden zur Zahlung des vereinbarten Leistungsentgelts. Das Dreieck schließt 

sich, indem dieses Das Leistungsentgelt wird vom Jugendamt nach Bewilligung durch 

Leistungsverwaltungsakt übernommen und im Regelfall direkt an die Einrichtung 

gezahlt und zwar zu Entgelten, die zuvor zwischen öffentlichen und freien Trägern 

ausgehandelt wurden (§ 78c SGB VIII). 

Im Einrichtungsfinanzierungsrecht ist anerkannt, dass grundsätzlich jeder 

Leistungserbringer einen Anspruch auf „Marktzugang“ (unter den nachfolgend 

genannten Voraussetzungen) hat und dass hierbei allgemeine bedarfssteuernde 

Aspekte keine Rolle spielen dürfen. Jeder Leistungserbringer, der die 

Voraussetzungen für die Erteilung einer Betriebserlaubnis nach § 45 SGB VIII sowie 

die Voraussetzungen für den Abschluss einer Leistungs-, Entgelt- und 

Qualitätsentwicklungsvereinbarung erfüllt, kann Jugendhilfeleistungen erbringen. Die 

inhaltliche Ausgestaltung der Leistungsangebote obliegt grundsätzlich primär den 

Leistungserbringern. Diese beschreiben die Ausgestaltung der in der 

Leistungsvereinbarung festzulegenden wesentlichen Leistungsmerkmale (§ 78c Abs. 1 

Satz 1 SGB VIII). Die Schiedsstellen nach § 78g SGB VIII billigen den 

Leistungserbringern bei der Ausgestaltung ihrer Leistungsbeschreibungen 

weitgehende Autonomie zu (vgl. beispielhaft: Schiedsstelle nach § 78g SGB VIII beim 

Landesamt für Gesundheit und Soziales Mecklenburg-Vorpommern 19. September 

2016, S. 7 f., https://www.lagus.mv-regierung.de/Service/Schiedsstellen/, Abruf: 

29.04.2019). Allerdings muss das Leistungsangebot dem gesetzlichen Rechtsanspruch 

des Leistungsberechtigten entsprechen, auf dessen Erfüllung der Leistungsberechtigte 

einen Anspruch gegen den öffentlichen Träger der Kinder- und Jugendhilfe hat. Dieser 

muss wiederum über das Leistungserbringungsrecht sicherstellen, dass dieser 

Anspruch - vom Leistungserbringer - erfüllt wird (vgl. § 78c Abs. 1 Satz 3 SGB VIII. Der 

Träger der öffentlichen Jugendhilfe hat deren Selbstständigkeit in Zielsetzung und 

https://www.lagus.mv-regierung.de/Service/Schiedsstellen/
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Durchführung ihrer Aufgaben sowie in der Gestaltung ihrer Organisationsstruktur zu 

achten (§ 4 Abs. 1 Satz 2 SGB VIII) und soll von eigenen Maßnahmen absehen, soweit 

geeignete Einrichtungen, Dienste und Veranstaltungen von anerkannten Trägern der 

freien Jugendhilfe betrieben werden oder rechtzeitig geschaffen werden können (§ 4 

Abs. 2 SGB VIII).  

Die inhaltliche Steuerung der Leistungsangebote (nicht der Hilfe im Einzelfall) liegt 

damit in diesem Finanzierungssystem und damit im System rechtsanspruchs-

gebundener Leistungen primär in den Händen der Leistungserbringer. 

b) Durchbrechungen des Prinzips der Entgeltfinanzierung bei 
rechtsanspruchsgebundenen Leistungen 
Der Grundsatz, wonach Leistungen, auf die ein Rechtsanspruch besteht und die erst 

auf Grundlage einer qualifizierten Hilfeplanung gewährt werden können, allein im 

Rahmen der Entgeltfinanzierung über das sogenannte sozialrechtliche 

Dreiecksverhältnis gewährt werden können, wird in § 36a Abs. 2 SGB VIII 

durchbrochen: Danach soll der Träger der öffentlichen Jugendhilfe die 

niedrigschwellige unmittelbare Inanspruchnahme von ambulanten Hilfen, insbesondere 

der Erziehungsberatung, zulassen. Dazu soll er mit den Leistungserbringern 

Vereinbarungen schließen, in denen die Voraussetzungen und die Ausgestaltung der 

Leistungserbringung sowie die Übernahme der Kosten geregelt werden. 

c) Zuwendungs- bzw. Förderfinanzierung und gegenseitige Leistungsverträge 
bei objektiven Rechtsverpflichtungen  
Leistungen, auf die kein Rechtsanspruch besteht, können entweder im Wege der 

sogenannten Förderfinanzierung nach § 74 SGB VIII oder auch über zweiseitige 

Leistungsverträge finanziert werden (vgl. Münder, in: Münder u.a., FK-SGB VIII, 8. 

Auflage, VorKap. 5, Rn. 17). Im System der Förderfinanzierung liegt die Steuerung der 

Leistungsangebote nach Art und Umfang der Hilfe weitgehend in den Händen des 

Trägers der öffentlichen Jugendhilfe. Er hat ein weites Planungsermessen. Bei den 

Auswahlentscheidungen muss der Träger der öffentlichen Jugendhilfe die 

Ermessensleitsätze des § 74 Abs. 1 SGB VIII sowie die allgemein im 

Förderfinanzierungsrecht zu beachtenden Ermessensleitsätze berücksichtigen (vgl.: 

Münder, a.a.O., § 74 Rn. 24 ff.; Gerlach/Hinrichs, ZKJ 2015, 134 ff.). Alternativ 

kommen in diesem Bereich auch zweiseitige Austauschverträge nach § 77 SGB VIII in 

Betracht (vgl. Münder, in: Münder u.a., FK-SGB VIII, 8. Auflage, VorKap. 5, Rn. 14). 
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4. Die Rechtsprechung der Verwaltungsgerichte zur Pauschalfinanzierung 
niedrigschwelliger Hilfezugänge und präventiver Leistungsangebote 
Die Leistungserbringung im Bereich niedrigschwelliger Hilfezugänge und präventiver 

Angebote berührt, wie dargelegt, beide Arten von Leistungen, solche auf die ein 

Rechtsanspruch besteht und die deshalb i.d.R. über das Dreiecksverhältnis durch 

Leistungsentgelte zu refinanzieren sind sowie solche, die über Zuwendungen oder 

zweiseitige Verträge finanziert werden können. Niedrigschwellige Hilfen und präventive 

Leistungsangebote, die Leistungsbestandteile beider Systeme enthalten, können damit 

nach geltendem Recht nur durch eine Kombination der Finanzierungssysteme mit 

Finanzmitteln ausgestattet werden. 

Die Rechtsprechung hat Versuchen, Modelle der Pauschalfinanzierung 

niedrigschwelliger präventiver Hilfen zu etablieren, eine Absage erteilt, sofern diese 

gleichzeitig auch Leistungsbestandteile aus dem Bereich der 

rechtsanspruchsgebundenen Einzelfallhilfen enthielten. Tragender Begründungsansatz 

der Rechtsprechung ist der Wesentlichkeitsgrundsatz, wonach wesentliche Eingriffe in 

grundrechtlich geschützte Freiheiten einer gesetzlichen Grundlage bedürfen. Das 

Leistungserbringungsrecht des SGB VIII sehe – so die Rechtsprechung – im Bereich 

derjenigen Leistungen, die über das sogenannte sozialrechtliche Dreiecksverhältnis 

refinanziert werden müssten, einen Marktzugang für alle Leistungserbringer vor. 

Schließe der Träger der öffentlichen Jugendhilfe Verträge mit ausgewählten 

Leistungserbringern oder fördere er deren Leistungserbringung durch Zuwendungen, 

führe dieses zu einer Beschränkung des Marktzugangs für die nicht ausgewählten 

Leistungserbringer. Hierin sieht die Rechtsprechung einen Eingriff in die durch Art. 12 

GG gewährte Berufsausübungsfreiheit. Dieser Eingriff könne nur auf Grundlage eines 

Parlamentsgesetzes erfolgen. Ein solches Gesetz sei im geltenden Recht nicht 

ersichtlich, entsprechende Finanzierungsmodelle seien daher rechtswidrig (OVG 

Hamburg, Beschluss vom 10.11.2004, Az. 4 Bs 388/04, ZfJ 2005, 118-121; OVG 

Münster, Beschluss vom 18.3.2005, Az. 12 B 1931/04, ZO 2005, 484-485; OVG Berlin, 

Beschluss vom 4.4.2005, Az. 6 S 415.04, RsDE 63 (2006), 67-74; OVG Lüneburg, 

Beschluss vom 13.3.2006, Az. 4 ME 1/06, NVwZ-RR 2006, 618; OVG Lüneburg, Urteil 

vom 12.7.2012, Az. 4 LA 55/11, NVwZ-RR 2610, 850-853. Zuletzt: VG Hamburg, Urteil 

vom 10.12.2015, Az. 13 K 1532.12. Überblick über die Rechtsprechung bei Nickel, 

NDV 2013, 303-307 und NDV 2013, 341-345). Die überwiegende Literaturmeinung 

folgt dieser Rechtsposition (Auswahl: Wiesner, Die Leitideen des KJHG und ihre 
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Vereinbarkeit mit dem sozialräumlichen Planungsansatz, in: Merten, (Hrsg.): 

Sozialraumorientierung — Zwischen fachlicher Innovation und rechtlicher Machbarkeit, 

Weinheim 2002, S. 167, 181; Krölls, Die Sozialraumbudgetierung aus 

jugendhilferechtlicher und jugendhilfepolitischer Sicht, ebd., S. 183-201; Neumann, 

Raum ohne Rechte — Zur Rezeption von Sozialraumkonzepten durch die Sozialpolitik, 

RsDE 33 (2003), 30-46; Hinrichs/Meier, ZFSHSGB 2004, 595-597; Gerlach/Hinrichs, 

ZKI 2010, 344; Münder, JAmt 2011, 69). Vereinzelt werden auch Gegenpositionen 

vertreten (Stähr, Juristische Grundlagen für die sozialpädagogische Diskussion um 

Sozialraumorientierung, in: Budde/Früchtel/Hinte (Hrsg.) (Anm. 32); Nellissen, 

Sozialraumorientierung im aktivierenden Sozialstaat, Baden-Baden 2005). 

5. Jugendhilfeplanung und Strukturelle Zusammenarbeit 
Die §§ 79 – 81 SGB VIII weisen dem Träger der öffentlichen Jugendhilfe eine 

umfassende Gesamtverantwortung zur Gewährleistung und Planung geeigneter 

bedarfsdeckender Angebote für Kinder und Jugendliche sowie ihren Familien zu. Diese 

Gesamtverantwortung ist genuine Aufgabe des Trägers der öffentlichen Kinder- und 

Jugendhilfe und kann nicht an Träger der freien Kinder- und Jugendhilfe delegiert 

werden (Wiesner, SGB VIII, Kommentar, 5.Aufl., § 79 Rn.1, m.w.N.). Sie umfasst auch 

die Verpflichtung, Angebote zur strukturellen Zusammenarbeit zu entwickeln und zu 

fördern. Im Einzelnen: 

§ 79 SGB VIII weist dem Jugendamt als Grundsatznorm eine Sicherstellungs- und 

Planungsverantwortung im Sinne einer „Garantenstellung“ (Wiesner, a.a.O.) zu. Der 

Träger der öffentlichen Kinder- und Jugendhilfe muss für die Verfügbarkeit der 

notwendigen Einrichtungen, Dienste und Veranstaltungen sorgen und die dafür 

notwendigen Organisationseinheiten schaffen. 

Nach § 79a SGB VIII haben die Träger der öffentlichen Jugendhilfe Grundsätze und 

Maßstäbe für die Bewertung der Qualität sowie geeignete Maßnahmen zu ihrer 

Gewährleistung weiterzuentwickeln, anzuwenden und regelmäßig zu überprüfen. Dies 

gilt insbesondere im Hinblick auf die Gewährung und Erbringung von Leistungen sowie 

im Hinblick auf die Zusammenarbeit mit anderen Institutionen. 

Nach § 80 Abs. 1 SGB VIII haben die Träger der öffentlichen Jugendhilfe im Rahmen 

ihrer Planungsverantwortung den Bedarf unter Berücksichtigung der Wünsche, 

Bedürfnisse und Interessen der jungen Menschen und der Personensorgeberechtigten 
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für einen mittelfristigen Zeitraum zu ermitteln und die zur Befriedigung des Bedarfs 

notwendigen Vorhaben rechtzeitig und ausreichend zu planen. Auch 

unvorhergesehene Bedarfe müssen befriedigt werden. Dabei sollen die Einrichtungen 

und Dienste so geplant werden, dass insbesondere Kontakte in der Familie und im 

sozialen Umfeld erhalten und gepflegt werden können und ein möglichst wirksames, 

vielfältiges und aufeinander abgestimmtes Angebot von Jugendhilfeleistungen 

gewährleistet ist (§ 80 Abs. 2 SGB VIII). In die Planung ist der Jugendhilfeausschuss 

einzubeziehen (§ 80 Abs. 3 SGB VIII). Nach § 80 Abs. 4 SGB VIII sollen die Träger der 

öffentlichen Kinder- und Jugendhilfe darauf hinwirken, dass die Jugendhilfeplanung 

und andere örtliche und überörtliche Planungen aufeinander abgestimmt werden. 

§ 81 SGB VIII regelt die strukturelle Zusammenarbeit mit anderen Stellen und 

öffentlichen Einrichtungen. Er verpflichtet die Träger der öffentlichen Kinder- und 

Jugendhilfe zur Zusammenarbeit mit anderen Stellen und öffentlichen Einrichtungen, 

deren Tätigkeit sich auf die Lebenssituation junger Menschen und ihrer Familien 

auswirkt. Die zentralen Kooperationspartner der Kinder- und Jugendhilfe sind in einer 

(nicht abschließenden) Aufzählung in § 81 SGB VIII aufgeführt. Das Kooperationsgebot 

ist eine objektiv-rechtliche Verpflichtung des Trägers der öffentlichen Jugendhilfe und 

bindet allein diesen, nicht aber die Kooperationspartner. Für die Sozialleistungsträger 

nach den übrigen Büchern des Sozialgesetzbuches ergibt sich ein allgemeines 

Kooperationsgebot aus § 86 SGB X. Zum Teil finden sich Kooperationsgebote auf der 

Ebene von Landesgesetzen, insbesondere den Schulgesetzen (vgl. z.B. § 25 NSchG, 

§§ 5, 9 SchulG NRW). Auch andere gesetzlichen Vorschriften, Erlasse oder 

Verwaltungsrichtlinien der jeweiligen Aufgabenbereiche enthalten Kooperationsgebote 

(vgl. Wabnitz, in: Kunkel/Kepert/Pattar, LPK-SGB VIII, 7. Aufl. 2018, SGB VIII § 81 Rn. 

Rn. 3.). 

In Ergänzung zu § 81 SGB VIII, der sich nur auf die Aufgaben der Kinder- und 

Jugendhilfe bezieht und den öffentlichen Träger der Jugendhilfe adressiert, verpflichtet 

§ 3 Abs. 1 bis 3 KKG zum Auf- und Ausbau verbindlicher Netzwerkstrukturen im 

Kinderschutz und bezieht hierbei zahlreiche Akteure beispielhaft ein – von den 

Einrichtungen und Diensten der öffentlichen und freien Jugendhilfe, den Gesundheits- 

und Sozialämtern sowie den Einrichtungen und Diensten, mit denen Verträge nach 

§ 75 Abs. 3 SGB XII bestehen, über Schulen bis hin zu Agenturen für Arbeit und 

Schuldnerberatungsstellen (§ 3 Abs. 2 KKG). Subsidiär ist dabei die 

Organisationsverantwortung den örtlichen Trägern der Jugendhilfe zugewiesen (§ 3 



- 11 - 

 

Abs. 3 Satz 1 KKG). Dabei sollen die Grundsätze für die verbindliche Zusammenarbeit 

durch vertragliche Regelungen mit den Akteuren sichergestellt werden (§ 3 Abs. 3 Satz 

2 KKG).  

B. Handlungsbedarf 

TOP 1: Direkte niedrigschwellige Hilfezugänge für Familien 

I. Hürden abbauen – Familien frühzeitig erreichen 
Gerade diejenigen Familien, deren psychosozialen Hilfebedarfen mit präventiven, 

ambulanten Angeboten der Kinder- und Jugendhilfe früh- bzw. rechtzeitig Rechnung 

tragen könnte, haben häufig Vorbehalte und Ängste vor staatlichen Stellen. Auch ein 

formaler Entscheidungsprozess kann für die Zielgruppe eine hohe Hürde darstellen 

(vgl. dazu auch Wiegand-Grefe, Klein, Kölch, Lenz, Seckinger, Thomasius, Ziegenhain, 

Kinder psychisch kranker Eltern „Forschung, Ist-Analyse zur Situation von Kindern 

psychisch kranker Eltern, S. 8, 14, 61, 62, 65, 69, 73). 

Die Familien werden von diesen Hilfsangeboten dann nicht erreicht. Es können 

Krisensituationen entstehen und auch gefestigte familiäre Problemstrukturen 

erwachsen, die dann zur Kindeswohlsicherung intensivere Hilfen und ggf. auch 

Eingriffe erforderlich machen.  

In der Rechtspraxis wurden in den vergangenen Jahren unterschiedliche Modelle 

erprobt und etabliert, die Familien einen niedrigschwelligen Zugang zu Hilfe gewähren 

und die die Prävention stärken sollen. Die Modelle wurden wesentlich im Bereich 

ambulanter Leistungen geschaffen. Gemeinsames Merkmal dieser Modelle ist die 

niedrigschwellige Gewährung von Leistungen, der Ausbau präventiver Maßnahmen, 

die Stärkung fallunspezifischer Arbeit, sozialräumliches Fallverstehen und eine 

Orientierung am Willen der Adressaten. Evaluationen dieser Modelle belegen, dass 

leichte und niedrigschwellige Zugänge zu Hilfe und Unterstützung durch die Kinder- 

und Jugendhilfe für die Zielgruppe besonders relevant ist.  

Es ist davon auszugehen, dass eine Vielzahl von Leistungsberechtigten ohne 

entsprechende Hilfsangebote nicht erreicht werden könnten. In einer Studie zu 

„Sozialräumlichen Hilfen und Angeboten (SHA)“ in Hamburg (Düssler/Hagen/Weber, 

Sozialräumliche Hilfen und Angebote (SHA) in Hamburg auf dem Prüfstand, np 2016, 

394) beurteilten Fachkräfte die Flexibilisierung der Hilfe, die Entbürokratisierung und 
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Präsenz der Hilfe ohne vorgeschaltetes langwieriges Bewilligungsverfahren sowie die 

Möglichkeit der anonymen und kostenfreien Inanspruchnahme positiv.  

Auch über sog. „Pooling-Angebote“ also Gruppenangebote, für die ebenfalls 

einzelfallbezogene Verwaltungs- und Hilfeplanverfahren entfallen, lassen sich 

Zielgruppen, die sonst nicht oder nur schwer zu adressieren sind, grundsätzlich leichter 

erreichen. 

II. Präventive und niedrigschwellige Angebote wirken 
Die Rechtspraxis hat gezeigt, dass die Etablierung entsprechender niedrigschwelliger 

Hilfezugänge und der Ausbau präventiver Maßnahmen und funktionsfähiger 

Kooperationsstrukturen für die Funktionsfähigkeit des Leistungssystems des SGB VIII 

essenziell sind.  

Niedrigschwellige sozialräumliche Angebote wie Beratungsleistungen weisen sehr 

hohe Effektstärken auf, sie können insbesondere dazu beigetragen, dass sich die 

psychische Gesundheit und die Bewältigungsfähigkeiten von jungen Menschen und 

Eltern erheblich verbessert haben. Auch im familiären Zusammenleben und bei 

wesentlichen Grundbefähigungen der Eltern, bspw. hinsichtlich deren 

Erziehungskompetenz, konnten Beratungen deutlich positive Wirkungen erzielten. 

(Arnold, J., Macsenaere, M. & Hiller, S. (2018): Wirksamkeit der Erziehungsberatung. 

Ergebnisse der bundesweiten Studie Wir.EB. Freiburg: Lambertus.) 

Das bestätiget auch die bereits erwähnte Studie „Sozialräumliche Hilfen und 

Angeboten (SHA)“ in Hamburg. So wurde von den beteiligten Fachkräften die 

Freiwilligkeit als wesentliches Konstruktionselement gewürdigt. Kritisch wurde die 

Verknüpfung mit dem Ziel Einsparungen im Bereich der Hilfen zur Erziehung zu 

erzielen beurteilt. Bei komplexeren Bedarfslagen, insbesondere in Multiproblemfällen, 

kämen die sozialräumlichen Hilfen und Angebote an ihre Grenzen. 

In Bremen wurde das Projekt „Erziehungshilfe, soziale Prävention und 

Quartiersentwicklung – ESPQ (Olk/Wiesner, Abschlussbericht der wissenschaftlichen 

Begleitung zum Modellprojekt „Erziehungshilfe, Soziale Prävention und 

Quartiersentwicklung (ESPQ), 2011-2014, Halle - Saale; https://paedagogik.uni-

halle.de/arbeitsbereich/emeriti/olk/forschung/espq/ - Abruf 30.04.2019)“, welches im 

Stadtteil Bremen-Walle durchgeführt wurde, wissenschaftlich begleitet. Auch in diesem 

Modell wurden niedrigschwellige Hilfezugänge und präventive Maßnahmen ausgebaut. 

https://paedagogik.uni-halle.de/arbeitsbereich/emeriti/olk/forschung/espq/
https://paedagogik.uni-halle.de/arbeitsbereich/emeriti/olk/forschung/espq/
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Begleitet wurde das Projekt von einer Erhöhung der Stellen im Allgemeinen sozialen 

Dienst des betroffenen Stadtteils und von Qualifizierungsmaßnahmen. Im Ergebnis 

konnte festgestellt werden, dass der Einsatz intensiver ambulanter Hilfsangebote sank. 

Insbesondere waren die Zahlen im Bereich der sozialpädagogischen Familienhilfe 

rückläufig. Die stationären Leistungen blieben im Wesentlichen stabil. Das 

Modellprojekt ist inzwischen unter dem Namen JuWe 

(https://zukunft.bremen.de/dokumente/dokument-jugendamt-weiterentwickeln-juwe/) 

auf ganz Bremen ausgeweitet worden. 

Fazit: 

Die sehr wirksamen und für eine bestimmte Zielgruppe (die ggf. sonst nicht zu 

erreichen ist) ganz entscheidenden niedrigschwelligen Angebote sind auf- und 

auszubauen: 

• Der Zugang zu niedrigschwelligen Angeboten sollte rechtlich erleichtert werden. 

• Das Vorhalten niedrigschwelliger Angebote und ein entsprechender Ausbau sollte 

(rechtlich) befördert werden.  

• Das Vorhalten niedrigschwelliger Angebote und ein entsprechender Ausbau sollten 

rechtlich abgesicherter bzw. bindender gestaltet sein. 

• Verlässliche Kooperationen zwischen dem örtlichen Träger der öffentlichen Kinder- 

und Jugendhilfe, den Trägern der freien Kinder- und Jugendhilfe und dritten 

Akteuren (Kita, Schule, Gesundheitswesen, etc.) müssen ermöglicht und befördert 

werden.  

• Bei geeigneten Hilfearten sind auch sog. „Pooling-Lösungen“ in Betracht zu ziehen. 

TOP 2: Finanzierungsstrukturen 
Die gegenwärtigen Finanzierungssystematiken stehen dem Auf- und Ausbau 

niedrigschwelliger und präventiver Angebote, sofern sie rechtsanspruchsgebundene 

Leistungen umfassen, vor dem Hintergrund der dargestellten Rechtsprechung 

entgegen, da eine gesetzliche Grundlage für „Mischfinanzierungen“ oder neue 

Finanzierungswege fehlt.  

Für Finanzierungen außerhalb der bestehenden Finanzierungssystematik des SGB VIII 

bedarf es einer gesetzlichen Regelung, die den Ausbau niedrigschwelliger und 

https://zukunft.bremen.de/dokumente/dokument-jugendamt-weiterentwickeln-juwe/
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präventiver Hilfezugänge, z. B. im Wege von Pauschalfinanzierungen ermöglichen 

würde.  

Dabei ist sicherzustellen, dass die bestehenden Rechtsansprüche gewährleistet 

werden und dem Bedarfsdeckungsgrundsatz sowie dem Wunsch- und Wahlrecht 

angemessen Rechnung getragen wird.  

TOP 3: Qualitätssicherung von Sozialangeboten zur Schaffung 
niedrigschwelliger Hilfezugang für Familien 
Wenn eine bestimmte Zielgruppe einen (dringenden) Unterstützungsbedarf hat, 

letztlich aber nur oder vor allem über niedrigschwellige Angebote der Kinder- und 

Jugendhilfe ohne Verwaltungs- einschließlich Hilfeplanverfahren zu erreichen ist, 

müsste gerade für diese Angebote eine besondere Qualitätssicherung strukturell 

verankert sein. Dadurch muss kompensiert werden, dass im Interesse eines 

niedrigschwelligen Zugangs auf die Hilfeplanung als das für eine kontinuierliche 

Gewährleistung von Bedarfsgerechtigkeit und damit auch fallbezogene 

Qualitätssicherung zentrale Instrument verzichtet wird. Die Ausweitung bestehender 

und Implementierung neuer niedrigschwelliger ambulanter Hilfen bedürfen daher einer 

kontinuierlichen Bewertung. Flankierende Maßnahmen sind notwendig, um 

sicherzustellen, dass die Leistungserbringung auch bei niedrigschwelligen 

Hilfezugängen bedarfsgerecht ist.  

TOP 4:  Lebensorte von Familien für Prävention nutzen 
Bedarfsgerechte Angebote für komplexe Problemlagen in Familien bedürfen der 

multiprofessionellen und systemübergreifenden Kooperation und Vernetzung, damit 

wirksame und nachhaltige Unterstützung ermöglicht wird. Entsprechende Angebote 

müssen ohne bürokratische Hürden im unmittelbaren sozialen Umfeld erreichbar sein. 

Hierfür bedarf es einer funktionierenden Kooperation und Vernetzung zwischen den für 

das Wohlergehen junger Menschen zuständiger Leistungssystemen bzw. Institutionen 

sowie der reibungslosen Gestaltung von Übergängen zwischen diesen Systemen und 

Institutionen. Von besonderer Bedeutung ist eine solche Kooperation und Vernetzung 

an den Schnittstellen der Kinder- und Jugendhilfe zum Gesundheitswesen, dem 

Bildungssystem (Schule), der Eingliederungshilfe und der Arbeitsverwaltung, aber auch 

zwischen den Einrichtungen und Diensten der Kinder- und Jugendhilfe selbst in ihren 

unterschiedlichen Leistungsbereichen, etwa zwischen Kindertagesbetreuung und 

Beratungsleistungen bzw. ambulanten Hilfen zur Erziehung.  
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Im Bereich Früher Hilfen sind in den letzten Jahren Netzwerke und Kooperationen 

erfolgreich auf- und ausgebaut worden. Die Evaluation der Frühen Hilfen hat 

verschiedene Modelle gelingender Kooperation und Vernetzung aufgezeigt, wie z. B. 

interdisziplinäre Fortbildungsveranstaltungen, interprofessionelle Qualitätszirkel, 

„Runde Tische“, Lotsenprojekte und Vernetzungsprojekte.  

Als Gelingensfaktoren für die Umsetzung von Angeboten bezeichnet die Evaluation 

den Austausch der Fachkräfte mit unterschiedlichen Kooperationspartnerinnen und -

partnern in gewachsenen (regionalen und überregionalen) Netzwerken und 

Arbeitskreisen oder in ähnlichen Kontexten, eine gute und enge Zusammenarbeit aller 

beteiligten Personen, eine regelmäßige Teilnahme aller relevanter Akteurinnen und 

Akteure bzw. Institutionen an den Treffen, eine multiprofessionelle Zusammenarbeit bei 

der Entwicklung von Angeboten, eine multiprofessionelle Zusammensetzung des 

Teams sowie enge Absprachen unter den Trägern. 

C. Kinder- und Jugendstärkungsgesetz – Stellungnahmen und Voten zur 
Neuregelung 

I. Kinder- und Jugendstärkungsgesetz 
Der dritte Abschnitt des fünften Kapitels wurde mit dem KJSG neu gegliedert. Die 

bisher verstreuten Vorschriften zur Finanzierung wurden in einem Abschnitt (Dritter 

Abschnitt) zusammengefasst. Hiervon betroffen ist auch § 36a SGB VIII, der in 

begrenztem Umfang die niedrigschwellige unmittelbare Inanspruchnahme von 

ambulanten Hilfen zum Gegenstand hat und vom System der Entgeltfinanzierung 

abweichende Finanzierungsmodelle durch Vereinbarungen zwischen dem Träger der 

öffentlichen Jugendhilfe und den Trägern der freien Jugendhilfe zulässt. Durch das 

KJSG wurde die Vorschrift in § 76a Abs. 2 verlagert. § 76a Abs. 2 SGB VIII in der vom 

Bundestag beschlossenen Fassung des KJSG entspricht inhaltlich im Wesentlichen 

der Regelung des § 36a Abs. 2 SGB VIII. Die Abweichungen in der Formulierung 

betreffen den Bindungsgrad und sind marginal (absolute Rechtspflicht statt Soll-

Verpflichtung). 
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Die Formulierung des § 76a Abs. 2 SGB VIII in der vom Bundestag beschlossenen 

Fassung des KJSG lautet: 

„Abweichend von Absatz 1 trägt der Träger der öffentlichen Jugendhilfe auch die 

Kosten einer Leistung in Fällen unmittelbarer Inanspruchnahme von niedrigschwelligen 

ambulanten Hilfen, insbesondere nach § 28. Dazu schließt er mit den 

Leistungserbringern Vereinbarungen, in denen die Voraussetzungen und die 

Ausgestaltung der Leistungserbringung sowie die Übernahme der Kosten geregelt 

werden.“ 

II. Stellungnahmen und Voten zur Neuregelung  

1. JFMK 
Die JFMK hat sich in verschiedenen Sitzungen seit 2012 mit der Weiterentwicklung 

und Steuerung der Hilfen zur Erziehung unter dem Aspekt sozialräumlicher, 

niedrigschwelliger Hilfen befasst. Hervorzuheben sind:  

• Weiterentwicklung von sozialräumlichen Ansätzen (z.B. in Stadtteilen, 
Verbands-, Ortsgemeinden, aufzuwertenden Stadtteilen), insbesondere Auf- 
und Ausbau sozialräumlicher Infrastrukturangebote, 

• Stärkung der Regelstrukturen und von Prävention in der Jugendhilfe (z.B. 
Verknüpfung von Hilfen zur Erziehung mit Familienbildung, Kinder- und 
Jugendarbeit, Jugendsozialarbeit und mit Kindertagesstätten), 

• Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen den Hilfen zur Erziehung und der 
Schule, u. a. im Zuge des Ausbaus von Ganztagsschulen, der Gewährleistung 
eines regelmäßigen Schulbesuches, der Vermeidung von „Abschulungen“ 
sowie der Schnittstellen zur Schule im Bereich der Eingliederungshilfen nach § 
35a SGB VIII. 

Sitzung vom 07.12.2013: Im Hinblick auf die Weiterentwicklung der Hilfen zur 

Erziehung hat die Koordinierungsgruppe am 07.02.2013 ein Positionspapier vorgelegt, 

das in der Jugend- und Familienministerkonferenz am 06./07.06.2013 als Grundlage 

für den getroffenen Beschluss diente. Die Konferenz sah insbesondere zu folgenden 

Aspekten eine Weiterentwicklungsnotwendigkeit:  

• Verbesserung der Steuerungsprozesse, 
• Verstärkung von Prävention, 
• Ausgestaltung sozialräumlicher Ansätze und Überprüfung ihrer 

organisatorischen, rechtlichen und finanziellen Voraussetzungen, 
• Verbessertes Zusammenwirken von Leistungen nach dem SGB VIII mit 

Leistungen nach anderen Sozialgesetzbüchern und Angeboten der Schule.  

Die AGFJ wurde auf Grundlage der identifizierten Schwerpunkte damit beauftragt zu 

prüfen, ob bzw. welche organisatorischen, rechtlichen und finanziellen 
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Handlungserfordernisse bestehen. Hierbei sollten die Ergebnisse der gemeinsamen 

Arbeitsgruppe der JFMK, der KMK und der Arbeitsgruppe „Inklusion von jungen 

Menschen mit Behinderung“ berücksichtigt werden. Im Sinne dieses Auftrags hat die 

AGJF im Jahr 2014 einen Bericht vorgelegt, der in der Sitzung der Jugend- und 

Familienministerkonferenz am 22./23.05.2014 thematisiert wurde. Die Konferenz hat 

sich für eine Weiterverfolgung des Themas unter Berücksichtigung der fachlichen und 

rechtlichen Überlegungen sowie der geeigneten Finanzierungsmodelle ausgesprochen 

und die für sie relevanten inhaltlichen Schwerpunkte geschärft. Dazu zählten: 

• Stärkere Abstimmung zwischen den Regelangeboten (Kindertagesbetreuung, 
Ganztagsangebote in Schulen) und den Hilfen zur Erziehung zur Verbesserung 
der sozialräumlichen Unterstützungsstrukturen, 

• Stärkung der öffentlichen Träger der Jugendhilfe bei der Wahrnehmung der 
Steuerung und abgestimmten Planung, da dies für einen effizienten 
Mitteleinsatz und die Wirksamkeit der Hilfesysteme als Schlüsselfaktor 
identifiziert wurde, 

• Bessere, verbindliche Abstimmung der Schnittstellen Jugendhilfe und Schule, 
Jugendhilfe und Gesundheitswesen und Jugendhilfe und Arbeitsförderung 
durch Qualifizierung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern und die Einführung 
rechtlicher Vorgaben, 

• Weiterentwicklung der Hilfen zur Erziehung im Zusammenspiel mit der 
Weiterentwicklung der Kinder- und Jugendhilfe, der gegenseitigen Kooperation 
mit Regelsystemen (wie Kindertageseinrichtungen und Schulen) und dem 
Ausbau infrastruktureller und sozialräumlicher Angebote für Kinder und 
Jugendliche, 

• Verbesserung der Zugänglichkeit und Wirksamkeit der Hilfen zur Erziehung 
(wie möglichst frühzeitige Unterstützung, bedarfsgerechte Infrastruktur), ohne 
die Potentiale der Regelsysteme zu schwächen, 

• Stärkung der Entwicklung von niedrigschwelligen und präventiven Angeboten 
und dem Ausbau der sozialräumlichen Infrastruktur sowie Netzwerken, im 
Hinblick auf die Wirksamkeit des Gesamtsystems der Kinder- und Jugendhilfe, 
zur Verbesserung von erforderlichen Hilfs- und Unterstützungsangeboten, 

• Erhalt des im SGB VIII hinterlegten individuellen Rechtsanspruchs, 
• Stärkung der Beteiligung von Kindern, Jugendlichen und Eltern, 
• Erhalt des Wunsch- und Wahlrechts als unverzichtbares Prinzip. 

Im Hinblick auf die Weiterentwicklung der Hilfen zur Erziehung, sprach sich die 

Konferenz dafür aus, in Kooperation mit dem Bund, den kommunalen 

Spitzenverbänden und den freien Trägern fachliche und rechtliche Perspektiven zu 

konkretisieren. Darüber hinaus wurde dafür votiert, einen beim Bund angesiedelten 

Sonderforschungsbereich „Jugendhilfeforschung – Hilfen zur Erziehung“ zur Förderung 

von Grundlagenforschung, Evaluation und Längsschnittstudien (sozialpädagogische 

Fragestellungen) einzurichten, zum Beispiel um Indikatoren für die Wirksamkeit von 

Hilfen zur Erziehung zu identifizieren bzw. zu entwickeln. Der Bund solle in 

Kooperation mit den Ländern und den Kommunen Vorschläge zur Umsetzung 
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erarbeiten. Die Arbeitsgruppe Fachtagungen Jugendhilfe (AGFJ) wurde beauftragt, die 

im Rahmen der Sitzung zusammengetragenen Schlussfolgerungen gemeinsam mit 

dem Bund voranzubringen. 

Sitzung am 21./22.05.2015: In der vorgenannten Sitzung wurde die Weiterarbeit am 

Prozess zur Weiterentwicklung der Hilfen zur Erziehung beschlossen. Insbesondere 

die in der Expertise des Deutschen Instituts für Jugendhilfe und Familienrecht e.V. 

(DIJuF) benannten gesetzlichen Änderungsvorschläge sollten im weiteren Verlauf 

berücksichtig werden. Im Rahmen des Beschlusses wurde das Bundesministerium 

gebeten, unter Beteiligung der Länder bis Ende des Jahres 2015, Vorschläge für 

Änderungen des SGB VIII im Hinblick auf die Entwicklung und Steuerung der Hilfen zur 

Erziehung vorzulegen.  

2. Stellungnahmen im parlamentarischen Diskurs 

Das KJSG sieht im Hinblick auf die Etablierung präventiver niedrigschwelliger 
Angebote keine wesentlichen Änderungen vor. Die vorhandenen Stellungnahmen und 
Kritiken zum Thema beziehen sich deshalb zu einem wesentlichen Teil auf nicht 
autorisierte Diskussionsentwürfe vor Beginn des Gesetzgebungsprozesses. 

Die Sozialraumorientierung als Fachkonzept war und ist weitgehend unumstritten. Die 

Etablierung sozialraumorientierter Fachkonzepte wird seit vielen Jahren in der 

Fachwelt anerkannt und auch gefordert; dies insbesondere auch im Zusammenhang 

mit der Entwicklung inklusiver Angebote. Dies wurde in den vorliegenden 

Stellungnahmen wiederholt betont. Die im Vorfeld des Gesetzgebungsprozesses 

geäußerte Kritik richtete sich im Kern gegen präventive niedrigschwellige 

Sozialraumkonzepte mit unterlegten Budgets. Letztere seien ein fiskalisches 

Instrument zur Begrenzung der Kostensteigerungen im Bereich der Kinder- und 

Jugendhilfe und liefen den Bedarfen von Kindern und Jugendlichen zuwider. Weiter 

wurde argumentiert: Die nach derzeitigem Gesetzesstand vorhandenen Möglichkeiten 

der Finanzierung eröffneten ausreichend Spielraum auch für zukünftige 

Kooperationsanstrengungen. Insbesondere bedürfe es keiner Einbeziehung der 

sozialpädagogischen Familienhilfe (§ 31 SGB VIII) in Modelle der 

Pauschalfinanzierung und auch keiner Etablierung eines Vorrangs von 

Infrastrukturmaßnahmen. Die Verknüpfung von sozialraumorientierten Fachkonzepten 

mit Finanzierungsfragen führe dazu, dass das Fachkonzept zulasten von 

Einsparinteressen der öffentlichen Hand negiert werde. Weiter wurde auf die 

Rechtsprechung der Verwaltungsgerichte zur Etablierung sozialraumorientierter 
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Steuerungsmodelle hingewiesen. Diese Rechtsprechung gehe davon aus, dass es 

durch die im Zusammenhang mit der Sozialraumorientierung etablierten 

Finanzierungsmodelle (Zuwendungsfinanzierung, Finanzierung über öffentlich-

rechtliche Verträge) zu einem nicht gerechtfertigten Eingriff in die 

Berufsausübungsfreiheit der Träger der freien Jugendhilfe komme. Entsprechende 

Finanzierungsmodelle bedürften einer gesetzlichen Grundlage. Schließlich wurde 

vorgebracht, dass die Etablierung entsprechender Finanzierungsmodelle die Gefahr 

berge, dass die Bedarfsdeckung beeinträchtigt werde, dass die Trägerpluralität nicht 

mehr gewährleistet sei und dass schließlich auch das Wunsch- und Wahlrecht 

beschränkt werde.  

D. Handlungsoptionen 

TOP 1: Direkte, niedrigschwellige Hilfezugänge für Familien 

Vorschlag 1: (beliebige Kombination der Varianten denkbar) 

1. Objektiv-rechtliche Bekenntnisse zu Angeboten des Sozialraums im SGB VIII 

werden erweitert. 

2. Subjektive Ansprüche im Hinblick auf die Einbindung in den Sozialraum werden 

geschärft.  

3. Objektiv-rechtliche Verpflichtungen werden erweitert. 

4. Die Implementierung/Ausgestaltung niedrigschwelliger ambulanter Hilfezugänge 

wird explizit als wesentliche Aufgabe der Jugendhilfeplanung geregelt. 

5. Die Implementierung/Ausgestaltung bedarfsgerechter niedrigschwelliger 

ambulanter Hilfezugänge/Angebote wird explizit als Gegenstand der 

Gesamtverantwortung des Trägers der öffentlichen Jugendhilfe beschrieben. 

Vorschlag 2: (Kombinierbar mit sämtlichen Varianten des Vorschlags 1) 

Die im Bereich der objektiven Rechtsverpflichtungen angesiedelten 

niedrigschwelligen Hilfen und präventiven Angebote des SGB VIII (z.B. § 11, § 16 

u. § 20 SGB VIII) werden inhaltlich geschärft und mit Rechtsansprüchen unterlegt. 
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TOP 2: Finanzierungsstrukturen 

Vorschlag 1: 

• Die Ausnahmeregelung des § 36a Abs. 2 Satz 1 SGB VIII wird auf andere 

niedrigschwellige Angebote erweitert. 

Vorschlag 2: (Kombinierbar mit Vorschlag 1) 

• Eine Pauschalfinanzierung niedrigschwelliger Angebote wird ermöglicht. Dem 

Bedarfsdeckungsgrundsatz sowie dem Wunsch- und Wahlrecht ist hierbei 

angemessen Rechnung zu tragen.  

- Die Auswahlentscheidungen zugunsten von Kooperationspartnern aus dem 

Kreis der Träger der freien Jugendhilfe haben nach den 

jugendhilferechtlichen und allgemeinen Kriterien für eine 

ermessensfehlerfreie Entscheidung zu erfolgen. Das Ermessen ist an die 

Jugendhilfeplanung im Jugendhilfeausschuss gebunden.  

- Die Regelung wird so ausgestaltet, dass sie bei Auswahlentscheidungen 

eine ausreichende Ermächtigungsgrundlage im Hinblick auf einen Eingriff in 

Art. 12 Grundgesetz darstellt. 

Vorschlag 3: 

• Die vom Bundestag beschlossene Fassung des KJSG wird übernommen. Die 

bisherige Gesetzesfassung des SGB VIII wird damit weitgehend beibehalten. 

TOP 3: Qualitätssicherung von Sozialangeboten zur Schaffung 
niedrigschwelliger Hilfezugänge für Familien 

Vorschlag 1: 

• Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe wird im Rahmen seiner 

Planungsverantwortung (§ 80 SGB VIII) verpflichtet, Maßnahmen zur 

Sicherstellung der Bedarfsgerechtigkeit und Qualität von Hilfsangeboten mit 

niedrigschwelligen Hilfezugängen zu ergreifen. 

Vorschlag 2: (Kombinierbar mit Vorschlag 1) 

• Die Regelungen zur Qualitätsentwicklung in der Kinder- und Jugendhilfe werden im 

Hinblick auf die erleichterten Hilfezugänge zu niedrigschwelligen Angeboten 

ergänzt. 
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TOP 4: Lebensorte von Familien für Prävention nutzen 

Vorschlag: 

• Durch Nutzung der Erfahrungen und Erkenntnisse aus der Evaluation der Frühen 

Hilfen werden auf der Grundlage von § 3 Abs. 1 bis 3 KKG verbindliche örtliche und 

regionale Netzwerkstrukturen über die Altersgruppe der 0 - bis 3jährigen in den 

Ländern weiterentwickelt.  

- Im Hinblick auf eine funktionale Zusammenarbeit und Vernetzung an den 

Schnittstellen insbesondere der im Bereich der Prävention (je nach 

altersgruppenspezifischem Kontext) zuständigen Sozialleistungsträger bzw. 

Systeme  ist hierbei insbesondere die systemübergreifende 

Anschlussfähigkeit der innerhalb des geltenden Zuständigkeits- und 

Finanzierungsrahmens bestehenden Angeboteanzustreben.  

E. Für den Sachverhalt relevante Bewertungskriterien 

• Direkte niedrigschwellige Hilfezugänge sollen gestärkt werden. 

• Rechtsansprüche von Kindern und Jugendlichen werden gewahrt. 

• Die Strukturprinzipien des SGB VIII werden gewahrt (insb.: Wunsch- und 

Wahlrecht) 

• Eine rechtliche Regelung zur Trägerauswahl muss gewährleisten, dass sie eine 

ausreichende Ermächtigungsgrundlage im Hinblick auf einen Eingriff in Art. 12 

Grundgesetz darstellt. 
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Eingegangene Online-Kommentierungen und 
Stellungnahmen 
- 
Online-Kommentierungen 

Kommunale Spitzenverbände: 

• Deutscher Landkreistag / Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände 
(Jörg Freese) 

• Deutscher Städtetag / Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände 
(Regina Offer) 

Fachverbände 

• Bundesverband der Ärztinnen und Ärzte des Öffentlichen Gesundheitsdienstes 
e.V. (Dr. Gabriele Trost-Brinkhues) 

• Deutsche Sportjugend im Deutschen Olympischen Sportbund e.V. / AGJ (Elena 
Lamby)  

• Deutscher Bundesjugendring e.V. (Christian Weis) 
• Evangelischer Erziehungsverband e.V. / AGJ (Dr. Björn Hagen) 
• Deutscher Verein für öffentliche und private Fürsorge e.V. (Daniel Grein) 

Stellungnahmen 

Länder: 

• Ministerium für Soziales und Integration des Landes Baden-Württemberg 
• Bayerisches Staatsministerium für Familie, Arbeit und Soziales  
• Die Senatorin für Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport Freie Hansestadt 

Bremen 
• Ministerium für Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integration des Landes 

Nordrhein-Westfalen 
• Ständige Konferenz der Kultusminister der Länder in der Bundesrepublik 

Deutschland 

Kommunale Spitzenverbände: 

• Deutscher Städte- und Gemeindebund / Bundesvereinigung der kommunalen 
Spitzenverbände 

Fachverbände: 

• Aktion Psychisch Kranke e.V. (APK) 
• Arbeitsgemeinschaft für Kinder- und Jugendhilfe e.V. – AGJ 
• Bundespsychotherapeutenkammer (BPtK) 
• Bundesarbeitsgemeinschaft der freien Wohlfahrtspflege (BAGFW) 
• Bundesarbeitsgemeinschaft Landesjugendämter  
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• Bundesverband der Ärztinnen und Ärzte des Öffentlichen Gesundheitsdienstes 
e.V. 

• Deutsche Gesellschaft für Kinder- und Jugendmedizin (DGKJ) in Abstimmung mit 
der Deutschen Gesellschaft für Sozialpädiatrie und Jugendmedizin (DGSPJ) und 
dem Berufsverband der Kinder- und Jugendärzte (BVKJ) 

• Deutscher Behindertenrat 
• Die Fachverbände für Menschen mit Behinderung 
• Dialogforum „Bund trifft kommunale Praxis. Inklusive Kinder- und Jugendhilfe 

aktiv miteinander gestalten“ im Deutschen Institut für Urbanistik e.V. 
• Institut für Sozialarbeit und Sozialpädagogik e.V. / AGJ 
• Prof. Dr. Michael Kölch, Deutsche Gesellschaft für Kinder- und Jugendpsychiatrie, 

Psychosomatik und Psychotherapie (DGKJP) 
• Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft ver.di 
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Präambel 
- 
Online-Kommentierungen der AG-Mitglieder  

Dr. Björn Hagen, Evangelischer Erziehungsverband e.V. / AGJ 

In: 1. Absatz, letzter Satz 

Ausgehend von den unterschiedlichen Bedarfen der Kinder und Jugendlichen und ihrer Eltern 
sollen die präventiven sozialräumlichen Angebote gestärkt werden (vgl. Koalitionsvertrag 
zwischen CDU, CSU und SPD, 19. Legislaturperiode vom 12. März 2018, S. 21.). 

 „EREV/AFET: Sozialraumorientierung als Fachkonzept ist in der Fachwelt unumstritten. 
Insbesondere im Zusammenhang mit der Diskussion eines inklusiven Kinder- und 
Jugendhilferechts im SGB VIII“ 

Dr. Björn Hagen, Evangelischer Erziehungsverband e.V. / AGJ 

In: 3. Absatz 

Die Arbeitsgruppe hat dem Themenfeld „Prävention im Sozialraum“ in ihrer ersten Sitzung die 
Unterthemen 
TOP 1: Direkte niedrigschwellige Hilfezugänge für Familien 
TOP 2: Finanzierungsstrukturen 
TOP 3: Qualitätssicherung von Sozialangeboten zur Schaffung niedrigschwelliger Hilfezugänge 
für Familien 
TOP 4: Lebensorte von Familien für Prävention nutzen 
zugeordnet. 

„EREV/IGfH: Beispielsweise im Konzept der integrierten Hilfen wurde unter Anlehnung an das 
sozialpäd. Modell der Lebensweltorientierung schon einmal theoretisch und praktisch gezeigt, 
dass es einen engen Zusammenhang zwischen Infrastrukturqualität (Präventive Leistungen sind 
ein Teil davon) und daraus resultierender einrichtungsbezogener Qualität gibt. Merchel (2003, 
S. 179): „Solche Festlegungen zur Infrastrukturqualität haben zwei Funktionen: Zum einen 
bieten sie Kriterien für eine sozial- und jugendhilfepolitische Auseinandersetzung über die mehr 
oder weniger gute Beschaffenheit der Versorgung mit Leistungen der Erziehungshilfe, und zum 
anderen haben sie unmittelbare Auswirkungen auf die internen Qualitätsdiskurse in 
Einrichtungen. Sie wirken als eine von außen auferlegte Rahmenbedingung, innerhalb deren 
sich eine Einrichtung bewegen muss. Die folgenreichen Debatten zur Infrastrukturqualität 
finden nicht in den einrichtungsinternen Aushandlungen statt, sondern in den 
einrichtungsübergreifenden, sozialpolitischen Diskussionskontexten (z.B. im Rahmen der 
Jugendhilfeplanung oder Sozialplanung)“ (Aus: Merchel, J. (2003) Standards für Flexible 
Erziehungshilfen. Forum Erziehungshilfen, H 3, S. 174-184). Sinnvoll erscheint es und diese 
Fachdiskussion war schon mal erreicht, von einem Ansatz integrierter, flexibler Hilfen und einer 
Regionalisierung der Angebote auszugehen. Diese umfassen dann drei Dimensionen: „Zum 
einen sollten Jugendhilfen vor Ort, d.h. leicht erreichbar für die BewohnerInnen eines Stadtteils 
oder einer Gemeinde, erbracht werden, wobei „leichte Erreichbarkeit“ sowohl topographisch 
verstanden wird als sich auch darauf bezieht, dass Hilfen „niedrigschwellig“, d.h. nicht an große 
Voraussetzungen wie z.B. eine förmliche Hilfegewährung durch das Jugendamt geknüpft, 
angeboten werden. Zum zweiten wurde unter „Regionalisierung“ eine stärkere sozialräumliche 
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Orientierung der Hilfen verstanden, d.h. dass Fachkräfte sich über die Fallarbeit hinaus um das 
Gemeinwesen kümmern mit dem Ziel, unmittelbare und mittelbare Ressourcen für die 
Fallarbeit zu gewinnen (z.B. im Sportverein, in der Nachbarschaft). Schließlich sollte Jugendhilfe 
zum Dritten mitarbeiten an einer tragfähigeren sozialen Infrastruktur für Kinder, Jugendliche 
und Familien“ (Peters, F. & Koch, J. (2004): Integrierte erzieherische Hilfen. Flexibilität, 
Integration und Sozialraumbezug in der Jugendhilfe). Hier gilt es dann anzusetzen bei der 
Beförderung z.b. von Netzwerkerkundung und Netzwerkpflege sowie bei einer stationären 
Unterbringung im sozialen Nahfeld.“ 

Dr. Björn Hagen, Evangelischer Erziehungsverband e.V. / AGJ 

In: 5. Absatz, letzter Satz 

Sozialraum wird hierbei als Quartier unterhalb der Stadt- bzw. Kreisebene verstanden, das über 
die Herstellung sozialer Bezüge und Milieus identitätsstiftend wirkt und Fokus für soziales oder 
politisches Handeln ist. 

„EREV/IGfH: Sozialräume sind im sozialpädagogischen Zusammenhang, und somit im Feld der 
Kinder- und Jugendhilfen, nicht auf ein geographisches Areal (z. B. einen Stadtteil oder ein 
städtisches Quartier) zu reduzieren, sondern von den einzelnen Akteurinnen und Akteuren aus 
zu bestimmen: als Handlungsräume, Aktionsräume, Spielräume oder als Bildungsräume von 
Kindern, Jugendlichen und ihren Familien. Der Sozialraumbegriff ist hier im Arbeitspapier zu 
eng geführt, es gibt dazu eine ausführliche Fachdebatte.“ 
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A. Sachverhalt 

Abschnittsübergreifende Stellungnahmen der AG-Mitglieder 

Arbeitsgemeinschaft für Kinder- und Jugendhilfe - AGJ 

Grundlegende Anmerkung zum Sachverhalt / Aufbereitung des aktuellen Leistungs- und 
Finanzierungssystems: 

Die in dem Arbeitspapier gewählte Darstellung des aktuellen kinder- und jugendhilferechtlichen 
Leistungs- und Finanzierungssystems wählt eine Blickrichtung, die einerseits den Zugang 
(Wieviel Aufwand ist mit der Inanspruchnahme der Leistung verbunden? Braucht es eine 
Bedarfsprüfung im Einzelfall?), andererseits die zugrundeliegenden Rechtsverhältnisse (Liegt 
ein jugendhilferechtliches Dreiecksverhältnis zwischen Leistungsberechtigten – Jugendamt – 
Leistungserbringer zugrunde? Besteht ein durchsetzbarer Rechtsanspruch auf die Leistung?) 
besonders beleuchtet. Das ist grundsätzlich nachvollziehbar, da zum einen der 
niedrigschwellige Zugang als wesentliches Konstruktionselement der angestrebten präventiven 
Angebote im Sozialraum gesehen wird, zum anderen wirkt sich der Grad der Durchsetzbarkeit 
der Rechtsnormen, in denen die Leistung/das Angebot verankert ist, auf die Anwendbarkeit 
unterschiedlicher Finanzierungsvorgaben aus. In der Darstellung sind dabei jedoch wichtige 
Aspekte vernachlässigt oder aus unserer Sicht an einzelnen Stellen unzutreffend 
wiedergegeben worden. Hierüber sollte in der bevorstehenden AG-Sitzung dringend zunächst 
eine Verständigung erfolgen, um eine möglichst eine gemeinsame Grundlage für die weitere 
Befassung mit der Thematik zuhaben.  

Begriffe  

Da sie im Arbeitspapier nahezu synonym verwendet werden, ist es unserer Einschätzung nach 
sinnvoll, zunächst eine Klärung der für die Diskussion grundlegenden Begriffe anzustreben: 
niedrigschwellig, präventiv, sozialraumorientiert. 

Alle drei Begriffe bezeichnen jeweils unterschiedliche Fachkonzepte, zudem wird jeder Begriff in 
unterschiedlichen disziplinären Kontexten anders gefüllt. Es ist daher durchaus verständlich, 
wenn im Arbeitspapier zwar Hinweise zum Verständnis gegeben werden, auf 
Begriffsdefinitionen aber verzichtet wird. Trotzdem kann dieses Vorgehen zu wesentlichen 
Unschärfen führen, auf die möglicherweise fehlleitende Diskussionen folgen können.  

Aus der Sicht der AGJ-Gesamt-AG sind im vorliegenden Diskussionskontext die Begriffe 
folgendermaßen zu verstehen:  

- niedrigschwellig: Zugänglichkeit einer Leistung ohne Antragstellung bzw. vorherige 
Entscheidung über die Leistungsgewährung durch den öffentlichen Leistungsträger. Wie 
auch im Arbeitspapier betont wird, braucht es also insbesondere keine Bedarfsermittlung 
im Einzelfall, wie sie etwa im Hilfeplanverfahren (§ 36 SGB VIII) vorgesehen ist. 
Niedrigschwelligkeit erschöpft sich aber nicht in der Vermeidung von bürokratischen 
Hürden, sondern geht bspw. auch mit guter Erreichbarkeit, einem aufsuchenden 
Charakter oder Vermeidung von Stigmatisierungseffekten einher. Sie eröffnet Chancen 
der Erreichbarkeit potentieller Adressatinnen und Adressaten, ist dafür eine 
Voraussetzung, nicht aber eine Garantie, wie Erfahrungen im Kontext bspw. der 
Erziehungsberatung zeigen.  Anders als im Gesundheitsbereich lässt der Begriff keine 



 

A. Sachverhalt 
Abschnittsübergreifende Stellungnahmen der AG-Mitglieder 

 6 

Rückschlüsse auf die Fachlichkeit der leistungserbringenden Stelle/Personen zu. Die 
Qualifikation der Fachkraft muss der Aufgabe entsprechen (vgl. § 72 SGB VIII). 

- präventiv: Zielrichtung einer Leistung darauf, eine bestehende Situation zu verbessern, 
Schlimmeres zu verhindern, bei der weiteren Entwicklung einer potentiellen 
Verschlechterung zuvorzukommen.  Es handelt sich um eine Grundausrichtung der 
Kinder- und Jugendhilfe, die sowohl die sogenannten Infrastruktur- und Regelangebote, 
als auch die Einzelfallhilfen/Hilfen zur Erziehung prägt. Die ganze Kinder- und Jugendhilfe 
ist in einer Kontinuität gestaltet, die von der Verstärkung und dem Anstoß positiver 
Entwicklungen bis hin zur Wahrnehmung des Wächteramts im Kinderschutz reicht (– 
wobei es selbstverständlich unterschiedliche Schwerpunktsetzungen je nach 
Handlungsbereich und Leistung gibt). Eine Engführung der eigenen Ausrichtung auf 
„Verhinderung von…“ ist abzulehnen, da eine solche Ausrichtung immer mit einem 
Generalverdacht gegenüber den Adressatinnen und Adressaten einhergeht. Letztlich 
geht es um die Gestaltung guter Bedingungen des Aufwachsens für alle Minderjährigen.  

- sozialraumorientiert: konzeptionelle Ausrichtung, die an die Gemeinwesenarbeit 
anknüpft und auf dem theoretischen Konzept von sozialen Räumen sowie einer 
lebensweltorientierten Sozialen Arbeit beruht. Es handelt sich um ein Bündel nicht klar 
umrissener Fachkonzepte, die den Zusammenhang von sozialen Bedingungen, der 
räumlichen Umwelt und die sich hieraus ergebenden unterschiedlichen Lebenswelten 
(Lebenssituationen, Entwicklungs- und Entfaltungsmöglichkeiten) aufgreifen und in Bezug 
zu sozialen Prozessen setzen.  Das im Arbeitspapier erläuterte Verständnis wird geteilt, 
wonach ein Sozialraum ein Quartier unterhalb der Stadt- bzw. Kreisebene ist, das über 
die Herstellung sozialer Bezüge und Milieus identitätsstiftend wirkt und Fokus für soziales 
oder politisches Handeln ist. Die deutliche Heraushebung im Arbeitspapier, dass das 
fachliche Konzept nicht unmittelbar mit Sozialraumbudget als Finanzierungssystem zu 
verbinden ist, wird begrüßt. Ergänzend sei aber deutlich hervorgehoben, dass auch 
intensive Einzelfallhilfen ggf. konzeptionell stark mit dem Sozialraum der jeweiligen 
Adressatinnen und Adressaten verknüpft sein können. Das Fachkonzept der 
Sozialraumorientierung findet also nicht nur bei Leistungen mit niedrigschwelligem 
Zugang Berücksichtigung.  

Nach dem Verständnis der AGJ ist wichtigstes Kriterium für eine Weiterentwicklung der Hilfen 
nach dem SGB VIII die Niedrigschwelligkeit. Es bietet sich an, dies bezogen auf lebensweltliche 
Nahräume zu denken, das ist aber nicht zwingend. Gleichzeitig sollte eine Theoriediskussion 
vermieden werden, in wie weit diese Hilfen im Wortsinne präventiv sind.  

Finanzierung ambulanter Leistungen (auch) über § 77 SGB VIII-Vereinbarungen  

Zur Orientierung der unterschiedlichen Finanzierungsarten möchten wir folgende Grafik als 
Überblick anbieten: 
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In den Darstellungen des Arbeitspapiers wird die Finanzierung über Vereinbarungen gem. § 77 
SGB VIII vernachlässigt, obwohl eben diese gerade für ambulante Leistungen und Angebote von 
erheblicher Bedeutung sind. Wie aus dem Katalog des §§ 78a Abs. 1 SGBVIII deutlich hervorgeht, 
finden die §§ 78b-78g SGB VIII nämlich auf ambulante Leistungen üblicherweise gerade keine 
Anwendung. Bei der Einführung der §§ 78a ff. sind neben der Familienpflege bewusst 
insbesondere alle ambulanten Leistungen aus dem Anwendungsbereich herausgenommen 
worden. Die Finanzierung von Kindertageseinrichtungen richtet sich nach Landesrecht (§ 74a SGB 
VIII). Begründet wurde diese Herausnahmen mit den regional unterschiedlich entwickelten 
Angebots- und Finanzierungsstrukturen in den Bundesländern, gleichzeitig wurde klargestellt, 
dass auch hier die Finanzierung im Bereich des jugendhilferechtlichen Leistungsdreiecks über die 
Rechtsgrundlage des § 77 SGB VIII Anwendung findet.11 Es wurde lediglich eine landesrechtliche 
Öffnungsoption in § 78a Abs. 2 SGB VIII vorgesehen. Diese hat nur in wenigen Bundesländern zu 
einer Erweiterung des Anwendungsbereichs geführt: Für den Bereich der Kindertagesbetreuung 
haben bspw. Mecklenburg-Vorpommern und SachsenAnhalt 2 von dem Landesrechtsvorbehalt 
Gebrauch gemacht. Zur verbindlicheren Steuerung ambulanter Hilfen zur Erziehung sowie 
ambulanter Eingliederungshilfen wurden Rahmenverträge auf Landesebene allein in Berlin und 
Hamburg abgeschlossen, nur in Berlin ist das ausdrücklich unter Bezugnahme auf §§ 78a ff. SGB 
VIII geschehen.3   

Zusammenfassend lässt sich also feststellen, dass nur für die im Katalog des § 78a Abs. 1 SGB VIII 
genannten (teil-)stationären Leistungen die Leistungs-, Entgelt- und 
Qualitätsentwicklungsvereinbarungen als „die klassische Form der Finanzierung von 
Sozialleistungen im sog. sozialrechtlichen [bzw. jugendhilferechtlichen] Dreiecksverhältnis“ 
bezeichnet werden können. Für die ambulanten Leistungen können diese Vorschriften 
Anwendung finden, das ist jedoch bislang gesetzlich selten vorgegeben. Bei ambulanten 
Leistungen findet vielmehr die sehr knapp gehaltenen Vorgaben des § 77 SGB VIII Anwendung. 
Im Wortlaut des § 77 SGB VIII findet sich bislang keine Differenzierung danach, ob die hierüber 
finanzierten Leistungen im jugendhilferechtlichen Dreiecksverhältnis oder im zweiseitigen 
Finanzierungsverhältnis erfolgen. In letzterem ist auch gem. § 74 SGB VIII eine Förderung über 
Zuwendungen möglich. Findet eine unmittelbare Inanspruchnahme rechtsanspruchsgesicherter 
Leistungen statt, wird die Konstellation auch teils als „unvollständiges/hinkendes Dreieck“ 
bezeichnet, weil der im Gesetz angelegte Rechtsanspruch von den Leistungsberechtigten nicht 
gegenüber dem Träger der öffentlichen Jugendhilfe geltend gemacht und eben auch nicht über 
einen Leistungsbescheid/Verwaltungsakt eingelöst wird. Bei ambulanter Hilfe zur Erziehung kann 

 
1 BT-Drs. 13/ 10330, 17 
2 § 16 KiFöG MV, § 11a KiFöG SA. 
3 § 49 Abs. 3 AG KJHG Berlin i. V. m. 2.2 BRV Jug. 



 

A. Sachverhalt 
Abschnittsübergreifende Stellungnahmen der AG-Mitglieder 

 8 

das gem. § 36a Abs. 2 SGB VIII ermöglicht werden, die Konstellation ist aber auch bei anderen 
rechtsanspruchsgesicherten Leistungen (etwa in §§ 17, 18 oder 8 Abs. 3 SGB VIII) denkbar.  

Wie schon an diesen sehr knappen Ausführungen deutlich wird, ist eine Änderung der 
Finanzierungsvorgaben im SGB VIII bereits zur Herstellung von Rechtsklarheit empfehlenswert. 
Die AGJ-Gesamt-AG SGB VIII spricht sich für Änderungen der Finanzierungsvorgaben aus, da die 
jetzigen Vorgaben eine Vielzahl unterschiedlicher, nicht immer rechtskonformer 
Umsetzungspraxen befördern. Die im KJSG vorgeschlagene Umstrukturierung (TOP 2 Vorschlag 
3) ist hier lediglich ein erster Schritt, u. a. fehlt in § 77 SGB VIII eine Präzisierung hinsichtlich der 
enthaltenen zwei Vereinbarungstypen sowie die Klarstellung, dass neben dem Entgelt auch 
Leistungsinhalte auszuhandeln sind (weitere Hinweise folgen zugeordnet zu dem TOPs des 
Arbeitspapiers). Gleichzeitig müssen Reformüberlegungen in dem Bewusstsein erfolgen, dass die 
Finanzierungsregelungen sowohl im empfindlicher Weise das partnerschaftliche Verhältnis von 
öffentlicher und freier Kinder- und Jugendhilfe berühren, aber auch in die Rechtsstellung der 
Leistungsberechtigten eingreifen kann. Die im Arbeitspapier angedeutete Kritik an den KJSG-
Diskussionsentwürfen vor dem Beginn des Gesetzgebungsprozesses beruhte darauf, dass diese 
beiden zentralen Wesenselemente der Kinder- und Jugendhilfe als massiv bedroht betrachtet 
wurden. Insofern werden die deutlichen Hinweise im Arbeitspapier begrüßt, die signalisieren, 
dass Rechtsansprüche und Strukturprinzipien des SGB VIII gewahrt bleiben sollen. Wie dies 
gelingen kann, muss – wie so oft – unter Beachtung der Details erörtert werden. Soweit die 
Handlungsoptionen des Arbeitspapiers unspezifisch bleiben, muss diese Erörterung verschoben 
bleiben.  

Keine Anwendung des Vergaberechts im jugendhilferechtlichen Dreieck  

Der AGJ-Gesamt-AG ist es sehr wichtig deutlich zu betonen, dass ihr kein rechtsdogmatischer 
Streit um die Anwendbarkeit des Vergaberechts im jugendhilferechtlichen Dreiecksverhältnis 
bekannt ist. In Rechtssprechung und Literatur ist geklärt, dass die Leistungserbringer durch die 
Leistungsberechtigten selbst ausgewählt werden und es folglich an einem öffentlich-rechtlichen 
Auftrag sowie einer Beschaffung von Leistungen durch den Sozialleistungsträger fehlt. In einem 
AGJ-Expertenworkshop zum Vergaberecht4 wurde ein insofern fehlleitendes Zitat aus der 
Beschlussempfehlung und dem Bericht des Wirtschaftsausschusses intensiv diskutiert.5 Es wurde 
unmissverständlich festgestellt, dass nach sozialrechtlichem Verständnis – bei Abweichungen in 
den einzelnen Leistungsgesetzen – das Dreiecksverhältnis grundsätzlich davon geprägt ist, dass 
mit dem Leistungsberechtigten eine Person zu den Vertragsbeziehungen zwischen 
Leistungserbringer und öffentlichem Leistungsträger hinzutritt. Die Leistungsberechtigten haben 
einen eigenen einklagbaren Anspruch auf eine Leistung und damit einhergehend das Recht, sich 
den Erbringer der Leistung auszusuchen und dürfen also nicht durch den Leistungsträger einem 
Leistungserbringer zugewiesen werden. Damit sie tatsächlich eine Auswahl treffen können, muss 
das Sozialrecht Trägerpluralität gewährleisten. Zur Sicherstellung der Trägerpluralität sieht das 
Kinder- und Jugendhilferecht in § 78b Abs. 2 (wie übrigens auch das SGB XI in § 72 Abs. 3) einen 

 
4 AGJ-Expertenworkshop „Vergaberecht in der Kinder- und Jugendhilfe?!“ am 18.4.2016, Ergebnisse online 
abrufbar unter: https://www.agj.de/sonstige-seiten/sgb-viii/artikel/na/detail/News/agj-
expertenworkshopvergaberecht-in-der-kinder-und-jugendhilfe-am-18-april-2016.html. 
5 „Auch im sogenannten ‚sozialrechtlichen Dreiecksverhältnis‘ kann je nach Fallkonstellation eine reine 
Zulassung von Dienstleistungen ohne Beschaffungscharakter vorliegen, die nicht dem Vergaberecht unterfallen, 
oder ein öffentlicher Auftrag, der eine Anwendung des Vergaberechts notwendig macht. Eine pauschale 
Ausnahme für Leistungen im ‚sozialrechtlichen Dreiecksverhältnis‘ vom Vergaberecht ist europarechtlich weder 
möglich noch in der Sache gerechtfertigt.“ (BT-Drs. 18/7086, S. 13) 
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Anspruch der Leistungserbringer auf Abschluss einer Vereinbarung bzw. auf fehlerfreie 
Ermessensausübung vor, wenn diese gesetzlich festgelegten Bedingungen, insbesondere 
Qualitätsanforderungen erfüllen und schließt damit eine selektive Auswahl eines einzelnen 
Anbieters und die für das Vergaberecht typische exklusive Zuschlagserteilung aus. Es handelt sich 
gerade nicht um ein Zulassungssystem mit selektiver Auswahl durch den öffentlichen 
Leistungsträger, deshalb ist die Zuordnung rechtsanspruchsgesicherter Leistungen des SGB VIII 
zum Vergaberecht ausgeschlossen.  

Europarechtliche Möglichkeiten für inhaltliche Vorgaben zur Trägerauswahl Umstritten ist die 
Anwendbarkeit des Vergabe-/Haushaltsrechts hingegen, soweit es um die Leistungen außerhalb 
des jugendhilferechtlichen Dreiecks geht. Die Privilegierungen ausgewählter Träger in einem 
zweiseitigen Finanzierungsverhältnis ruft Fragen nach der Gewährleistung von Trägervielfalt (§ 3 
Abs. 1 SGB VIII), des Wunsch- und Wahlrechts (§ 5 SGB VIII) und nach Marktzugang (Art. 12 
GG/Berufsausübungsfreiheit) hervor.  

Überblicksartig könnte aus Sicht der AGJ-Gesamt-AG der Streitstand bei den 
Finanzierungsvereinbarungen nach § 77 SGB VIII im zweiseitigen Verhältnis so zusammengefasst 
werden, dass hier Regelungen zu Auswahlverfahren erforderlich sind. Bei der 
Zuwendungsförderung nach § 74 SGB VIII wird hingegen von der herrschenden Meinung 
abgelehnt, dass ein öffentlicher Auftrag gegeben ist, da der Zuwendung keine spezifische 
Gegenleistung gegenübersteht und der Zuwendungsnehmer der Gesetzeskonstruktion nach 
weite Gestaltungsspielraume im Rahmen ihrer gesetzlichen und satzungsgemäßen Bestimmung 
haben6. Aus der Praxis sind aber teils detaillierte Förderbedingungen bekannt, die praktisch eine 
Nähe zur vergaberechtlichen Auftragsbeschreibung aufweisen. Unabhängig von der 
rechtsdogmatischen Anwendbarkeit des Vergaberechts ist auch hier bezogen auf zu treffende 
Auswahlentscheidungen nachvollziehbar, wenn hierfür gesetzliche Vorgaben erwogen werden.  

Der AGJ-Gesamt-AG ist es an dieser Stelle wichtig darauf hinzuweisen, dass das Europarecht 
explizit Bereichsausnahmen für soziale Dienstleistungen zulässt, die in der Umsetzung des GWG 
bislang nicht ausgeschöpft sind.   

Bundesarbeitsgemeinschaft der freien Wohlfahrtspflege (BAGFW) 

Die BAGFW stimmt der Beschreibung des Sachverhaltes im Wesentlichen, aber nicht in allen 
Teilen zu. Kritisch anzumerken ist:  

a) Kein Vergaberecht für Einzelfallhilfen  

Die Formulierung, es sei „umstritten“, ob das Recht der Vergabe öffentlicher Aufträge für 
einzelfallfinanzierte Leistungen anwendbar sei, gibt die Situation nicht zutreffend wieder. 
Tatsächlich herrscht weitgehend Konsens darüber, dass Ausschreibungen nach Vergaberecht 
hier nicht zulässig sind, u.a. weil sie ohne Rechtsgrundlage in die Berufsfreiheit (Art. 12 GB) 
eingreifen. Andere Auffassungen werden in der Literatur nur sehr vereinzelt vertreten, in der 
obergerichtlichen Rechtsprechung gar nicht.   

b) Sozialpädagogische Familienhilfe  

Die sozialpädagogische Familienhilfe ist in § 31 SGB VIII als „intensive Betreuung und Begleitung 
[von] Familien in ihren Erziehungsaufgaben“ beschrieben Die BAGFW stellt fest, dass die in der 
Sitzungsunterlage (A.II.2, Seite 5) getroffene Feststellung, sie sei dem „Spektrum präventiver 

 
6 U. a. OLG Düsseldorf, Beschl. v. 11.7.2018 – VII-Verg 1/18. 
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Hilfen“ zuzuordnen, nicht zutrifft. Vielmehr ist sie im Gesetz als intensive Einzelfallhilfe angelegt. 
Sicher hat jede Einzelfallhilfe auch eine präventive Funktion. Sie soll die Situation verbessern, 
Schlimmeres verhüten und die Leistungsberechtigten unabhängig von der Hilfe machen. 
Prävention in diesem Sinne ist hier aber nicht gemeint. Die sozialpädagogische Familienhilfe in 
ihrer heutigen Form ist ein Erfolgsmodell. Dem können niedrigschwellige Leistungen mit 
präventiver Wirkung hinzugefügt werden, die im Einzelfall den Einsatz einer 
sozialpädagogischen Familienhilfe überflüssig machen können. Das ändert aber nichts daran, 
dass die Hilfe nach § 31 SGB VIII keine präventive Leistung in dem Sinne ist, in dem der Begriff 
der präventiven Leistungen in der politischen Diskussion verwendet wird.  

c) Zusammenhang von Dreiecksfinanzierung und präventiven Leistungen 

Der in der Sitzungsunterlage zugrunde gelegten Prämisse, „die Diskussion um die Verbesserung 
direkter niedrigschwelliger Hilfezugänge“ könne „nur vor dem Hintergrund der Konstruktion 
des sogenannten sozialleistungsrechtlichen Dreiecksverhältnisses verstanden werden“, 
widerspricht die BAGFW. Es gibt objektiv keine Konkurrenz zwischen dem 
sozialleistungsrechtlichen Dreiecksverhältnis zur Finanzierung der durch Verwaltungsakt zu 
bewilligenden Leistungen und dem Ziel, niedrigschwellige Leistungen auszubauen.  Die BAGFW 
befürchtet, dass hinter der Behauptung eines solchen Konkurrenzverhältnisses die Intention 
stehen könnte, eine präventive Infrastruktur zu Lasten der Einzelfallhilfen auszubauen.   

Der Zielvorstellung, dass eine bessere soziale Infrastruktur in dem Sinne präventiv wirken sollte, 
dass Einzelfallhilfen gar nicht erst erforderlich werden, kann sich die BAGFW anschließen. Daher 
unterstützt die BAGFW alle Bestrebungen, die soziale Infrastruktur auszubauen. Sie wendet sich 
aber entschieden gegen jeden Versuch, die Einzelfallhilfen zu beschneiden, um mit den so frei 
werdenden Mitteln den Ausbau sozialer Infrastruktur zu finanzieren. Vom Ansatz her ist die 
Kinder- und Jugendhilfe als begleitend und unterstützend (§ 1 SGB VIII) angelegt. Prävention 
und Erziehungshilfen sind nicht in einem Konkurrenzverhältnis zueinander zu sehen. Vielmehr 
ergänzen niedrigschwellige Angebotsformen die individuellen Leistungen mit Rechtsanspruch 
und decken im Idealfall die Bedarfe der Familien ab. Darüber hinaus sichern sie deren 
Nachhaltigkeit.  

Darüber hinaus unterstützt die BAGFW Bestrebungen, im sozialleistungsrechtlichen 
Dreiecksverhältnis finanzierte Leistungen besser mit Infrastruktur und Regelsystemen zu 
verzahnen. Das kann aber nur durch eine gesetzliche Qualifizierung des 
sozialleistungsrechtlichen Dreiecksverhältnisses unter Beibehaltung seiner Struktur gelingen.   

Bemühungen der Kommunen um eine Ausrichtung der Kinder- und Jugendhilfe am 
Fachkonzept der Sozialraumorientierung sind nicht als Sparmodell zu diskreditieren. Sie finden 
die Unterstützung der Freien Wohlfahrtspflege. Kommunen können dazu beitragen, die 
Akzeptanz für die Weiterentwicklung der Kinder- und Jugendhilfe in Richtung 
Sozialraumorientierung zu stärken, wenn sie darauf achten, keine unrealistischen Erwartungen 
an unmittelbare Einspareffekte zu schüren.  

d) Inhaltliche Ausgestaltung der Leistungsangebote  

Die inhaltliche Ausgestaltung der Leistungsangebote erfolgt durch Leistungs- und 
Vergütungsvereinbarungen und, wenn die §§ 78a ff. SGB VIII einschlägig sind, durch 
Qualitätsentwicklungsvereinbarungen. Die BAGFW weist darauf hin, dass die Darstellung in der 
Sitzungsunterlage (A. II. 3 a, Seite 7), dass im Finanzierungssystem über das sozialrechtliche 
Dreiecksverhältnis „und damit im System rechtsanspruchsgebundener Leistungen“ die 
inhaltliche Steuerung der Leistungsangebote „primär in den Händen der Leistungserbringer“ 
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liege, weder der Rechtslage, noch der Praxis entspricht. Die Vereinbarungen werden konsensual 
zwischen dem Träger der öffentlichen Jugendhilfe und dem jeweiligen Leistungserbringer 
geschlossen. Selbst wenn der Träger der öffentlichen Jugendhilfe unter bestimmten 
Voraussetzungen kontrahierungspflichtig sein sollte, kann er umfassend Einfluss auf den Inhalt 
der Leistungsvereinbarung nehmen und folglich die inhaltliche Steuerung innehaben.   

Wenn ein Jugendamt z.B. den Abschluss einer Leistungs- und Vergütungsvereinbarung an die 
Bedingung knüpft, dass der Leistungserbringer sich dazu verpflichtet, in einem definierten 
Umfang in einem lokalen Netzwerk mitzuarbeiten, muss der Leistungserbringer das 
akzeptieren. Er wird auch vor Gericht keinen Erfolg mit dem Versuch haben, sich gegen fachlich 
begründbare Qualitätsanforderungen in der Leistungsvereinbarung zur Wehr zu setzen. Freilich 
müssen die Kosten, die zur Erfüllung dieser Qualitätsanforderungen aufzuwenden sind, dann 
auch in der Vergütungsvereinbarung abgebildet werden.   

Im Übrigen sind Leistungs- und Vergütungsvereinbarungen in der Praxis meist 
Formularverträge, die nicht etwa von den Leistungserbringern, sondern in aller Regel von den 
Jugendämtern entwickelt werden.   

Die inhaltliche Steuerung der Leistungsangebote liegt damit keineswegs primär in Händen der 
Leistungserbringer. Sie ist das gemeinsame Projekt der Träger der öffentlichen Jugendhilfe und 
der Leistungserbringer, wobei die Träger der öffentlichen Jugendhilfe aufgrund ihrer 
Steuerungsmacht – die die BAGFW in dem Umfang, in dem das Recht sie heute vorsieht, auch 
für richtig hält – grundsätzlich in der überlegenen Position sind.  

I. Rechtsentwicklung 

Online-Kommentierungen der AG-Mitglieder 

Dr. Björn Hagen, Evangelischer Erziehungsverband e.V. / AGJ 

I. Rechtsentwicklung [Kommentar bezieht sich auf gesamten Abschnitt] 

 „EREV/IGfH: Reformüberlegungen müssen in dem Bewusstsein erfolgen, dass die 
Finanzierungsregelungen sowohl in empfindlicher Weise das partnerschaftliche Verhältnis von 
öffentlicher und freier Kinder- und Jugendhilfe berühren, aber auch in die Rechtsstellung der 
Leistungsberechtigten eingreifen kann. Rechtsansprüche und Strukturprinzipien des SGB VIII 
müssen gewahrt bleiben, so verstehen wir als IGFH auch das Arbeitspapier.“ 

Dr. Björn Hagen, Evangelischer Erziehungsverband e.V. / AGJ 

In: 2. Absatz, vorletzter Satz 

Ob das Vergaberecht im Bereich der rechtsanspruchsgebundenen Leistungen anwendbar ist, 
ist umstritten.  

 „EREV/BVkE: Das SGB VIII bietet in der vorliegenden Fassung alle erforderlichen 
Rechtsgrundlagen für den notwendigen Ausbau einer inklusiven sozialen Infrastruktur mit 
niedrigschwelligen Unterstützungsangeboten. Diese werden aber bislang noch nicht 
ausreichend umgesetzt.“ 
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II. Aktuelle Rechtslage 

Online-Kommentierungen der AG-Mitglieder 

Dr. Björn Hagen, Evangelischer Erziehungsverband e.V. / AGJ 

In: 1. Absatz, 1. Satz 

Der Zugang zu direkten niedrigschwelligen Hilfen für Familien und auch präventiven Angeboten 
werden im SGB VIII durch die sogenannten „Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe“ 
sichergestellt (§§ 11 – 41 SGB VIII).   

„EREV/BVkE: Das SGB VIII bietet in der vorliegenden Fassung alle erforderlichen 
Rechtsgrundlagen für den notwendigen Ausbau einer inklusiven sozialen Infrastruktur mit 
niedrigschwelligen Unterstützungsangeboten. Diese werden aber bislang noch nicht 
ausreichend umgesetzt.“ 

Christian Weis, Deutscher Bundesjugendring e.V. 

In: 2. Rechtsansprüche und objektive Rechtsverpflichtungen, 2. Absatz, letzter Satz 

Demgegenüber setzen etwa die als „Soll“-Regelung ausgestalteten, präventiv ausgerichtete 
Angebote der Jugendsozialarbeit (§ 13 SGB VIII) sowie der Unterstützung von Familien in 
Notsituationen bei Ausfall des betreuenden Elternteils nach § 20 SGB VIII das Vorliegen 
spezifischer Bedarfslagen und dessen Prüfung im Einzelfall voraus.  

„Das "Vorliegen spezifischer Bedarfslagen und dessen Prüfung im Einzelfall" ist im Bereich des 
§13 in der Praxis keinesfalls durchgehend gegeben. Siehe z.B. die Angebote der 
Schulsozialarbeit.“ 

Jörg Freese, Deutscher Landkreistag / Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände 

In: 2. Rechtsansprüche und objektive Rechtsverpflichtungen, 3. Absatz, 3. Satz 

Von ihrer Intensität her in der Regel mit Beratungsangeboten nicht vergleichbar und daher 
nicht von der Möglichkeit der unmittelbaren Inanspruchnahme umfasst, ist die 
sozialpädagogische Familienhilfe nach § 31 Abs. 1 S. 1 SGB VIII.  

„Die SPFH dem "Spektrum präventiver Hilfen zuzuordnen" erscheint dem DLT als nicht 
zutreffend.“ 

Dr. Gabriele Trost-Brinkhues, Bundesverband der Ärztinnen und Ärzte des Öffentlichen 
Gesundheitsdienstes e.V. 

In: 2. Rechtsansprüche und objektive Rechtsverpflichtungen, 3. Absatz 

Als Hilfe, die bei „der Bewältigung von Alltagsproblemen“ unterstützen und „Hilfe zur Selbsthilfe 
geben“ soll, ist sie gleichwohl dem Spektrum präventiver Hilfen zuzuordnen. 

„Diese Beschreibung der Aufgaben einer SPFH erscheinen mir nicht zutreffend.“ 

Dr. Björn Hagen, Evangelischer Erziehungsverband e.V. / AGJ 

2. Rechtsansprüche und objektive Rechtsverpflichtungen 
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 „EREV/IGfH: Reformüberlegungen müssen in dem Bewusstsein erfolgen, dass die 
Finanzierungsregelungen sowohl in empfindlicher Weise das partnerschaftliche Verhältnis von 
öffentlicher und freier Kinder- und Jugendhilfe berühren, aber auch in die Rechtsstellung der 
Leistungsberechtigten eingreifen kann. Rechtsansprüche und Strukturprinzipien des SGB VIII 
müssen gewahrt bleiben, so verstehen wir als IGFH auch das Arbeitspapier.“ 

Dr. Björn Hagen, Evangelischer Erziehungsverband e.V. / AGJ 

In: 2. Rechtsansprüche und objektive Rechtsverpflichtungen, 3. Absatz, vorletzter Satz 

Als Hilfe, die bei „der Bewältigung von Alltagsproblemen“ unterstützen und „Hilfe zur Selbsthilfe 
geben“ soll, ist sie gleichwohl dem Spektrum präventiver Hilfen zuzuordnen.  

„EREV/BVkE: Diese Einschätzung wird vom BVkE nicht geteilt. Sie SPFH ist eine intensive 
Einzelfallhilfe für Familien, die gewährt wird, wenn massive Problemlagenvorliegen und die in 
fast allen Fällen in einem komplexen Spannungsfeld von Hilfe und Kontrolle agiert. 
Hilfe zur Selbsthilfe ist ein Grundprinzip von Sozialer Arbeit und nicht als präventives Konzept 
zu verstehen.“ 

Dr. Björn Hagen, Evangelischer Erziehungsverband e.V. / AGJ 

In: 3. Entgeltfinanzierung, Förderfinanzierung, zweiseitige Verträge, Abschnitt a), 1. Absatz, 1. 
Satz 

Die Diskussion um die Verbesserung direkter niedrigschwelliger Hilfezugänge und den Ausbau 
präventiver Angebote kann nur vor dem Hintergrund der Konstruktion des sogenannten 
sozialrechtlichen Dreiecksverhältnisses verstanden werden.  

„Dieser Einschätzung widerspricht der BVkE. Es gibt juristisch keine Konkurrenz zwischen den 
Einzelfallhilfen, die im Rahmen des des sozialrechtlichen Dreiecksverhältnisses gewährt werden 
und den durch Verwaltungsakt zu bewilligenden präventiven Leistungen. Ein Ausbau von 
niedrigschwelligen Hilfen darf nicht zu Lasten der der Einzelfallhilfen gehen. Erst muss der 
Ausbau der sozialen Infrastruktur seine präventive Wirkung in der Praxis unter Beweis stellen, 
dann ergeben sich Einsparungen bei den Hilfen zur Erziehung, ohne Eingriffe am rechtlich und 
fachliche bewährten sozialleistungsrechtlichen Dreiecksverhältnis. Der BVkE unterstützt 
darüber hinaus alle Bestrebungen im individuellen Bedarf eine Parallelfinanizierung rechtlich zu 
verankern.“ 

Dr. Björn Hagen, Evangelischer Erziehungsverband e.V. / AGJ 

In: 3. Entgeltfinanzierung, Förderfinanzierung, zweiseitige Verträge, Abschnitt a), 2. Absatz, 
letzter Satz 

Die inhaltliche Ausgestaltung der Leistungsangebote obliegt grundsätzlich primär den 
Leistungserbringern.  

„EREV/BVkE: Es trifft nicht zu, dass die inhaltliche Ausgestaltung der Leistungsangebote 
grundsätzlich primär dem Leistungserbringe obliegt. Die inhaltliche Ausgestaltung der 
Leistungsangebote erfolgt durch Leistungs- ,Vergütungs-, und 
Qualitätsentwicklungsvereinbarungen die vertraglich zwischen Leistungsträgern und und 
Leistungserbringern verhandelt und im Konsens vereinbart werden.“ 
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C. Kinder- und Jugendstärkungsgesetz – 
Stellungnahmen und Voten zur Neuregelung 

II. Stellungnahmen und Voten zur Neuregelung  

Online-Kommentierungen der AG-Mitglieder  

Christian Weis, Deutscher Bundesjugendring e.V. 

In: 1. JMFK, 2. Listenpunkt 

Stärkung der Regelstrukturen und von Prävention in der Jugendhilfe (z.B. Verknüpfung von 
Hilfen zur Erziehung mit Familienbildung, Kinder- und Jugendarbeit, Jugendsozialarbeit und mit 
Kindertagesstätten) 

„Der DBJR schließt sich an dieser Stelle dem genannten Papier der JFMK an. Er verweist auch auf 
die BR-Drucksache 115/17 (Stellungnahme zum 15. KJB), v.a. Pkt. 4. Der DBJR bedauert, dass 
hier im Papier keine konkreten Vorschläge dazu gemacht wurden.“ 

Elena Lamby, Deutsche Sportjugend im Deutschen Olympischen Sportbund e.V / AGJ 

In: 1. JMFK, 2. Listenpunkt 

Stärkung der Regelstrukturen und von Prävention in der Jugendhilfe (z.B. Verknüpfung von 
Hilfen zur Erziehung mit Familienbildung, Kinder- und Jugendarbeit, Jugendsozialarbeit und mit 
Kindertagesstätten) 

„Konkrete Vorschläge hierzu wären hilfreich. Im Sinne der Gesundheitsförderung ist u.a. Kinder- 
und Jugendarbeit im Sport (KJP,2016) mit einem regelmäßigen Bewegungsangebot für junge 
Menschen, ein geeignetes Angebot im Sozialraum mit präventiver Wirkung und damit Kinder- 
und Jugendarbeit ein guter Kooperationspartner für andere Hilfsangebote. Die Kinder- und 
Jugendarbeit als potentialförderndes Angebot ist ein wichtiger Bestandteil des gesunden 
Aufwachsens im Sozialraum.“  
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B. Handlungsbedarf  

TOP 1: Direkte niederschwellige Hilfezugänge für Familien 

Abschnittsübergreifende Online-Kommentierungen der AG-Mitglieder 

Dr. Björn Hagen, Evangelischer Erziehungsverband e.V. / AGJ 

TOP 1: Direkte niedrigschwellige Hilfezugänge für Familien 

 „EREV/IGFH: Siehe grundsätzlich zum Handlungsbedarf: Oehme & Rohrmann (2018) Integrierte 
Hilfen für junge Volljährige - sozialräumliche Perspektive Thesen (im Erscheinen auf 
www.igfh.de & abrufbar unter Anlagen zur AG-Sitzung Prävention im Sozialraum stärken)“ 

Dr. Björn Hagen, Evangelischer Erziehungsverband e.V. / AGJ 

TOP 1: Direkte niedrigschwellige Hilfezugänge für Familien 

 „EREV/IGfH: Ein erleichterter selbstinitiierter Zugang zu Hilfen im Lebensraum von 
Heranwachsenden und Familien ist sicherlich mehr als sinnvoll. Dazu aber einige grundsätzliche 
rahmende Bemerkungen: 
a) Es erscheint dann eine bessere, verpflichtende Abstimmung mit den Regelungsgebieten des 
SGB II, III, V, IX, XI und XII sinnvoll und notwendig. 
b) Sinnvoll ist sicherlich auch der Blick auf Familien mit psychosozialen Hilfen, aber eine 
Verengung auf diese Zielgruppe, zumal nur die Kinder und nicht die Jugendlichen, die in 
Familienkonstellationen psychisch kranker Eltern leben, im Blick sind, erscheint nicht sinnvoll 
unter der Gesamtüberschrift. Gerade die kinderschutzbezogene wie kinderrechtliche Relevanz 
der Offenen Kinder- und Jugendarbeit hat jüngst erst die Enquetekommission der 
Hamburgischen Bürgerschaft betont. Oder auch allgemeine Familienberatungsangebote sowie 
Angebote der Kinder- und Jugendhilfe im Kontext ganztätiger schulischer Settings sind hier zu 
nennen. 
c) Schließlich ist zu beachten, und dieser Gesichtspunkt fehlt in dem Arbeitspapier, war aber 
Thema vergangener Sitzungen, der Blick auf die Situation junger Volljähriger. Aufgrund zu 
früher und abrupter Übergänge aus der Jugendhilfe entsteht bei vielen Care Leavern ein 
Beratungsbedarf, für den sie geeignete niedrigschwellige Beratungsangebote brauchen. Somit 
ist der Bedarf an universellen, niedrigschwelligen und sozialraumnahen Anlaufstellen – nicht 
nur für Care Leaver –enorm hoch. Darüber hinaus ist die Rolle der Peers im Übergang nicht zu 
unterschätzen. Dieser Aspekt sollte als feste Struktur bei den Trägern der Jugendhilfe 
ausgebaut werden (Gruppenangebote, Peerberatung). Auch gibt es Spezialwissen in einzelnen 
Beratungsstellen, z. B. für junge Geflüchtete, welches verpflichtend abgesichert werden sollte. 
Gleichzeitig wird immer wieder auch der Bedarf an rechtskreisübergreifenden 
Beratungsangeboten betont.“ 

Abschnittsübergreifende Stellungnahmen der AG-Mitglieder 

Ministerium für Soziales und Integration des Landes Baden-Württemberg 

I.  

Vorbemerkung:  
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In der Jugendhilfepraxis wurde die Wirksamkeit von direkten niedrigschwelligen Hilfezugängen 
für Familien im ambulanten Hilfebereich hinreichend unter Beweis gestellt.   

Prägende Merkmale dieser Angebote, die weitgehend im Bereich der Hilfeformen angesiedelt 
sind, die keine einzelfallbezogene Bedarfs- und Hilfeplanung vorsehen (kein subjektiver 
Rechtsanspruch, kein begünstigender Verwaltungsakt), sind folgende Aspekte:  

- Niedrigschwelligkeit (bis hin zu nachgehender, aufsuchender Arbeit);  
- Primär- oder sekundärpräventiver Ansatz;  
- Stärkung der fallunspezifischen Arbeit;  
- sozialräumliches Fallverstehen;  
- Orientierung am Willen der Adressaten.  

Ein besonders bedeutender Aspekt ist hierbei der Sozialraumbezug bzw. die 
Sozialraumorientierung. Dabei geht es um die Mitgestaltung von Lebenswelten und 
Verhältnissen, die es Menschen ermöglichen, in schwierigen Lebenslagen besser 
zurechtzukommen. In sozialwissenschaftlicher Hinsicht handelt es sich im Grunde um eine 
Weiterentwicklung der bereits in den 1970er Jahren entwickelten Gemeinwesenarbeit. 
Konkretes Beispiel für einen sozialraumbezogenen Ansatz ist die soziale Jugendarbeit in 
Problemgebieten bzw. Brennpunkten.  

In den vergangenen Jahren wurden verschiedentlich Versuche unternommen, auch Leistungen 
nach dem SGB VIII, auf die ein Rechtsanspruch besteht (z. B. Hilfe zur Erziehung nach den §§ 
27ff SGB VIII), sozialräumlich auszurichten. Sehr problematisch war dabei allerdings, dass dieser 
Sozialraumbezug mit finanziellen Budgets verknüpft war und auf eine Einschränkung der 
Trägerpluralität abgezielt hat. Damit wäre eine Aufweichung des individuellen Rechtsanspruchs 
auf diese Hilfen verbunden gewesen. Die Rechtsprechung hat diese Verknüpfung und die 
Einschränkung der Trägerpluralität allerdings in einer ganzen Reihe von Entscheidungen 
verworfen. Gleichwohl haben diese Planungen in Kreisen der Jugendhilfe zu Vorbehalten 
hinsichtlich sozialräumlicher Ansätze geführt bzw. das berechtigte Anliegen, sozialräumlich zu 
handeln, diskreditiert.  

Ministerium für Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integration des Landes Nordrhein-Westfalen 

Unter TOP 1 wird herausgearbeitet, dass es gerade für schwer erreichbare Familien / 
Zielgruppen entscheidend ist, dass niedrigschwellige Angebote auf- und ausgebaut werden. Der 
Zugang zu solchen Angeboten soll rechtlich erleichtert und das Vorhalten solcher Angebote 
rechtlich befördert bzw. bindend(er) gestaltet werden. Auch sollen verlässliche Kooperationen 
zwischen örtlichen Trägern der öffentlichen Jugendhilfe und anderen Akteuren ermöglicht und 
befördert werden. Bei geeigneten Hilfen sollen Pooling-Angebote in Betracht gezogen werden. 

Zu den unter „D. Handlungsoptionen“ aufgeführten Umsetzungsvorschlägen ist anzumerken, 
dass diese, abhängig vom Grad der Verbindlichkeit, alle kostenintensiv sind. Hier fehlt es an 
Aussagen zur Finanzierung der Vorschläge. Grundsätzlich wird seitens NRW die Auffassung 
vertreten, dass Rechtsänderungen möglichst sensibel erfolgen sollten. Gerade mit Blick darauf, 
dass die örtlichen Träger der öffentlichen Kinder- und Jugendhilfe zwar Rechtssicherheit 
brauchen, aber auch Handlungsspielräume, erscheint die unter Punkt 4 bei Vorschlag 1 
formulierte Rechtsänderung am besten geeignet, um Prävention sozialräumlich zu 
ermöglichen. 

Bezüglich der angestrebten verlässlichen Kooperationen mit Partnern außerhalb der Kinder- 
und Jugendhilfe fehlt es an ausreichenden Handlungsverpflichtungen für die anderen Akteure 
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(Gesundheit, Schule etc.). Dazu gehören im Übrigen auch Aussagen zu möglichen 
Vergütungsregelungen von freiberuflichen Akteuren aus dem SGB V wie niedergelassenen 
Ärzten und Hebammen zur Beratung und Vermittlung in Angebote der frühen Hilfen und 
andere Unterstützungsangebote. 

Arbeitsgemeinschaft für Kinder- und Jugendhilfe - AGJ 

Die AGJ-Gesamt-AG begrüßt die in der Darstellung des Arbeitspapiers zum Handlungsbedarf 
und zu den Handlungsoptionen deutlich werdende Intention, insbesondere für Familien mit 
psychisch belasteten oder kranken Eltern die Zugangsmöglichkeiten zu Unterstützung zu 
erleichtern. Die AGJ teilt die Einschätzung, dass in einem erleichterten, selbstinitiierten Zugang 
zu im Sozial-/Lebensraum der Familien präsenten Hilfen Chancen liegen. Um diese Familien zu 
erreichen, liegt es im gesellschaftlichen Interesse über die unterschiedlichen Politikfelder 
hinweg gemeinsame Anstrengungen zu unternehmen. Die im Arbeitspapier angedeuteten 
Möglichkeiten im SGB VIII greifen nur einen Teilbereich auf – parallel berührt die Lebensrealität 
dieser Familien auch die Regelungsgebiete des SGB II, III, V, IX, XI und XII. Die ersten 
Handlungsvorschläge bleiben leider aber relativ unkonkret, was eine fachliche Bewertung 
erschwert und zu Rückfragen führt. So ist nicht klar, wo und wie die im Arbeitspapier 
vorgeschlagenen objektiv-rechtliche Bekenntnisse bzw. Verpflichtungen zum Fachkonzept 
Sozialraum im SGB VIII erweitert werden sollen (Vorschlag 1.1 und 1.3). Unabhängig hiervon ist 
zudem zu konstatieren, dass gerade bei angespannter kommunaler Finanzlage solche objektiv-
rechtlichen Normen keine oder nur sehr geringe Anstoßkraft entfalten. Ihre Umsetzung gilt in 
kommunalpolitischen Haushaltsverhandlungen ggf. als verzichtbar oder „freiwilliges Plus“. 
Dabei wird übersehen, dass es sich auch hier um Pflichtaufgaben handelt, bei denen das Gesetz 
der kommunalpolitischen Umsetzung lediglich einen größeren Handlungsspielraum eingeräumt 
ist. Aus diesem Grund verspricht eine Implementierung zusätzlicher subjektiver 
Rechtsansprüche mehr Wirkmacht. Was aber heißt „Subjektive Rechtsansprüche im Hinblick auf 
die Einbindung in den Sozialraum werden geschärft.“ (Vorschlag 1.2.) konkret? Werden 
Zielgruppen künftig erreicht, die bislang keinen oder zu spät Zugang zum Hilfesystem gefunden 
haben, wird eine bestehende Dunkelziffer abgesenkt. Fraktionsübergreifend wird 
entsprechender politischer Handlungsbedarf gesehen.7 Erwartungen in Richtung einer damit 
unmittelbar verknüpften Senkung von Kosten sind hingegen zu dämpfen. Auch wenn gehofft 
werden kann, dass durch das frühzeitige Aufgreifen von Problemen im Sozialraum 
perspektivisch weniger Einzelfallhilfen erforderlich werden, ist dieser Effekt nicht 
prognostizierbar und zumindest kurzfristig auch nicht erwartbar. Infrastrukturelle Leistungen 
dürfen nicht ausgespielt werden gegen Einzelfallhilfen und die Möglichkeit der 
Leistungsberechtigten, ihre Ansprüche auf Hilfe bei ungedecktem Bedarf gegenüber dem 
zuständigen Sozialleistungsträger geltend zu machen. Oder ist die Formulierung im 
Arbeitspapier sogar so zu verstehen, dass damit gar keine „zusätzlichen Aufgaben“ gemeint 
sind, sondern nur im Rahmen der bisherigen Aufgaben stärker Erreichbarkeit und 
Sozialraumorientierung als fachliche Standards beachtet werden sollen?  

Soweit dies der Fall ist und eigentlich „nur“ ein bundespolitisches Hinwirken auf eine verstärkte 
fachliche Implementierung sozialraumorientierter Konzepte beabsichtigt ist, sind die im 
Arbeitspapier folgenden Vorschläge zur Jugendhilfeplanung und Gesamtverantwortung 
(Vorschläge 1.4 und 1.5 zu §§ 79, 80 SGB VIII, vgl. auch TOP 3) das rechtsdogmatisch richtige und 
wohl auch ehrlichere Mittel. Realistisch muss aber leider angenommen werden, dass in der 

 
7 BT-Beschluss „Hilfen für Kinder psychisch kranker Eltern“ v. 22.6.2017, BT-Drs. 18/12780. 
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Umsetzung die Fachpolitik dabei weiterhin auf die haushaltspolitischen Grenzen 
zurückgeworfen werden wird.8 

Die AGJ-Gesamt-AG begrüßt eine Regelung, die zu mehr Rechtsverbindlichkeit in Bezug auf den 
Ausbau der Infrastruktur für Kinder, Jugendliche und Familien (z. B. kommunale Jugendpflege, 
Jugendarbeit, Familienbildung, Beratung) führt. Eine inhaltliche Schärfung und die Unterlegung 
mit Rechtsansprüchen (Vorschlag 2) ist fachlich – wie bereits betont – grundsätzlich zu 
begrüßen, geht aber mit Kostenfolgen einher. In bestimmten Handlungsfeldern sind 
individuelle Rechtsansprüche zudem kaum sinnvoll bundesgesetzlich zu gestalten. Deshalb 
muss z. B. für die Jugendarbeit wohl eher in Richtung einer durchsetzbaren Höhe von 
Förderung gedacht werden als in Richtung von Individualansprüchen. Auch wenn das Beispiel 
des § 45 Abs. 2 Satz 4 AG KJHG Berlin zeigt, dass selbst eine gesetzliche Festlegung zur 
Förderung in Höhe eines bestimmten Prozentsatzes des Haushaltsbudgets in der Praxis Gefahr 
läuft missachtet zu werden, ist möglicherweise eher in Richtung einer solchen Absicherung von 
Förderung zu denken. Zur Verbesserung der Möglichkeit von Zuwendungsfinanzierung regt die 
AGJ an, die bislang in § 74 Abs. 1 Nr. 4 SGB VIII geforderte Erbringung einer Eigenleistung 
seitens des jeweiligen Trägers oder zumindest durch eine Umgestaltung in § 74 Abs. 3 SGB VIII 
ein Absehen hiervon möglich zu machen.  

I. Hürden abbauen – Familien frühzeitig erreichen 

Online-Kommentierungen der AG-Mitglieder 

Dr. Björn Hagen, Evangelischer Erziehungsverband e.V. / AGJ 

In: 4. Absatz, 1. Satz 

Es ist davon auszugehen, dass eine Vielzahl von Leistungsberechtigten ohne entsprechende 
Hilfsangebote nicht erreicht werden könnten.  

„EREV/BVkE: Es ist nicht richtig, dass niedrigschwellige Hilfen besonders benachteiligte Familien 
grundsätzlich besser erreichen. vgl Inanspruchnahme von Erziehungsberatung. Der BVkE 
unterstützt die Intention, benachteiligte Familien mit niedrigschwelligen Leistungen besser zu 
erreichen, als bisher. Aber Einzelfallhilfen und niedrigschwellige Hilfen dürfen nicht 
gegeneinander ausgespielt werden. Ziel ist eine sinnvolle verbindliche Verzahnung im Rahmen 
der Leistungs-, Vergütungs-, und Qualitätsentwicklungsvereinbarungen.“ 

Daniel Grein, Deutscher Verein für öffentliche und private Fürsorge e.V. 

In: 4. Absatz, letzter Satz 

In einer Studie zu „Sozialräumlichen Hilfen und Angeboten (SHA)“ in Hamburg 
(Düssler/Hagen/Weber, Sozialräumliche Hilfen und Angebote (SHA) in Hamburg auf dem 
Prüfstand, np 2016, 394) beurteilten Fachkräfte die Flexibilisierung der Hilfe, die 
Entbürokratisierung und Präsenz der Hilfe ohne vorgeschaltetes langwieriges 

 
8 AGJ-Positionspapier „Die Förderung von Infrastrukturleistungen in der Kinder- und Jugendhilfe stärken“ v. 
28./29.11.2013, online abrufbar: 
https://www.agj.de/fileadmin/files/positionen/2012/Foerderung_Infrastrukturleistungen__2_.pdf. 
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Bewilligungsverfahren sowie die Möglichkeit der anonymen und kostenfreien 
Inanspruchnahme positiv.  

„Es ist nicht nachvollziehbar, warum hier ein Gegensatz zwischen dem Hilfeplanverfahren als 
langwieriges Bewilligungsverfahren zu einer anonymen und kostenfreien Inanspruchnahme 
konstruiert wird. Zum einen sind die ambulanten HzE mit Hilfeplanverfahren ebenfalls 
kostenfrei, zum anderen ist ein Hilfeplan nicht notwendig langwierig und bürokratisch.“ 

Dr. Björn Hagen, Evangelischer Erziehungsverband e.V. / AGJ 

In: 5. Absatz, 1. Satz 

Auch über sog. „Pooling-Angebote“ also Gruppenangebote, für die ebenfalls einzelfallbezogene 
Verwaltungs- und Hilfeplanverfahren entfallen, lassen sich Zielgruppen, die sonst nicht oder nur 
schwer zu adressieren sind, grundsätzlich leichter erreichen. 

 „EREV/BVkE: Poolingangebote bestehen bereits jetzt, sowohl bei Einzelfallhilfen als auch bei 
präventiven Gruppenangeboten.“B. H andlun gsb edarf & D. Handlungsoptio nen  

Daniel Grein, Deutscher Verein für öffentliche und private Fürsorge e.V. 

In: 5. Absatz, 1. Satz 

Auch über sog. „Pooling-Angebote“ also Gruppenangebote, für die ebenfalls einzelfallbezogene 
Verwaltungs- und Hilfeplanverfahren entfallen, lassen sich Zielgruppen, die sonst nicht oder nur 
schwer zu adressieren sind, grundsätzlich leichter erreichen. 

 „Unter Pooling-Angebot ist eine gemeinsame Leistungserbringung zu verstehen, bei der vorher 
durchaus ein Hilfeplanverfahren stattfinden kann. Pooling-Angebote und Hilfeplanverfahren 
sind daher nicht als gegensätzlich zu betrachten.“B 

Stellungnahmen der AG-Mitglieder  

Dialogforum „Bund trifft kommunale Praxis. Inklusive Kinder- und Jugendhilfe aktiv miteinander 
gestalten“ im Deutschen Institut für Urbanistik e.V. 

Kommentierung aus der Perspektive der Interdisziplinären Frühförderung 

Zu Top 1: Frühförderstellen mit ihren niedrigschwelligen, familienaufsuchenden und 
interdisziplinären Angeboten müssen hier eingebaut werden, nur so wird es ein inklusives SGB 
VIII. 

II. Präventive und niedrigschwellige Angebote wirken 

Online-Kommentierungen der AG-Mitglieder 

Daniel Grein, Deutscher Verein für öffentliche und private Fürsorge e.V. 

In: 3. Absatz. 1. Satz 

Das bestätiget auch die bereits erwähnte Studie „Sozialräumliche Hilfen und Angeboten (SHA)“ 
in Hamburg. So wurde von den beteiligten Fachkräften die Freiwilligkeit als wesentliches 
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Konstruktionselement gewürdigt. Kritisch wurde die Verknüpfung mit dem Ziel Einsparungen 
im Bereich der Hilfen zur Erziehung zu erzielen beurteilt. Bei komplexeren Bedarfslagen, 
insbesondere in Multiproblemfällen, kämen die sozialräumlichen Hilfen und Angebote an ihre 
Grenzen. 

 „Leistungen im SGB VIII nach § 2 Absatz 2 SGB VIII sind allesamt als freiwillige Angebote 
ausgestaltet, inklusive der Hilfen zur Erziehung. Freiwilligkeit ist daher kein 
Alleinstellungsmerkmal von sozialräumlichen Angeboten.“ 

Jörg Freese, Deutscher Landkreistag / Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände 

In: 4. Absatz, letzter Satz 

Das Modellprojekt ist inzwischen unter dem Namen JuWe 
(https://zukunft.bremen.de/dokumente/dokument-jugendamt-weiterentwickeln-juwe/) auf ganz 
Bremen ausgeweitet worden. 

 „Die auf den S. 12 und 13 dargestellten, anhand von Projekten nachgewiesenen positiven 
Effekte insbesondere in Bremen werden grundsätzlich bestätigt. Allerdings wird die 
Übertragbarkeit auf den ländlichen Raum als nicht gesichert angesehen. Dies gilt es im Wege 
von Modellprojekten herauszufinden.“ 

Jörg Freese, Deutscher Landkreistag / Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände 

In: Fazit 

Die sehr wirksamen und für eine bestimmte Zielgruppe (die ggf. sonst nicht zu erreichen ist) 
ganz entscheidenden niedrigschwelligen Angebote sind auf- und auszubauen: 

 „Das Fazit enthält zu unserem Bedauern keine gedankliche Verknüpfung zu den HzE.“ 

Dr. Björn Hagen, Evangelischer Erziehungsverband e.V. / AGJ 

In: Fazit, 1. Listenpunkt 

Der Zugang zu niedrigschwelligen Angeboten sollte rechtlich erleichtert werden.  

„EREV/BVkE: Hier bleibt unklar, was damit gemeint ist. Es ist kein Problem des Zuganges 
sondern ein Problem des mangelnden Angebots.“ 

Dr. Björn Hagen, Evangelischer Erziehungsverband e.V. / AGJ 

In: Fazit, 3. Listenpunkt 

Das Vorhalten niedrigschwelliger Angebote und ein entsprechender Ausbau sollten rechtlich 
abgesicherter bzw. bindender gestaltet sein.  

„EREV/AFET: Bei der Debatte ist zu berücksichtigen, dass es eine gute Abgrenzung zwischen 
Rechtsanspruchsleistungen und Infrastrukturangeboten gibt. Die Rechtsanspruchsleistungen 
können durch Angebote flankiert werden, die zwar keinen Rechtsanspruch begründen, die aber 
damit nicht zur Disposition gestellt werden durch den öffentlichen Jugendhilfeträger. Dies sollte 
wesentlich im Rahmen der Jugendhilfeplanung geschehen.“ 

Daniel Grein, Deutscher Verein für öffentliche und private Fürsorge e.V. 

In: Fazit, 4. Listenpunkt 

https://zukunft.bremen.de/dokumente/dokument-jugendamt-weiterentwickeln-juwe/
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Verlässliche Kooperationen zwischen dem örtlichen Träger der öffentlichen Kinder- und 
Jugendhilfe, den Trägern der freien Kinder- und Jugendhilfe und dritten Akteuren (Kita, Schule, 
Gesundheitswesen, etc.) müssen ermöglicht und befördert werden. 

„Die Kooperationsverpflichtung im SGB VIII allein reicht nicht aus. Auch die 
Kooperationspartner sollten gesetzlichen Kooperationsverpflichtungen unterliegen. 
Der Deutsche Verein empfiehlt, auf der rechtlichen Ebene eine durchgängige gesetzliche 
Verpflichtung zur Zusammenarbeit in allen betroffenen Systemen sowie die rechtlichen 
Grundlagen für gemeinsame und schnittstellenübergreifende Finanzierungsmodelle zu 
schaffen (vgl. Empfehlungen des Deutschen Vereins zur „Weiterentwicklung und Steuerung der 
Hilfen zur Erziehung“ (DV 10/14), Seite 19).“ 

Jörg Freese, Deutscher Landkreistag / Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände 

In: Fazit, 4. Listenpunkt 

Verlässliche Kooperationen zwischen dem örtlichen Träger der öffentlichen Kinder- und 
Jugendhilfe, den Trägern der freien Kinder- und Jugendhilfe und dritten Akteuren (Kita, Schule, 
Gesundheitswesen, etc.) müssen ermöglicht und befördert werden. 

„Die Kindertagesbetreuung ist wensentlicher Bestandteil der Kinder- und Jugendhilfe und kein 
"dritter Akteur" in diesem Sinne.“ 

Dr. Björn Hagen, Evangelischer Erziehungsverband e.V. / AGJ 

In: Fazit, 4. Listenpunkt 

Verlässliche Kooperationen zwischen dem örtlichen Träger der öffentlichen Kinder- und 
Jugendhilfe, den Trägern der freien Kinder- und Jugendhilfe und dritten Akteuren (Kita, Schule, 
Gesundheitswesen, etc.) müssen ermöglicht und befördert werden.  

„EREV/AFET: Kita ist an dieser Stelle zu streichen, da Kitas kein dritter Akteur sind sondern 
Aufgabe des öffentlichen Jugendhilfeträgers.“ 

Jörg Freese, Deutscher Landkreistag / Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände 

In: Fazit, 4. Listenpunkt 

Verlässliche Kooperationen zwischen dem örtlichen Träger der öffentlichen Kinder- und 
Jugendhilfe, den Trägern der freien Kinder- und Jugendhilfe und dritten Akteuren (Kita, Schule, 
Gesundheitswesen, etc.) müssen ermöglicht und befördert werden. 

 „Zudem ist erforderlich, dass auch die „dritten Akteure“ durch ihre jeweiligen gesetzlichen 
Vorschriften zu enger Kooperation mit der Kinder- und Jugendhilfe aufgefordert werden. Sie 
müssen zudem dann auch die erforderlichen Zeitbudgets dafür zur Verfügung gestellt 
bekommen.“ 

Daniel Grein, Deutscher Verein für öffentliche und private Fürsorge e.V. 

In: Fazit, 5. Listenpunkt 

Bei geeigneten Hilfearten sind auch sog. „Pooling-Lösungen“ in Betracht zu ziehen.  

„Es ist unklar, was als „geeignet“ zu verstehen ist. Sollten die Bedarfslagen gemeint sein, sollte 
dies auch entsprechend formuliert werden.“ 
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Stellungnahmen der AG-Mitglieder 

Dialogforum „Bund trifft kommunale Praxis. Inklusive Kinder- und Jugendhilfe aktiv miteinander 
gestalten“ im Deutschen Institut für Urbanistik e.V. 

Im 9. Expertengespräch des Dialogforums mit Jugendamtsleitungen gab es folgende inhaltliche 
Impulse und fachliche Anmerkungen: 

Niedrigschwellige Zugänge: 

• Niedrigschwellige Zugänge: Regelsysteme integrierter denken und so ausstatten, dass 
dies möglich ist. 

• Familienzentren als Begrifflichkeit im Gesetz (mit abgesicherter Finanzierung) als Häuser 
für Kin- der, Jugendliche und ihre Familien (Kinder und Jugendliche als eigene Subjekte) 

• Kinder- und Jugendarbeit besser in den Blick nehmen (nicht nur starke Fokussierung auf 
Kinderschutz und/oder Frühwarnsysteme/Frühe Hilfen) 
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D. Handlungsoptionen 

TOP 1: Direkte niederschwellige Hilfezugänge für Familien 

Online-Kommentierungen der AG-Mitglieder 

Dr. Björn Hagen, Evangelischer Erziehungsverband e.V. / AGJ 

TOP 1: Direkte, niedrigschwellige Hilfezugänge für Familien 

„EREV/IGFH: Eine Implementierung zusätzlicher subjektiver Rechtsansprüche ist sicherlich 
sinnvoll, siehe auch Care Leaver Beratungen. Wichtig ist, dass infrastrukturelle Leistungen nicht 
ausgespielt werden gegen Einzelfallhilfen und die Möglichkeit der Leistungsberechtigten, ihre 
Ansprüche auf Hilfe bei ungedecktem Bedarf gegenüber dem zuständigen Sozialleistungsträger 
geltend zu machen. 
Ansonsten erscheinen uns die Vorschläge zur Jugendhilfeplanung und Gesamtverantwortung 
(Vorschläge 1.4 und 1.5 zu §§ 79, 80 SGB VIII, vgl. auch TOP 3) ein hilfreiches Mittel (siehe hierzu 
auch Papier Oehme & Rohrmann (2018) in den Anlagen zur Sitzung).“ 

Dr. Björn Hagen, Evangelischer Erziehungsverband e.V. / AGJ 

TOP 1: Direkte, niedrigschwellige Hilfezugänge für Familien 

„EREV/BVkE: Der BVkE unterstützt die hier genannte Zielrichtung, die jedoch konkreter 
ausformuliert werden muss. Der BVkE unterstützt: 
Eine gesetzliche Konkretisierung der Aufgaben der Jugendhilfeplanung hinsichtlich der 
Implementierung niedrigschwelliger ambulanter Hilfezugänge 
Die Benennung als Gegenstand der Gesamtverantwortung der Träger öffentlicher Jugendhilfe 
(Vorschläge 1-4 und 1-5). 
Eine Schärfung subjektiver Ansprüche durch eine Weiterentwicklung des 
Leistungsvereinbarungsrecht, so dass Inhalte und Qualität der Leistungen auch für ambulante 
Leistungen verbindlich zu vereinbaren sind. 
Die Verankerung des Fachkonzepts der Sozialraumorientierung als Qualitätsmerkmal zB in § 
78c SGB VIII. Der Ausbau niedrigschwelliger Leistungen sollte durch die Weiterentwicklung des 
Rechts der Finanzierung befördert werden, ohne das sozialleistungsrechtliche 
Dreiecksverhältnis für die Einzelfallhilfen zur Disposition zu stellen. Ein erster Baustein dafür ist 
die Streichung der Vorgabe des § 74 Abs. 1 Nr. 4 SGB VIII, nach der Leistungserbringer eine 
Eigenleistung erbringen müssen, wenn sie Zuwendungen erhalten. Ein zweiter Baustein ist die 
Schaffung einer hinreichend konkreten Rechtsgrundlage für zweiseitige vertragliche 
Finanzierungen, die es dem Jugendamt ermöglicht eine rechtssichere Auswahlentscheidung zu 
treffen, ohne dass der Geltungsbereich des Vergaberechts eröffnet würde. Das europäische 
Vergaberecht lässt solche Regelungen für soziale Leistungen zu. Ein dritter Baustein ist die 
gesetzliche Konkretisierung der zur Verfügung zu stellenden niedrigschwellige Leistungen. Dies 
wird am Beispiel der Erziehungsberatung besonders deutlich. Nur die Erziehungsberatung ist in 
§ 36a Abs. 2 SGB VIII ausdrücklich genannt. Sie ist außerdem in § 28 SGB VIII hinreichend 
konkret normiert. Die Erfahrung zeigt, dass diese beiden Regelungen dazu führen, dass 
Erziehungsberatung sehr viel zuverlässiger als andere infrastrukturelle Angebote zur Verfügung 
steht.“ 
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Regina Offer, Deutscher Städtetag / Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände 

TOP 1: Direkte, niedrigschwellige Hilfezugänge für Familien 

„Bei TOP 1 unterstützen wir Vorschlag 1 Nr. 4 und 5. Die übrigen Vorschläge von Vorschlag 1 
und 2 lehnen wir dagegen ab. 

Wir begründen dies damit, dass mit dem Ausbau niedrigschwelliger sozialräumlich orientierter 
Angebote gerade keine neuen individuellen Rechtsansprüche geschaffen werden sollen, 
sondern ein Netz von bedarfsgerechten und niedrigschwelligen Angeboten, die den 
individuellen Rechtsanspruch auf Hilfen zur Erziehung ergänzen. Dabei müssen  vielfältige 
Aspekte der örtlichen Situation berücksichtigt werden (bestehende Angebote, Lebenssituation 
der Kinder und Jugendlichen, Realisierbarkeit). Die Feststellung der örtlichen Bedarfe muss in 
der Verantwortung der öffentlichen Träger der Kinder- und Jugendhilfe liegen. Diese örtliche 
Situation stellt sich in den Kommunen sehr unterschiedlich dar.“ 

Christian Weis, Deutscher Bundesjugendring e.V. 

In: Vorschlag 1, 1. Listenpunkt 

Objektiv-rechtliche Bekenntnisse zu Angeboten des Sozialraums im SGB VIII werden erweitert.  

„Unter Vorbehalt der Definition von "objektiv-rechtlichen Bekenntnissen": Sollte dies eine 
Stärkung der mit objektiven Rechtsansprüchen versehenen Leistungen wie z.B. §11 gemeint 
sein, wird dies durch den DBJR ausdrücklich begrüßt.“ 

Daniel Grein, Deutscher Verein für öffentliche und private Fürsorge e.V. 

In: Vorschlag 1, 1. Listenpunkt 

Objektiv-rechtliche Bekenntnisse zu Angeboten des Sozialraums im SGB VIII werden erweitert.  

„Der Deutsche Verein begrüßt es, wenn Sozialräumlichkeit als Arbeitsprinzip methodisch 
stärker in den Blick genommen. Außerdem regt der Deutsche Verein an, dass sich auch die an 
das SGB VIII angrenzenden Bereiche an dem sozialräumlichen Ansatz orientieren. Er spricht sich 
dafür aus, im Rahmen von Rechtsänderungen im SGB VIII zum Auf- und Ausbau 
sozialräumlicher Infrastrukturangebote an dieses Grundverständnis anzuknüpfen. Es sollen 
hierbei sogenannte niederschwellige Infrastrukturleistungen hervorgehoben werden. Damit 
sind nicht etwa nur Hilfen im Vorfeld und zur Vermeidung kostenintensiver Einzelfallhilfen 
gemeint. Zur Verwirklichung oder Stärkung sozialräumlicher Ansätze als Arbeitsprinzip 
innerhalb der Gesamtverantwortung – ohne Verkürzung der Rechtsansprüche im SGB VIII – 
bieten sich aus Sicht des Deutschen Vereins verschiedene Orte für rechtliche Änderungen im 
SGB VIII an, wobei die Organisationshoheit der Kommunen zu wahren ist. Dazu zählen 
insbesondere die Regelungen über das einzubindende soziale Umfeld (ausdrückliche 
Benennung der Kooperation mit Schulen und Kindertagesstätten) (§ 27 Abs. 2 Satz 1), 
Hilfeplanverfahren (§ 36), Förderung der freien Jugendhilfe (§ 74 Abs. 4), Vereinbarungen über 
die Höhe der Kosten (§ 77), Gesamtverantwortung (§ 79), Qualitätsentwicklung in der Kinder- 
und Jugendhilfe (§ 79 a) sowie bei einer Einführung von ombudschaftlichen Elementen 
(Beratung und Beschwerde). In diesem Zusammenhang ist ebenfalls zu prüfen, ob im Rahmen 
von niedrigschwelligen Angeboten (§ 36 a) eine Änderung geeignet ist (vgl. Empfehlungen DV 
10/14, Seite 23 f.).“ 
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Jörg Freese, Deutscher Landkreistag / Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände 

In: Vorschlag 1, 1. Listenpunkt 

Objektiv-rechtliche Bekenntnisse zu Angeboten des Sozialraums im SGB VIII werden erweitert.  

„Dieser Vorschlag hinterlässt einen ratlos. Was sind objektiv-rechtliche Bekenntnisse (...)?“ 

Christian Weis, Deutscher Bundesjugendring e.V. 

In: Vorschlag 1, 2. Listenpunkt 

Subjektive Ansprüche im Hinblick auf die Einbindung in den Sozialraum werden geschärft. 

„DBJR: Dies ist zu allgemein um ein Votum dazu abzugeben. Ein Votum ist von den konkreten 
dahinter stehenden Modellen auch der Finanzierung abhängig.“ 

Jörg Freese, Deutscher Landkreistag / Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände 

In: Vorschlag 1, 2. Listenpunkt 

Subjektive Ansprüche im Hinblick auf die Einbindung in den Sozialraum werden geschärft.  

„Auch die Nr. 2 ist abstrakt schwer zu beurteilen. Die Struktur muss in jedem Fall kommunal 
gestaltet werden.“ 

Christian Weis, Deutscher Bundesjugendring e.V. 

In: Vorschlag 1, 3. Listenpunkt 

Objektiv-rechtliche Verpflichtungen werden erweitert.  

„DBJR: Dies ist zu allgemein um ein Votum dazu abzugeben. Ein Votum ist von den konkreten 
dahinter stehenden Modellen auch der Finanzierung abhängig.“ 

Jörg Freese, Deutscher Landkreistag / Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände 

In: Vorschlag 1, 3. Listenpunkt 

Objektiv-rechtliche Verpflichtungen werden erweitert.  

„Die Erweiterung objektiv-rechtlicher Verpflichtungen wird abgelehnt.“ 

Christian Weis, Deutscher Bundesjugendring e.V. 

In: Vorschlag 1, 4. Listenpunkt 

Die Implementierung/Ausgestaltung niedrigschwelliger ambulanter Hilfezugänge wird explizit 
als wesentliche Aufgabe der Jugendhilfeplanung geregelt.  

„Wird durch den DBJR begrüßt.“ 

Daniel Grein, Deutscher Verein für öffentliche und private Fürsorge e.V. 

In: Vorschlag 1, 4. Listenpunkt 

Die Implementierung/Ausgestaltung niedrigschwelliger ambulanter Hilfezugänge wird explizit 
als wesentliche Aufgabe der Jugendhilfeplanung geregelt.  
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„Zu Unterpunkt 4 ist fraglich, ob die Begriffe „Implementierung/Ausgestaltung“ hier richtig 
gewählt sind oder ob man besser den Begriff „Planung“ verwenden sollte.“ 

Daniel Grein, Deutscher Verein für öffentliche und private Fürsorge e.V. 

In: Vorschlag 1, 4. und 5. Listenpunkt 

4. Die Implementierung/Ausgestaltung niedrigschwelliger ambulanter Hilfezugänge wird explizit 
als wesentliche Aufgabe der Jugendhilfeplanung geregelt. 5. Die 
Implementierung/Ausgestaltung bedarfsgerechter niedrigschwelliger ambulanter 
Hilfezugänge/Angebote wird explizit als Gegenstand der Gesamtverantwortung des Trägers der 
öffentlichen Jugendhilfe beschrieben. 

„Der Deutsche Verein begrüßt die Fokussierung auf die Jugendhilfeplanung. Um 
niedrigschwellige einzelfallunabhängige Leistungen sowie einzelfallbezogene Leistungen 
sicherzustellen, bedarf es einer – auf einer qualifizierten Jugendhilfeplanung und sozialen 
Indikatoren beruhenden – konkretisierten Wahrnehmung der Gesamtverantwortung, die 
sicherstellt, dass die zur Erfüllung der Aufgaben „erforderlichen und geeigneten Einrichtungen, 
Dienste und Veranstaltungen den verschiedenen Grundrichtungen der Erziehung entsprechend 
rechtzeitig und ausreichend zur Verfügung stehen“ (§ 79 SGB VIII). Dies gilt auch für die Pflicht, 
orts- bzw. kreisbezogen den „angemessenen Anteil für die Jugendarbeit“ zu bestimmen. 
Herausgefordert ist damit das strategische Potenzial des Jugendhilfeausschusses. Damit 
Jugendhilfeplanung die Anforderungen der aktiven und kontinuierlichen Infrastrukturgestaltung 
im Sinne einer Steuerung und Weiterentwicklung der Hilfen zur Erziehung umsetzen kann, 
bedarf es einer angemessenen personellen und sächlichen Ausstattung dieses Aufgabengebiets 
in den Jugendämtern sowie der organisationsbezogenen Einbindung der Jugendhilfeplanung in 
die Abläufe im Jugendamt und in die regionalen sozial- und bildungsplanerischen Strukturen. 
Bei vielen Jugendämtern sind diese Voraussetzungen nicht so gegeben, dass 
Jugendhilfeplanung ihre Steuerungspotenziale zur Geltung bringen könnte. Nur wenn hier 
deutliche Verbesserungen eintreten, können die skizzierten Anforderungen an eine verbesserte 
Planung auch tatsächlich umgesetzt werden; lediglich programmatische Proklamationen an die 
Jugendhilfeplanung ohne Beachtung ihrer wesentlichen Realisierungsbedingungen reichen 
nicht aus. (Vgl. Empfehlungen DV 10/14, Seite 10 f., 24)“ 

Jörg Freese, Deutscher Landkreistag / Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände 

In: Vorschlag 1, 4. Listenpunkt 

Die Implementierung/Ausgestaltung niedrigschwelliger ambulanter Hilfezugänge wird explizit 
als wesentliche Aufgabe der Jugendhilfeplanung geregelt.  

„Die Nr. 4 und 5 mit der Erweiterung der Aufgaben der Jugendhilfeplanung werden ausdrücklich 
begrüßt und unterstützt.“ 

Christian Weis, Deutscher Bundesjugendring e.V. 

Vorschlag 2 

„Ein (subjektiver) Rechtsanspruch auf Leistungen nach § 11 würde der DBJR grundsätzlich 
begrüßen, sieht aber viele Bedenken. Problematisch ist hier die - die Kinder- und Jugendarbeit - 
wesentlich ausmachende - Vielfalt der Angebote nach §11 und ihre Niederschwelligkeit. Jeder 
subjektive Rechtsanspruch würde entweder ins Leere laufen oder eine deutliche Beschränkung 
des Angebotsspektrums nach sich ziehen. Im Kern müsste dann definiert werden, auf was der 
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(subjektive) Rechtsanspruch besteht: auf Besuch einer offenen Einrichtung (Wie weit darf die 
weg sein?) und/oder eines Angebotes der politischen Bildung und/oder der internationalen 
Jugendarbeit und/oder des Jugendreisen ... Um den Rechtsanspruch durchzusetzen, müsste der 
Gesetzgeber oder ggf. die öffentliche Träger massiv das Wunsch- und Wahlrecht begrenzen. 
Auch ist davon auszugehen, dass alle Angebote, auf die dann kein subjektiver R. besteht, 
faktisch nicht mehr vorkommen. 
Ein inhaltliche Schärfung des §11, noch dazu auf bundesgesetzlicher Ebene lehnt der DBJR 
entschieden ab.“ 

Jörg Freese, Deutscher Landkreistag / Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände 

In: Vorschlag 2 

Die im Bereich der objektiven Rechtsverpflichtungen angesiedelten niedrigschwelligen Hilfen 
und präventiven Angebote des SGB VIII (z.B. § 11, § 16 u. § 20 SGB VIII) werden inhaltlich 
geschärft und mit Rechtsansprüchen unterlegt. 

 „Die Schaffung neuer Rechtsansprüche für niedrigschwellige Angebote wird nachdrücklich 
abgelehnt. Diese Angebote werden dadurch weniger niederschwellig für die Nutzer – 
verbunden mit massiv erhöhten Anforderungen für alle Beteiligten.“ 

Dr. Björn Hagen, Evangelischer Erziehungsverband e.V. / AGJ 

In: Vorschlag 2 

Die im Bereich der objektiven Rechtsverpflichtungen angesiedelten niedrigschwelligen Hilfen 
und präventiven Angebote des SGB VIII (z.B. § 11, § 16 u. § 20 SGB VIII) werden inhaltlich 
geschärft und mit Rechtsansprüchen unterlegt. 

 „EREV/AFET: Zustimmung in Kombination mit Ziffer 3,4,5 von Vorschlag 1. Die Ziffern 1 und 2. 
des Vorschlags 1 müssen konkretisiert werden.“ 

Stellungnahmen der AG-Mitglieder 

Ministerium für Soziales und Integration des Landes Baden-Württemberg 

II.  

Bewertung:  

Im Lichte der vorstehend skizzierten Ausgangslage sind die Handlungsoptionen wie folgt zu 
bewerten: VORSCHLAG 1  

Nummer 1:  

Der Vorschlag ist zielführend und daher zu unterstützen. Die Erweiterung der 
objektivrechtlichen Bekenntnisse zu Angeboten des Sozialraums im SGB VIII im Sinne einer 
Stärkung der Rechtsverbindlichkeit dieser Angebote ist grundsätzlich geeignet, 
niedrigschwellige Hilfeangebote für Familien zu stärken. Dabei wird es allerdings entscheidend 
auf die konkrete Ausgestaltung einer entsprechenden Regelung ankommen.  

Nummer 2:  

Subjektive Ansprüche sind zwingend mit einer Einzelfallprüfung verbunden. Es ist nicht 
ersichtlich, wie dies mit der intendierten Niedrigschwelligkeit in Einklang gebracht werden soll. 
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Es muss unbedingt vermieden werden, dass der Rechtsanspruch auf Hilfe zur Erziehung 
eingeschränkt wird. Auch eine Vorrangstellung der niedrigschwelligen Hilfen vor der Hilfe zur 
Erziehung ist nachdrücklich abzulehnen. Der Vorschlag wird insgesamt eher kritisch beurteilt.  

Nummer 3:  

Es ist nicht erkennbar bzw. ersichtlich, welche objektiv-rechtlichen Verpflichtungen ggf. 
erweitert werden sollen bzw. zu erweitern sind. Dieser Vorschlag bedarf daher zunächst der 
Konkretisierung.  

Nummer 4:  

Dieser Vorschlag ist zielführend und daher zu unterstützen. Hervorzuheben ist in diesem 
Kontext, dass die Jugendhilfeplanung Aufgabe des Jugendhilfeausschusses ist (§ 71 Abs. 2 Nr. 2 
SGB VIII).  

Nummer 5:  

Auch dieser Vorschlag ist zielführend und daher zu unterstützen. Damit würde insbesondere 
die Bedeutung der einschlägigen Angebote im Rahmen der Gesamtverantwortung des örtlichen 
Trägers der öffentlichen Jugendhilfe verdeutlicht.  

VORSCHLAG 2:  

Die Überführung der aufgeführten Hilfen und Angebote in Leistungen, auf die ein 
Rechtsanspruch besteht, kollidiert mit der Niedrigschwelligkeit (vgl. auch VORSCHLAG 1 
Nummer 2). Es wird keine praktikable Möglichkeit gesehen, diesen Konflikt aufzulösen. Der 
Vorschlag wird daher abgelehnt. Darüber hinaus würde eine entsprechende Rechtsänderung 
nach Lage der Dinge zu höheren Verwaltungskosten führen (Antragsverfahren, Prüfung, 
Leistungsbescheid), ohne dass damit zwingend eine Ausweitung der Angebote oder eine 
Steigerung der Qualität verbunden wäre.  Schließlich ist darauf hinzuweisen, dass sich im 
Rahmen der Konnexität nach Artikel 71 Absatz 3 LV BW möglicherweise Folgekosten für das 
Land ergeben könnten.   
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Die Senatorin für Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport Freie Hansestadt Bremen 

Grundsätzlich wird u.a. vor dem Hintergrund der sehr positiven Erfahrungen des ESPQ-
Projektes, eine deutliche Erleichterung der Hilfezugänge für Familien, eine Ausweitung der 
niedrigschwelligen Hilfen sowie der präventiven Angebote für notwendig erachtet. Jedwede 
Ausgestaltung der niedrigschwelligen sozialräumlichen Angebote sollte – auch das zeigt das 
Bremer Beispiel – selbstverständlich inklusiv erfolgen, damit auch junge Menschen mit 
Einschränkungen und ihre Eltern davon profitieren können.  

Bremen spricht sich daher für eine Erweiterung der objektiv-rechtlichen Verpflichtungen sowie 
für eine klare Verankerung niedrigschwelliger ambulanter Hilfezugänge als wesentliche Aufgabe 
von Jugendhilfeplanung sowie Gegenstand der Gesamtverantwortung des Trägers der 
öffentlichen Jugendhilfe aus (Vorschlag 1 und 2). Die Erfahrungen Bremens als 
Haushaltsnotlagenland zeigen, wie notwendig eine klarere rechtliche Verankerung ist, um 
entsprechende Finanzmittel einsetzen zu können. Die alleinige Erweiterung objekt-rechtlicher 
Bekenntnisse zu Angeboten im Sozialraum gewährleistet keine Planungssicherheit für den 
Aufbau einer nachhaltigen Infrastruktur. Bei der Schärfung subjektiver An-sprüche im Hinblick 
auf die Einbindung in den Sozialraum ist darauf zu achten, dass dies nicht zu einer 
hochschwellig wirkenden Prüfung vor Inanspruchnahme führt und damit einem 
niedrigschwelligen Zugang eher entgegen wirkt.  

Deutscher Städte- und Gemeindebund / Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände 

TOP 1: 

Wir unterstützen Vorschlag 1, insbesondere die Ziffern 4 und 5. Ziff. 3 sollte im Sinne der 
Erhaltung der kommunalen Selbstverwaltung entfallen. Ziff. 2 halten wir nicht für richtig und 
lehnen wir ab. 

Bundesarbeitsgemeinschaft der freien Wohlfahrtspflege (BAGFW) 

Handlungsoptionen des BMFSFJ:  

Vorschlag 1: (beliebige Kombination der Varianten denkbar)  

1. Objektiv-rechtliche Bekenntnisse zu Angeboten des Sozialraums im SGB VIII werden 
erweitert.  

2. Subjektive Ansprüche im Hinblick auf die Einbindung in den Sozialraum werden 
geschärft.  

3. Objektiv-rechtliche Verpflichtungen werden erweitert.  
4. Die Implementierung/Ausgestaltung niedrigschwelliger ambulanter Hilfezugänge wird 

explizit als wesentliche Aufgabe der Jugendhilfeplanung geregelt.  
5. Die Implementierung/Ausgestaltung bedarfsgerechter niedrigschwelliger ambulanter 

Hilfezugänge/Angebote wird explizit als Gegenstand der Gesamtverantwortung des 
Trägers der öffentlichen Jugendhilfe beschrieben.   

Vorschlag 2: (Kombinierbar mit sämtlichen Varianten des Vorschlags 1)  

Die im Bereich der objektiven Rechtsverpflichtungen angesiedelten niedrigschwelligen Hilfen 
und präventiven Angebote des SGB VIII (z.B. § 11, § 16 u. § 20 SGB VIII) werden inhaltlich 
geschärft und mit Rechtsansprüchen unterlegt.  
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Einschätzungen der BAGFW:   

Die unter Vorschlag 1 genannten Varianten lassen einen großen Interpretationsspielraum zu 
und sind wenig konkret. Aus Sicht der BAGFW ist Vorschlag 1/Variante 1 ungenügend, weil es 
nicht nur eines Bekenntnisses, sondern einer erhöhten Verbindlichkeit bei der Ausgestaltung 
infrastruktureller Angebote (nach §§ 11, 13, 16, 17 SGB VIII) bedarf. Die Intention der 
Weiterentwicklung der Regelungen muss darin liegen, die praktische Umsetzung der bereits 
bestehenden objektiv-rechtlichen Verpflichtung zu verbessern. Weiterhin geht es mit Blick auf 
Vorschlag 1/ Variante 3 nicht um eine Erweiterung der objektiv-rechtlichen Verpflichtung, 
sondern um deren Realisierung hinsichtlich der Praxis. Die derzeitige Gesetzeslage hat sich 
insofern als Insuffizienz erwiesen, als erhebliche Umsetzungsdefizite zu konstatieren sind. 
Lediglich 0,8 % der Gesamtaufwendungen der Kinder- und Jugendhilfe (die 
Gesamtaufwendungen lagen 2017 bei 48,5 Mrd. Euro) fließen in die allgemeine Förderung der 
Erziehung in der Familie. Dabei werden 70% der Mittel von den Kommunen, 29% von den 
Ländern und 1 % durch den Bund erbracht (*Statistisches Bundesamt Finanzen und Steuern 
2011/ 2014). Diese Verteilung der Aufschlüsselung zeigt deutlich, wie hoch der Handlungsbedarf 
bezüglich der betreffenden Angebote ist.   

Auch an dieser Stelle weist die BAGFW darauf hin, dass es einer inklusiven Ausgestaltung aller 
infrastrukturellen Angebote bedarf. 

Eine gesetzliche Konkretisierung der Aufgaben der Jugendhilfeplanung (Vorschlag 1, Variante 4) 
hinsichtlich der Implementierung niedrigschwelliger ambulanter Hilfezugänge wird seitens der 
BAGFW als sinnvoll erachtet. Gleiches gilt für Benennung als Gegenstand der 
Gesamtverantwortung der Träger öffentlicher Jugendhilfe (Vorschlag 1, Variante 5).  

Zu Vorschlag 2: Die vorgeschlagene Stärkung von Rechtsansprüchen wird grundsätzlich 
unterstützt.  

Je klarer eine Leistung definiert ist, desto eher kann sie mit einem bestimmten Rechtsanspruch 
hinterlegt werden. Die BAGFW ist der Auffassung, dass das Kinder- und Jugendhilferecht auch 
an dieser Stelle Gewährleistungsverpflichtungen und rechtsanspruchsgestützte Leistungen 
benötigt, um mehr Kinder, Jugendliche und ihre Familien zu erreichen. Aus Sicht der BAGFW 
besteht gesetzlicher Handlungsbedarf vornehmlich in Bezug auf objektiv-rechtliche 
Verpflichtungen (§§ 11 ff. SGB VIII).  Es erscheint notwendig, die jeweilige Gesetzesintention und 
Zielsetzung der Aufgaben (bspw. Familienbildung, Familienerholung, Erziehungsberatung) 
klarer auszugestalten. Hierzu bedarf es einer weiteren und intensiven Diskussion zu den 
einzelnen im Vorschlag 2 beispielhaft genannten Paragrafen §§ 11, 16 und 20 SGB VIII.  

Soweit mit dem Begriff der „Schärfung“ subjektiver Ansprüche darüber hinaus gemeint ist, dass 
das Leistungsvereinbarungsrecht dahingehend weiterzuentwickeln ist, dass Inhalte und 
Qualität der Leistungen auch für ambulante Leistungen verbindlich zu vereinbaren sind, findet 
das die Unterstützung der BAGFW. Das gilt auch für die Verankerung des Fachkonzepts der 
Sozialraumorientierung als Qualitätsmerkmal z.B. in § 78c SGB VIII.   

Der Ausbau niedrigschwelliger Leistungen sollte durch die Weiterentwicklung des Rechts der 
Finanzierung befördert werden, ohne das sozialleistungsrechtliche Dreiecksverhältnis für die 
Einzelfallhilfen zur Disposition zu stellen.  

Ein erster Baustein dafür ist die Streichung der Vorgabe des § 74 Abs. 1 Nr. 4 SGB VIII, nach der 
Leistungserbringer eine Eigenleistung erbringen müssen, wenn sie Zuwendungen erhalten. 
Zugleich sollte der Begriff der „freiwilligen Leistungen“ in § 74 Abs. 1 Satz 1 SGB VIII gestrichen 
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werden, um klarzustellen, dass das Zuwendungsrecht auch für Leistungen eröffnet ist, für die 
der Träger der öffentlichen Jugendhilfe einer Gewährleistungsverantwortung unterliegt.  

Ein zweiter Baustein ist die Schaffung einer konkreteren Rechtsgrundlage für zweiseitige 
vertragliche Finanzierungen, die es dem Jugendamt ermöglicht, eine rechtssichere 
Auswahlentscheidung zu treffen, ohne dass der Geltungsbereich des Vergaberechts eröffnet 
würde. Das europäische Vergaberecht lässt solche Regelungen für soziale Leistungen zu.  

Ein dritter Baustein ist die gesetzliche Konkretisierung der zur Verfügung zu stellenden 
niedrigschwelligen Leistungen. Dies wird am Beispiel der Erziehungsberatung besonders 
deutlich. Nur die Erziehungsberatung ist in § 36a Abs. 2 SGB VIII ausdrücklich genannt. Sie ist 
außerdem in § 28 SGB VIII hinreichend konkret normiert. Die Erfahrung zeigt, dass diese beiden 
Regelungen dazu führen, dass Erziehungsberatung sehr viel zuverlässiger als andere 
infrastrukturelle Angebote zur Verfügung steht. 

Bundesarbeitsgemeinschaft Landesjugendämter / AGJ  
Die unter dem Vorschlag 2 vorgestellte Rechtsverpflichtung, die präventiven Angebote des SGB 
VIII (z.B. § 11, § 16 und § 20 SGB VIII) mit Rechtsansprüchen zu unterlegen, dürfte in der Praxis 
auf erhebliche Umsetzungsschwierigkeiten stoßen und wird kritisch gesehen. So stellt sich die 
Frage, wie eine solche Rechtsverpflichtung z.B. im Bereich des § 11 umgesetzt werden soll, 
dessen Angebote auf dem Prinzip der Freiwilligkeit, Partizipation und Selbstorganisation 
beruhen und deren Inanspruchnahme von der Attraktivität des Angebotes abhängt. Die 
Angebote der Kinder- und Jugendarbeit, z.B. im Rahmen von Jugendtreffs, wären dann 
einklagbar. Dies führt nicht zu einer verbesserten bedarfsgerechten Entwicklung der offenen 
Kinder- und Jugendarbeit im Sinne der Bereitstellung "präventiver, niedrigschwelliger Hilfen" im 
Sozialraum. Außerdem sind viele Angebote der Jugendarbeit - gerade in Kooperation mit Schule 
- zentral oder auch regional ausgerichtet. Im Falle der Arbeit mit Budgets wird eine Kollision mit 
dem Wunsch- und Wahlrecht sowie dem Prinzip der Vielfalt der Angebote in der Jugendarbeit 
befürchtet. In diesem Zusammenhang würde der öffentliche Träger lediglich gewährleisten, 
dass bestimmte Angebote vorgehalten werden, aber nicht die notwendige Vielfalt der 
Angebote. Anspruchsgegenstand bzw. Anspruchsgegner wären schwer zu bestimmen. 

Jedoch, Regelungen, die die Kinder- und Jugendarbeit als Teil der niedrigschwelligen 
Infrastruktur im Sozialraum im Rahmen der Gesamtverantwortung des öffentlichen 
Jugendhilfeträgers beschreiben, sind aus Sicht der BAG Landesjugendämter zu begrüßen, 
ebenso die Beschreibung als zentraler Bestandteil der Jugendhilfeplanung. Dies führt zu einer 
Stärkung der Wahrnehmung der Angebote der Kinder- und Jugendarbeit. 

Eine ausreichende Versorgung mit den Angeboten und Maßnahmen der §§ 16 und 20 SGB VIII 
lässt sich nicht durch die Ausweitung der individuellen Rechtsansprüche erreichen, zumal diese 
mit (erheblichen) Kostenfolgen einhergeht. Vielmehr ist dazu der Ausbau des von der 
Jugendhilfeplanung konstatierten Bedarfs notwendig. Die bestehenden §§ 79 ff. SGB VIII sind als 
Klammer für bedarfsgerechte Angebote und Zugänge zu sehen und bedürfen keiner 
Präzisierung (Nr. 4 und 5). Einer Schärfung des Verständnisses von objektiv-rechtlichen 
Bekenntnissen/ Verpflichtungen kann zugestimmt werden (Nr. 1 und 3), ohne damit subjektive 
Rechtsansprüche zu begründen (Nr. 2). 

Sollte der Gesetzgeber befürworten, dass die präventiven Angebote im SGB VIII inhaltlich 
geschärft und mit Rechtsansprüchen unterlegt werden, führt die Inanspruchnahme auch zu 
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einem langwierigen Prozess eines Bewilligungsverfahrens, da die spezifischen Bedarfslagen und 
dessen Prüfung im Einzelfall vom öffentlichen Träger beurteilt werden müssen.  

Dies aber steht einem leichten und niedrigschwelligen Zugang zu einer Hilfe und Unterstützung 
entgegen. 

Grundsätzlich wird kein Handlungsbedarf gesehen. 

Bundesverband der Ärztinnen und Ärzte des Öffentlichen Gesundheitsdienstes e.V. 

TOP 1: Direkte, niedrigschwellige Hilfezugänge für Familien 

Hier wird der Vorschlag 1, Punkt 5 präferiert: „Die Implementierung/Ausgestaltung 
bedarfsgerechter niedrigschwelliger ambulanter Hilfezugänge/Angebote wird explizit als 
Gegenstand der Gesamtverantwortung des Trägers der öffentlichen Jugendhilfe beschrieben“. 
Die Kombination mit Punkt 1 „Objektiv-rechtliche Bekenntnisse zu Angeboten des Sozialraums 
im SGB VIII werden erweitert“ erscheint sinnvoll. Zudem sollte der Vorschlag 2 aufgenommen 
werden: „Die im Bereich der objektiven Rechtsverpflichtungen angesiedelten niedrigschwelligen 
Hilfen und präventiven Angebote des SGB VIII (z.B. § 11, § 16 u. § 20 SGB VIII) werden inhaltlich 
geschärft und mit Rechtsansprüchen unterlegt.“ 

Hierbei ist es zwingend, dass verlässliche Kooperationen zwischen dem örtlichen Träger der 
öffentlichen Kinder- und Jugendhilfe, den Trägern der freien Kinder- und Jugendhilfe, weiteren 
kommunal Verantwortlichen / dritten Akteuren (Kita, Schule, Gesundheitswesen, etc.) 
ermöglicht und befördert werden.  

Die Forderung nach einer besseren, verbindlichen Abstimmung der Schnittstellen Jugendhilfe 
und Schule, Jugendhilfe und Gesundheitswesen und Jugendhilfe und Arbeitsförderung durch 
Qualifizierung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern und die Einführung rechtlicher 
Vorgabenwird ebenfalls uneingeschränkt gesehen. 

Deutsche Gesellschaft für Kinder- und Jugendmedizin (DGKJ) in Abstimmung mit der Deutschen 
Gesellschaft für Sozialpädiatrie und Jugendmedizin (DGSPJ) und dem Berufsverband der Kinder- und 
Jugendärzte (BVKJ) 

TOP 1: Direkte niedrigschwellige Hilfszugänge für Familien. Wir plädieren für Vorschlag 1 und 2. 

Deutscher Behindertenrat 

Vorschlag 1:  

1. Diesen Vorschlag lehnt der Deutsche Behindertenrat ab.   
2. Die Schärfung der subjektiven Ansprüche begrüßt der Deutsche Behindertenrat. Er merkt 

jedoch an, dass unklar bleibt, was Schärfung in diesem Kontext bedeuten soll.   
3. Lehnt der Deutsche Behindertenrat ab.   
4. und 5. Befürwortet der Deutsche Behindertenrat, jedoch mit dem Hinweis, dass es um 

die „Implementierung/Ausgestaltung niedrigschwelliger, inklusiver und barrierefreier 
ambulanter Hilfen und Angebote …“ geht.   

 4a) der Deutsche Behindertenrat regt an, dass eine gesetzliche Konkretisierung der Aufgaben 
der Jugendhilfeplanung in Bezug auf Inklusion, Barrierefreiheit und die Vornahme der im 
Einzelfall erforderlichen angemessenen Vorkehrungen sowie der Besetzung des 



 

D. Handlungsoptionen 
TOP 1: Direkte niederschwellige Hilfezugänge für Familien 

 33 

Jugendhilfeausschusses im Hinblick auf die  Einbeziehung von Kindern und Jugendlichen mit 
Behinderung und ihren Verbänden erfolgt.   

Vorschlag 2:  

Dieser Vorschlag wird vom der Deutschen Behindertenrat begrüßt. Er regt an, nach „inhaltlich“ 
zu ergänzen „in Hinblick auf Barrierefreiheit, angemessene Vorkehrungen und Inklusion“  

Dialogforum „Bund trifft kommunale Praxis. Inklusive Kinder- und Jugendhilfe aktiv miteinander 
gestalten“ im Deutschen Institut für Urbanistik e.V. 

Die nachfolgende Kommentierung entspricht den Ergebnissen aus den inhaltlichen 
Diskussionen in den Expertengesprächen 2017-2019 im Rahmen des Dialogforums „Bund trifft 
kommunale Praxis“. 

Auf Grundlage der Ausführungen werden die vorgeschlagenen Handlungsoptionen wie folgt 
votiert:  

TOP 1: Vorschlag 2 in Kombination mit Nr. 3, 4, 5 von Vorschlag 1. 

Kommentierung aus der Perspektive eines öffentlichen Trägers der Kinder- und Jugendhilfe 
einer Großstadt: 

Zu TOP 1: Direkte niedrigschwellige Hilfezugänge für Familien 

Vorschlag 1: Nr. 2 wird aus oben genannten Gründen [S. 77 in diesem Dokument] abgelehnt, da 
es hier einen Widerspruch zur Niedrigschwelligkeit gibt. Den Nr. 1, 3, 4 und 5 kann gefolgt 
werden, aber unter dem klaren Vorbehalt, dass damit eine auskömmliche Finanzierung auf 
kommunaler Ebene einhergeht. Die Betonung auf die §§ 79, 79a und 80 SGB VIII ist ausdrücklich 
zu begrüßen. Darüber hinaus muss ein noch stärkerer Fokus auf ein Andocken der Angebote an 
Kita und Schule gelegt werden. 

Dem Vorschlag 2 kann gefolgt werden, es gilt jedoch das zum Vorschlag 1 Ausgeführte. 
Aufgenommen werden sollten hierbei ausdrücklich Kita und Schule! 

Die Fachverbände für Menschen mit Behinderung 

Insgesamt müssen die niedrigschwelligen und inklusiven Hilfen als Rechtsansprüche 
ausgestaltet werden.   

Vorschlag 1:  

1. Diesen Vorschlag lehnen die Fachverbände für Menschen mit Behinderung ab. Er wird 
aus ihrer Sicht keine Wirkung entfalten. 

2. Die Schärfung der subjektiven Ansprüche begrüßen die Fachverbände. Sie merken jedoch 
an, dass unklar bleibt, was „Einbindung“ und „Schärfung“ konkret bedeuten soll. 

3. Diesen Vorschlag lehnen die Fachverbände für Menschen mit Behinderung ab, es sei 
denn, es handelt sich um den Einbezug der Kinder und Jugendlichen mit Behinderung in § 
2 Absatz 2 SGB VIII.  

4. und 5. befürworten die Fachverbände, jedoch mit dem Hinweis, dass es um die 
„verpflichtende Implementierung/Ausgestaltung niedrigschwelliger, inklusiver und 
barrierefreier ambulanter Hilfen und Angebote …“ geht.   
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 4a) Die Fachverbände für Menschen mit Behinderung regen an, dass eine gesetzliche 
Konkretisierung der Aufgaben der Jugendhilfeplanung in § 80 SGB VIII in Bezug auf Inklusion 
und Barrierefreiheit sowie der Besetzung des Jugendhilfeausschusses im Hinblick auf die 
Einbeziehung von Kindern und Jugendlichen mit Behinderung und ihren Verbänden erfolgt. 
Auch sollte der Einbezug der Träger der Eingliederungshilfe in die Arbeitsgemeinschaften nach 
§ 78 SGB VIII geprüft werden.  

Vorschlag 2:  

Dieser Vorschlag wird von den Fachverbänden für Menschen mit Behinderung begrüßt. Sie 
regen an, nach „inhaltlich“ zu ergänzen „in Hinblick auf Barrierefreiheit, angemessene 
Vorkehrungen und Inklusion“.  

Institut für Sozialarbeit und Sozialpädagogik e.V. / AGJ 

Zu TOP 1: Direkte, niedrigschwellige Hilfezugänge für Familien  

• Die Erweiterung von objektiv-rechtlichen Bekenntnissen wird voraussichtlich folgenlos 
sein.  

• Zur Erweiterung von objektiv-rechtlichen Verpflichtungen wird auf die obigen 
Ausführungen verwiesen – zur Wirksamkeit bedarf es voraussichtlich weitere 
Verpflichtungen. 

• Der Einbezug der Jugendhilfeplanung ist aus unserer Sicht unabdingbar. Dazu müsste § 
80 SGB VIII ebenfalls mit einem höheren Verpflichtungsgrad versehen werden.  

• Konkrete Hinweise auf eine Anbindung an den Sozialraum sollten im Gesetzestext 
unter-bleiben. Sie entfalten gegenüber der „Niedrigschwelligkeit“ keine 
konkretisierende Wirkung und nehmen Bezug auf ein nicht weiter konturiertes Konzept. 

Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft ver.di 

Ziel und Inhalt der hier aufgeführten Vorschläge erschließt sich uns nicht.  

B. Handlungsbedarf 

TOP 2: Finanzierungsstrukturen 

Online-Kommentierungen der AG-Mitglieder 

Dr. Björn Hagen, Evangelischer Erziehungsverband e.V. / AGJ 

In: 1. Absatz, 1. Satz 

Die gegenwärtigen Finanzierungssystematiken stehen dem Auf- und Ausbau niedrigschwelliger 
und präventiver Angebote, sofern sie rechtsanspruchsgebundene Leistungen umfassen, vor 
dem Hintergrund der dargestellten Rechtsprechung entgegen, da eine gesetzliche Grundlage 
für „Mischfinanzierungen“ oder neue Finanzierungswege fehlt.  

„EREV/BVkE: Das BMFSFJ ist der Auffassung, die gegenwärtigen Finanzierungssystematiken 
stünden dem Auf- und Ausbau niedrigschwelliger und präventiver Angebote entgegen. Dem ist 
entschieden zu widersprechen. Es gibt weder rechtsdogmatische, noch empirische 
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Anhaltspunkte für diese Annahme. Das Argument, das Fehlen einer Finanzierungsgrundlage für 
„Mischfinanzierungen“ trifft nicht zu, denn Mischfinanzierungen sind nicht erforderlich, um – zB 
– Leistungserbringer verbindlich zu verpflichten, mit Trägern infrastruktureller Angebote eng zu 
kooperieren. 
Pauschalfinanzierungen für niedrigschwellige Leistungen sind auch de lege lata ohne weiteres 
möglich und werden praktiziert. Lediglich Pauschalfinanzierungen für Einzelfallhilfen, die durch 
Verwaltungsakt bewilligt werden sind unzulässig – und sollen das auch bleiben.“ 

Jörg Freese, Deutscher Landkreistag / Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände 

In: 1. Absatz, 1. Satz 

Die gegenwärtigen Finanzierungssystematiken stehen dem Auf- und Ausbau niedrigschwelliger 
und präventiver Angebote, sofern sie rechtsanspruchsgebundene Leistungen umfassen, vor 
dem Hintergrund der dargestellten Rechtsprechung entgegen, da eine gesetzliche Grundlage 
für „Mischfinanzierungen“ oder neue Finanzierungswege fehlt.  

„Im Hinblick auf die Anwendung von § 36 a Abs. 2 Satz 1 SGB VIII wird darauf hingewiesen, dass 
im Grunde schon jetzt fast alles möglich ist. Nur eine Verknüpfung zu den Hilfen zur Erziehung 
fehlt.“ 

Daniel Grein, Deutscher Verein für öffentliche und private Fürsorge e.V. 

In: 3. Absatz 

Dabei ist sicherzustellen, dass die bestehenden Rechtsansprüche gewährleistet werden und 
dem Bedarfsdeckungsgrundsatz sowie dem Wunsch- und Wahlrecht angemessen Rechnung 
getragen wird. 

„Der Deutsche Verein bekräftigt dies und hat dies in seinen Empfehlungen (DV 10/14, Seite 23 
f.) hervorgehoben: „Infrastrukturelle Leistungen können und dürfen die Rechtsansprüche somit 
auf keinen Fall ersetzen. Vielmehr sind sie häufig deren Grundlage, ergänzen diese oder dienen 
ihrer Erfüllung, wie bspw. bei der Erziehungsberatung oder der Kindertagesbetreuung.“ 

Stellungnahmen der AG-Mitglieder 

Arbeitsgemeinschaft für Kinder- und Jugendhilfe – AGJ 

Über § 36a Abs. 2 SGB VIII (Vorschlag 1) besteht bereits aktuell rechtlich die Möglichkeit 
niedrigschwellige ambulante Infrastrukturangebote einzurichten, die ohne Bedarfsprüfung im 
Einzelfall bzw. ohne Hilfeplanverfahren und Bewilligung durch das Jugendamt agieren können.  

Neben Beratung gem. §§ 17, 18 SGB VIII findet so insbesondere Erziehungsberatung (§ 28 SGB 
VIII) statt. Praxisberichte machen deutlich, dass bislang die Möglichkeit des § 36 Abs. 2 SGB VIII 
fast nur für die dort explizit genannten Beratungsleistungen genutzt wird. Es könnte sich als 
zusätzlicher gesetzlicher Anstoß auswirken, wenn auch andere ambulante Hilfeformen 
ausdrücklich erwähnt werden. Allerdings ist abzuwägen, welche Folgen auf Finanzierung und 
Steuerung sich daraus ergeben. Das Beispiel der Beratungsleistungen zeigt, dass Leistungen 
durchaus gemeinsam erbracht werden, denen im aktuellen Recht unterschiedliche 
Anspruchsnormen sowohl aus dem Bereich Hilfe zur Erziehung sowie Förderung der Erziehung 
in der Familie zugrunde liegen. Das erstaunt nicht, da sich die Beratungsleistungen im Kern sehr 
ähnlich sind. Dabei erfolgt die Finanzierung über § 74 oder § 77 SGB VIII im sog. 



 

B. Handlungsbedarf 
TOP 2: Finanzierungsstrukturen 

 36 

unvollständigen/hinkenden Dreiecksverhältnis. Wenn dann bei besonders umfangreichen 
Beratungsprozessen ins Hilfeplanverfahren beim Jugendamt übergeleitet (also erst Beratung 
bei direktem Zugang, dann Beratung nach Bewilligung erfolgt) ist dies leicht lösbar.  

Problematischer ist es hingegen, wenn dieselben Leistungen mal niedrigschwellig selbstinitiiert 
und mal nach förmlicher Entscheidung des Jugendamtes begonnen werden (Mischformen). In 
der Praxis werden insbesondere niedrigschwellige Leistungen erprobt, die aus einer 
Kombination von niedrigschwelligen Beratungsleistungen (teils auch eingebettet in das 
Regelangebot von Kindertagesbetreuung oder angegliedert an offene Angebote der 
Jugendarbeit) und aufsuchenden ambulanten Leistungen bestehen, welche angelehnt sind an 
das Aufgabenfeld der Sozialpädagogischen Familienhilfe. In manchen Fällen werden hieraus 
sogar Angebote von Kurzzeit-Unterbringungen gemacht, um Entlastung und Deeskalation zu 
ermöglichen. Auch nach aktuellem Recht sind solche Modelle unter Trennung der 
anzuwendenden Finanzierungsformen für die jeweiligen parallel erbrachten Leistungen 
rechtskonform realisierbar.  

Das Arbeitspapier greift den teils in der Praxis vorhandenen Wunsch nach einer gemeinsamen 
Pauschalfinanzierung auf (Vorschlag 2), der wiederum von anderen Teilen der Fachöffentlichkeit 
unter Verweis auf die Pflicht und die Möglichkeit der Trennung der Finanzierungsformen strikt 
abgelehnt wird. Der Diskussion hierzu würde es sicher helfen, wenn zum einen die 
Konstellationen solcher Mischformen von Leistung und Finanzierung differenziert aufgearbeitet 
werden und klarer herausgearbeitet wird, wo ein Nebeneinander der Finanzierungsformen in 
der Praxis an Grenzen stößt. Geht es im Kern um aufsuchende Hilfen für sonst schwer 
erreichbare Zielgruppen, bei denen die Leistung inhaltlich mit sozialpädagogischer Familienhilfe 
kongruent ist, aber mal nach direkter Inanspruchnahme über § 16 SGB VIII und mal nach 
Hilfeplanung über §§ 27, 31 SGB VIII finanziert wird?  

Zum zweiten wäre es für die Diskussion vermutlich günstig, nicht allein mit der Frage um 
Pauschalfinanzierungen die Diskussion um Trägervielfalt / Möglichkeiten der Trägerauswahl zu 
verbinden (vgl. dazu oben zu den europarechtlichen Möglichkeiten für inhaltliche Vorgaben zur 
Trägerauswahl).  

Die AGJ-Gesamt-AG unterstreicht die auch im Arbeitspapier deutlich gewordene Prämisse, dass 
Rechtsansprüche der Leistungsberechtigten nicht beschnitten werden sollen. Es muss 
deutlicher herausgearbeitet werden, wie Pauschalfinanzierungen diversifizierte 
niedrigschwellige Infrastrukturleistungen anders und besser ermöglichen als das jetzige 
Finanzierungsrecht und wie trotz des Vorhandenseins solcher pauschalfinanzierter Angebote 
auch bei knapper Haushaltslage Mechanismen und Bestrebungen vorgebeugt werden kann, die 
Inanspruchnahme jenseits dieses Angebots von individuellen Leistungen im Dreieck zu 
verhindern. Kriterien müssen die Bedarfsgerechtigkeit/Passgenauigkeit der Leistung im 
Einzelfall sowie die Zumutbarkeit der Inanspruchnahme sein.  

Dialogforum „Bund trifft kommunale Praxis. Inklusive Kinder- und Jugendhilfe aktiv miteinander 
gestalten“ im Deutschen Institut für Urbanistik e.V. 

Im 9. Expertengespräch des Dialogforums mit Jugendamtsleitungen gab es folgende inhaltliche 
Impulse und fachliche Anmerkungen: 

Finanzierung: 

• Integrierte Planung (Jugendhilfe, Schule, Stadtentwicklung, Soziales, Gesundheit). 
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• Familienförderung und Jugendarbeit als Pflichtangebot 

• (Anschub- und Übergangs-)Finanzierung analog Frühe Hilfen für inklusive Lösungen und 
Sozialraumförderung. 

• Sozialraumbudgets für bedarfsgerechte, flexible Unterstützungsangebote in der 
Lebenswelt der Familien 

• Semiprofessionelle Angebote (Ehrenamt) ermöglichen. 

• Fallübergreifende Angebote und flexible Finanzierungsformen ermöglichen. 

• Präventionsarbeit als Pflichtaufgabe der Jugendämter. 

D. Handlungsoptionen 

TOP 2: Finanzierungsstrukturen 

Online-Kommentierungen der AG-Mitglieder 

Christian Weis, Deutscher Bundesjugendring e.V. 

TOP 2: Finanzierungsstrukturen 

„Unabhängig von den im Folgenden genannten Vorschlägen sollte aus Sicht des DBJR zur 
Stärkung der Jugendarbeit i.S. niederschwelliger sozialräumlicher Angebote eine 
Konkretisierung von §79 (2) Satz 2 "angemessener Anteil" geprüft werden.“ 

Regina Offer, Deutscher Städtetag / Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände 

TOP 2: Finanzierungsstrukturen 

Bei TOP 2 unterstützen wir Vorschlag 1 und 2. 

Jörg Freese, Deutscher Landkreistag / Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände 

In: Vorschlag 1 

Die Ausnahmeregelung des § 36a Abs. 2 Satz 1 SGB VIII wird auf andere niedrigschwellige 
Angebote erweitert. 

 „Vorschlag 1 wird als wenig hilfreich, andererseits aber auch nicht störend angesehen. Wie 
bereits ausgeführt ist bereits jetzt durch die Formulierung des § 36 a Abs. 2 Satz 1 fast jegliche 
Anwendung möglich.“ 

Dr. Björn Hagen, Evangelischer Erziehungsverband e.V. / AGJ 

In: Vorschlag 1 

Die Ausnahmeregelung des § 36a Abs. 2 Satz 1 SGB VIII wird auf andere niedrigschwellige 
Angebote erweitert. 

 „EREV/AFET: "andere" ist zu konkretisieren, insbesondere in Bezug auf ein inklusives Kinder- 
und Jugendhilferecht.“ 
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Daniel Grein, Deutscher Verein für öffentliche und private Fürsorge e.V. 

In: Vorschlag 1 

Die Ausnahmeregelung des § 36a Abs. 2 Satz 1 SGB VIII wird auf andere niedrigschwellige 
Angebote erweitert. 

 „Der Deutsche Verein empfiehlt, basierend auf den Ausführungen des DIJUF, die Ausweitung 
des Beispielskatalogs in § 36a SGB VIII auch auf weitere niedrigschwellige Angebote zu prüfen.“ 

Jörg Freese, Deutscher Landkreistag / Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände 

In: Vorschlag 2, 1. Listenpunkt 

Eine Pauschalfinanzierung niedrigschwelliger Angebote wird ermöglicht. Dem 
Bedarfsdeckungsgrundsatz sowie dem Wunsch- und Wahlrecht ist hierbei angemessen 
Rechnung zu tragen. 

„Vorschlag 2 wird mit geänderter Formulierung und einer zusätzlichen grundsätzlichen 
Bemerkung begrüßt: Aus Sicht des Deutschen Landkreistages ist neben der jetzt im SGB VIII 
eröffneten Möglichkeit zur Finanzierung eine weitere „Säule“ zu einer pauschalen Finanzierung 
zu schaffen. Der Vorschlag müsste allerdings dahingehend lauten, dass eine 
Pauschalfinanzierung von Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe ermöglicht wird. Es darf kein 
Zwang bestehen, von dieser Möglichkeit Gebrauch zu machen. Für interessierte Landkreise und 
Städte ist es aber eine gute Gelegenheit, um ihre Vorstellungen einer pauschalen und 
sozialraumorientierten Finanzierung umzusetzen.“ 

Dr. Björn Hagen, Evangelischer Erziehungsverband e.V. / AGJ 

In: Vorschlag 2, 1. Listenpunkt 

Eine Pauschalfinanzierung niedrigschwelliger Angebote wird ermöglicht. Dem 
Bedarfsdeckungsgrundsatz sowie dem Wunsch- und Wahlrecht ist hierbei angemessen 
Rechnung zu tragen. 

„EREV/AFET: Zustimmung dem Grunde nach, unter Beachtung ALLER benannten rechtlichen 
Voraussetzungen und Bedingungen.“ 

Daniel Grein, Deutscher Verein für öffentliche und private Fürsorge e.V. 

In: Vorschlag 2, 1. Listenpunkt 

Eine Pauschalfinanzierung niedrigschwelliger Angebote wird ermöglicht. Dem 
Bedarfsdeckungsgrundsatz sowie dem Wunsch- und Wahlrecht ist hierbei angemessen 
Rechnung zu tragen. 

„Der Deutsche Verein begrüßt die Absicherung der rechtlichen Rahmenbedingungen und 
empfiehlt, auf der rechtlichen Ebene eine durchgängige gesetzliche Verpflichtung zur 
Zusammenarbeit in allen betroffenen Systemen sowie die rechtlichen Grundlagen für 
gemeinsame und schnittstellenübergreifende Finanzierungsmodelle zu schaffen.“ 

Jörg Freese, Deutscher Landkreistag / Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände 

In: Vorschlag 3, 1. Listenpunkt 
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Die vom Bundestag beschlossene Fassung des KJSG wird übernommen. Die bisherige 
Gesetzesfassung des SGB VIII wird damit weitgehend beibehalten. 

„Entsprechend ist aus unserer Sicht Vorschlag 3 abzulehnen.“ 

Stellungnahmen der AG-Mitglieder 

Ministerium für Soziales und Integration des Landes Baden-Württemberg 

I.  

Bewertung:  

VORSCHLAG Nummer 1, wonach die Ausnahmeregelung des § 36a Abs. 2 Satz 1 SGB VIII auf 
andere niedrigschwellige Angebote erweitert wird, erscheint nur zielführend, wenn das Gesetz 
in einer abschließenden Aufzählung diese anderen niedrigschwelligen Angebote konkret 
aufführt. Ansonsten ist über die bisherige „Insbesondere“-Formulierung der Katalog bewusst 
offengehalten. Dabei können schon jetzt auch neue Entwicklungen bei  

der Ausgestaltung der niedrigschwelligen Hilfen berücksichtigt werden. Gleichwohl bestehen 
gegen die Anregungen keine grundlegenden Bedenken. Hierdurch wird allerdings nicht in 
Richtung alternativer Finanzierungsmodelle – außerhalb des jugendhilferechtlichen 
Dreiecksverhältnisses - gedacht. Nach ständiger Rechtsprechung (zuletzt VG Hamburg 
10.12.2015 – 13 K 1532/12, JAmt 2016, 266) hilft § 36 a Abs. 2 nicht über die Hürde des Art. 12 
GG hinweg, sollten überwiegend verbindliche Einzelhilfen in dem sozialräumlichen Angebot 
enthalten sein. Ob (überwiegend) rechtsanspruchsgebundene Leistungen von den präventiven 
Angeboten umfasst sein sollen, legt das vorliegende Arbeitspapier nicht hinreichend deutlich 
dar.   

VORSCHLAG Nummer 2 ist aus Sicht der öffentlichen Jugendhilfe durchaus positiv, da dadurch 
Synergieeffekte genutzt werden können und eine Verwaltungsvereinfachung und ggf. auch eine 
Kostenreduzierung möglich sind. Dieser Vorschlag könnte aber bei den Trägern der freien 
Jugendhilfe auf Kritik stoßen, da eine Pauschalfinanzierung bei diesen unter Umständen zu 
finanziellen Einbußen führen könnte. Allerdings ist dies der einzige Vorschlag, der über die 
Hürde des Art. 12 GG hinweghilft, da hierdurch eine entsprechende Rechtsgrundlage für 
alternative Finanzierungsmodelle geschaffen wird.  

VORSCHLAG Nummer 3, wonach die vom Bundestag beschlossene Fassung des KJSG 
übernommen wird, ist zwar akzeptabel. Wie oben zu VORSCHLAG Nummer 1 angemerkt, würde 
das Beibehalten der aktuellen Rechtslage keine alternativen Finanzierungsmodelle 
ermöglichen. Dies würde nach ständiger Rechtsprechung nach wie vor an der Hürde des Art. 12 
GG scheitern.  

Ergebnis: VORSCHLAG Nummer 2 ist zu befürworten.  
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Die Senatorin für Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport Freie Hansestadt Bremen 

Hinsichtlich der Regelung der Finanzierungsstrukturen wird Vorschlag 2 favorisiert – in 
Kombination mit Vorschlag 1. Die Wirksamkeit von Vorschlag 1 als alleinige Änderung wird 
bezweifelt, Vorschlag 3 stellt keinen hilfreichen Lösungsvorschlag für die genannten Probleme 
dar.  

Grundsätzlich ist sicherzustellen, dass niedrigschwellige Angebote im Gesetz die gleiche 
Verbindlichkeit erhalten wie die Angebote nach §§ 27ff SGB VIII. Dabei sollte ein Rahmen 
geschaffen werden, der nicht zu starr ist und durch aufwändige Verfahren (z.B. Vergabe- oder 
Interessenbekundungsverfahren) die praktische Umsetzung hemmt. Zudem sollten 
rechtskreisübergreifende Angebote und Finanzierungsmöglichkeiten sowie semiprofessionelle 
Angebote ermöglicht werden.  

Ministerium für Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integration des Landes Nordrhein-Westfalen 

Im Arbeitspapier wird für den Ausbau niedrigschwelliger und präventiver Hilfezugänge eine 
entsprechende gesetzliche Regelung für erforderlich erachtet, um deren Finanzierung zu 
ermöglichen. Gleichzeitig soll gewährleistet werden, dass Rechtsansprüche erhalten bleiben 
und das Wunsch- und Wahlrecht angemessen berücksichtigt wird. 

Die hierzu unter „D. Handlungsoptionen“ vorgeschlagenen Regelungen 1und 2 können von 
NRW aufgrund unklarer Folgen solcher Regelungen (ohne Kenntnis konkreter 
Normformulierungen) zum jetzigen Zeitpunkt nicht positiv bewertet werden. Letztlich würde die 
Wahl einer Finanzierungsstruktur unmittelbar vom geregelten Sachverhalt abhängig sein und 
somit nicht von vornherein eine Finanzierung auf der Grundlage des Zuwendungsrechts 
ausschließen. 

Soweit über die Einführung von Pool-Lösungen nachgedacht wird, sollten sich auch andere 
Rechtskreise an den Sozialraumbugdets beteiligen. 

Deutscher Städte- und Gemeindebund / Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände 

TOP 2: 

Wir unterstützen Vorschlag 2 mit einer Verortung bei den anderen Finanzierungsregelungen 
des SGB VIII wie §§ 74, 76, 77. Nachrangig ist Vorschlag 1 vorzuziehen. 

Bundesarbeitsgemeinschaft der freien Wohlfahrtspflege (BAGFW) 

Handlungsoptionen des BMFSFJ:  

Vorschlag 1:  

• Die Ausnahmeregelung des § 36a Abs. 2 Satz 1 SGB VIII wird auf andere niedrigschwellige 
Angebote erweitert.   

Vorschlag 2: (Kombinierbar mit Vorschlag 1)  

• Eine Pauschalfinanzierung niedrigschwelliger Angebote wird ermöglicht. Dem 
Bedarfsdeckungsgrundsatz sowie dem Wunsch- und Wahlrecht ist hierbei angemessen 
Rechnung zu tragen.  

o Die Auswahlentscheidungen zugunsten von Kooperationspartnern aus dem Kreis 
der Träger der freien Jugendhilfe haben nach den jugendhilferechtlichen und 
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allgemeinen Kriterien für eine ermessensfehlerfreie Entscheidung zu erfolgen. 
Das Ermessen ist an die Jugendhilfeplanung im Jugendhilfeausschuss gebunden.  

o Die Regelung wird so ausgestaltet, dass sie bei Auswahlentscheidungen eine 
ausreichende Ermächtigungsgrundlage im Hinblick auf einen Eingriff in Art. 12 
Grundgesetz darstellt.   

Vorschlag 3:  

• Die vom Bundestag beschlossene Fassung des KJSG wird übernommen. Die bisherige 
Gesetzesfassung des SGB VIII wird damit weitgehend beibehalten.  

Einschätzungen der BAGFW:  

Zu Vorschlag 1: 

Die in Vorschlag 1 genannte Erweiterung der Ausnahmeregelung in § 36a Abs.1 S.2 SGB VIII ist 
nach Ansicht der BAGFW sinnvoll, da dies klarstellende Wirkungen entfalten könnte. Jedoch darf 
eine Erweiterung nicht einen abschließenden Katalog beinhalten.  

Zu Vorschlag 2: Die Pauschalfinanzierung niedrigschwelliger Leistungen ist im bestehenden 
Recht möglich und wird praktiziert. Es stellt entgegen der im Papier vertretenen Auffassung 
nicht grundsätzlich einen Eingriff in die Berufsausübungsfreiheit dar, wenn ein Hoheitsträger 
eine Auswahlentscheidung trifft. Die Bewilligung einer Zuwendung durch die z.B. ein 
Jugendzentrum finanziert wird, schließt eine Auswahlentscheidung ein, die nach heute 
geltendem Recht fraglos zulässig (und nicht verfassungswidrig) ist.   

Die BAGFW ist der Auffassung, dass die bestehenden rechtlichen Strukturen grundsätzlich 
sinnvoll, aber weiterzuentwickelnden und zu konkretisieren sind. Niedrigschwellige Leistungen 
können durch Zuwendungen oder durch zweiseitige Verträge finanziert werden. § 74 SGB VIII 
sieht aber bis heute vor, dass der Leistungserbringer eine Eigenleistung erbringt (§ 74 Abs. 1 Nr. 
4 SGB VIII). Diese Vorschrift sollte entfallen. Zugleich sollte die Beschränkung auf sogenannte 
„freiwillige Leistungen“ in § 74 Abs. 1 Satz 1 SGB VIII entfallen, um klarzustellen, dass auch 
Leistungen, für die das Jugendamt einer Gewährleistungsverantwortung unterliegt, nach 
Zuwendungsrecht finanziert werden können.  

Die Rechtsgrundlage für die Finanzierung durch zweiseitige Verträge (§ 77 SGB VIII) ist 
weiterzuentwickelnden zu konkretisieren, um deutlich zu machen, dass niedrigschwellige 
Angebote durch zweiseitige Verträge, pauschal pauschal oder aufwandsbezogen finanziert 
werden können. Auch die Aufnahme einer Vorschrift, die den Vereinbarungspartnern auferlegt, 
Art, Inhalt, Umfang und Qualität niedrigschwelliger Leistungen hinreichend genau zu 
bestimmen, erscheint sinnvoll.  

Zu Vorschlag 3:  

Vorschlag 3 wird seitens der BAGFW als nicht hinreichend angesehen, um 
Finanzierungsstrukturen  niedrigschwelliger Leistungen zu verbessern.  

Bundesarbeitsgemeinschaft Landesjugendämter / AGJ  
In der Praxis der Kinder- und Jugendhilfe hat die Ausnahmeregelung des § 36a Abs. 2 Satz 1 
SGB VIII zu keinem signifikanten Anstieg der Fallzahlen gesorgt. Vielmehr steuern die 
Kommunen den Zugang über die pauschalen Zuweisungen an die Träger der 
Erziehungsberatungsstellen. Durch diese Pauschalen und nicht durch einzelfallabhängige 
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Zuwendungen reguliert „der Markt“ Angebot und Nachfrage. Eine Pauschalfinanzierung hat 
immer eine natürliche Begrenzung im Rahmen eines Budgets – ist dieses ausgeschöpft, können 
auch keine einzelfallorientierten Hilfen mehr angeboten werden – hier steht die Vereinbarkeit 
mit dem Wunsch- und Wahlrecht in Frage. Die BAG Landesjugendämter stimmt dem Vorschlag 
nicht zu, da der Wortlaut des § 36 Abs. 2 S. 1 („insbesondere“) eine Öffnung bereits zulässt. 

Hierbei wird auch folgendes Problem gesehen: Das Wunsch und Wahlrecht für die 
Leistungserbringung liegt bei denjenigen, die den Hilfe- und Unterstützungsbedarf haben, also 
bei den Familien, den Kindern und Jugendlichen. An den Entscheidungen, welcher 
Leistungsanbieter dann letztlich im Sozialraum zur Verfügung steht, sind diese aber nicht 
beteiligt, zumindest ist dies im Moment in den vorgeschlagenen Regelungen nicht sichtbar. 

Dies widerspricht nicht nur dem Wunsch- und Wahlrecht, sondern auch den 
Beteiligungsgrundsätzen, die an anderer Stelle betont werden. 

Die Landesjugendämter halten eine Ausweitung des § 36a Abs. 2 Satz 2 SGB VIII auf andere 
niedrigschwellige Angebote für nicht notwendig. Vielmehr lässt der § 36a SGB VIII schon jetzt 
die niedrigschwellige unmittelbare Inanspruchnahme von ambulanten Hilfen zu. Die BAG 
Landesjugendämter hält den Paragraphen in der jetzigen Fassung für hinreichend. 

Wenn mit der in Vorschlag 2 erwähnten Pauschalfinanzierung niedrigschwelliger Angebote 
gemeint ist, ein „gedeckeltes Sozialraumbudget“ zu ermöglichen, so steht die BAG 
Landesjugendämter diesem Ansinnen skeptisch gegenüber. Diese Form der Finanzierung steht 
oftmals unter dem Primat einer Kostenreduzierung und wird weniger von fachlichen 
Erwägungen geleitet. 

Die Rechtsprechung hat Modellen der Pauschalfinanzierung niedrigschwelliger präventiver 
Hilfen eine Absage erteilt, sofern diese gleichzeitig auch Leistungsbestandteile aus dem Bereich 
der rechtsanspruchsgebundenen Einzelfallhilfen enthielten. Da die unter dem Vorschlag 2 
subsumierten Vorschläge zu weiteren juristischen Unabwägbarkeiten führen könnten und die 
Handlungsoptionen des Arbeitspapiers unspezifisch bleiben, sollte die Erörterung verschoben 
werden. Da die im KJSG vorgeschlagene Umstrukturierung im Prinzip „in die richtige Richtung 
weist“, gleichzeitig aber in der Kritik steht, das partnerschaftliche Verhältnis zwischen 
öffentlichen und freien Trägern zugunsten des öffentlichen Trägers zu verschieben, bedarf es 
einer weiterführenden Debatte. 

Eine Pauschalfinanzierung von §§ 27 ff. SGB VIII ist vor allem nicht mit der gewünschten 
individuellen Unterstützung junger Menschen auf Basis eines für den Einzelfall erstellten 
Hilfeplans vereinbar. Zudem widerspricht sie den Grundsätzen des § 5 SGB VIII, dem Art. 12 GG 
sowie dem Gedanken einer Trägerpluralität (vgl. §§ 3 und 4 SGB VIII). Der Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe kann hier nicht von seiner Gesamtverantwortung entbunden werden, 
in Qualitäts-, Leistungs- und Entgeltverhandlungsprozesse mit den Trägern der freien 
Jugendhilfe zu gehen. Unterhalb der Schwelle der §§ 27 ff. SGB VIII ist eine Pauschalfinanzierung 
denkbar (z. B. bei der Förderung der Erziehung in der Familie). 

Im Hinblick auf die Angebote der Kinder- und Jugendarbeit ist eine Pauschalfinanzierung 
abzulehnen, da das Prinzip der Vielfalt der Angebote gefährdet ist, wenn an den Budgets 
praktisch gar nicht alle Anbieter partizipieren können, da Verträge mit bestimmten 
Kooperationspartnern geschlossen werden, die dann auf das Budget zugreifen können. Dieses 
Prozedere würde auch den Prinzipien der Partizipation und Selbstorganisation entgegenstehen. 



 

D. Handlungsoptionen 
TOP 2: Finanzierungsstrukturen 

 43 

Zu Vorschlag 3: Diesem Vorschlag kann mit der Maßgabe zugestimmt werden, dass zum einen 
hilfeplanbasierte Leistungen (s. o.) ausgenommen werden, und zum anderen, dass die o.g. 
Bezugnahme auf das KJSG sich auf § 76a Abs. 2 SGB VIII beschränkt (S. 16). 

Bundesverband der Ärztinnen und Ärzte des Öffentlichen Gesundheitsdienstes e.V. 

TOP 2: Finanzierungsstrukturen 

Auch wenn hier etliche Hürden zu nehmen sind: „Eine Pauschalfinanzierung niedrigschwelliger 
Angebote wird ermöglicht“.  

Für die niederschwellige Angebotsstruktur bietet sich hier evtl. auch eine Mischfinanzierung mit 
den Krankenkassen in Analogie der interdisziplinären Frühförderung an, zumal nachweislich die 
psychosoziale Begleitung von Familien geeignet ist, auch die Krankheitslast zu vermindern. 
Effekte lassen sich daher hier nicht nur auf die Folgekosten in der Jugendhilfe nachweisen.  

Vor dem Hintergrund, dass in der Eingliederungshilfe von behinderten (oder von Behinderung 
bedrohten) Kindern und Jugendlichen ein Rechtsanspruch des Kindes oder  

Jugendlichen besteht, in den Angeboten für Familien jedoch der primäre Rechtsanspruch der 
Eltern gegeben ist, sind hier noch zahlreiche Klärungen erforderlich. Aus Sicht des KJGD im 
BVÖGD darf der eigenständige Rechtsanspruch eines behinderten Kindes / Jugendlichen nicht 
aufgegeben werden. 

Deutsche Gesellschaft für Kinder- und Jugendmedizin (DGKJ) in Abstimmung mit der Deutschen 
Gesellschaft für Sozialpädiatrie und Jugendmedizin (DGSPJ) und dem Berufsverband der Kinder- und 
Jugendärzte (BVKJ) 

TOP 2: Finanzierungsstrukturen. Wir plädieren für Vorschlag 1 und 2. 

Deutscher Behindertenrat 

Vorschlag 1:  

Diesen Vorschlag lehnt der der Deutsche Behindertenrat ab.   

Vorschlag 2:  

Eine Pauschalfinanzierung sozialräumlicher und niedrigschwelliger Angebote hält der Deutsche 
Behindertenrat grundsätzlich für möglich, wenn sichergestellt ist, dass auf der Seite des 
Leistungsberechtigten individuelle Rechtsansprüche stehen. Insofern kann sich der Deutsche 
Behindertenrat Top 2 Vorschlag 2 nur in Kombination mit TOP 1 Vorschlag 2 vorstellen.   

Eine Pauschalierung rein objektiv-rechtlicher Verpflichtungen birgt hingegen nach Auffassung 
des Deutschen Behindertenrates immer die Gefahr einer Deckelung der Leistungen.   

Vorschlag 3:  

Lehnt der Deutsche Behindertenrat ab.   

In jeden Fall muss sichergestellt werden, dass die Finanzierung auch die Mehrkosten für den 
Abbau bestehender Barrieren, die inklusive Gestaltung der Angebote und die Vornahme 
angemessener Vorkehrungen deckt.  
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Dialogforum „Bund trifft kommunale Praxis. Inklusive Kinder- und Jugendhilfe aktiv miteinander 
gestalten“ im Deutschen Institut für Urbanistik e.V. 

Die nachfolgende Kommentierung entspricht den Ergebnissen aus den inhaltlichen 
Diskussionen in den Expertengesprächen 2017-2019 im Rahmen des Dialogforums „Bund trifft 
kommunale Praxis“. 

Auf Grundlage der Ausführungen werden die vorgeschlagenen Handlungsoptionen wie folgt 
votiert:  

TOP 2: Vorschlag 2 in Kombination mit Vorschlag 1. 

Kommentierung aus der Perspektive eines öffentlichen Trägers der Kinder- und Jugendhilfe 
einer Großstadt: 

Zu TOP 2: Finanzierungsstrukturen 

Vorschlag 1 ist abzulehnen. 

Für Vorschlag 2 wird keine Notwendigkeit gesehen, da vorliegend für eine Stärkung der 
objektiv- rechtlichen Infrastrukturangebote plädiert wird, die mit dem Finanzierungssystem der 
§§ 74, 77 SGB VIII sowie entsprechenden Beschlüssen des Jugendhilfeausschusses gut steuerbar 
sind. Dabei ist ein besonderer Fokus auf das Andocken von Beratungsangeboten an Kita und 
Schule zu legen! 

Vor diesem Hintergrund kann somit Vorschlag 3 gefolgt werden. 

Die Fachverbände für Menschen mit Behinderung 

Vorschlag 1:  

Diesen Vorschlag lehnen die Fachverbände für Menschen mit Behinderung in seiner 
Allgemeinheit ab. Gleichwohl sollte aus ihrer Sicht klargestellt werden, was unter „ambulanten 
Hilfen“ zu verstehen ist. Eine Konkretisierung der Aufgaben der Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe in § 36 a Absatz 2 Satz 1 SGB VIII halten die Fachverbände für Menschen mit 
Behinderung daher für sinnvoll und geboten. Darüber hinaus sollte klargestellt werden, dass 
der Träger der öffentlichen Jugendhilfe nicht nur passiv die Angebote „zulassen“ soll, sondern 
vielmehr einen Sicherstellungsauftrag hat, dass die „niedrigschwellige Hilfen“ nach den §§ 11 bis 
21 SGB VIII barrierefrei und inklusiv zur Verfügung stehen.    

Vorschlag 2:  

Eine Pauschalfinanzierung für sozialräumliche und niedrigschwellige Angebote ist schon jetzt im 
Rahmen des Zuwendungsrechts möglich. Sofern erforderlich kann eine Klarstellung erfolgen, 
dass das Zuwendungsrecht auch für die Angebote der niedrigschwelligen Hilfen gilt, auf die ein 
Rechtsanspruch besteht.   

Warum eine neue Finanzierungsform eingeführt werden sollte, ist nicht nachvollziehbar. Erst 
recht sollte damit keiner – überholten – Diskussion über die Auswahlentscheidungen zugunsten 
einzelner Partner in Sozialräumen Vorschub geleistet werden. Eine Ermächtigungsgrundlage, 
die einen Eingriff in Art. 12 GG darstellt, lehnen die Fachverbände für Menschen mit 
Behinderung ab. Wichtig ist es aus der Sicht der Fachverbände auch, dass durch die Reform der 
Kinder- und Jugendhilfe keine neuen Spielräume für die Leistungsgestaltung in Form von 
Ausschreibungen von sozialen Dienstleistungen geschaffen werden. Aufgrund der bestehenden 
Erfahrungen mit Ausschreibungen von sozialen Leistungen besteht die Sorge, dass der 
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Gesetzgeber durch die Öffnung von Spielräumen bei der Leistungsgestaltung die Anwendung 
des Vergaberechts ermöglicht. Die negativen Erfahrungen aus den SGB III und SGB V dürfen 
nicht in den Bereich der Kinder- und Jugendhilfe und in die Rehabilitation und Teilhabe Einzug 
halten.   

Eine pauschale Finanzierung über das Zuwendungsrecht halten die Fachverbände für 
Menschen mit Behinderung grundsätzlich für möglich, wenn sichergestellt ist, dass auf der Seite 
des Leistungsberechtigten individuelle Rechtsansprüche stehen. Insofern können sich die 
Fachverbände für Menschen mit Behinderung Top 2, Vorschlag 2 als pauschale Finanzierung 
nach dem Zuwendungsrecht nur in Kombination mit TOP 1, Vorschlag 2 vorstellen.   

Eine Pauschalfinanzierung rein objektiv-rechtlicher Verpflichtungen birgt hingegen nach 
Auffassung der Fachverbände für Menschen mit Behinderung immer die Gefahr einer 
Deckelung der Leistungen.   

Vorschlag 3:  

Diesen lehnen die Fachverbände für Menschen mit Behinderung ab. 

Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft ver.di 

Ziel und Inhalt der hier aufgeführten Vorschläge erschließt sich uns nicht.  
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B. Handlungsbedarf 
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TOP 3: Qualitätssicherung von Sozialangeboten zur Schaffung 
niedrigschwelliger Hilfezugänge für Familien 
TOP 3: Qua litä tssicherung von Soz iala ngebote n 

 

Online-Kommentierungen der AG-Mitglieder 

Dr. Björn Hagen, Evangelischer Erziehungsverband e.V. / AGJ 

TOP 3: Qualitätssicherung von Sozialangeboten zur Schaffung niedrigschwelliger Hilfezugang 
für Familien [Kommentar bezieht sich auf gesamtes Kapitel] 

„EREV/IGfH: Beispielsweise im Konzept der integrierten Hilfen wurde unter Anlehnung an das 
sozialpäd. Modell der Lebensweltorientierung schon einmal theoretisch und praktisch gezeigt, 
dass es einen engen Zusammenhang zwischen Infrastrukturqualität (Präventive Leistungen sind 
ein Teil davon) und daraus resultierender einrichtungsbezogener Qualität gibt. Merchel (2003, 
S. 179): „Solche Festlegungen zur Infrastrukturqualität haben zwei Funktionen: Zum einen 
bieten sie Kriterien für eine sozial- und jugendhilfepolitische Auseinandersetzung über die mehr 
oder weniger gute Beschaffenheit der Versorgung mit Leistungen der Erziehungshilfe, und zum 
anderen haben sie unmittelbare Auswirkungen auf die internen Qualitätsdiskurse in 
Einrichtungen. Sie wirken als eine von außen auferlegte Rahmenbedingung, innerhalb deren 
sich eine Einrichtung bewegen muss. Die folgenreichen Debatten zur Infrastrukturqualität 
finden nicht in den einrichtungsinternen Aushandlungen statt, sondern in den 
einrichtungsübergreifenden, sozialpolitischen Diskussionskontexten (z.B. im Rahmen der 
Jugendhilfeplanung oder Sozialplanung)“ (Aus: Merchel, J. (2003) Standards für Flexible 
Erziehungshilfen. Forum Erziehungshilfen, H 3, S. 174-184). Sinnvoll erscheint es und diese 
Fachdiskussion war schon mal erreicht, von einem Ansatz integrierter, flexibler Hilfen und einer 
Regionalisierung der Angebote auszugehen. Diese umfassen dann drei Dimensionen: „Zum 
einen sollten Jugendhilfen vor Ort, d.h. leicht erreichbar für die BewohnerInnen eines Stadtteils 
oder einer Gemeinde, erbracht werden, wobei „leichte Erreichbarkeit“ sowohl topographisch 
verstanden wird als sich auch darauf bezieht, dass Hilfen „niedrigschwellig“, d.h. nicht an große 
Voraussetzungen wie z.B. eine förmliche Hilfegewährung durch das Jugendamt geknüpft, 
angeboten werden. Zum zweiten wurde unter „Regionalisierung“ eine stärkere sozialräumliche 
Orientierung der Hilfen verstanden, d.h. dass Fachkräfte sich über die Fallarbeit hinaus um das 
Gemeinwesen kümmern mit dem Ziel, unmittelbare und mittelbare Ressourcen für die 
Fallarbeit zu gewinnen (z.B. im Sportverein, in der Nachbarschaft). Schließlich sollte Jugendhilfe 
zum Dritten mitarbeiten an einer tragfähigeren sozialen Infrastruktur für Kinder, Jugendliche 
und Familien“ (Peters, F. & Koch, J. (2004): Integrierte erzieherische Hilfen. Flexibilität, 
Integration und Sozialraumbezug in der Jugendhilfe). Hier gilt es dann anzusetzen bei der 
Beförderung z.b. von Netzwerkerkundung und Netzwerkpflege sowie bei einer stationären 
Unterbringung im sozialen Nahfeld.“ 
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Stellungnahmen der AG-Mitglieder 

Ministerium für Soziales und Integration des Landes Baden-Württemberg 

I.  

Vorbemerkung:  

Auch niedrigschwellige Hilfezugänge sind Leistungen nach § 2 Absatz 2 SGB VIII.  Auf § 2 Abs. 2 
Nummern 1 und 2 SGB VIII wird hingewiesen.   

Arbeitsgemeinschaft für Kinder- und Jugendhilfe - AGJ 

Wie bereits zu den Vorschlägen 1.4 und 1.5 des TOP 1 ausgeführt wurde, erkennt die 
AGJGesamt-AG die im Arbeitspapier vorgestellten Vorschläge zur Jugendhilfeplanung und 
Qualitätsentwicklung (Vorschlag 1 zu § 80 und Vorschlag 2 zu § 79a SGB VIII) an und schätzt 
diese so ein, dass sie auf der fachlichen Ebene nochmals Impulse zur Befassung mit dem 
Fachkonzept Sozialraumorientierung und erleichterten Zugängen zu Unterstützungsangeboten 
setzen können. Niedrigschwellige Angebote im Sozialraum bieten nicht nur Potentiale 
gegenüber schwer zu erreichenden Zielgruppen (wie z. B. Familien mit psychisch erkrankten 
Eltern), sondern bergen auch besondere Chancen für eine gleichberechtigte Teilhabe von 
Menschen mit den unterschiedlichsten Lebenseinflussfaktoren. Es handelt sich gleichsam um 
einen Umweltfaktor, über den individuelle Beeinträchtigungen bestenfalls aufgefangen werden 
können.  

Bereits an dieser Stelle sei daher wiederum auf die Querverbindung zur 5. Sitzung der Bundes-
AG zum Thema Inklusion hingewiesen. Mitzudenken ist schon jetzt, dass strukturelle 
Repräsentanz im Jugendhilfeausschuss der Träger der Eingliederungshilfe fehlt, die für Kinder 
und Jugendliche mit körperlicher oder geistiger Behinderung zuständig sind und deren Belange 
besonders im Blick haben. Zur Erinnerung sei an dieser Stelle zudem nochmals auf die zur 2. 
Sitzung der Bundes-AG aufgekommene Forderung der stärkeren Absicherung einer Beteiligung 
der Adressatinnen und Adressaten an den Planungsprozessen verwiesen. Partizipative 
Jugendhilfeplanung ist als fallübergreifendes, konzeptionelles Planungs- und 
Steuerungsinstrument endlich zu aktivieren.9  

Jugendhilfeplanung ist ein wichtiger Baustein, um ein bedarfsgerechtes Portfolio der 
Unterstützung vorhalten zu können, das sich einerseits aus niedrigschwelligen 
Infrastrukturangeboten und andererseits konkreten individuellen Hilfen und Leistungen 
zusammensetzt, die zur Bewältigung individueller Schwierigkeiten passgenau ausgewählt 
werden können. Beide müssen von der Lebenswelt der Familien ausgehen, was für ihre 
Verankerung im Sozialraum spricht. Wie im Arbeitspapier dargestellt ist, bildet die 
Jugendhilfeplanung das Instrument fallübergreifender Steuerung, während im 
Hilfeplanverfahren (mit Bedarfsprüfung und Bewilligungsentscheidung) eine fallbezogene 
Steuerung erfolgt. Anders als im Arbeitspapier dargestellt, erkennt die AGJ-Gesamt-AG aber 
weder im Dreiecks-, noch im zweiseitigen Finanzierungsverhältnis bei der inhaltlichen 
Steuerung der Angebote eine primäre Stellung der leistungserbringenden freien Träger. Die 
Leistungsvereinbarungen (§§ 77, 78a ff SGB VIII) sind öffentlich-rechtliche Normenverträge und 
wirken, indem sie die gesetzlich beschriebenen Leistungen und deren Erbringung 

 
9 AGJ-Diskussionspapier „Jugendhilfeplanung aktivieren!“ v. 26./27.2.2019, online abrufbar unter: 
https://agj.de/fileadmin/files/positionen/2012/Jugendhilfeplanung.pdf. 
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konkretisieren. Sie werden zwischen den Trägern der öffentlichen und freien Jugendhilfe 
ausgehandelt. Der örtliche Träger bestimmt u. a. über die Jugendhilfeplanung stark mit, welche 
Angebote vor Ort entstehen – gerade im ambulanten Bereich. Mehr Flexibilität in der 
Ausgestaltung ermöglicht die Zuwendungsförderung (§ 74 SGB VIII), deren Entscheidungen aber 
auch nach pflichtgemäßem Ermessen zu treffen sind und die sich in der Regel auf die 
Entscheidungen der Jugendhilfeplanung gründen. Aus der Praxis wird jedoch auch hier eine 
zunehmende Tendenz von teils sehr detaillierten Vorgaben in den Förderbedingungen 
berichtet, die die Handlungsoptionen der Leistungserbringer stark einschränken.  

Angeregt werden soll an dieser Stelle auch den Blick nochmals über den Bereich der Kinder- 
und Jugendhilfe hinweg zu weiten. Besonders in den sozial benachteiligten Quartieren 
manifestieren sich Veränderungen von Lebensumstände, die massive Konsequenzen für das 
Aufwachsen junger Menschen und ihrer Familien haben. Schlechte und beengte 
Wohnverhältnisse, Verkehr, hohe Umweltbelastungen, Armut etc. führen zu Problemen, deren 
Folgen in die Kinder- und Jugendhilfe hineinwirken, ohne dass sie hierfür verantwortlich ist oder 
adäquate Verbesserungskonzepte anbieten kann. Die Kinder- und Jugendhilfe kann sich hier 
allein in seismographischer Funktion in Planungs- und Entscheidungsprozesse anderer 
Politikfelder einbringen. Für die Entwicklung einer bedarfsgerechten Infrastruktur im 
Lebensraum von Familien braucht es letztlich eine integrierte (bereichs- und 
ressortübergreifende) Planung.10 Für eine wirksame und nachhaltige Ausgestaltung der 
Angebote im Bereich der Kinder- und Jugendhilfe bedarf es zudem einer verbesserten 
Zusammenarbeit der Rechtskreise SGB II, SGB III und SGB VIII durch eine ausdrückliche 
gesetzliche Verpflichtung zur Zusammenarbeit entsprechend § 81 SGB VIII (z. B. durch 
Änderung der §§ 18 SGB II, 9 Abs. 3 SGB III).11 

Dialogforum „Bund trifft kommunale Praxis. Inklusive Kinder- und Jugendhilfe aktiv miteinander 
gestalten“ im Deutschen Institut für Urbanistik e.V. 

Im 9. Expertengespräch des Dialogforums mit Jugendamtsleitungen gab es folgende inhaltliche 
Impulse und fachliche Anmerkungen: 

Qualitätssicherung: 

• Bedarfsermittlung und bessere Beteiligung. 

• § 78a SGB VIII - Konkretisierung unbestimmter Rechtsbegriffe (Vorgaben für Qualität und 
Quantität - basisorientierter). 

• Qualitätssicherung als eigener Paragraph im Gesetz (fallübergreifende Arbeit. 

• Verknüpfung der Förderung § 74/75 mit § 79 a SGB VIII. 

  

 
10 AGJ-Diskussionspapier „Familienunterstützung in der Lebenswelt von jungen Menschen und ihren Familien – 
Hilfen zur Erziehung als Bestandteil einer ganzheitlichen Infrastruktur“ v. 6./7.12.2019, online abrufbar unter: 
https://www.agj.de/fileadmin/files/positionen/2018/Familienunterst%C3%BCtzung_in_der_Lebenswelt.pdf. 
11 AGJ-Positionspapier „Jugendliche und junge Erwachsene brauchen ganzheitliche Förderung und 
Unterstützung auf dem Weg in den Beruf –Anforderungen an wirksame und nachhaltige 
Jugendberufsagenturen“ v. 25./26.6.2015, online abrufbar unter: 
https://www.agj.de/fileadmin/files/positionen/2015/Jugendberufsagenturen.pdf. 
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D. Handlungsoptionen 
TOP 3: Qua litä tssicherung von Soz iala ngebote n 

TOP 3: Qualitätssicherung von Sozialangeboten zur Schaffung 
niedrigschwelliger Hilfezugänge für Familien 
TOP 3: Qua litä tssicherung von Soz iala ngebote n 

 

Online-Kommentierungen der AG-Mitglieder 

Regina Offer, Deutscher Städtetag / Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände 

TOP 3: Qualitätssicherung von Sozialangeboten zur Schaffung niedrigschwelliger Hilfezugang 
für Familien 

„Bei TOP 3 können wir ebenfalls Vorschlag 1 und 2 unterstützen.“ 

Christian Weis, Deutscher Bundesjugendring e.V. 

Vorschlag 1 

„Für eine Bewertung des Vorschlages, müsste das unter "Hilfsangebote mit ..." verstandene 
Leistungsspektrum beschrieben werden. Dies geht geht aus dem vorangehenden Teil des 
Papiers nicht eindeutig hervor.“ 

Jörg Freese, Deutscher Landkreistag / Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände 

In: Vorschlag 1 

Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe wird im Rahmen seiner Planungsverantwortung (§ 80 
SGB VIII) verpflichtet, Maßnahmen zur Sicherstellung der Bedarfsgerechtigkeit und Qualität von 
Hilfsangeboten mit niedrigschwelligen Hilfezugängen zu ergreifen. 

 „Aus Sicht des DLT besteht kein Handlungsbedarf. §§ 78 a, 79 a gelten ohnehin, wenn unser 
Vorschlag zu TOP 2 verwirklicht wird (2. Säule der Finanzierung durch Schaffung einer 
Möglichkeit zur pauschalen und sozialraumorientierten Finanzierung).“ 

Dr. Björn Hagen, Evangelischer Erziehungsverband e.V. / AGJ 

In: Vorschlag 1 

Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe wird im Rahmen seiner Planungsverantwortung (§ 80 
SGB VIII) verpflichtet, Maßnahmen zur Sicherstellung der Bedarfsgerechtigkeit und Qualität von 
Hilfsangeboten mit niedrigschwelligen Hilfezugängen zu ergreifen. 

 „EREV/AFET: Vorschlag zur Neufassung: "Bei der Erfüllung ihrer Aufgaben nach § 2 SGB VIII und 
der Zusammenarbeit mit der freien Jugendhilfe nach §4 SGB VIII koordiniert der öffentliche 
Jugendhilfeträger gemeinsam mit den Mitgliedern der AG nach § 78 SGB VIII die sozialräumliche 
Vernetzung der Angebote und Leistungen nach diesem Gesetz. Diese Koordination erfolgt vor 
allem im Rahmen der Jugendhilfeplanung nach § 79 ff SGB VIII und mit Unterstützung der 
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Länder nach § 82 Abs. 3 SGB VIII. Ziel ist die Sicherstellung eines präventiven Angebotes für 
junge Menschen und ihrer Familien, das die jungen Menschen in ihrer Erziehung, Entwicklung 
und Teilhabe unterstützt.“ 

Dr. Björn Hagen, Evangelischer Erziehungsverband e.V. / AGJ 

In: Vorschlag 1 

Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe wird im Rahmen seiner Planungsverantwortung (§ 80 
SGB VIII) verpflichtet, Maßnahmen zur Sicherstellung der Bedarfsgerechtigkeit und Qualität von 
Hilfsangeboten mit niedrigschwelligen Hilfezugängen zu ergreifen. 

 „EREV/BVkE: In einem ersten Schritt ist das Leistungsvereinbarungsrecht für ambulante Hilfen 
auszubauen. Dazu ist eine Ausweitung der Regelungen von §§ 78a ff auf alle ambulante Hilfen, 
die durch Verwaltungsakt bewilligt werden notwendig. vgl. 
https://www.bvke.de/stellungnahmen/landesweite-rahmenvereinbarungen-fuer-ambulante-
erziehungshilfen-4ddd68a2-e618-40fb-91a7-cc0b4bd9cea“ 

Jörg Freese, Deutscher Landkreistag / Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände 

In: Vorschlag 2 

Die Regelungen zur Qualitätsentwicklung in der Kinder- und Jugendhilfe werden im Hinblick auf 
die erleichterten Hilfezugänge zu niedrigschwelligen Angeboten ergänzt. 

 „Kein Handlungsbedarf, vgl. Anmerkung zu Vorschlag 1“ 

Stellungnahmen der AG-Mitglieder 

Ministerium für Soziales und Integration des Landes Baden-Württemberg 

II.  

Bewertung:  

Sämtliche Leistungen nach § 2 Absatz 2 SGB VIII – also auch die dort genannten 
niedrigschwelligen Angebote – sind bereits nach geltendem Recht vom Gebot der 
Qualitätssicherung nach § 79a SGB VIII umfasst. Die Gesamtverantwortung des Jugendamtes als 
örtlicher Träger der öffentlichen Jugendhilfe einschließlich der Planungsverantwortung ist in § 
79 Absatz 1 SGB VIII normiert.  

Von daher ist kein zwingender gesetzgeberischer Änderungs- oder Ergänzungsbedarf 
erkennbar (weder VORSCHLAG Nummer 1 noch VORSCHLAG Nummer 2).  

Die Senatorin für Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport Freie Hansestadt Bremen 

Um eine ausreichende Qualität der Angebote zu sichern, ist sowohl eine stärkere rechtliche 
Verpflichtung des öffentlichen Jugendhilfeträgers zu Maßnahmen erforderlich, die die 
Bedarfsgerechtigkeit so-wie die Qualität von Angeboten mit niedrigschwelligen Hilfezugängen 
sichern (Vorschlag 1), als auch eine Erweiterung der Regelungen zur Qualitätsentwicklung im 
Hinblick auf niedrigschwellige Ange-bote (Vorschlag 2). Ergänzt werden sollte, dass die 
niedrigschwelligen Angebote aus den konkreten Bedarfen der Familien heraus entwickelt 
werden sollten (verbindliche kleinräumige Jugendhilfeplanung).  
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Eine Qualitätssicherung der Angebote setzt dabei auch eine gute Forschungslage voraus. Die 
Jugendhilfeforschung, z.B. der geplante Sonderforschungsbereich Hilfen zur Erziehung, sollte 
grundsätzlich auch den Bereich niedrigschwelliger sozialräumlicher Angebote betrachten und 
verlässliche Aussagen zu qualitativen Weiterentwicklungserfordernissen bereitstellen.  

Ministerium für Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integration des Landes Nordrhein-Westfalen 

Die Bedarfsgerechtigkeit sowie Qualität von Hilfen wird in der Kinder- und Jugendhilfe regelhaft 
durch das Hilfeplanverfahren sichergestellt. Da das Hilfeplanverfahren bei niedrigschwelligen 
Angeboten entfällt, sind flankierende Maßnahmen erforderlich, um eine bedarfsgerechte und 
qualitative Leistungserbringung strukturell sicherzustellen. 

Das Arbeitspapier stellt unter „D. Handlungsoptionen“ dabei alleine auf eine rechtliche 
Verpflichtung des Trägers der öffentlichen Jugendhilfe zur Qualitätssicherung ab. Gemäß §§ 79 
ff SGB VIII liegt es bereits heute in der Gesamtverantwortung des Trägers der öffentlichen 
Jugendhilfe, ein bedarfsgerechtes und qualitatives Angebot strukturell zu gewährleisten und 
abzusichern. Soll diese Verpflichtung geschärft werden, ist es unabdingbar, den Kommunen 
auch die entsprechenden finanziellen Mittel für niedrigschwellige Angebote zur Verfügung zu 
stellen. 

Deutscher Städte- und Gemeindebund / Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände 

TOP 3: 

Wir unterstützen Vorschlag 1, ggf. ergänzt durch Vorschlag 2. 

Bundesarbeitsgemeinschaft der freien Wohlfahrtspflege (BAGFW) 

Handlungsoptionen des BMFSFJ:  

Vorschlag 1:  

• Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe wird im Rahmen seiner Planungsverantwortung (§ 
80 SGB VIII) verpflichtet, Maßnahmen zur Sicherstellung der Bedarfsgerechtigkeit und 
Qualität von Hilfsangeboten mit niedrigschwelligen Hilfezugängen zu ergreifen.   

Vorschlag 2: (Kombinierbar mit Vorschlag 1) 

• Die Regelungen zur Qualitätsentwicklung in der Kinder- und Jugendhilfe werden im 
Hinblick auf die erleichterten Hilfezugänge zu niedrigschwelligen Angeboten ergänzt.  

Einschätzungen der BAGFW:  

Die Regelungen für die Qualitätssicherung sind keineswegs nur in Bezug auf niedrigschwellige 
Leistungen weiterzuentwickeln. Im ersten Schritt ist das Leistungsvereinbarungsrecht für 
ambulante Leistungen umfassend auszubauen. Das kann am einfachsten erfolgen, indem §§ 
78a ff. SGB VIII auch für ambulante und damit für alle Leistungen nach dem SGB VIII (soweit sie 
durch Verwaltungsakt zu bewilligen sind) gilt. Eine an §§ 78a ff. orientierte Qualifizierung des 
Leistungsvereinbarungsrechts für ambulante Leistungen ist ebenso möglich.  

Die Qualitätssicherung niedrigschwelliger Leistungen wird auf zwei Ebenen geregelt werden 
müssen. Soweit sie durch Zuwendungen finanziert werden, muss die Qualitätssicherung durch 
entsprechende Regelungen in den diesbezüglichen gesetzlichen Vorgaben erfolgen (heute § 74 
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SGB VIII). Soweit die durch Verträge finanziert werden (die keineswegs Austauschverträge sein 
müssen), ist die Qualitätssicherung in diesem Kontext normativ sicherzustellen.   

Zu beachten ist in diesem Zusammenhang, dass  fachliche Konzepte und Qualitätsstandards im 
Sinne von Angebotsbeschreibungen jedenfalls für die Leistungen Familienberatung, 
Familienbildung und Familienerholung bereits vorliegen. Gleichwohl unterbleibt hier die 
entsprechende Finanzierung. Aus der wegen § 37 Satz 2 SGB I auch im SGB VIII vorrangig zu 
beachtenden Vorgabe des § 17 Abs. 1 Nr. 1 SGB I, nach der Sozialleistungsträger verpflichtet 
sind, Leistungen umfassend, zügig und in zeitgemäßer Weise zur Verfügung zu stellen, folgt, 
dass diese fachlichen Konzepte im Zuge des Ausbaus niedrigschwelliger Leistungen zwingend 
zu beachten sind. Die BAGFW weist darauf hin, dass Sicherung und Weiterentwicklung von 
Qualität nur gelingen kann, wenn die dafür erforderlichen Ressourcen verlässlich zur Verfügung 
gestellt werden.  

Die Vorschläge 1 und 2 werden als nützlich bewertet, wenn auch nicht als hinreichend, um die 
Angebotslage zu verbessern. Festgestellt werden muss insofern, dass es keine einheitlichen 
Maßstäbe für die Bedarfsermittlung betreffend der Angebote der Allgemeinen Förderung gibt. 
Nötig ist deshalb, jedenfalls auf kommunaler Ebene, eine integrierte Sozial- und 
Jugendhilfeplanung nach § 80 SGB VIII sowie eine Kinder- und Jugendberichterstattung. Insofern 
ist der Vorschlag zu unterstützen. Eine Stärkung sozialraumorientierter Angebotsstrukturen 
kann durch eine verbindlichere Jugendhilfeplanung mithin sicherlich befördert werden. Aus 
Sicht der BAGFW bedürfen beide Vorschläge aber einer gesetzlichen Ausgestaltung 
dahingehend, dass verbindlich dem tatsächlichen Bedarf der zum Planungsraum gehörenden 
Kinder, Jugendlichen und Familien entsprechende infrastrukturelle Angebote (u.a. gem. §§ 11, 
13, 16, 17 SGB VIII) geplant und zur Verfügung gestellt werden – d.h. auch für deren 
Finanzierung Sorge getragen wird. Niedrigschwelligkeit der Angebote darf nicht einhergehen 
mit einer Absenkung der Qualität. Das Projekt des Ausbaus niedrigschwelliger Leistungen wird 
nachhaltig diskreditiert, wenn die Adressaten es als Kostensparmodell erleben.  

Infrastrukturelle Leistungen können Rechtsansprüche nicht ersetzen (s.o.). Die Leistungen nach 
§§ 11, 13, 14, 16, 28 SGB VIII aber auch der Kindertagesbetreuung bedürfen qualifizierter 
Schnittstellenverbesserung innerhalb der derzeitigen Kinder- und Jugendhilfe, aber darüber 
hinaus auch zu anderen Bereichen (Schule, Gesundheit, Eingliederungshilfe, Beratungszentren 
mit Schwangerschafts(konflikt)beratung etc.). Insbesondere ist im Sozialraum die über 
Jahrzehnte erprobte Praxis der Schulsozialarbeit als Koordination im Sozialraum hervorzuheben 
und zu nutzen. Zu Vorschlag 2 ist daher zu ergänzen, dass eine Verankerung des 
Kooperationsgebots mit allen im Sozialraum relevanten Akteuren sinnvoll wäre.  

Bundesarbeitsgemeinschaft Landesjugendämter / AGJ  
Die Praxis der Umsetzung des im Rahmen des Bundeskinderschutzgesetzes eingeführten § 79a 
SGB VIII ist durchaus noch optimierungsbedürftig. Obwohl die Landesjugendämter dazu eine 
Vielzahl fachlicher Empfehlungen erstellt haben, kann von einem flächendeckenden, 
allumfassenden Qualitätsentwicklungsprozess nicht die Rede sein. Ob es dazu einer neuen 
Norm in Form einer Ausweitung auf niedrigschwellige Angebote bedarf, sei dahingestellt. Viel 
wichtiger wäre es zu überlegen, wie der § 79a SGB VIII verbindlich umgesetzt werden kann, 
ohne dass dabei der Bundesgesetzgeber in die kommunale Selbstverwaltung eingreift. 

Die in Vorschlag 1 beschriebene verpflichtende Regelung im Rahmen der 
Planungsverantwortung gem. § 80 SGB VIII ist nicht notwendig, wenn diese Angebote explizit im 
Rahmen der Gesamtverantwortung des öffentlichen Jugendhilfeträgers (Vorschlag 1, Nr. 5, TOP 
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1) benannt werden – dieser ist gem. § 79 a SGB VIII ohnehin zur Qualitätssicherung und -
entwicklung verpflichtet. Diese Verpflichtung erstreckt sich auf alle Bereiche und Angebote der 
Kinder- und Jugendhilfe, deshalb sind auch keine gesonderten Regelungen zur 
Qualitätsentwicklung für diese Angebote in das SGB VIII aufzunehmen. 

Bundesverband der Ärztinnen und Ärzte des Öffentlichen Gesundheitsdienstes e.V. 

TOP 3: Qualitätssicherung von Sozialangeboten zur Schaffung niedrigschwelliger Hilfezugang 
für Familien 

Beide Vorschläge zur Formulierung sind sinnvoll und zweckmäßig: „Der Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe wird im Rahmen seiner Planungsverantwortung (§ 80 SGB VIII) verpflichtet, 
Maßnahmen zur Sicherstellung der Bedarfsgerechtigkeit und Qualität von Hilfsangeboten mit 
niedrigschwelligen Hilfezugängen zu ergreifen“ und „Die Regelungen zur Qualitätsentwicklung 
in der Kinder -und Jugendhilfe werden im Hinblick auf die erleichterten Hilfezugänge zu 
niedrigschwelligen Angeboten ergänzt. 

Deutsche Gesellschaft für Kinder- und Jugendmedizin (DGKJ) in Abstimmung mit der Deutschen 
Gesellschaft für Sozialpädiatrie und Jugendmedizin (DGSPJ) und dem Berufsverband der Kinder- und 
Jugendärzte (BVKJ) 

TOP 3: Qualitätssicherung von Sozialangeboten zur Schaffung niedrigschwelliger Hilfezugänge 
für Familien. Wir plädieren für Vorschlag 1 und 2. 

Deutscher Behindertenrat 

Vorschläge 1 und 2 werden vom Deutschen Behindertenrat befürwortet. Er fordert, die 
inklusive Ausgestaltung und die Barrierefreiheit von Leistungen und Angeboten als Kriterien der 
Qualität zu berücksichtigen. Behinderungsspezifische Fachlichkeit und ihre Verknüpfung mit 
der Lebenswelt aller Kinder und Jugendlichen sind zu gewährleisten. Ausgangspunkt für 
Qualitätsüberprüfungen sollte die Nutzerzufriedenheit sein.  

Dialogforum „Bund trifft kommunale Praxis. Inklusive Kinder- und Jugendhilfe aktiv miteinander 
gestalten“ im Deutschen Institut für Urbanistik e.V. 

Die nachfolgende Kommentierung entspricht den Ergebnissen aus den inhaltlichen 
Diskussionen in den Expertengesprächen 2017-2019 im Rahmen des Dialogforums „Bund trifft 
kommunale Praxis“. 

Auf Grundlage der Ausführungen werden die vorgeschlagenen Handlungsoptionen wie folgt 
votiert:  

TOP 3: Vorschlag 1. 

Kommentierung aus der Perspektive eines öffentlichen Trägers der Kinder- und Jugendhilfe 
einer Großstadt: 

Zu TOP 3: Qualitätssicherung von Sozialangeboten zur Schaffung niedrigschwelliger 
Hilfezugänge für Familien 

Dem Vorschlag 1 kann gefolgt werden, wenn damit zusätzliche Finanzierungsmittel von Bund 
und/oder Ländern für die öffentlichen Träger der Jugendhilfe einhergehen. Auch hier sollte der 
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Fokus auf das Andocken an Kita und Schule betont werden. Ebenso kann unter denselben 
Kautelen Vorschlag 2 gefolgt werden. 

Die Fachverbände für Menschen mit Behinderung 

Aus Sicht der Fachverbände für Menschen mit Behinderung sind Vorschlag 1 und 2 zu 
kombinieren. Darüber hinaus sind die inklusive Ausgestaltung und die Barrierefreiheit von 
Leistungen und Angeboten als Kriterien der Qualität zu berücksichtigen. Ausgangspunkt für 
Qualitätsüberprüfungen sollte darüber hinaus die Nutzerzufriedenheit sein.   

Die Qualität von inklusiven niedrigschwelligen Hilfen setzt eine behindertenspezifische 
Fachlichkeit sowie den Einbezug von Selbstvertretungsorganisationen sowie Diensten und 
Einrichtungen der Behindertenhilfe voraus.  

Institut für Sozialarbeit und Sozialpädagogik e.V. / AGJ 

Zu TOP 3: Qualitätssicherung von Sozialangeboten zur Schaffung niedrigschwelliger 
Hilfezugänge für Familien 

• Die bestehenden Regelungen zur Qualitätsentwicklung in § 79a SGB VIII finden wenig 
praxisverändernden bzw. -verbessernden Widerhall. Eine Ergänzung um erleichterte 
Hilfezugänge zu niedrigschwelligen Angeboten wäre systematisch richtig, aber ohne 
weitere Prüf-pflichten wenig effektiv.  

• Insbesondere die Qualität der Übergänge zwischen einem ggf. gestärkten 
niedrigschwelligen Bereich und den Hilfen zur Erziehung ist verbindlich abzusichern. Es 
dürfen keine Vermeidungseffekte bei vorliegenden erzieherischen Bedarfen entstehen, 
Revisionsfähigkeit von Entscheidungen etc. muss abgesichert sein. 

Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft ver.di 

Ziel und Inhalt der hier aufgeführten Vorschläge erschließt sich uns nicht.  
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B. Handlungsbedarf  

TOP 4: Lebensorte von Familien für Prävention nutzen 

Online-Kommentierungen der AG-Mitglieder 

Dr. Björn Hagen, Evangelischer Erziehungsverband e.V. / AGJ 

TOP 4: Lebensorte von Familien für Prävention nutzen [Kommentar bezieht sich auf gesamtes 
Kapitel] 

 „EREV/IGfH: Wenn es darum geht die Lebensorte von Kindern, Heranwachsenden, Familien 
stärker in den Blick zu nehmen, dann muss das auch fachliche Auswirkungen auf die 
Weiterentwicklung der Pflegekinderhilfe und der Heimerziehung haben: a) Netzwerkpflege: 
Pflegeverhältnisse im familiären und / oder sozialen Nahraum eines Kindes machen trotz 
regionaler Unterschiede einen nicht unerheblichen Anteil der Vollzeitpflege aus, gleichwohl 
werden diese von Fachkräften der Pflegekinderhilfe nicht selten kritisch betrachtet. Diese 
Haltung gründet sich u. a. darauf, dass diese oftmals durch Nachvollzug des Status Quo 
zustande kommen und damit die bestehenden fachlichen Standards der Bedarfsfeststellung 
sowie Auswahl und Begleitung der Pflegefamilie nicht vergleichbar wie bei einer 
Fremdpflegefamilie umgesetzt werden können. Im Papier der AGJ mit dem Titel 
„Weiterentwicklung und Qualifizierung der Pflegekinderhilfe in Deutschland“ von 2016, an dem 
die IGFH mitgewirkt hat, heißt es deshalb: „Es geht darum, die Chancen und Potentiale von 
familiennahen Pflegeverhältnissen sachlich, unter Berücksichtigung ihrer Besonderheiten, zu 
beachten. Gute Gründe hierfür können sein: Kinder und Jugendliche, die bei Verwandten oder 
Freundschaften der Familie leben, können diesen Lebensort erfahrungsgemäß besser für sich 
annehmen. Es besteht die Chance, dass die Versorgung, Betreuung und Erziehung durch die 
eigenen Angehörigen oder durch mit der Familie verbundenen Menschen weniger als Bruch in 
der eigenen Biographie erlebt wird. Die soziale Nähe, die Vertrautheit und das Wissen 
voneinander sowie die Bereitschaft der Verwandten oder von Freundschaften der Familie, für 
das Kind da zu sein, können diesem Sicherheit und Halt geben. Dies kann wesentlich zur 
gesunden Entwicklung eines Pflegekindes und auch für den Erfolg der Hilfe beitragen. 
Gleichwohl dürfen die Risiken solcher familiennahen Pflegeverhältnisse nicht aus dem Blick 
geraten: Vielfach sind sie ohne Beteiligung der Pflegekinderhilfe entstanden und sind zu dem 
Zeitpunkt, wenn ein Unterstützungsbedarf dort bekannt wird, bereits seit Jahren installiert. 
Werden von diesen Familien dann die Beratungsleistungen und Hilfemöglichkeiten abgelehnt, 
können in schwierigen Familiensettings belastende Situationen für die Pflegekinder entstehen, 
die das gesamte Pflegeverhältnis gefährden. Verwandte oder andere dem Kind nahestehende 
Personen würden nicht irgendein Kind bei sich aufnehmen. Sie nehmen sich speziell dieses 
Kindes oder Jugendlichen an, weil sie sich mit ihm innerlich verbunden fühlen und sich in der 
Verantwortung sehen, sich zu kümmern. Dies spricht dafür, dass im familiennahen Raum 
insbesondere auch für ältere Kinder oder Jugendliche eine Pflegeperson gefunden werden 
kann. Darüber hinaus geht es darum, unter Berücksichtigung des Kindeswohls, die Chancen der 
Betreuung eines Kindes oder eines/einer Jugendlichen im familiären und sozialen Nahraum 
aktiv zu sondieren, initiieren und zu begleiten, eigene Bilder von „guter Familie“ kritisch mit Blick 
auf die Bedürfnisse des einzelnen Pflegekindes zu reflektieren. Erforderlich hierfür sind eigene 
Methoden, die Weiterentwicklung von eingespielten Verfahrensweisen und entsprechend 
angepasste Organisationsformen sowie eine Prüfung und Weiterentwicklung der Förder- und 
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Unterstützungspolitik“ (AGJ 2016, S. 24.) Jugendämter und Pflegekinderdienste, die diesen 
Bereich ausbauen wollen, benötigen zweifellos einschlägige Fortbildungen zu den 
vorhandenen, aber wenig etablierten Verfahren wie der systematischen Netzwerkerkundung, 
mit deren Hilfe die spezifischen Ressourcen des Netzwerks um ein Kind oder Jugendlichen 
eruiert, bei der Lösungssuche berücksichtigt und letztlich zum Erhalt der bestehenden sozialen 
Geflechte genutzt werden. Auch das ähnlich angelegte Verfahren der Familien- und Netzwerk-
Gruppenkonferenz, in anderen Ländern längst verpflichtend eingeführt, ist geeignet, die 
vorhandenen Ressourcen systematisch in den Blick zu nehmen, die Lösungssuche in die Hände 
der Betroffenen zu legen und deutlich mehr Netzwerkpflegefamilien ins Leben zu rufen. b) 
Ähnliche Aussagen können unter dem Stichwort Lebensorte für die Weiterentwicklung der 
Heimerziehung getroffen werden: Schon 1977 im Zwischenbericht der Kommission 
Heimerziehung hieß es: „Neu wäre nun, wenn Heime mit hierfür geeignetem Standort Familien 
nur begleiten und wenn sie einzubeziehen versuchten, was die Kinder oder Jugendlichen zu 
Hause und in ihrem Milieu erleben, wenn Heime – obwohl sie stationäre Hilfe bieten – sich nur 
ergänzend zur Familie und nicht mehr als ihr Ersatz verstünden“. „In Heimen, die direkt neben 
den Familien stehen und sich auf die Biographie der Kinder wirklich einlassen, bleibt diesen ihr 
sozialer Ort erhalten“ (S. 170). Von diesen Forderungen ist bisher wenig umgesetzt. Ein 
funktionierendes Beispiel eines Heimes um die Ecke (SME in HH) formuliert die folgenden Ziele: 
Unter der Überschrift ‚Zufluchtsraum – Das Heim um die Ecke‘: „Das „Heim um die Ecke“, in 
meinem Stadtteil, bedeutet keinen grundlegenden Wechsel, es ist Teil meines Lebens. Das 
milieunahe Heim erkennt an, nur eine Episode während des Heranwachsens zu sein. Es bietet 
Unterstützung und Entlastung für den Moment, ohne Vergangenes und Zukünftiges zu teilen. 
Es stellt mir einfach Schutz-und Ruheraum zur Verfügung. Es ist in demselben Milieu zu Hause 
wie ich. Es reißt mich nicht aus meiner Biografie, im Gegenteil, es stärkt die Auseinandersetzung 
und die positiven Erfahrungen mit ihr. Das „Heim um die Ecke“ nimmt sich nicht wichtig, es ist 
einfach für mich da, wenn ich es brauche“. Und unter der Überschrift ‚Lernen und Leben – Das 
Kinderwohnhaus‘: „ Aus dem Kreislauf sozialer Benachteiligung ausbrechen ohne mit der 
eigenen Biografie zu brechen, das ist unser Ziel fürs Kind. Ein wichtiger Eckpfeiler hierfür: kein 
Schulplatzwechsel. Mit milieunaher Heimerziehung wie unserem „Kinderwohnhaus“ bleibt 
Kindern ihr Schulplatz erhalten oder wird langfristig gesichert. Dies macht Kindern die 
Entscheidung für einen Wechsel in eine andere Wohnform leichter. Mit dem strukturierten 
pädagogischen Alltag im Kinderwohnhaus kann das Kind positive neue Erfahrungen im Rahmen 
des alten Schulstandorts machen. Wir leben hier ein Vorbild vor, das zeigt: man kann auch im 
Milieu positive Entwicklungen machen. Eine weitere Hilfe bei der Entscheidungsfindung für das 
Kind: die Unterstützung des regelhaften Besuchs am Wochenende im Elternhaus oder (falls dies 
nicht möglich) eines Besuchs der Eltern tagsüber im Kinderwohnhaus.“ (Aus Vortrag Rüdiger 
Kühn: Mitten in Hamburg, mitten im Leben. Milieunahe Heimerziehung – die Bedeutung der 
Einbeziehung des sozialen Umfelds) 
https://www.igfh.de/cms/sites/default/files/Exkursion_2_Kuehn_Kinderhaus_sme_0.pdf“ 

Daniel Grein, Deutscher Verein für öffentliche und private Fürsorge e.V. 

In: 1. Absatz, 1. Satz 

Bedarfsgerechte Angebote für komplexe Problemlagen in Familien bedürfen der 
multiprofessionellen und systemübergreifenden Kooperation und Vernetzung, damit wirksame 
und nachhaltige Unterstützung ermöglicht wird.  

„Für den Deutschen Verein stellt sich die Frage, wer hier die Koordination der Kooperation 
übernimmt. „Gelingende Kooperationen bedürfen der kontinuierlichen gestaltenden 
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Mitwirkung von Personen. Es muss daher festgelegt werden, welche Organisationseinheiten 
und welche Personen die Kooperationsprozesse federführend und aktiv gestalten sollen. Bei 
den Überlegungen zur Kooperation im Kontext der Weiterentwicklung und Steuerung der Hilfen 
zur Erziehung nimmt – wie dargestellt – der ASD/KSD eine entscheidende Rolle ein. Daher sind 
im Jugendamt – und hier insbesondere im ASD/KSD – die personellen und sächlichen 
Ressourcen bereitzustellen, die notwendig sind, um eine Planung, aktive Gestaltung und 
reflektierende Beobachtung der Kooperationsprozesse sicherzustellen und eine personelle 
Kontinuität in den Arbeitsbeziehungen zu ermöglichen. Denn die Tragfähigkeit der Kooperation 
zwischen Organisationen hängt u.a. von den Kompetenzen der beteiligten Personen und von 
den persönlichen Bezügen zwischen den Personen ab. Personelle Kontinuität und Beachtung 
der notwendigen Ressourcen sowohl im Jugendamt als auch bei den Kooperationspartnern sind 
daher Voraussetzungen, damit die gewünschte Zusammenarbeit im Rahmen der 
Weiterentwicklung der Hilfen zur Erziehung gelingen kann. Für eine Kooperation der Systeme 
bedarf es auch Strukturen, die von Personen unabhängig sind. Ein weiterer zentraler 
Gelingensfaktor ist ein gemeinsam getragenes Konzept. Auf den verschiedenen Ebenen müssen 
die zu erreichenden Ziele gemeinsam abgestimmt werden. Dabei sollten die jeweiligen 
Kompetenzen und Herangehensweisen, Erwartungen, Rahmenbedingungen und Grenzen der 
Kooperation transparent gemacht und geklärt werden. Die Zusammenarbeit wird auch 
maßgeblich von dem Klima und dem Informationsfluss zwischen den Akteuren beeinflusst. 
Verlässlichkeit, gegenseitiger Respekt und Wertschätzung sowie Flexibilität und Offenheit sind 
Kernelemente einer erfolgreichen Kooperation. Das Installieren, Bewerten und 
Weiterentwickeln von Kooperationsbezügen zu anderen Organisationen muss als eine 
Gesamtaufgabe des Jugendamtes wahrgenommen werden, für deren Realisierung die Leitung 
eine Gestaltungsverantwortung trägt.“ (vgl. Empfehlung des DV 10/14, Seite 14 f).“ 

Daniel Grein, Deutscher Verein für öffentliche und private Fürsorge e.V. 

In: 1. Absatz, 2. Satz 

Entsprechende Angebote müssen ohne bürokratische Hürden im unmittelbaren sozialen 
Umfeld erreichbar sein. 

„Ist darunter das Hilfeplanverfahren zu verstehen? Das Bild, das hier vom Hilfeplanverfahren 
und von der Arbeit im Jugendamt dargestellt wird, ist zu überdenken. Insbesondere bei 
komplexen Problemlagen in Familien sollten die Kompetenz der Fachkräfte im Jugendamt und 
die Verantwortung des Jugendamtes wahrgenommen werden.“ 

Stellungnahmen der AG-Mitglieder 

Ministerium für Soziales und Integration des Landes Baden-Württemberg 

I.  

Vorbemerkung:  

Die Fachebene geht davon aus, dass es darum geht, die im Rahmen der Frühen Hilfen 
aufgebauten Strukturen auf ältere Altersgruppen zu übertragen. Solche Ansätze gibt es nach 
den Erkenntnissen in der Verwaltungspraxis in Baden-Württemberg bereits. Hinzuweisen ist z. 
B. auf das Konzept des Ortenaukreises, das allerdings sehr stark auf den Aspekt der 
gesundheitlichen Prävention hin ausgerichtet ist.  
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Arbeitsgemeinschaft für Kinder- und Jugendhilfe - AGJ 

Die AGJ-Gesamt-AG bittet die unglückliche Formulierung der Überschrift von TOP 4 
(„Lebensorte von Familien für Prävention nutzen“) zu überdenken. Auch der Kinder- und 
Jugendhilfe steht es nicht zu, Lebensorte „zu nutzen“ oder zu instrumentalisieren, das gebietet 
bereits die Achtung des Subjekts. Gemeint kann nur sein, Unterstützungsangebote 
lebensweltlich anschlussfähig zu gestalten.  

Der Vorschlag des Arbeitspapiers der strukturellen Netzwerke zur Zusammenarbeit und 
Vernetzung im Bereich der Prävention je nach altersgruppenspezifischem Kontext wird begrüßt. 
Eine Anlehnung an § 3 Abs. 1 bis 3 KKG ist denkbar, sollte aber durch 
Kooperationsverpflichtungen in den jeweils entsprechenden Gesetzen parallel zu § 81 SGB VIII 
flankiert werden (dazu bereits Ausführungen unter TOP 03).  

Wichtiger Erfolgsfaktor der Netzwerke Frühe Hilfe ist ihre solide Ausstattung. Auch im Bereich 
der Null- bis Dreijährigen ist eine Aufstockung des Fonds Frühe Hilfen mittlerweile notwendig.12 
Trotz des finanziellen und personellen Einsatzes ist die Weiterführung der Idee über das dritte 
Lebensalter im Prinzip aber zu begrüßen. Sie wird nur unter Aufbietung von Ressourcen und 
nicht für alle Themenfelder parallel gelingen, daher sollten kommunale Schwerpunktsetzungen 
zugelassen werden. 

Dialogforum „Bund trifft kommunale Praxis. Inklusive Kinder- und Jugendhilfe aktiv miteinander 
gestalten“ im Deutschen Institut für Urbanistik e.V. 

Im 9. Expertengespräch des Dialogforums mit Jugendamtsleitungen gab es folgende inhaltliche 
Impulse und fachliche Anmerkungen: 

Lebensort von Familien für Prävention nutzen: 

• Prävention als Rechtsanspruch, nicht als freiwillige Hilfe. 

• Neuer § 16a SGB VIII - Unterstützung des Ehrenamts. 

• § 19 Mutter-Kind Unterbringung in 27ff. SGB VIII. 

• Schulsozialarbeit als Pflichtarbeit (neue Angebote vor Ort). 

• Ressourcenarbeit/-findung/-unterstützung als Methode. 

Kommentierung aus der Perspektive der Interdisziplinären Frühförderung 

Zu Top 4: Hervorgehoben werden kann an dieser Stelle, dass das Angebot der 
niedrigschwelligen Beratung der Frühförderstellen (§ 6a FrühV) von allen Eltern in Anspruch 
genommen werden kann. Dieses Angebot fungiert als offene Anlaufstelle und ist im 
novellierten SGB IX, welches für alle Rehabilitationsträger greift – auch für die Kinder- und 
Jugendhilfe –, beschrieben. Somit gilt es, dies in den Frühförderstellen zu etablieren und in den 
Sozialräumen bekannt zu machen. Im Weiteren wird darauf aufmerksam gemacht, dass eine 
„Stärkung und Entwicklung von niedrigschwelligen präventiven An- geboten und dem Ausbau 
der sozialräumlichen Infrastruktur sowie Netzwerken, im Hinblick auf die Wirksamkeit des 
Gesamtsystems der Kinder- und Jugendhilfe“ auch in Verbindung mit SGB IX für den Ausbau 

 
12 JFMK-Beschluss „TOP 5.5 Fonds Frühe Hilfen – Anpassung der Finanzmittel“ v. 3./4.5.2018, online abrufbar 
unter: https://jfmk.de/wp-content/uploads/2018/12/a-JFMK-03._04.-Mai-2018_Protokoll-mit-Anlagen.pdf. 
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von offener niedrigschwelliger Beratung in allen Frühförderstellen als Angebot erfolgen sollte, 
welches allen Eltern, die sich um die Entwicklung ihres Kindes sorgen, offen steht. Dies 
verbessert erforderliche Hilfs- und Unterstützungsangebote.“ 
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D. Handlungsoptionen 

TOP 4: Lebensorte von Familien für Prävention nutzen 

Online-Kommentierungen der AG-Mitglieder 

Dr. Björn Hagen, Evangelischer Erziehungsverband e.V. / AGJ 

In: Vorschlag, 1. Listenpunkt 

Durch Nutzung der Erfahrungen und Erkenntnisse aus der Evaluation der Frühen Hilfen werden 
auf der Grundlage von § 3 Abs. 1 bis 3 KKG verbindliche örtliche und regionale 
Netzwerkstrukturen über die Altersgruppe der 0 - bis 3jährigen in den Ländern 
weiterentwickelt. 

„EREV/BVkE: Freie und öffentliche Träger haben insbesondere in den letzten zwei Jahrzehnten 
vielfältige Angebote entwickelt, die darauf abzielen direkte und niederschwellige Zugänge zu 
ermöglichen und so auch präventiv zu wirken. Diese Angebote zeichnen sich insbesondere auch 
dadurch aus, dass sie in ko-produktiven Prozessen gemeinsam von verschiedenen Hilfeformen 
gestaltet werden und Schnittmengen des Leistungsspektrums eines Trägers zulassen. 
Dennoch sieht der BVkE Handlungsbedarf, was die Konkretisierung und Systematisierung von 
Rahmenbedingungen und Ansätzen sowie die strukturelle und finanzielle Absicherung betrifft. 
In der Praxis vor Ort haben sich individuelle Lösungen und Rahmenbedingungen entwickelt, die 
jedoch nicht bundesweit greifen oder übertragbar sind. Hier ergeben sich Fragen wie: nach 
welchen Merkmalen strukturieren sich die Angebote? Wie gestalten sich Zugangswege der 
adressierten Menschen? Welche Rolle spielen die sozialräumlichen Bezüge der adressierten 
jungen Menschen und Familien bei der Angebotsgestaltung? Welche Rahmenbedingungen 
müssen gegeben sein, damit eine bedarfsgerechte Angebotsgestaltung möglich ist? 
Insbesondere vor diesem Hintergrund führt der BVkE derzeit ein Forschungsprojekt durch. 
Das Forschungsprojekt des BVkE „Prävention im Sozialraum – Eine Bestandsanalyse in den 
Hilfen zur Erziehung“ möchte zu einer praxisrelevanten Verständnisgrundlage beitragen und 
Profile und Praxis der dort angesiedelten Angebote aus der Praxis heraus schärfen. Darüber 
hinaus hat das Forschungsprojekt zum Ziel Herausforderungen und Gelingensbedingungen bei 
der Gestaltung von Kooperationen herauszuarbeiten, die die Fachpraxis zur Weiterentwicklung 
der Angebote nutzen kann. 
Der BVkE erachtet es als wichtig, hier an der langjährigen Expertise innerhalb der Kinder- und 
Jugendhilfe, d.h. sowohl an den Erfahrungen aus dem Erziehungshilfekontext als auch aus den 
umliegenden Feldern der Kinder- und Jugendhilfe anzusetzen und eine Konkretisierung und 
Systematisierung aus der Praxis heraus zu ermöglichen. Neben einer Sammlung und 
Systematisierung von Angebotsstrukturen, untersucht das Projekt strukturelle, finanzielle und 
konzeptionelle Gelingensbedingungen aber auch Hürden bei der Angebotsgestaltung und 
nimmt dabei auch die Perspektiven der adressierten jungen Menschen und Familien in den 
Blick.“ 

Dr. Björn Hagen, Evangelischer Erziehungsverband e.V. / AGJ 

In: Vorschlag, 1. Listenpunkt 
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Durch Nutzung der Erfahrungen und Erkenntnisse aus der Evaluation der Frühen Hilfen werden 
auf der Grundlage von § 3 Abs. 1 bis 3 KKG verbindliche örtliche und regionale 
Netzwerkstrukturen über die Altersgruppe der 0 - bis 3jährigen in den Ländern 
weiterentwickelt. 

„EREV/AFET: Hinter "der 0- bis 3 jährigen" ist das Wort "hinaus" einzufügen. Darüber hinaus 
sollten die Empfehlungen der AG Kinder psychisch kranker Eltern einbezogen werden sowie die 
fachpolitischen Forderungen im Kontext einer inklusiven Kinder- und Jugendhilfe“ 

Daniel Grein, Deutscher Verein für öffentliche und private Fürsorge e.V. 

In: Vorschlag, 1. Listenpunkt 

Durch Nutzung der Erfahrungen und Erkenntnisse aus der Evaluation der Frühen Hilfen werden 
auf der Grundlage von § 3 Abs. 1 bis 3 KKG verbindliche örtliche und regionale 
Netzwerkstrukturen über die Altersgruppe der 0 - bis 3jährigen in den Ländern 
weiterentwickelt. 

„Der Deutsche Verein begrüßt diesen Vorschlag und empfiehlt, auf der rechtlichen Ebene eine 
durchgängige gesetzliche Verpflichtung zur Zusammenarbeit in allen betroffenen Systemen 
sowie die rechtlichen Grundlagen für gemeinsame und schnittstellenübergreifende 
Finanzierungsmodelle zu schaffen.“ 

Jörg Freese, Deutscher Landkreistag / Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände 

In: Vorschlag, 2. Listenpunkt 

Im Hinblick auf eine funktionale Zusammenarbeit und Vernetzung an den Schnittstellen 
insbesondere der im Bereich der Prävention (je nach altersgruppenspezifischem Kontext) 
zuständigen Sozialleistungsträger bzw. Systeme  ist hierbei insbesondere die 
systemübergreifende Anschlussfähigkeit der innerhalb des geltenden Zuständigkeits- und 
Finanzierungsrahmens bestehenden Angeboteanzustreben. 

 „Aus Sicht des Deutschen Landkreistages sollten im SGB VIII keine neuen 
Kooperationsverpflichtungen geregelt werden. Stattdessen müssten Kooperationspflichten bei 
anderen Leistungsträgern verankert werden (im Schulrecht der Länder, soweit noch nicht 
geschehen, aber auch im SGB V). Die für die Kooperation notwendigen Ressourcen müssen im 
jeweiligen System der Kooperationspartner bereitgestellt werden.“ 

Dr. Björn Hagen, Evangelischer Erziehungsverband e.V. / AGJ 

In: Vorschlag, 2. Listenpunkt 

Im Hinblick auf eine funktionale Zusammenarbeit und Vernetzung an den Schnittstellen 
insbesondere der im Bereich der Prävention (je nach altersgruppenspezifischem Kontext) 
zuständigen Sozialleistungsträger bzw. Systeme  ist hierbei insbesondere die 
systemübergreifende Anschlussfähigkeit der innerhalb des geltenden Zuständigkeits- und 
Finanzierungsrahmens bestehenden Angeboteanzustreben. 

 „EREV/AFET: Änderungsvorschlag: Der geltende Zuständigkeits- und Finanzierungsrahmen ist 
zu prüfen und ggf. weiterzuentwickeln.“ 
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Stellungnahmen der AG-Mitglieder 

Ministerium für Soziales und Integration des Landes Baden-Württemberg 

II.  

Bewertung:  

Hier handelt es sich nach Auffassung auf Fachebene, anders als bei den TOP 1 und 2, um eine 
allgemeine politische Zielvorstellung („… ist anzustreben…“) ohne einen konkret umschriebenen 
Änderungsvorschlag.  

Es ist darauf hinzuweisen, dass der Auf- und Ausbau entsprechender Strukturen nur unter 
finanzieller Beteiligung des Bundes möglich sein wird. Bereits heute zeichnet sich ab, dass die 
im Rahmen der Bundesstiftung Frühe Hilfen geleisteten, nicht dynamisierten Mittel nicht 
ausreichen, um einen Erhalt der aufgebauten Strukturen zu sichern. Einerseits steigen die 
Personal- und Sachkosten, andererseits nehmen die psychosozialen Problemlagen in unserer 
Gesellschaft zu. Die bestehenden Strukturen müssen dauerhaft und an die aktuellen 
Verhältnisse angepasst gesichert werden. Für einen Ausbau der Strukturen müssen zwingend 
zusätzliche Mittel durch den Bund bereitgestellt werden.   

Es erscheint vor diesem Hintergrund kaum zielführend, den Vorschlag in dieser Form im 
Rahmen der SGB VIII-Reform als Änderung des KKG aufzunehmen.  

Die Senatorin für Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport Freie Hansestadt Bremen 

Bedingt durch die Bundesstiftung Frühe Hilfen sind im Land Bremen in den letzten Jahren über-
aus positive Erfahrungen hinsichtlich der Weiterentwicklung der Netzwerkstrukturen 
gesammelt worden. Auch das derzeit durchgeführte bundesweit beachtete Projekt Brise 
(Bremer Initiative zur Stärkung frühkindlicher Entwicklung) mit seinem Ausbau der Angebote im 
präventiven Be-reich ist hier als „best practise“ zu nennen. Die Weiterentwicklung verbindlicher 
Netzwerkstrukturen wird daher uneingeschränkt begrüßt, insbesondere mit Blick auf 
rechtskreisübergreifende Kooperation und Anschlussfähigkeit.  

Den darüber hinaus aufgeführten für den Sachverhalt relevanten Bewertungskriterien wird 
zugestimmt.  

Ministerium für Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integration des Landes Nordrhein-Westfalen 

Der unter „D. Handlungsoptionen“ benannte Vorschlag, die Netzwerke Frühe Hilfen auf Kinder 
über 3 Jahre auszuweiten, ist begrüßenswert und wird in NRW gegenwärtig im Projekt 
„Kommunale Präventionsketten“ praktiziert. Einer entsprechenden bundesgesetzlichen 
Regelung müsste aber auch - wie bei den Frühen Hilfen - eine Bundesfinanzierung folgen. 
Zudem wäre zu klären, ob „Kinderschutz“ auch für die Netzwerke für die Überdreijährigen eine 
Aufgabe sein soll und wie verbindlich die Netzwerkpartner zur Mitwirkung verpflichtet werden 
sollen. 

Wenn man, wie in der Überschrift zu TOP 4 angedacht, die Lebensorte von Familie für 
Prävention nutzen will, wäre es im Übrigen sinnvoll, Stellen vor Ort zu nutzen, die gebündelt 
Kenntnisse über die Unterstützungsangebote haben und Familien „aus einer Hand“ informieren 
können. Solche zentralen Anlaufstellen könnten z. B. an bestehende Regeleinrichtungen (wie z. 
B. in NRW die Familienzentren) angegliedert werden. 
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Deutscher Städte- und Gemeindebund / Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände 

TOP 4: 

Wir unterstützen den Vorschlag. Allerdings muss sehr ausdrücklich darauf aufmerksam 
gemacht werden, dass ein solcher Vorschlag verpufft, wenn er nur als Anforderung im SGB VIII 
erscheint bzw. nur die Kinder- und Jugendhilfe bindet. Schon die Frühen Hilfen sind ein häufig 
unerfreuliches Beispiel dafür, dass andere Systeme wie die Gesundheitshilfe zwar von der 
Kinder- und Jugendhilfe zum Dialog aufgefordert werden dieser aber nicht gelingt, wenn die 
erforderliche Finanzierung dieser Kooperation in den anderen Systemen nicht geregelt ist. Auch 
in anderen Bereichen wie etwa bei Fragen der Hilfeplanung vor allem im Kontext der 
Eingliederungshilfe, bei psychisch kranken Eltern(teilen) oder im Kinderschutz bei der 
Gefährdungseinschätzung im Einzelfall hat die Kinder- und Jugendhilfe genügend negative 
Erfahrungen machen müssen. So ist eine SGB VIII Reform nur dann erfolgreich, wenn es gelingt, 
die Finanzierungsverantwortung z.B. der Krankenkassen klarer in den jeweiligen SGBs zu 
verankern. 

Bundesarbeitsgemeinschaft der freien Wohlfahrtspflege (BAGFW) 

Handlungsoptionen des BMFSFJ:  

Vorschlag:  

• Durch Nutzung der Erfahrungen und Erkenntnisse aus der Evaluation der Frühen Hilfen 
werden auf der Grundlage von § 3 Abs. 1 bis 3 KKG verbindliche örtliche und regionale 
Netzwerkstrukturen über die Altersgruppe der 0 - bis 3jährigen in den Ländern 
weiterentwickelt.  

o Im Hinblick auf eine funktionale Zusammenarbeit und Vernetzung an den 
Schnittstellen insbesondere der im Bereich der Prävention (je nach 
altersgruppenspezifischem Kontext) zuständigen Sozialleistungsträger bzw. 
Systeme ist hierbei insbesondere die systemübergreifende Anschlussfähigkeit der 
innerhalb des geltenden Zuständigkeits- und Finanzierungsrahmens bestehenden 
Angebote anzustreben.  

Einschätzungen der BAGFW:  

Nicht sachgerecht ist der Vorschlag im Bereich der Allgemeinen Förderung Netzwerkstrukturen 
zu entwickeln, die der Architektur der Frühen Hilfen ähneln. Vielmehr bestehen bereits 
Regelungen zur Kooperation in den §§ 78-81 SGB VIII. Ziel muss es daher sein, die 
Familienförderung über eine programmatische Aufnahme des Sozialraumprinzips in den 
Eingangsregelungen des SGB VIII strategisch zu steuern. So kann ein gemeinsamer Nenner für 
die erforderliche Zusammenarbeit von verschiedenen Leistungen geschaffen werden.   

Die Architektur der Netzwerkarbeit, die Teil des Systems der frühen Hilfen ist, kann nicht eins zu 
eins auf die Kinder- und Jugendhilfe insgesamt übertragen werden. Entscheidend für die 
Netzwerke der frühen Hilfen ist, dass sie mit Bundesmitteln ausgestattet sind und damit über 
die für Netzwerkarbeit erforderlichen Ressourcen verfügt. Vielmehr bestehen bereits 
Regelungen zur Kooperation in den §§ 78-81 SGB VIII. Das Sozialraumprinzip im Sinne einer 
sozialräumlichen vernetzten Arbeit sollte als gemeinsamer Nenner der Vernetzung von 
Einzelfall finanzierten Leistungen, niedrigschwelligen Leistungen, infrastrukturellen Angeboten 
und Regelsystemen fungieren. Daher ist es sinnvoll, dieses Prinzip als Grundintention im SGB 
VIII zu verankern. Die Erfordernisse der besseren Vernetzung der Leistungserbringer, der 
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Verzahnung einzelfallfinanzierter Leistungen mit niedrigschwelligen Leistungen und 
Regelsystemen muss darüber hinaus Gegenstand des Finanzierungsrechts sein. Einerseits sind 
Vernetzung und Verzahnung verbindlich zu vereinbaren. Andererseits sind sie verlässlich zu 
vergüten.  

Zusätzlich bedarf es auch entsprechender Regelungen für andere Altersgruppen außerhalb der 
Frühen Hilfen, z.B. bzgl. Kooperationen mit Schule, Kita, Gesundheit. Netzwerkarbeit ist nach 
Auffassung der BAGFW leistungsvereinbarungsrechtlich verbindlich zu verankern auch bzgl. der 
Verbindlichkeit der Kooperationspartner der Regelsysteme. Dies auch im Kontext des 
Gesetzgebungsvorhabens zum Ganztagsanspruch für Grundschulkinder im SGB VIII zu 
beachten, wäre aus Sicht der BAGFW ein richtiger Ansatzpunkt.  

Bundesarbeitsgemeinschaft Landesjugendämter / AGJ  
Da die oftmals durch vielfältige Problemlagen gekennzeichneten Adressaten unterschiedliche 
Hilfeleistungen benötigen, ist eine Kooperation der verschiedenen Sozialsysteme und 
Institutionen erforderlich. Dazu bedarf es vor allem einer verbindlichen Zusammenarbeit mit 
dem SGB V und der Schule, die im föderalen System der Bundesrepublik Deutschland von den 
Ländern (und Kommunen) verantwortlich organisiert und gesteuert wird. Hier sind vor allem 
neben der Anschlussfähigkeit auch die verbindliche Zuständigkeit und die 
Finanzierungsverantwortung zu regeln. Es bedarf klarer bundesgesetzlicher Regelungen, da der 
öffentliche Träger mit seinen Kooperationsbemühungen gerade im Bereich des SGB V deutlich 
an seine Grenzen stößt. 

Jedoch erscheint der Vorschlag wenig konkret. Der Lebensort von Familien ist grundsätzlich als 
Bezugspunkt jeder Unterstützungsleistung der Kinder- und Jugendhilfe heranzuziehen (s.o.). 
Inwieweit dieser Lebensort für Primär-, Sekundär- und Tertiärprävention genutzt werden kann, 
liegt nach dem bisherigen Modell grundsätzlich in der Gesamtverantwortung des Trägers der 
öffentlichen Jugendhilfe bzw. in der Bewertung durch die im Einzelfall verantwortliche (sozial-
)pädagogischen Fachkraft. Die Evaluation der Frühen Hilfen hat die Wirksamkeit von 
verlässlichen Netzwerkstrukturen im Kinderschutz nachhaltig unter Beweis gestellt, u.a. bei der 
Frage nach einer Erweiterung von Zugangsmöglichkeiten zum System der Kinder- und 
Jugendhilfe sowie der Öffnung hin zu einer multiprofessionellen bzw. multiperspektivischen 
Sichtweise. Nebeneffekte sind der Abbau von Vorbehalten gegenüber der Institution 
„Jugendamt“ und eine Verstetigung der Kommunikation und Kooperation. 

Es spricht nichts gegen eine Verbreiterung des Zugangs und ein Lernen über die Wirksamkeit 
von Netzwerkstrukturen bzw. die Weiterentwicklung wirksamer Kooperationsbeziehungen über 
die bestehende Verpflichtung zur strukturellen Zusammenarbeit hinaus (vgl. § 81 SGB VIII). 
Dennoch bleibt in der Diskussion offen, wie Befugnisse einzelner Akteure über den 
Kinderschutz hinausgehend geregelt werden können und wer fallverantwortlich die notwendige 
Koordinationsfunktion übernimmt. Hier werden klare Belastbarkeitsgrenzen der im Sozialraum 
agierenden Fachkraft des Trägers der öffentlichen Jugendhilfe gesehen und die Einführung 
weiterer Spezialdienste erscheint nicht zielführend. 

Bundesverband der Ärztinnen und Ärzte des Öffentlichen Gesundheitsdienstes e.V. 

TOP 4: Lebensorte von Familien für Prävention nutzen 

Die Nutzung der Erfahrungen und Erkenntnisse aus der Evaluation der Frühen Hilfen, die auf 
der Grundlage von § 3 Abs. 1 bis 3 KKG verbindlichen örtlichen und Netzwerkstrukturen sind als 
Basis zu nutzen. Eine Weiterentwicklung und Ausdehnung auch in die Gruppe der Kinder mit 
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besonderen Bedarfen, z.B. bei suchtkranken oder psychisch erkrankten Eltern erfordert jedoch 
eine erhebliche Ausweitung und Veränderung der Strukturen, da ist die Grundidee von 
Hebammenbetreuung im ersten Lebensjahr keineswegs ausreichend, oder sinnvoll. 

Gleichwohl ist die Grundidee der Nutzung der Ergebnisse und Erkenntnisse aus diesen 
Prozessen sehr sinnvoll. Fakt ist, dass die Beteiligung des Gesundheitsbereiches in den 
Lebensorten der Familien keinesfalls ausreichend ist. Hier ist zu prüfen, inwieweit die Familie 
als „Setting“ im Sinne der Präventionsaufgaben nach SGB V ausgeweitet und damit genutzt 
werden können. 

In diesem Kontext wird erneut und explizit auf die Nutzung der Expertise der in Prävention und 
Gesundheitsförderung sowie nachrangigen Versorgung von Kindern und Jugendlichen und ihrer 
Familien!!! erfahrenen Kinder- und Jugendärzte aus dem ÖGD / KJGD verwiesen. Diese gilt es, im 
gesamten Teilhabe- und Gesamtplanverfahren zu nutzen. 

Deutsche Gesellschaft für Kinder- und Jugendmedizin (DGKJ) in Abstimmung mit der Deutschen 
Gesellschaft für Sozialpädiatrie und Jugendmedizin (DGSPJ) und dem Berufsverband der Kinder- und 
Jugendärzte (BVKJ) 

TOP 4: Lebensorte von Familien für Prävention nutzen. Wir stimmen zu. 

Deutscher Behindertenrat 

Der Deutsche Behindertenrat unterstützt den Vorschlag, regionale Netzwerkstrukturen auch 
über den Bereich der Frühen Hilfen hinaus und nicht nur für den Personenkreis der 0-3 
jährigen auszubauen. Im Kontext der zu beteiligenden Netzwerkstrukturen sind die 
Selbstvertretungsorganisationen behinderter Menschen und Familien mit behinderten Kindern 
ebenso einzubeziehen, wie die Einrichtungen und Diensten für Menschen mit Behinderung. 
Ressourcen für die Netzwerkmitarbeit sind zur Sicherung von deren Qualität sicherzustellen.  

Dialogforum „Bund trifft kommunale Praxis. Inklusive Kinder- und Jugendhilfe aktiv miteinander 
gestalten“ im Deutschen Institut für Urbanistik e.V. 

Die nachfolgende Kommentierung entspricht den Ergebnissen aus den inhaltlichen 
Diskussionen in den Expertengesprächen 2017-2019 im Rahmen des Dialogforums „Bund trifft 
kommunale Praxis“. 

Auf Grundlage der Ausführungen werden die vorgeschlagenen Handlungsoptionen wie folgt 
votiert:  

TOP4: der Vorschlag ist noch zu vage formuliert. Er müsste konkretisiert werden. 

Kommentierung aus der Perspektive eines öffentlichen Trägers der Kinder- und Jugendhilfe 
einer Großstadt: 

Zu TOP 4: Lebensorte von Familien zur Prävention nutzen 

Hinsichtlich der zweifelsohne begrüßenswerten besseren und engeren Zusammenarbeit 
zwischen der Kinder- und Jugendhilfe und anderen, die Lebenswirklichkeit von Kindern, 
Jugendlichen und ihren Familien tangierenden Leistungs- und Hilfesystemen, ist darauf zu 
achten, dass sich die Kooperationsverpflichten auch auf diese Systeme erstrecken und nicht nur 
wie in § 81 SGB VIII auf die Kinder- und Jugendhilfe. Gerade dem Schul- und Gesundheitswesen 
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müssen hier gegenüber der Kinder- und Jugendhilfe verbindlichere Verpflichtungen 
zugeschrieben werden. 

Die Fachverbände für Menschen mit Behinderung 

Die Fachverbände für Menschen mit Behinderung befürworten den Vorschlag, regionale 
Netzwerkstrukturen auch über den Bereich der Frühen Hilfen hinaus (und nicht nur für den 
Personenkreis der 0-3 Jährigen) auszubauen. Im Kontext der zu beteiligenden 
Netzwerkstrukturen sind insbesondere auch die Frühförderstellen oder sonstige inklusiv 
arbeitende Dienste und Einrichtungen zu berücksichtigen. Gleichzeitig weisen sie darauf hin, 
dass hierfür notwendige Ressourcen bereitgestellt werden müssen.   

Institut für Sozialarbeit und Sozialpädagogik e.V. / AGJ 

Zu TOP 4: Lebensorte von Familien für Prävention nutzen  

• Lebensorte sind zunächst Teil der Privatsphäre und sollten nicht utilisiert werden.  

• Für eine systemübergreifende Anschlussfähigkeit müssen alle Beteiligten in ihren 
jeweiligen rechtlichen Grundlagen zur Kooperation verpflichtet werden.  

• Eine mit Personalressourcen versehene Koordination beim örtlichen Träger ist 
unverzichtbar. 

Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft ver.di 

Ziel und Inhalt der hier aufgeführten Vorschläge erschließt sich uns nicht. 
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E. Für den Sachverhalt relevante 
Bewertungskriterien 

Online-Kommentierungen der AG-Mitglieder 

Daniel Grein, Deutscher Verein für öffentliche und private Fürsorge e.V. 

In: 2. Listenpunkt 

Rechtsansprüche von Kindern und Jugendlichen werden gewahrt.  

„Der Deutsche Verein begrüßt diesen Vorschlag und empfiehlt, auf der rechtlichen Ebene eine 
durchgängige gesetzliche Verpflichtung zur Zusammenarbeit in allen betroffenen Systemen 
sowie die rechtlichen Grundlagen für gemeinsame und schnittstellenübergreifende 
Finanzierungsmodelle zu schaffen.“ 

Stellungnahmen der AG-Mitglieder 

Bundesarbeitsgemeinschaft der freien Wohlfahrtspflege (BAGFW) 

Die BAGFW stimmt den ersten drei Kriterien zu, stellt sich aber gegen das 4. Kriterium (Gründe 
s.o.).  

Die verfassungsrechtlich garantierte Berufsfreiheit steht dem Ausbau niedrigschwelliger 
Angebote ebenso wenig entgegen wie einer inklusiven präventiven Infrastruktur und der 
Verzahnung einzelfallfinanzierter Leistungen mit niedrigschwelligen Leistungen und 
Regelsystemen. Die BAGFW wendet sich entschieden gegen das Ansinnen, die Berufsfreiheit der 
Leistungserbringer über das geltende Recht hinaus einzuschränken. Die BAGFW betont, dass 
das geltende Recht die für die Etablierung niedrigschwelliger Leistungen, infrastruktureller 
Angebote und für die Verbesserung inklusiver präventiver Strukturen erforderlichen 
Auswahlentscheidungen heute ohne weiteres zulässt. Die BAGFW ist der Auffassung, dass eine 
ausgewogene Balance zwischen freien Träger und öffentlichen Trägern eine von vielen 
Bedingungen für eine gelingende Kinder- und Jugendhilfe ist.  

Deutscher Behindertenrat 

Zum 1. Spiegelstrich fordert der DBR, dass direkte niederschwellige Leistungen nicht nur 
gestärkt werden sollen, sondern auch zugänglich und nutzbar für junge Menschen mit 
Behinderung und ihren Familien angeboten werden sollen.  

Zum 2. Spiegelstrich merkt der DBR an, dass die Rechtsansprüche von Kindern und 
Jugendlichen nicht nur „gewahrt“ bleiben, sondern „gestärkt“ werden sollten.    

Zum dritten Spiegelstrich fordert der DBR, dass in der Klammer, nach „Wunsch- und Wahlrecht“ 
ergänzt wird: „Bedarfsgerechtigkeit, inklusive, barrierefreie Ausgestaltung der Leistungen“.  
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Die Fachverbände für Menschen mit Behinderung 

Zum 2. Spiegelstrich merken die Fachverbände für Menschen mit Behinderung an, dass die 
Rechtsansprüche von Kindern und Jugendlichen nicht nur „gewahrt“ bleiben, sondern „gestärkt“ 
werden sollten.    

Zum dritten Spiegelstrich regen die Fachverbände für Menschen mit Behinderung an, dass in 
der Klammer, nach „Wunsch- und Wahlrecht“ ergänzt wird: „und Bedarfsgerechtigkeit“.  
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Allgemeine Bemerkungen der AG-Mitglieder 
- 
Stellungnahmen der AG-Mitglieder 

Bayerisches Staatsministerium für Familie, Arbeit und Soziales  

zum Arbeitspapier „Prävention im Sozialraum stärken" nehmen wir fachlich wie folgt Stellung: 

Aufgrund der knappen Frist ist eine detailliertere Stellungnahme zu den im Papier genannten 
Handlungsbedarfen nicht möglich. Die Stellungnahme beinhaltet deshalb nur eine kursorische 
Einschätzung hinsichtlich wesentlicher Diskussionspunkte. 

Die Rückmeldungen aus der bayerischen Jugendhilfepraxis ergeben kein einheitliches 
Meinungsbild. Grundsätzlich wird kein bzw. kein wesentlicher Regelungsbedarf in oben 
genanntem Bereich im SGB VIII gesehen. Teilweise werden die vorgeschlagenen 
Handlungsoptionen sogar abgelehnt. Insgesamt ist festzuhalten, dass sich das SGB VIII in 
diesem Bereich (mit den bereits stattgefundenen Reformen) grundsätzlich bewährt hat. 
Rechtlicher Änderungsbedarf wird nur punktuell gesehen soweit es um Konkretisierungen bzw. 
eine inhaltliche Schärfung geht.  

Zu überprüfen sind vor allem gesetzliche Optimierungsbedarfe an der Schnittstelle zu anderen 
Leistungsbereichen (insb. Gesundheitsbereich, Behindertenhilfe, Schule, Arbeitsverwaltung), 
insb. mit der Zielsetzung der Sicherstellung eines gelingenden Schnittstellen- und 
Übergangsmanagements. Insgesamt sollten Hilfeprozesse zur Sicherstellung bedarfsgerechter 
ganzheitlicher Hilfen für junge Menschen und ihre Familien in gemeinsamer Verantwortung 
rechtskreisübergreifend noch besser aufeinander abgestimmt und die Möglichkeiten für 
rechtskreisübergreifend finanzierte Maßnahmen weiter optimiert werden. 

Zentrale Steuerungsinstrumente in der Kinder- und Jugendhilfe sind die qualifizierte Umsetzung 
der im SGB VIII vorgegebenen Steuerungs- und Planungsprozesse (qualifizierte Hilfeplanung im 
Einzelfall nach §§ 36 ff. SGB VIII sowie eine qualifizierte Jugendhilfeplanung inklusive Umsetzung 
einer bedarfsgerechten Qualitätsentwicklung, §§ 79 ff. SGB VIII). 

Insoweit verweisen wir auch auf die Stellungnahmen vom 06.,02.2019 („Wirksamer 
Kinderschutz") und vom 29.03.2019 („Unterbringung junger Menschen außerhalb der eigenen 
Familie"), 

Ministerium für Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integration des Landes Nordrhein-Westfalen 

Unter Berücksichtigung der Ausführungen des Arbeitspapiers nimmt das Ministerium für 
Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integration des Landes Nordrhein-Westfalen zur Thematik der 
Prävention im Sozialen Nahraum wie folgt Stellung: 

Vorbemerkung 

Der Ansatz des Arbeitspapiers, schwer erreichbare Zielgruppen der Kinder- und Jugendhilfe 
durch niedrigschwellige präventive hülfen im Sozialraum wirksam zu unterstützen, wird 
grundsätzlich befürwortet. Dabei begrüßt das Ministerium insbesondere die Zielrichtung, 
(individuelle) Rechtsansprüche zu wahren bei gleichzeitiger Stärkung niederschwelliger 
Hilfezugänge. Die Stärkung von niedriqschwelliqen präventiven Hilfen im Sozialraum darf nicht 
unter dem Blickwinkel von Einsparungen im HzE-Bereich betrachtet werden, sondern muss als 
ein Weg zur besseren Erreichbarkeit derjenigen verstanden werden, die Hilfen brauchen. 



 

Allgemeine Bemerkungen der AG-Mitglieder 
- 

 70 

Durch die Stärkung von präventiven Hilfen im Sozialraum entstehende Mehrausgaben müssen 
deshalb von Anfang an mitgedacht werden. Eine entsprechende bundesgesetzliche Regelung 
im SGB VIII würde auch die Frage nach einer Bundesfinanzierung aufwerfen. 

Darüber hinaus ist anzumerken, dass das Arbeitspapier bei der Prävention im Sozialen 
Nahraum die intersektorale/rechtskreisübergreifende Zusammenarbeit weitgehend 
unberücksichtigt lässt, obwohl gerade die Erfahrungen im Bereich der frühen Hilfen zeigen, 
dass diese große Potenziale hat. 

Die rechtliche Entwicklung in anderen Rechtskreisen, die Beiträge zur Prävention im Sozialraum 
leisten, sowie rechtliche Handlungsbedarfe in anderen Sozialgesetzbüchern bleiben unerwähnt. 
Schwierigkeiten für Familien an den Schnittstellen zu anderen Sozialleistungssystemen bleiben 
damit unbehandelt. Auch der Beitrag, den Regelinstitutionen (wie z. B. Schule) gerade in 
schwierigen Sozialräumen leisten können, wird nicht thematisiert. Damit bleibt die Frage nach 
einer Verbesserung der Prävention im sozialen Nahraum auf die Kinder- und Jugendhilfe 
beschränkt. Aus Sicht des Jugendministeriums NRW ist dies eine zu stark verkürzte Sicht auf das 
Problem und seine möglichen Lösungen. 

Ständige Konferenz der Kultusminister der Länder in der Bundesrepublik Deutschland 

TOP 1: Direkte niedrigschwellige Hilfezugänge für Familien  

TOP 2: Finanzierungsstrukturen  

TOP 3: Qualitätssicherung von Sozialangeboten zur Schaffung niedrigschwelliger Hilfezugänge 
für Familien  

TOP 4: Lebensorte von Familien für Prävention nutzen  

Angebot und Ausgestaltung der Bildungseinrichtungen sind wesentliche Aspekte für die 
Entwicklungsmöglichkeiten von Kindern und Jugendlichen in einem Sozialraum. Die 
Bezugnahme auf die Lebenssituation der anvertrauten Kinder und Jugendlichen und 
Vernetzung mit den anderen Einrichtungen und Akteuren im Quartier sind seit langem 
pädagogische Grundprinzipien der Verantwortlichen in den Bildungseinrichtungen und der 
Bildungsadministration. Veränderte Familien- und Tagesstrukturen lassen es immer weniger zu, 
Bildungsorte und Orte, an denen Angebote der Kinder- und Jugendhilfe stattfinden, 
voneinander getrennt zu betrachten.  

Die Kultusministerkonferenz begrüßt daher das Anliegen, in einer Reform der Kinder- und 
Jugendhilfe sozialraumorientierte Strukturen zu schaffen, in denen über die Systemgrenzen 
hinweg multiprofessionelle Zusammenarbeit gelingen kann.  

Die in den Sitzungsunterlagen angesprochenen Punkte sind aus Sicht der 
Kultusministerkonferenz wesentlich, um ein niedrigschwelliges, präventives und 
sozialraumorientiertes Angebot der Kinder- und Jugendhilfe über die Grenzen der 
Bundesländer hinweg sicherzustellen und dem Gebot gleichwertige Lebensverhältnisse 
nachzukommen.  

Bei der rechtlichen Überarbeitung verlangen dabei unter dem Aspekt  gemeinsamer 
Verantwortung in unterschiedlichen Zuständigkeitsbereichen von Kinder- und Jugendhilfe, 
Gesundheitsfürsorge und Bildung insbesondere die Punkte Beachtung, die Zugänglichkeit, 
einzelfallunabhängige Finanzierbarkeit, Verbindlichkeit der Angebot, Steuerungs- und 
Kontrollprozesse sowie die rechtlichen Rahmenbedingungen für die Zusammenarbeit der 
Akteure aus den unterschiedlichen Rechtskreisen Sozialrecht und Schulrecht betreffen.  
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Insbesondere sind aus schulischer Sicht die Rolle der Schulsozialarbeit und ihre rechtliche 
Verankerung über den § 13 hinaus, die Absicherung systemübergreifender Helferkonferenzen 
z.B. hinsichtlich der Datenweitergabe, das Verhältnis von Poolangeboten zu Einzelansprüchen  
und die Grundlage gemeinsamer Finanzierung niedrigschwelliger Angebote zu klären.  

Es ist berechtigt unter dem Motto „Prävention im Sozialraum stärken“ wie vorgelegt vor allem 
das Fünfte Kapitel in Verbindung mit § 13 und § 36a in den Blick zu nehmen. Wesentlich für eine 
angemessene kooperative Umsetzung präventiver Angebote im Sozialraum ist es Planungs- und 
Steuerungsprozesse so anzulegen, dass eine Zusammenarbeit der Akteure unterschiedlicher 
Rechtskreise transparent und auf Augenhöhe erfolgen kann. 

Deutscher Städte- und Gemeindebund / Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände 

Besonders Menschen in prekären Lebenssituationen oder mit Teilhabebeeinträchtigung sind 
auf die Ressource des Sozialraums angewiesen. Dem hat die Kinder- und Jugendhilfe weithin 
bereits Rechnung getragen, indem sie in unterschiedlicher Weise den Sozialraum in ihr System 
einbezieht und die Beziehung zwischen dem einzelnen Hilfesuchenden und dem Staat, 
repräsentiert durch öffentliche und freie Träger der Kinder- und Jugendhilfe, um die Ebene des 
zum Teil strukturierten, zum Teil informellen Sozialraums erweitert hat. Dabei geht es nicht um 
eine Konkurrenz zwischen Einzelfallhilfe einerseits und Stärkung des Sozialraums oder 
Einbindung der Regelangebote andererseits, alle drei sind vielmehr ganz eng aufeinander 
bezogen und können nur in einem abgestimmten Zusammenwirken gedacht und gestaltet 
werden. Kinder, Jugendliche und Familien müssen sie als flexibel und wechselseitig durchlässig 
wahrnehmen. 

Die Kinder- und Jugendhilfe braucht Ressourcen und rechtliche Rahmenbedingungen, um die 
soziale Infrastruktur im Sozialraum zu stärken, sich niedrigschwellig und präventiv mit dem, was 
„einfach so da ist“ und in den Alltag von Kindern, Jugendlichen und Familien passt, zu 
verbinden, d.h. sich verständlich und selbst-verständlich zu präsentieren. Vor Ort geht es nicht 
um blinden Aktionismus und Ausbau nach dem Gießkannenprinzip, sondern um eine 
partizipative Jugendhilfeplanung, die neben dem Austausch mit den Akteuren der 
Einzelfallhilfen mehr noch den Dialog mit Beteiligungsorganen wie Stadtteilarbeitskreisen sucht 
bzw. deren Entstehung fördert und begleitet und auf diese Art und Weise an der Steuerung von 
Bedarfen und Angeboten mitwirkt. 

Bei den  Ausführungen des Arbeitspapiers halten wir die Beschreibung des Sachverhalts zu den 
rechtlichen Fragen, speziell den Finanzierungsformen, als auch die Beschreibung des 
Handlungsbedarfs für zutreffend: es braucht einen Ausbau niedrigschwelliger Angebote, um 
eine Vielzahl von Leistungsberechtigten überhaupt zu erreichen; diese müssen im Sozialraum 
bzw. besser: dem Beziehungsraum der zu erreichenden Kinder, Jugendlichen und Familien 
verankert sein, ohne dass mit einem Ausbau solcher Regel- oder Infrastrukturangebote 
individuelle Rechtsansprüche aufgelöst werden (könnten). 

Auch wenn bereits heute vieles möglich ist, würden wir den Satz „Für Finanzierungen außerhalb 
der bestehenden Finanzierungssystematik des SGB VIII bedarf es einer gesetzlichen Regelung, 
die den Ausbau niedrigschwelliger und präventiver Hilfezugänge, z.B. im Weg von 
Pauschalfinanzierungen ermöglichen würde“ (S. 14) bestätigen. 

Aktion Psychisch Kranke e.V. (APK) 

Für Kinder und Jugendliche sind präventive Angebote in Bezug auf die seelische Gesundheit 
bzw. bei Gefährdung der seelischen Gesundheit von großer Bedeutung.  So werden 
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Kompetenzen und Ressourcen gestärkt, um aktiv an den alterstypischen Lebenswelten 
teilnehmen bzw. teilzuhaben und die diesbezüglich vielfältigen Anforderungen und 
Herausforderungen bewältigen zu können. Ausrichtung auf den Sozialraum bedeutet, die 
Lebenswelten der Kinder und Jugendlichen und alle dort beteiligten Personen und Akteure in 
den Fokus zu rücken: Familie, Schule, Ausbildung, Peergruppe, kulturelle, sportliche und soziale 
Angebote, etc. . Sozialraumorientierung bzw. Lebensweltorientierung ist als essenziell in der 
Primärprävention, aber auch im Rahmen der Sekundärprävention anzusehen, d.h. in der 
Ausgestaltung der Hilfen zur Erziehung und der Hilfen nach § 35a SGB VIII. Dies setzt 
strukturierte Sozialraum-, Netzwerk- bzw. Regionalanalysen voraus. In der Folge muss es um 
Entwicklung von daraus abgeleiteten, abgestimmten, integrierten Angeboten gehen. Dies 
bedingt verbindliche Kooperations- und Koordinierungsstrukturen zwischen den beteiligten 
Akteuren in Bezug auf die Angebotsstrukturen zur Förderung der seelischen Gesundheit. Auf 
der Seite der Leistungsanbieter betrifft dies die freie und öffentliche Jugendhilfe, die Kinder- 
und Jugendpsychiatrie, die Schule, Arbeit- und Ausbildung und den Bereich Freizeit, Sport und 
Kultur. In Bezug auf die Leistungsträger liegt die Steuerungsverantwortung beim 
Jugendhilfeträger, bei den Krankenkassen, der Schulverwaltung, der Bundesagentur für Arbeit, 
den Jobcentern und der kommunalen Sozialverwaltung. Hier wird die These des Arbeitspapiers 
ausdrücklich geteilt, dass hier noch erheblicher Weiterentwicklungsbedarf besteht. In einzelnen 
Regionen werden Netzwerkstrukturen von kinder- und jugendpsychiatrischen Verbünden 
vorgehalten, in denen die Kinder- und Jugendpsychiatrie, Jugendhilfe aber Schule und Arbeits- 
und Ausbildungsträger eingebunden sind. Die Erfahrungen zeigen, dass es ganz entscheidend 
ist, verbindliche Vereinbarungen der Kooperation und Zusammenarbeit zu vereinbaren (mit 
Regelungen zur Koordination, Steuerung, Gremien- und Konferenzstrukturen, abgestimmte 
Verfahrensweisen in der gemeinsamen Leistungserbringung etc.). Die im Papier vorgeschlagene 
Stärkung direkter, niedrigschwelliger Hilfen für Familien bzw. Kinder und Jugendliche, kann 
durch die Erweiterung der objektivrechtlichen Verpflichtungen (ggfls. Unterlegung mit 
Rechtsansprüchen) der Jugendhilfe, Schärfung der Angebote und auch durch dann notwendige 
Pauschalfinanzierung sowie Zulassung im Wesentlichen erreicht werden. In Bezug auf 
Finanzierung gilt es auch die Frage von Budgetlösungen (Regionalbudgets, aus denen 
Leistungen flexibel erbracht werden können) mitzudenken. Es wäre jedoch zu konkretisieren, 
um welche Hilfen es im Einzelnen gehen kann, um die Effizienz und Effektivität tatsächlich 
einschätze bzw. dies auch evaluieren zu können. Neben den angeführten Beispielen der 
Jugendberatung, der Erziehungsberatung und Betreuung von Kindern in Notsituationen kämen 
hier beispielsweise auch die niedrigschwellige Krisenhilfe und präventive Angebote für Kinder 
psychisch kranker Eltern in Frage.  Qualitätssicherung einschließlich Evaluation der Wirksamkeit 
ist hier notwendige Voraussetzung, um die Schärfung der Angebote durch Personenzentrierung 
und Sozialraum- und Bedarfsorientierung nachhaltig sicherzustellen. Zugleich ist der Blick für 
Hinweise auf psychische Auffälligkeiten bzw. Entwicklungsstörungen mit Krankheitswert 
sicherzustellen (im Bedarfsfall Hinzuziehung von kinder- und jugendpsychiatrischer oder 
kinder- und jugendlichenpsychotherapeutischer Kompetenz). 

Bundesarbeitsgemeinschaft der freien Wohlfahrtspflege (BAGFW) 

Vorbemerkung  

Die BAGFW möchte sich im Rahmen des Beteiligungsprozesses „Mitreden – Mitgestalten“ zu 
den aufgeworfenen Handlungsoptionen und Vorschlägen zum Themenkomplex „Prävention im 
Sozialraum stärken“ fachlich einbringen.   
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Im Kontext der Bemühungen um eine Weiterentwicklung der Kinder- und Jugendhilfe sind in 
den vergangenen Jahren kontroverse Diskussionen zu den Schwerpunkten 
Sozialraumorientierung und Prävention im Sozialraum geführt worden.  

In einer Standortbestimmung hat die BAGFW zuletzt in den Jahren 2013 und 2014 einen Beitrag 
zur fachpolitischen Diskussion geleistet. (BAGFW-Workshop „Sozialraum als Ort der Teilhabe“ 
2013, BAGFW- Workshop „Der Sozialraum als Ort der Teilhabe - viele Akteure - gemeinsam 
handeln!“ 2014) Die BAGFW fordert den notwendigen weiteren Ausbau einer inklusiven sozialen 
Infrastruktur. Dazu gehören u.a. Familienberatungsstellen, Angebote der Familienbildung und 
Familienerholung, Jugendarbeit, Jugendsozialarbeit, Familienzentren, präventive 
Unterstützungsangebote und Angebote für Kinder psychisch kranker Eltern in den Stadtteilen 
und Gemeinden. Diese Angebote müssen universalpräventiv und niedrigschwellig ausgestaltet 
sein, um die Erreichbarkeit für alle Kinder, Jugendlichen und deren Familien zu gewährleisten.   

Als Fachkonzept ist Sozialraumorientierung im Rahmen niedrigschwelliger Leistungen ebenso 
zu berücksichtigen wie bei der Erbringung von rechtsanspruchsgebundenen 
Einzelfallleistungen. Sozialraumorientierte Einzelfallhilfen, die im sozialleistungsrechtlichen 
Dreiecksverhältnis finanziert werden, stehen nicht im Widerspruch zu niedrigschwelligen 
Angeboten, die das Fachkonzept der Sozialraumorientierung berücksichtigen. Insofern sind 
Stärkung, Qualifizierung und Ausbau fördernder Regel- und Infrastrukturangebote und ihre 
Vernetzung wichtige Bausteine einer guten Kinder- und Jugendhilfe. Niedrigschwellige Angebote 
erweitern die Handlungsmöglichkeiten der Einrichtungen und Dienste. Sie ergänzen die 
individuellen Leistungen mit Rechtsanspruch in sinnvoller Weise und decken im Idealfall die 
Bedarfe der Familien ab, sodass Einzelfallhilfen nicht notwendig sind. Gleichzeitig sichern sie die 
Nachhaltigkeit individueller Hilfen, ohne diese in Frage zu stellen.   

Mit dem Sozialraum (als Erfahrungs- und Verhaltensraum , als Engagement- und 
Versorgungsraum sowie als politisch-administrativer Raum) soll auch die räumliche Dimension 
der (vorgenannten) Sozialstrukturen in den Blick genommen werden, um der sozialen und 
gesundheitlichen Ungleichheit, die schon im Kindesalter für unterschiedliche Lebenschancen 
sorgt, entgegenzuwirken. Prävention im Sozialraum verfolgt nicht zuletzt das Ziel, mehr 
gesundheitliche Chancengleichheit zu schaffen. Die meisten Determinanten für ein gesundes 
Aufwachsen liegen außerhalb des Gesundheitssystems. Einige können durch die Entwicklung 
kommunaler „Präventionsketten“ (eingebettet in eine integrierte kommunale 
Gesundheitsstrategie) beeinflusst werden. Damit dies erfolgreich geschieht, ist es notwendig, 
dass die Akteure in einem Sozialraum sektorenübergreifend zusammenarbeiten. Die Thematik 
ist einzubetten in die Strategien und Maßnahmen, auf die sich die Akteure in den 
Landesrahmenvereinbarungen nach § 20 f. SGB V verständigt haben.   

Bei weitem nicht alle Familien werden derzeit von den bestehenden Angeboten erreicht. Zum 
einen sind die Angebote so einzurichten und zu öffnen, dass deren Erreichbarkeit räumlich und 
zeitlich erleichtert wird – insbesondere in strukturschwachen ländlichen Räumen bedeutet das 
eine erhebliche Herausforderung. Darüber sind sogenannte Präventivangebote auch 
dahingehend zu erweitern, dass neben der reinen Komm-Struktur auch aufsuchende Arbeit in 
den Familien geleistet und finanziert werden soll.  

Unabhängig davon weist die BAGFW darauf hin, dass niedrigschwellige Leistungen Familien, die 
multiplen Benachteiligungen ausgesetzt sind, oft auch deutlich schlechter erreichen als im 
Dreiecksverhältnis finanzierte Einzelfallhilfen. So ist lange bekannt, dass die 
Erziehungsberatung – die klassische niedrigschwellige Leistung – überproportional von Familien 
in Anspruch genommen wird, deren Ressourcenausstattung überdurchschnittlich ist.  
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Die BAGFW kritisiert die einseitige Fokussierung der Prävention. Im Sinne des § 1 SGB VIII 
versteht die BAGFW die Förderung, Begleitung und Unterstützung einer sozialraumorientierten 
Kinder- und Jugendhilfe als gesellschaftliche Aufgabe, um Benachteiligungen zu vermeiden oder 
abzubauen. Das bedeutet jedoch nicht, dass diese Infrastruktur exklusiv besonders gefährdete 
oder benachteiligte Familien adressieren darf. Die Kinder- und Jugendhilfe darf gerade kein 
exklusives System für benachteiligte Familien sein, um Benachteiligungen wirksam begegnen zu 
können. Dieser Aufgabe wird die Kinder- und Jugendhilfe dann gerecht, wenn Angebote an alle 
jungen Menschen bzw. deren Eltern gemacht werden. Eine rein defizitorientierte 
Herangehensweise lehnt die BAGFW daher ab.  

Im Rahmen des angestrebten Modernisierungsprozesses des Kinder- und Jugendhilferechts 
dürfen aus Sicht der BAGFW der Ausbau von Präventionsangeboten nicht gegen 
Infrastrukturangebote ausgespielt werden.  

Der erforderliche Ausbau einer inklusiven Infrastruktur und niedrigschwelliger Leistungen, die 
auch der Prävention dienen, erfordert adäquate Regelungen zur Finanzierung innerhalb der 
Kinder- und Jugendhilfe. 

Dabei ist das jugendhilferechtliche Dreiecksverhältnis als Grundlage der Einzelfallfinanzierung 
zu erhalten und weiterzuentwickeln. Die Leistungsgewährung im sozialrechtlichen Dreieck hat 
sich bewährt. Die BAGFW spricht sich dafür aus, ein ausdifferenziertes 
Leistungsvereinbarungsrecht, das sich an §§ 78a ff. SGB VIII orientiert, auch für ambulante 
Erziehungshilfeleistungen in SGB VIII aufzunehmen, oder den Geltungsbereich der §§ 78a ff. 
SGB VIII auf ambulante Leistungen auszudehnen.  

Zwar umfasst das SGB VIII bereits heute die erforderlichen Rechtsgrundlagen, um 
niedrigschwellige Leistungen und infrastrukturelle Angebote zu finanzieren. Aus der Praxis ist 
jedoch bekannt, dass die Umsetzung der Regelungen und damit eine insofern ausreichende 
Finanzierung oft nicht gewährleistet sind. Die BAGFW hat die Hoffnung, dass konkretere 
Vorschriften im SGB VIII maßgeblich dazu beitragen, dass die Gewährleistungsverantwortung 
der Träger der öffentlichen Jugendhilfe für eine familienfreundliche und präventive 
Infrastruktur intensiver wahrgenommen wird als es bislang der Fall ist.  

Zu A. Sachverhalt: [siehe Kapitel A. Sachverhalt in diesem Dokument] 

Zu B. Handlungsbedarfe:  

a) Bessere Inanspruchnahme durch gefährdete Familien  

Die BAGFW begrüßt die Intention, Kinder, Jugendliche und Familien durch niedrigschwellige 
Leistungen besser als bislang zu erreichen. Diese Angebote und Leistungen sind jedoch nicht 
nur auf die sog. benachteiligten oder hilfebedürftigten Familien zu beschränken, sondern im 
Sinne einer universalpräventiven Angebotsstruktur an alle Familien zu richten.  

Aus Sicht der BAGFW geht die Annahme, dass niedrigschwellige Leistungen besonders 
benachteiligte Familien grundsätzlich besser erreichen, zu weit. Das kann im Einzelfall zutreffen. 
Oftmals aber sind Familien mit starken Benachteiligungen in Bezug auf die Inanspruchnahme 
niedrigschwelliger Leistungen unterrepräsentiert. Das gilt z.B. für die Erziehungsberatung nach 
§ 28 SGB VIII. Um besonders gefährdete Kinder und ihre Familien besser zu erreichen, müssen 
niedrigschwellige Leistungen ausgebaut und besser mit Einzelfallhilfen verzahnt werden. Sie 
dürfen jedoch nicht vor die Alternative gestellt werden, entweder auf eine niedrigschwellige 
Leistung oder eine (höherschwellige) Einzelfallhilfe zurück zu greifen. Vor allem die 
Familienbildung und die Familienberatung stellen Angebote dar, die den Familien wohnortnah 
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zur Verfügung stehen und ohne Einbezug des Jugendamtes in Anspruch genommen werden 
können. Auf der Seite der Einzelfallhilfen sollte diese Verzahnung in Leistungs- und 
Vergütungsvereinbarungen verbindlich fixiert werden. So würde einerseits bewirkt, dass die 
Leistungserbringer den mit weitergehenden Kooperationen verbundenen Aufwand schulden, 
und andererseits, dass dieser Aufwand refinanziert wird.  

Im Übrigen verweist die BAGFW darauf, dass es daneben auch aufwändiger Geh-Strukturen 
bedarf, um diejenigen Familien zu erreichen, die die niedrigschwelligen Angebote nicht 
wahrnehmen. Ferner zeigen sich in strukturschwächeren und ländlichen Räumen immense 
Herausforderungen für die Gestaltung von Angeboten. 

Die Ausdünnung der Infrastruktur, u.a. an Beratungsstellen und offener Jugendarbeit 
konterkariert die jahrelangen Bemühungen der Träger der öffentlichen Jugendhilfe sowie der 
Leistungsanbieter um eine sozialraumorientierte Arbeit.   

b) Pooling-Lösungen  

Anzumerken ist, dass „Pooling-Lösungen“ auch nach geltendem Recht ohne weiteres möglich 
sind, soweit das sachgerecht ist. Die BAGFW weist darauf hin, dass das „Pooling“ von Leistung 
nicht zur Verwehrung individueller Rechtsansprüche führen darf.  

c) Kein Widerspruch zwischen Dreiecksfinanzierung und niedrigschwelligen Leistungen!  

Das BMFSFJ ist der Auffassung, die gegenwärtigen Finanzierungssystematiken stünden dem 
Auf- und Ausbau niedrigschwelliger und präventiver Angebote entgegen. Dieser Auffassung 
schließt sich die BAGFW nicht an. Es gibt weder rechtsdogmatische noch empirische 
Anhaltspunkte für diese Annahme. Das Argument, es fehle eine Finanzierungsgrundlage für 
„Mischfinanzierungen“, geht an der Sache vorbei, denn Mischfinanzeirungen sind nicht 
erforderlich, um z.B. Leistungserbringer verbindlich zu verpflichten, mit Trägern 
infrastruktureller Angebote eng zu kooperieren.   

Zunächst stehen niedrigschwellige Leistungen und einzelfallfinanzierte Hilfen nicht in einem 
Konkurrenzverhältnis, sondern – ganz im Gegenteil – ergänzen einander. Einzelfallhilfen, die 
durch Verwaltungsakt bewilligt werden, sind stets im Dreiecksverhältnis zu finanzieren. Die 
Jugendämter nehmen ihre Steuerungsverantwortung im Zuge des Hilfeplanverfahrens wahr. 
Niedrigschwellige Leistungen und infrastrukturelle Angebote können über zweiseitige Verträge 
(§ 77 SGB VIII) oder über Zuwendungen (§ 74 SGB VIII) finanziert werden. In beiden Fällen trifft 
das Jugendamt eine Auswahlentscheidung. In beiden Fällen steht die Berufsfreiheit (Art. 12 GG) 
dieser Auswahlentscheidung nicht entgegen. In Bezug auf die Finanzierung durch zweiseitige 
Verträge verfügen die Jugendämter bereits heute über einen sehr großen Ermessensspielraum 
in Bezug auf deren Ausgestaltung. Pauschalfinanzierungen sind ebenso möglich wie die 
Abrechnung nach Auslastung der Angebote. Beide Ansätze lassen sich nahezu beliebig 
kombinieren.  

Insbesondere Pauschalfinanzierungen für niedrigschwellige Leistungen sind nach geltendem 
Recht ohne weiteres möglich und werden praktiziert. Lediglich Pauschalfinanzierungen für 
Einzelfallhilfen, die durch Verwaltungsakt bewilligt werden, sind unzulässig – und sollen das 
auch bleiben.  

Neben den in der Sitzungsunterlage genannten Handlungsbedarfen bedarf es für die BAGFW 
ferner einer erhöhten Verbindlichkeit bei der rechtlichen Ausgestaltung infrastruktureller 
Angebote (nach §§ 11, 13, 16, 17 SGB VIII), da aufgrund der derzeitigen Gesetzeslage ein 
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erhebliches Umsetzungsdefizit und eine Ausdünnung der Angebote konstatiert werden 
müssen.   

Die BAGFW weist darauf hin, dass der Handlungsbedarf einer inklusiven Ausgestaltung aller 
infrastrukturellen Angebote nicht in der Sitzungsunterlage benannt ist – jedoch als 
selbstverständlich vorausgesetzt werden sollte. 

Bundesarbeitsgemeinschaft Landesjugendämter / AGJ  
Zunächst möchte ich mich bedanken, als Vorsitzender der BAG Landesjugendämter zum oben 
genannten Arbeitspapier eine erste Einschätzung formulieren zu dürfen. Es sei noch einmal 
darauf hingewiesen, dass dies selbstverständlich keine Stellungnahme der BAG 
Landesjugendämter im Falle eines ordentlichen Gesetzgebungsverfahrens ersetzt. Diese wird 
zu gegebener Zeit erfolgen. 

Eine differenzierte Auseinandersetzung und gemeinsame Stellungnahme aller 
Landesjugendämter zu den für die Kinder- und Jugendhilfe so wichtigen Themen war aufgrund 
der Kürze der Zeit nicht möglich. Insofern ist die vorliegende Einschätzung des Vorsitzenden der 
BAG Landesjugendämter keine abschließende Einschätzung, sondern dem Prozess geschuldet. 

Auf Grund der Komplexität des Themas erlaube ich mir einige generelle Vorbemerkungen: 

Die BAG Landesjugendämter begrüßt im Rahmen des Prozesses „SGB VIII: Mitreden - 
Mitgestalten“ die Initiative zu einer Weiterentwicklung der Angebote in der Kinder- und 
Jugendhilfe im Bereich der Hilfen zur Erziehung. In einer sich dynamisch entwickelnden 
Gesellschaft verändern sich auch die Lebenssituationen von Kindern und Jugendlichen. 
Dementsprechend hat sich das Hilfesystem neu auszurichten. Die spezifische 
Weiterentwicklung der Hilfen zur Erziehung vollzieht sich immer im Spannungsfeld zwischen 
fachlicher Weiterentwicklung der Hilfen und einer Finanzierungs- und Steuerungsdebatte, die 
unter dem Eindruck ständig steigender finanzieller Aufwendungen steht. Im Zuge dieser 
Debatte werden die vielfältigen Möglichkeiten präventiver Angebote erörtert, die die 
rechtsanspruchsgebundenen Leistungen der Hilfen zur Erziehung besser steuern und damit 
finanziell entlasten sollen. 

Beispiele dafür sind unter anderem auch die sog. Präventionsketten, deren Anspruch es ist, von 
den frühen Hilfen bis zum Übergang „Schule und Beruf“ einen lückenlosen Zugang zu den 
verschiedenen Maßnahmen der Kinder- und Jugendhilfe zu gewähren. So richtig vom Grundsatz 
her die Annahme und der daraus resultierende Versuch ist, nicht erst dann zu handeln, wenn 
das Kindeswohl im konkreten Fall bereits gefährdet ist, so ist auch auf den möglichen Effekt 
hinzuweisen, dass gerade der frühzeitige Zugang zu den Angeboten zu einer erhöhten 
Inanspruchnahme führen kann. 

Beide Konzepte, infrastrukturelle Angebote im Sozialraum auf der einen Seite und die mit 
individuellen Rechtsansprüchen versehenen Einzelfallhilfen auf der anderen Seite, stehen nicht 
in Konkurrenz miteinander und können gemeinsam im Sozialraum weiterentwickelt werden. 
Die BAG Landesjugendämter hält aber unmissverständlich fest, dass infrastrukturelle 
Leistungen nicht das Bestehen von Rechtsansprüchen auf individuelle Leistungen ersetzen 
können. Sie können sie bestenfalls sinnvoll ergänzen. Nach wie vor müssen die Adressaten und 
Adressatinnen die Möglichkeit haben, ihren individuellen Anspruch auf Hilfe gegenüber dem 
zuständigen Sozialleistungsträger geltend zu machen. 

Weiterhin gilt zu bedenken, dass die Absicht, präventiv im Sozialraum zu wirken, nur dann 
erfolgreich ist, wenn es zu einer Stärkung der Regelsysteme im Sozialraum kommt. So trat der 
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Erfolg des Projektes „Erziehungshilfe, soziale Prävention und Quartierentwicklung – ESPQ“ im 
Stadtteil Walle von Bremen deshalb ein, weil die niedrigschwelligen Hilfezugänge und 
präventiven Maßnahmen ausgebaut wurden. Dies betraf vor allem den Stellenanteil im 
Allgemeinen Sozialen Dienst. 

Nach wie vor gilt, dass die wichtigste Gelingensbedingung für eine effektivere Steuerung der 
Hilfen zur Erziehung in einer finanziell, personell und fachlich guten Ausstattung der 
Jugendämter liegt. 

Kritisch ist mit Verweis auf das vom Bundesministerium zur 4. Arbeitsgruppensitzung der AG 
„SGB VIII: Mitreden – Mitgestalten“ vorgelegte Papier „Prävention/ Schaffung niedrigschwelliger 
Zugänge, Angebote und Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe/ Sozialraumorientierung/ 
Jugendhilfeplanung und Qualitätsentwicklung“ darauf hinzuweisen, dass sowohl in der 
zugrunde gelegten Schilderung des Sachverhalts bzw. in der skizzierten Rechtsentwicklung (S. 2 
- 3) und der aktuellen Rechtslage (S. 3 - 11) scheinbar ausschließlich auf die vor Jahren geführte 
Diskussion um eine „Wiedergewinnung kommunalpolitischer Handlungsfähigkeit bei der 
Ausgestaltung von Jugendhilfeleistungen und der Weiterentwicklung und Steuerung der Hilfen 
zu Erziehung bzw. Jugendhilfeleistungen“ (vgl. JFMK, 2011/2012) Bezug genommen wird, um den 
notwendigen Reformbedarf zu erklären. Dabei wird beispielsweise außer Acht gelassen, dass 
mit Einführung des Bundeskinderschutzgesetzes (BKiSchG) am 01.01.2012 und des 
korrespondieren Gesetzes zur Kooperation und Information im Kinderschutz (KKG) nicht nur 
eine Rechtsgrundlage für verbindliche Netzwerkstrukturen im Kinderschutz, sondern vielmehr 
aus- zufüllende Regelungstatbestände in Punkten der Qualitätsentwicklung sowie der 
strukturellen Zusammenarbeit auch „unterhalb“ des Wächteramtes bzw. der Garantenstellung 
des Trägers der öffentlichen Jugendhilfe geschaffen wurden. Eine Bezugnahme auf 
nachfolgende Novellierungen des SGB VIII, insbesondere zum Kinderförderungsgesetz (KiföG), 
zum Gesetz zur Verbesserung der Unterbringung, Versorgung und Betreuung ausländischer 
Kinder und Jugendlicher, zum Gesetz zur Weiterentwicklung der Qualität und zur Teilhabe in 
der Kindertagesbetreuung sowie dem kommenden bzw. in Teilen schon in Kraft getretenen 
Bundesteilhabegesetz fehlt gänzlich. Gänzlich ignoriert wird in der Begründung des 
Sachverhalts auch, dass die Kinder- und Jugendhilfe mit ihren Angeboten längst in der Mitte der 
Gesellschaft angekommen ist (vgl. 14. Kinder- und Jugendbericht) und dass sich daraus vor 
allem in Sachen Inanspruchnahme sowie Fallzahlen-/ Kostenentwicklung wertvolle Hinweise 
entnehmen ließen (vgl. § 36a Abs. 2 SGB VIII). 

Außerdem ist nach Auffassung der BAG Landesjugendämter festzuhalten, dass eine 
Qualitätsentwicklung in der Kinder- und Jugendhilfe nur bedingt mit einer allgemeinen 
Steigerung des Ausbaus von niedrigschwelligen (präventiven) Angeboten im (kommunalen) 
Sozialraum korrespondiert. 

Zum einen kann so nicht der Besonderheit bzw. dem Hilfebedarf des Einzelfalls Rechnung 
getragen werden, zum anderen sind ambulante und niedrigschwellige Hilfen nicht immer die 
richtigen (vgl. die empirischen Studien von C. Schrapper zur Gestaltung sozialpädagogischer 
Entscheidungen im Jugendamt). Ferner sind Pool-Lösungen und Pauschalangebote nach 
unserer Einschätzung dann kritisch zu hinterfragen, wenn sie fiskalisch motiviert kontingentiert 
und budgetiert werden bzw. nicht mit dem individuellen Rechtsanspruch der 
Leistungsberechtigten korrespondieren und dem freien Wettbewerb der Anbieter unterliegen. 
Ungelöst bleibt darüber hinaus der Regelungsbedarf an der Schnittstelle der §§ 74, 74a und 77 
SGB VIII auf der einen sowie §§ 78a ff. SGB VIII auf der anderen Seite. Hier wäre ein Vorstoß in 
Sachen verbindlicher (Entgelt-)Finanzierung von (ambulanten) Maßnahmen der Träger der 
freien Jugendhilfe wünschenswert. 
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Aus der Sicht der BAG Landesjugendämter sind alle Hilfeprozesse auf der Grundlage von § 27 
SGB VIII prinzipiell am Bedarf der Hilfeadressaten auszurichten. Dies bedingt eine Feststellung 
des individuellen Bedarfs, die Erstellung eines entsprechenden Hilfeplans einschließlich der 
Formulierung von Zielen, die Übernahme der Steuerungsverantwortung im Zuge der 
Ausgestaltung unter Berücksichtigung der Selbstbeschaffung bzw. des Wunsch- und Wahlrechts 
sowie nach Abschluss der Hilfeleistung eine daran anschließende Bewertung/ Evaluation des 
Erfolgs bzw. der Wirksamkeit der Hilfe, u.a. zur Planung weiterer (über den Einzelfall 
hinausgehender) Maßnahmen und Angebote. Der Wohn- bzw. Lebensort der Familie ist dabei 
immer Gegenstand der Planung (vgl. § 27 Abs. 2 i. V. m. 80 Abs. 2 SGB VIII). Eine angestrebte 
Ambulantisierung und Flexibilisierung von (sozialräumlichen) Angeboten darf an dieser Stelle 
nicht bedeuten, dass die o.g. systemimmanenten Prozessschritte bei den sog. Hilfen zur 
Erziehung umgangen und ausgelassen werden. 

Nach Auffassung der BAG Landesjugendämter muss auch in einem neuge- fassten Kinder- und 
Jugendhilferecht grundlegend sichergestellt werden, dass – bei Beibehaltung der Grundstruktur 
von Trägern der öffentlichen und freien Jugendhilfe – der (über-/ örtliche) Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe die Gesamtverantwortung für die Erfüllung der Aufgaben (und 
Leistungen) innehat (vgl. § 79 ff. SGB VIII) und insbesondere alle Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe für eine entsprechende Grundausstattung der Jugendämter und 
Landesjugendämter Sorge zu tragen haben (vgl. § 79 Abs. 3 SGB VIII). 

Bundespsychotherapeutenkammer (BPtK) 

Die KiGGS-Studie (2003 bis 2006) zeigte, dass bei der psychischen Gesundheit von Kindern und 
Jugendlichen großer Handlungsbedarf besteht. Knapp 20 Prozent der in Deutschland lebenden 
Kinder und Jugendlichen zeigen psychische Auffälligkeiten. Als Risikofaktoren gelten 
insbesondere ein geringer sozioökonomischer Status der Familien, das Aufwachsen in 
Einelternfamilien, fehlende Integration und Sprachkenntnisse von Migrantinnen und Migranten 
sowie geringe soziale, familiäre und persönliche Ressourcen der Kinder und Jugendlichen. 
Präventive Angebote sollten im Lebensumfeld der Kinder, Jugendlichen und ihren Familien 
ansetzen, um die psychische Gesundheit der Kinder und Jugendlichen zu stabilisieren.  

Niedrigschwellige Zugangswege sicherstellen  

Handlungsbedarf besteht im Bereich niedrigschwelliger Zugangswege zu Präventionsangeboten 
und beim Abbau von Vorbehalten der Inanspruchnahme von Hilfsangeboten aufgrund von 
Stigmatisierung. Wirksam sind frühzeitige Kontakte zwischen Familien und Helfersystemen. In 
der Vergangenheit haben sich Hausbesuche in den Familien kurz nach der Geburt eines Kindes 
bewährt. Hier werden Hemmschwellen reduziert und erreichbare Unterstützungsangebote 
erläutert, ggf. auch schon installiert. Ebenso wichtig sind Maßnahmen in den Regelsystemen 
(Tageseinrichtungen, Schule). Hier werden potenziell alle Kinder und ihre Eltern erreicht.  

Insgesamt ist eine sozialräumliche Ausrichtung notwendig. Wirkungsvoll sind Hilfsangebote 
immer dann, wenn sie vernetzt, koordiniert und auch mit einer Steuerung, die sich an 
strategischen Zielen orientiert, angeboten werden. Durch die Nutzung von Daten aus der 
Jugendhilfeplanung, Sozialberichterstattung und vorhandenen lokalen Gesundheitsberichten 
können Risikogruppen identifiziert und berücksichtigt werden. Hürden bei Zugangswegen 
bestehen so beispielsweise besonders bei einkommensschwachen und bildungsfernen 
Familien mit und ohne Migrationshintergrund. 

Gesetzliche Regelung der gemeinsamen Verantwortung unterschiedlicher Hilfesysteme  
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Eine Vernetzung der im Sozialraum vorhandenen psychosozialen Infrastruktur und des 
Gesundheitswesens (Kinderärzte, Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten, Kinderkliniken, 
Öffentlicher Gesundheitsdienst) trägt wesentlich zur Wirksamkeit von präventiven 
Hilfsangeboten bei. Ein großes Hindernis für die Prävention psychischer Erkrankungen bei 
Kindern und Jugendlichen ist die fehlende gemeinsame Verantwortung von Gesundheitswesen, 
Jugendhilfe und Schulen bzw. Kindertagesstätten. Eine gesetzliche Regelung könnte 
Vernetzungs- und Kooperationsprozesse unterstützen und befördern. Hierbei sind 
koordinierende Stellen, insbesondere durch den öffentlichen Träger der Jugendhilfe, 
erforderlich, um Kontinuität und Verlässlichkeit zu gewährleisten. Es ist zu berücksichtigen, dass 
das Kooperationsgeschehen nicht nur einzelfall-, sondern auch feld-bezogen ausgerichtet sein 
muss.  

Nachhaltige Strukturen präventiver Maßnahmen schaffen  

Präventive Maßnahmen im Sozialraum haben bereits eine längere Geschichte. Häufig werden 
Maßnahmen projektbezogen durchgeführt. Ihre Kontinuität ist geprägt von den 
Fördermodalitäten und nicht von inhaltlichen Überlegungen. Daher ist es anzustreben, dass 
präventive Strategien nachhaltiger anzulegen sind und sich ihre Wirkungen über längere Zeit 
entwickeln können. Langfristige strategische Planungen machen eine frühzeitige Vernetzung 
insbesondere mit den Bereichen Stadtplanung und Bildungspolitik erforderlich. Dazu gehört 
auch die Berücksichtigung bei der regionalen Bedarfsplanung für Gesundheitsleistungen 
(Versorgung mit Fachärzten etc.).  

Bisherige Versorgungsangebote um präventive Angebote erweitern  

Die bisherige Jugendhilfeplanung ist sehr stark durch den Ausbau der Versorgungsangebote 
Tageseinrichtungen für Kinder (Zielsetzung: Vereinbarkeit von Familie und Beruf, frühkindliche 
Bildung) und den Bereich der Hilfen zur Erziehung in Anspruch genommen. Die Planung 
präventiver Angebote, konzeptionelle strategische Maßnahmen im Sinne von aufeinander 
aufbauenden Begleitketten für Familien und Kinder, konnten aus Kapazitätsgründen wenig 
aufgegriffen werden. Es bedarf eines Ausbaus der Kapazitäten der Jugendhilfeplanung. Diese 
darf allerdings nicht zulasten bestehender Versorgungsangebote und deren Ausbau gehen.  

Bundesverband der Ärztinnen und Ärzte des Öffentlichen Gesundheitsdienstes e.V. 

Der Bundesverband der Ärztinnen und Ärzte des öffentlichen Gesundheitsdienstes bedankt 
sich für die weitere Beteiligung an dem Prozess zur Weiterentwicklung des SGB VIII. 
Insbesondere dem Fachausschuss Kinder- und Jugendgesundheit im BVÖGD ist es ein 
besonderes Anliegen, die langjährigen Erfahrungen in der Zusammenarbeit mit der Jugendhilfe, 
der Sozialhilfe auf örtlicher und überörtlicher Ebene und den weiteren kommunalen Strukturen 
in den Gesamtprozess einzubringen.  

Für die Kinder- und Jugendärztinnen und –Ärzte aus dem ÖGD gehören die gesetzlich 
verankerten Aufgaben an den Schnittstellen der verschiedenen Sozialgesetzbücher zu der 
alltäglichen Arbeit, die durch das in 2018von der GMK verabschiedete Leitbild für einen 
modernen ÖGD (http://www.bvoegd.de/leitbild/) konkretisiert wurden. Hierbei sind 
niedrigschwellige Angebote und aufsuchende Gesundheitshilfen, insbesondere bei Personen 
mit besonderen Bedarfen (z.B. Kinder- und Jugendgesundheit, Mund- und Zahngesundheit, 
sozialmedizinische Aufgaben,...) sowie Politikberatung, Schnittstellen-Kommunikation, 
Moderation und Anwaltschaft im Falle der Kindeswohlgefährdung Kernaufgaben des 
Öffentlichen Gesundheitswesens.  
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Gerade bei der Diskussion um die Stärkung der Prävention im Sozialraummuss der Blick neben 
dem SGB VIII auch auf die gesetzlichen Grundlagen der Ländergesetze für den ÖGD gelenkt 
werden, die in allen Ländergesetzen vergleichbare Aufgaben festlegen. Für die 
Jugendhilfeplanung sind die anderen Planungsbereiche aus Umwelt, Städtebau, etc. und 
insbesondere die Gesundheitsplanung, die Gesundheitsberichterstattung einschließlich der 
Gesundheitskonferenzen als wichtiges gemeinsames Planungsinstrument einzubeziehen. Das 
ist für den Bereich der Netzwerkbildung mit dem Gesundheitssystem aus Sicht des BVÖGD 
zwingend.  

Zudem stellt auch dieser Bereich des Gesundheitssystems bei vielfältig belasteten Familien 
keine Hürde in den Zugangsmöglichkeiten dar, im Gegenteil bieten sich hierdurch zahlreiche 
Anknüpfungspunkte, die kommunalen Möglichkeiten in den Sozialräumen sind bestens 
bekannt. Vgl. hierzu diverse Ländergesetze, hier z.B. aus NRW: 

§ 12 ÖGD Gesetz NRW: Kinder- und Jugendgesundheit 

(1) Die untere Gesundheitsbehörde hat die Aufgabe, Kinder und Jugendliche vor Gesundheitsgefahren 
zu schützen und ihre Gesundheit zu fördern. Insbesondere der Kinder- und Jugendgesundheitsdienst 
arbeitet hierzu mit anderen Behörden, Trägern, Einrichtungen und Personen, die Verantwortung für 
die Gesundheit von Kindern und Jugendlichen tragen, zusammen. 

(2) Die untere Gesundheitsbehörde nimmt für Gemeinschaftseinrichtungen, insbesondere in 
Tageseinrichtungen für Kinder und Schulen, betriebsmedizinische Aufgaben wahr. Sie berät die Träger 
der Gemeinschaftseinrichtung, die Sorgeberechtigten, Erzieherinnen und Erzieher sowie Lehrerinnen 
und Lehrer in Fragen der Gesundheitsförderung und des Gesundheitsschutzes. Sie führt die 
schulischen Eingangsuntersuchungen und, soweit erforderlich, weitere Regeluntersuchungen durch 
und kann Gesundheitsförderungsprogramme anbieten. 

(3) Zur Früherkennung von Krankheiten, Behinderungen, Entwicklungs- und Verhaltensstörungen 
kann die untere Gesundheitsbehörde zur Ergänzung von Vorsorgeangeboten ärztliche 
Untersuchungen durchführen. Soweit dies erforderlich ist, soll sie auch Impfungen durchführen. Wird 
im Rahmen dieser Untersuchungen die Gefährdung oder Störung der körperlichen, seelischen oder 
geistigen Gesundheit von Kindern und Jugendlichen festgestellt, vermittelt die untere 
Gesundheitsbehörde in Zusammenarbeit mit den für Jugendhilfe und Sozialhilfe zuständigen Stellen 
die notwendigen Behandlungs- und Betreuungsangebote. 

Deutsche Gesellschaft für Kinder- und Jugendmedizin (DGKJ) in Abstimmung mit der Deutschen 
Gesellschaft für Sozialpädiatrie und Jugendmedizin (DGSPJ) und dem Berufsverband der Kinder- und 
Jugendärzte (BVKJ) 

Die notwendigen Schritte zur Realisierung der Prävention im Sozialraum sind in dem 
Arbeitspapier herausgearbeitet. Hauptziele sind niederschwelliges Angebot, sichere 
Finanzierung mit klarer Verantwortung, eindeutige Zuständigkeit und qualitätssichernde 
Maßnahmen. 

Deutscher Behindertenrat 

Der Deutsche Behindertenrat (DBR) ist ein Aktionsbündnis der maßgeblichen Verbände 
chronisch kranker und behinderter Menschen, das mehr als 2,5 Millionen Betroffene in 
Deutschland repräsentiert. Er versteht sich als Plattform gemeinsamen Handelns und des 
Erfahrungsaustauschs. Aufgabe des Deutschen Behindertenrates ist es, Interessen behinderter 
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und chronisch kranker Menschen und ihrer Angehörigen verbandsübergreifend offensiv zu 
vertreten.  

Der DBR begrüßt das Anliegen des BMFSFJ, direkte niedrigschwellige Hilfezugänge zu 
verbessern und wirksamere niedrigschwelligen Angebote auf- und auszubauen. Die 
Sitzungsunterlagen vermitteln allerdings den Eindruck, es gehe bei der Prävention im 
Sozialraum überwiegend um vorgelagerter Kinderschutz. Damit geraten sowohl die 
Wirksamkeit einer sozialräumlich orientierten Leistungsgestaltung der Kinder- und Jugendhilfe, 
als auch die Bedeutung des Sozialraums für die Teilhabe und Entwicklung junger Menschen mit 
Behinderung in den Hintergrund. Zunächst sollte es um die Gestaltung guter 
Lebensbedingungen im Sozialraum als Voraussetzung für Teilhabe, Entwicklung und gute 
Erziehungsbedingungen gehen. Dies liegt nicht in der alleinigen Zuständigkeit der Kinder- und 
Jugendhilfe. Ihre Nähe zu den Familien und ihre Erkenntnisse über die Zusammenhänge von 
Lebensbedingungen und Entwicklungsrisiken von Kindern und Jugendlichen weisen der Kinder- 
und Jugendhilfe aber eine besondere Verantwortung zu.   

Es geht um förderliche, kind- bzw. jugendgerechte und barrierefreie öffentliche Räume und 
Flächen, um zugängliche Spielplätze für alle Kinder, Begegnungs- und Gestaltungsräume für 
Jugendliche, um Nachbarschaftshäuser, Familienzentren – kurz: um offen zugängliche, 
niedrigschwellige Angebote für alle Kinder, Jugendlichen und Familien. Darüber hinaus müssen 
die bestehenden Angebote der Kinder- und Jugendhilfe insgesamt allen Kindern und 
Jugendlichen voraussetzungsfrei offenstehen. Sie müssen barrierefrei und inklusiv sein. Zum 
Abbau der bestehenden Diskriminierungen von Menschen mit Behinderungen muss außerdem 
gemäß Art. 5 Abs.3 UN-BRK sichergestellt werden, dass alle Träger der öffentlichen und freien 
Jugendhilfe die angemessenen Vorkehrungen ergreifen, die im Einzelfall erforderlich sind, um 
Adressat*innen mit Behinderungen die gleichberechtigte Teilhabe an den Angeboten der 
Kinder- und Jugendhilfe und der öffentlichen Infrastruktur zu sichern.   

Aufgabe der Kinder- und Jugendhilfe ist es dabei nicht nur, die Barrieren innerhalb der eigenen 
Binnenstruktur zu beseitigen, sondern sie muss zugleich ihren sozialpolitischen Auftrag nutzen, 
um sich für den Abbau von Benachteiligungen in der lokalen Infrastruktur und die Gestaltung 
gerechter Bedingungen für das Aufwachsen aller Kinder und Jugendlichen in der Kommune 
einzusetzen.   

Um sicherzustellen, dass die obengenannten Aspekte künftig hinreichend berücksichtigt 
werden, ist es erforderlich, dass der Jugendhilfeausschuss, § 71 SGB VIII, künftig Expertise im 
Bereich Kinder, Jugendliche und Eltern mit Behinderung und den Leistungen der 
Eingliederungshilfe entwickelt.   

Ungeachtet der Frage, wie die Finanzierungsstrukturen künftig insgesamt gestaltet werden 
sollen, benötigen die Träger der öffentlichen und freien Kinder- und Jugendhilfe zur 
systematischen Umsetzung ihrer Pflicht zur Herstellung einer barrierefreien, inklusiven 
Infrastruktur und zur Förderung von Barrierefreiheit und Inklusion zusätzliche Ressourcen und 
klare, zeitlich begrenzte Zielvorgaben.   

Niederschwellige, antragslose Angebote sind durch ihre grundsätzliche Bedingungslosigkeit und 
den Verzicht auf besondere Zuschreibungen potentiell diskriminierungsarm und wenig 
segregierend. Die Leistungen sind einfach und unbürokratisch zu erlangen und die 
Steuerungskompetenz verbleibt bei der Familie. Sie werden in der Regel von den Familien sehr 
begrüßt. Es bedarf keines Vorrangs, weil niederschwellige Angebote, soweit sie bedarfsdeckend 
sind, die attraktiveren Angebote sind. Sind Leistungen nicht bedarfsdeckend, sind sie 
ungeeignet. Das trifft sowohl auf offene niederschwellige, wie auch Antragsleistungen mit 
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Rechtsanspruch zu. Es gibt also kein entweder oder zwischen ihnen, sehr wohl aber eine 
erkennbar Beziehung zueinander.  

Angebote  der Jugendarbeit (§ 11 SGB VIII), der allgemeine Förderung der Erziehung in der 
Familie(§ 16 SGB VIII), der Betreuung und Versorgung des Kindes in Notsituationen (§ 20 SGB 
VIII) dürfen nicht länger den Charakter einer „freiwilligen Leistung“ haben, sondern müssen, wie 
in § 17 SGB I verlangt,  rechtzeitig, in ausreichender und geeigneter Form - das bedeutet auch 
barrierefrei, inklusiv und für alle Kinder und Jugendliche und deren Familien zugänglich - zur 
Verfügung stehen.   

Das derzeitige System einer weitestgehend exklusiven Jugendhilfe hat Parallelsysteme 
geschaffen. Beispielhaft seien die Familienunterstützende Dienste genannt, die betroffenen 
Kindern und Jugendlichen mit Behinderung und deren Familien Freizeitangebote z. B. 
Tagesausflüge, Kursangebote am Abend, Ferienprogramme für alle Altersgruppen, 
Nachmittagsangebote, Freizeittreffs, stundenweise Betreuung z. B. bei Verhinderung eines 
Elternteils, Begleitung und Fahrdienst zu Freizeitaktivitäten, Ferienprogramme für Kinder, 
Urlaubsangebote für Familien anbieten. Die Finanzierung dieser Angebote ist nicht strukturell 
gesichert. Ihre Bereitstellung erfordert ein großes, auch finanzielles Engagement der Träger und 
der Familien. Oft verschaffen nur eine Abrechnung der Leistungen mit der Pflegeversicherung 
über die Verhinderungspflege nach § 39 SGB XI oder über die zusätzlichen 
Betreuungsleistungen § 45 b SGB XI Erleichterung. Im Kern handelt es sich bei diesen 
Angeboten jedoch ebenfalls um Kinder- und Jugendarbeit, allerdings für Kinder mit 
Behinderung.  

Dialogforum „Bund trifft kommunale Praxis. Inklusive Kinder- und Jugendhilfe aktiv miteinander 
gestalten“ im Deutschen Institut für Urbanistik e.V. 

(1) Vorbemerkung: 

Die Anmerkungen und Votings der Vorschläge bzw. Handlungsoptionen beziehen sich im 
Wesentlichen auf die fachliche Einschätzung von Beiratsmitgliedern aus der Kinder- und 
Jugendhilfe des Dialogforums „Bund trifft kommunale Praxis“ im Deutschen Institut für 
Urbanistik, stellen aber keinen übergreifenden Konsens dar. Die Votings, Kommentare und 
Hinweise sind in ihrer inhaltlichen Ausrichtung und Bewertung nicht immer einheitlich, 
Begründungen sind ggf. beigefügt. Da das Dialogforum in seiner inhaltlichen Ausrichtung 
insbesondere das Ziel verfolgt, mit der Praxis konkrete Fragen, Herausforderungen und 
Umsetzungsschritte auf dem Weg zu einer inklusiven Kinder- und Jugendhilfe zu diskutieren, 
wird Inklusion als Querschnittsthema bei dem Themenfeld „Prävention im Sozialraum stärken“ 
mit betrachtet. Das Dialogforum „Bund trifft kommunale Praxis“ spricht sich klar für eine 
Gesamtzuständigkeit der Kinder- und Jugendhilfe für alle Kinder und Jugendlichen aus, mit dem 
Ziel einer inklusiven Ausgestaltung des SGB VIII. Diese Arbeitsmaxime ist handlungsleitend für 
die Arbeit des Dialogforums. 

(2) Stellungnahme zum Arbeitspapier des BMFSFJ 

Das Dialogforum begrüßt die Bestrebungen, das SGB VIII zu modernisieren. Leider finden aber 
auch im Kontext des aktuellen Themas „Prävention im Sozialraum stärken“ – ähnlich wie in den 
vorhergehenden Papieren – die aus Forschung und kommunaler (Fach)Praxis kommunizierten 
Entwicklungsbedarfe der Kinder- und Jugendhilfe zum Thema „inklusives SGB VIII“ keine 
ausreichende Berücksichtigung. Das irritiert an dieser Stelle umso mehr, als dass in der 
Präambel ausdrücklich darauf hingewiesen wird, das vorliegende Arbeitspapier greife den im 
Koalitionsvertrag festgeschriebenen Auf- trag „ausgehend von den unterschiedlichen Bedarfen 
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der Kinder und Jugendlichen und ihrer Eltern sollen die präventiven sozialräumlichen Angebote 
gestärkt werden“ auf. Diesen Auftrag ernst nehmend, können die äußerst heterogenen 
Bedarfslagen von Familien mit von Beeinträchtigungen betroffenen Familienmitgliedern nicht 
außer Acht gelassen werden. Vielmehr müssten sie mindestens als Querschnittsthema 
mitgedacht werden. Darüber hinaus steht die Forderung nach einem Ausbau präventiver, 
sozialraumorientierter und insbesondere niedrigschwelliger Angebote ganz wesentlich im 
Kontext der Diskussionen zu einem inklusiven SGB VIII. Insofern sind bei einer Novellierung des 
SGB VIII mit Blick auf einen Ausbau präventiver Angebote im Sozialraum die Schnittstellen zu 
Ange- boten aus dem Gesundheitswesen, der Sozialhilfe, der Eingliederungshilfe und regulärer 
Kinder- und Jugendhilfeangebote wie Schule und Kita - insbesondere im Hinblick auf die 
Entwicklungsaufgaben für ein inklusives SGB VIII – explizit mit zu berücksichtigen. In diesem 
Zusammenhang gilt es auch die durch das Inkrafttreten des Bundesteilhabegesetzes 
veränderten verwaltungsrechtlichen Rahmenbedingungen und ihre Konsequenzen für die 
kommunale Praxis der Kinder- und Jugendhilfe in Rechnung zu stellen. 

Die nachfolgende Kommentierung entspricht den Ergebnissen aus den inhaltlichen 
Diskussionen in den Expertengesprächen 2017-2019 im Rahmen des Dialogforums „Bund trifft 
kommunale Praxis“. 

Grundsätzlich beschreibt das Arbeitspapier selbstverständlich die aktuelle Rechtslage korrekt - 
diese ist aber gerade hinderlich für die inhaltliche Weiterentwicklung der Kinder- und 
Jugendhilfe und schränkt die Steuerung durch die öffentlichen Träger ein und schafft 
Fehlanreize. Handlungsleitend muss die Sichtweise der Familien sein, die i.d.R. 
niedrigschwellige Hilfen und Unterstützungen im Sozialraum und keine komplexen 
Einzelfallhilfen wollen. Dabei dürfen bestehende Rechtsansprüche nicht verloren gehen! 

• Neben den "präventiven Leistungen" im Vorfeld der Hilfen zur Erziehung muss auch eine 
Verbindung von "präventiven Leistungen" in den Hilfen zur Erziehung möglich sein bzw. müssen 
dort andere Modelle und Finanzierungsstrukturen entwickelt werden. 

• Träger müssen für Lösungen (z.B. niedrigschwellige Hilfen in Sinne der Familien, Aufbau 
Struktur Sozialraum, Pooling-Lösungen etc.), nicht für Probleme (Einzelfallhilfen, weil es keine 
Lösungen im Sozialraum gibt - je länger eine Hilfe, desto länger wird finanziert = kein 
finanzieller Anreiz für erfolgreiche Hilfen) finanziert werden. 

• Nicht die Angebote von Trägern, sondern die Bedarfe der Familien sollten die 
Steuerungsgrundlage sein. 

• Eine alleinige Zuordnung zu den "freiwilligen Leistungen" wirft die Problematik auf, dass 
eine Umsetzung unter Vorbehalt der Haushaltslage der jeweiligen Kommune erfolgen könnte 
(und dann im Zweifel keine "präventiven", sondern "Pflichtleistungen" erbracht werden). Die 
präventiven Angebote müssten daher auch in den Hilfen zur Erziehung verpflichtend werden. 
Diese "präventiven Leistungen" müssen auch in Zusammenhang mit stationären Leistungen 
gebracht werden können. 

• Es muss eine gesetzliche Grundlage entwickelt werden, damit der Grundrechtseingriff 
nach Art. 12 GG legitimiert wird, um neue Finanzierungsmodelle (z.B. Trägerauswahl und 
Sozialraumbudgets) auch im Bereich der Rechtsansprüche zu entwickeln. 

• Es MUSS daher eine Verknüpfung von Finanzierung und Inhalten auch in den Hilfen zur 
Erziehung erfolgen: Die Inhalte geben den "Weg" vor, die Finanzierung soll diesen unterstützen 
(und nicht behindern, so wie derzeit!), bei der Auswahl sollte es Standards (z.B. Beteiligung 



 

Allgemeine Bemerkungen der AG-Mitglieder 
- 

 84 

Jugendhilfeausschuss) geben. Dafür könnte es eine "Optionsklausel" mit Ländervorbehalt und 
vorgeschriebener Evaluation und Qualitätssicherung geben. 

Im Ergebnis muss es eine systemische Betrachtungsweise der "präventiven" sozialräumlichen 
Angebote mit den Hilfen zur Erziehung geben - also keine Abgrenzung, sondern eine Integration 
in das Gesamtsystem. 

Nachfolgend wird wieder gegeben, welche (weiteren) Aspekte aus Sicht der kommunalen Praxis 
zur bedarfsgerechten Gestaltung des Sozialraums für die Novellierung des SGB VIII für 
besonders wichtig erachtet werden. 

Es wurden insbesondere im 3. Expertengespräch folgende Punkte identifiziert: 

1. Es braucht den politischen Willen von Bund, Land und Kommune, etwas zu tun, etwas zu 
verändern, etwas auf den Weg zu bringen. 

2. Der gesetzliche Rahmen muss neu gestaltet und strukturiert werden: Inklusives SGB VIII! 
Das beinhaltet auch eine Klarheit, wer für was zuständig ist. Die Bezeichnung SGB VIII anstelle 
von Kinder- und Jugendhilfegesetz vermittelt den Eindruck, als wäre es ein Gesetz unter vielen 
und nicht etwas Besonderes. Ein klarer gesetzlicher Rahmen zur Inklusion und zur 
Sozialraumorientierung sollte miteinander verknüpft sein. Sozialräumliche Angebote als Hilfen 
zur Erziehung, außerdem eine gesetzliche Grundlage für fallübergreifende und fallunspezifische 
sozialräumliche Angebote. 

3. Eine ressortübergreifende Verantwortung für Kinder und Jugendliche ist gesetzlich 
sicherzustellen, nicht nur im Bereich des SGB VIII, sondern auch in den Bereichen Kultus, 
Gesundheit, Bildung usw., sodass man sich tatsächlich ressortübergreifend in der 
Gesetzgebung darüber Gedanken macht, wie sich die Lebenssituation von Kindern und 
Jugendlichen verbessern könnte. Im Gesetz sollte eine verbindliche Kooperation eingefordert 
werden. Ebenso eine stärkere Betonung der gemeinsamen Verantwortung von Schule und 
Jugendhilfe - hierzu sollte ein stärkeres Kooperationsgebot im Gesetz verankert werden. 

4. Es ist eine kommunale Steuerung mit bedarfsgerechter Finanzierung notwendig. Die 
Diskussionen, die zurzeit geführt werden, drehen sich zuerst um Geld, dann um Inhalte. Das ist 
der falsche Ansatz. Einigkeit bestand darüber: Die Familien leben in der Kommune und in der 
Kommune muss gesteuert werden. 

5. Partizipation steht überall drin, diese kann weiter ausgestaltet werden. Es geht um die 
Partizipation aller Akteure. Zu den Akteuren gehören nicht nur die Fachkräfte, sondern auch die 
Eltern, Kinder und Jugendliche. Sie sind die Experten für ihre Lebenssituation. Sie wissen, was 
sie wollen und was nicht. 

6. Gebraucht wird eine Grundhaltung der Wertschätzung, eine Wertschätzung aller 
Professionen und aller Bereiche untereinander und der Profis gegenüber der Familie, den 
Kindern und Jugendlichen. Das ist eine wichtige Grundlage und entwickelt sich im Prozess. 

7. Eine wichtige Rahmenbedingung ist eine niederschwellige Anlaufstelle für Familien, die 
nicht mit einer Problemlage überschrieben ist. Dort müssen die Familien jemanden finden 
können, der zuhört, aufmerksam ist und die Familie ggf. an weiterführende Hilfen vermitteln 
kann („warme Übergabe“). Vor Ort ist eine Anlaufstruktur oder Anlaufstelle für alle Lebenslagen 
im Sozialraum zu schaffen, die eine Lotsenfunktion sicherstellen kann. Das Angebot muss aber 
auch mobil in den Sozialraum hinein agieren, und zwar zu den unterschiedlichsten Anliegen. 
Solche Anlaufstellen werden von verschiedenen Kommunen bereits auf unterschiedliche Wei- 
se ausgestaltet. 
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8. Schließlich wird eine geeignete Infrastruktur vor Ort benötigt. Diese ist auszubauen. Das 
betrifft ausgebildete Fachkräfte, zeitliche Ressourcen und Räume. Es muss auch die Möglichkeit 
bestehen, kreativ an Lösungen zu arbeiten. 

9. Die Freiheit der Jugendhilfe zur Ausgestaltung der Hilfen zur Erziehung muss besser 
dargestellt werden. Der § 27 SGB VIII, lässt alle Möglichkeiten, Art und Umfang richtet sich nach 
dem Einzelfall. Bei vielen Jugendämtern wird aber gesagt, dass es einen Leistungskatalog gebe, 
nach dem verfahren werden muss. Es gibt keinen Leistungskatalog, sondern Vorschläge, 
Beispiele von HzE. Was im § 27 Abs. 2 SGB VIII möglich ist, wird übergreifend auch für andere 
Hilfesysteme gebraucht. 

10. Es muss ein inklusives Regelangebot vorhanden sein, das offen und interdisziplinär 
ausgerichtet ist. Es geht dabei nicht nur um die Kita, auch wenn dies ein ganz zentraler Ort ist, 
sondern auch um Eltern und Jugendliche. Dieses Angebot muss sich als zuständig für alle 
erklären. 

11. Inklusion muss verpflichtend sein. Barrierefreiheit gehört als Qualitätsmerkmal dazu, 
auch wenn Inklusion mehr bedeutet als das und Barrierefreiheit mehr ist als die räumliche 
Zugänglichkeit. 

12. Sozialraum muss auch Freiraum heißen/bedeuten. Sozialraum ist ein öffentlicher Raum, 
in dem es auch Konflikte gibt und Dinge, die nicht detailliert geregelt sind. Er muss Platz lassen 
für autonome junge Menschen, die sich ausprobieren wollen, die sich „unbetreut“ treffen 
wollen. Bei Bedarf sollte sie Ansprache und inklusive Jugendarbeit möglich sein, aber sie 
müssen einfach auch barrierefrei Spaß haben dürfen, ohne dass dies reglementiert und 
beobachtet wird. Dies sollte ebenso für Eltern gelten. Sozialraum muss auch Freiraum lassen. 

13. Um eine inklusive sozialräumliche Arbeit zu machen, sind nicht so viele Änderungen in 
den vorhandenen sozialräumlichen Angeboten notwendig. Es geht vielmehr um die Stärkung 
sozialräumlicher Angebote (z.B. §§ 10, 11 und 16 SGB VIII). Damit hat man Möglichkeiten, 
inklusive Angebote schon jetzt zu gestalten. Dies bedeutet ggf. die Aufhebung der Trennung der 
Pflichtleistungen von sog. Freiwilligen Leistungen (u.a. § 11, 12, 13, 16 SGB VIII). 

14. Wir brauchen eine Offenheit für alternative Finanzierungsformen, die 
einzelfallunabhängige Angebote ermöglichen - auch in Kombination zur einzelfallabhängigen 
Finanzierung. 

15. Benötigt wird eine integrierte Sozialberichterstattung und Planung, die nicht nur einzelne 
Fachressorts übergreift. Diese Planung sollte Instrumente an die Hand bekommen, dass sie 
partizipativ ausgestaltet wird. Die Pflicht zur Umsetzung (z.B. in der Sozialplanung) stärker zu 
betonen! Es sind auch die Dinge umzusetzen, die sich auf Qualitätsentwicklung, Planung und 
Steuerung beziehen. 

16. Notwendig ist eine einheitliche Zuständigkeit der Leistungsträgerschaft und der 
Finanzverantwortung. Wenn wir in den Bundesländern unterschiedliche Regelungen zur 
Finanzierungsverantwortung für Menschen mit Behinderungen und in der Jugendhilfe haben, 
ist es schwierig, gemeinsame Verantwortung zu denken. Unterschiedliche Finanzierungslogiken 
erschweren die Inklusion. 

17. Der einheitliche Leistungstatbestand wurde kontrovers diskutiert. Er würde helfen, 
ganzheitlich zu denken. Gemeint ist damit ein einheitlicher Einstieg in Leistungen nach dem 
SGB VIII und das Recht auf Erziehung, Teilhabe und Entwicklung - für alle Leistungen. Das ist der 
neu formulierte § 27 im SGB VIII. 
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18. Abschließender Vorschlag: § 1 SGB VIII ist unglaublich wichtig, weil dieser letztlich den 
Geist, die Haltung dieses Gesetzes zum Ausdruck bringt. Daher müssten auch das Thema der 
„Inklusion“ und des „Sozialraums/Lebensraum“ in den § 1 SGB VIII integriert werden. 

Unabhängig hiervon sind im Rahmen unseres Konsultationsverfahrens mit dem Beirat des 
Dialogforums weitere Stellungnahmen eingegangen, die im Folgenden als Einzelstatements 
wieder gegeben werden. 

Kommentierung aus der Perspektive der Behindertenhilfe: 

Sofern der Themenkomplex Inklusion, wie angekündigt, an anderer Stelle umfassend 
berücksichtigt würde, könnte über das Desiderat an dieser Stelle hinweggesehen werden. Aus 
der Perspektive der Behindertenhilfe ist es allerdings schwer nachvollziehbar, weshalb die 
Aspekte Inklusion und Teilhabe bei allen Sozialraumfragen nicht bereits mitgedacht werden, 
insbesondere im Zusammenhang mit dem Arbeitsfeld Jugendhilfeplanung und der 
notwendigen strukturellen Zusammenarbeit (Beteiligung der Behindertenhilfe als 
Leistungserbringer der Kinder- und Jugendhilfe) sowie im Hinblick auf notwendige Standards 
und Qualität sozialräumlicher Angebote (Zugänglichkeit, Barrierefreiheit). 

Kommentierung aus der Perspektive eines öffentlichen Trägers der Kinder- und Jugendhilfe 
einer Großstadt: 

I. Einige Anmerkungen vorweg: 

Die Stärkung niedrigschwelliger sozialräumlicher Angebote für Familien ist zu begrüßen. Nur 
sollte bzgl. der Schaffung der Fokus weniger auf leichteren Zugang zu 
rechtsanspruchsgesicherten Leistungen liegen, sondern auf der klaren Stärkung von 
infrastrukturellen Angeboten im Sozialraum, nämlich an Orten, an denen sich Kinder, 
Jugendliche und ihre Familien ohnehin aufhalten. Beispiele sind Kitas, Familienzentren, 
Familienzentren an Grundschulen, ausreichend auskömmlich ausgestattete Schulsozialarbeit, 
offene Kinder- und Jugendzentren, Nachbarschaftstreffs, Sozialzentren, etc. 

Erst wenn diese Infrastruktur ausreichend nachhaltig ausgestattet ist, können Familien in ihrem 
Lebensumfeld optimal erreicht werden. Dabei wird künftig ein noch engerer Fokus auf eine 
gelingende engmaschige Kooperation zwischen Jugendhilfe und Schule zu liegen haben. 
Spätestens die im Koalitionsvertrag in Aussicht gestellte Einführung eines verbindlichen 
Rechtsanspruchs auf eine flächen- deckende verlässliche Ganztagesbetreuung im 
Grundschulalter wird ein Zusammenwachsen der Systeme Jugendhilfe und Schule nochmals 
notwendiger machen. 

Somit wird dem vorliegenden Ansatz ein gewisser Widerspruch zwischen dem Anspruch auf 
Niedrigschwelligkeit und dem Verweis auf rechtsanspruchsgesicherte Leistungen attestiert. 
Denn rechts- anspruchsgesicherte Leistungen (bspw. §§ 27 ff. SGB VIII) sind individuell zu 
prüfen, was wiederum die Niedrigschwelligkeit konterkariert. Daher sollte der Fokus primär auf 
eine Stärkung der obengenannten Hilfesysteme (§§ 11 ff., insbesondere § 13 Schulsoziarbeit; §§ 
24 ff. iSv Familienzentren, §§ 16 ff. SGB VIII) liegen. Für diese Leistungen ist das bestehende 
Finanzierungssystem auf der Basis der § 74 SGB VIII und § 77 SGB VIII ausreichend. 
Angebotssteuerungen im Rahmen der Jugendhilfeplanung gem. § 80 SGB VIII sind im Rahmen 
von Beschlüssen des Jugendhilfeausschusses vorzu- nehmen, wobei es hier auch zu 
Trägerschaftsauswahlverfahren kommen kann, was im Rahmen der derzeitigen Rechtslage aber 
auch unproblematisch gelebte Praxis ist 
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Die Notwendigkeit einer darüber hinausgehenden sozialräumlichen Budgetierung wird nicht 
gesehen, auch vor dem Hintergrund, dass ein solches Anliegen gegenüber der freien 
Jugendhilfe insgesamt nur äußerst schwer zu vermitteln sein dürfte. Die sozialräumlich 
auskömmliche Stärkung der oben genannten Regelangebote muss aber seitens Bund und 
Ländern ausreichend mit finanziellen Mitteln hinterlegt werden, da die Kommunen im Bereich 
der Kinder- und Jugendhilfe schon heute finanziell mehr als belastet sind. Ganz grundsätzlich 
gilt hier: Wer entsprechende Angebotsausweitungen und -aufwertungen bestellt, muss diese 
auch zahlen! 

Noch eine Anmerkung zu S. 7, zweiter Absatz des Diskussionspapiers: Dass die inhaltliche 
Steuerung der im § 78a SGB VIII genannten stationären Hilfeformen primär in den Händen der 
Leistungserbringer liegt, kann nur widersprochen werden. Denn das komplexe 
Vereinbarungssystem der §§ 78a ff. SGB VIII sieht ja gerade auch eine kooperative 
Qualitätsentwicklung zwischen öffentlicher und freier Seite vor (vgl. §§ 78b, 78c SGB VIII), die 
auch in Rahmenverträgen auf Landesebene zwischen den entsprechenden Spitzenverbänden (§ 
78f SGB VIII) enthalten sein soll. 

Dass faktisch die öffentliche Seite mangels Personal und zum Teil auch fachlicher Kompetenz 
ihren Teil der Qualitätsentwicklung nur unzureichend wahrnimmt und faktisch Vereinbarungen 
bisweilen einseitig von freien Trägern diktiert werden, ist bedauerlich. Das darf aber nicht zu 
einer diesbezüglichen Normativität des Faktischen führen, sondern vielmehr dazu, Jugendämter 
quantitativ und qualitativ so auszustatten, dass sie ihre Rolle im Rahmen der 
Leistungserbringung gem. §§ 78a ff. SGB VIII ausreichend wahrnehmen können. 

Kommentierung aus der Perspektive eines freien Trägers der Kinder- und Jugendhilfe: 
Sozialraumorientierung als Fachkonzept ist in der Fachwelt unumstritten. Insbesondere im 
Zusammenhang der Diskussion zum inklusiven SGB VIII wird die Umsetzung gefordert. Ein 
wesentlicher Aspekt ist die sozialräumliche Vernetzung einzelner Angebote, insbesondere mit 
Angeboten des Gesundheitswesens, der Sozialhilfe, der Eingliederungshilfe und der Schule. Es 
wird deutlich, dass Sozialraumorientierung ein Querschnittsthema ist, was zur Folge hat, dass 
neben der Verankerung im SGB VIII auch in anderen Gesetzen eine Verankerung notwendig ist. 
Es sollte auch in allgemeiner Form im SGB I benannt werden. 

Eine Überlegung kann sein, einen § 4a in SGB VIII aufzunehmen mit folgendem Wortlaut: 

"Bei der Erfüllung ihrer Aufgaben nach § 2 und der Zusammenarbeit mit der freien Jugendhilfe 
nach § 4 koordiniert die öffentliche Jugendhilfe die sozialräumliche Vernetzung der Angebote 
und Leistungen nach diesem Gesetz. Diese Koordination erfolgt vor allem im Rahmen der 
Jugendhilfeplanung nach § 79 ff. SGB VIII und der Unterstützung der Länder nach § 82 Abs. 3. 
Ziel ist es, die Vorhaltung eines präventiven Angebotes für junge Menschen und ihrer Familien 
sicherzustellen, welches die jungen Menschen in ihrer Erziehung, Entwicklung und Teilhabe 
unterstützt." 

Bei der Debatte ist zu berücksichtigen, dass es eine gute Abgrenzung zwischen 
Rechtsanspruchsleistungen und Infrastrukturangeboten gibt. Die Rechtsanspruchsleistungen 
können durch Angebote flankiert werden, die zwar keinen Rechtsanspruch begründen, die aber 
auch nicht zur Disposition der Leistungsträger, also der öffentlichen Jugendhilfe stehen. In 
diesem Leistungsbereich ist noch Gestaltungsraum. Dies sollte wesentlich im Rahmen der 
Jugendhilfeplanung geschehen. 
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Die Koordinierung der Angebote im Sozialraum insbesondere mit den Regelangeboten (Schule, 
Kita) liegt in der Gesamtverantwortung des öffentlichen Trägers und muss von diesem konkret 
aktiv um- gesetzt werden. 

Ein weiterer konkreter Umsetzungsschritt ist die Erweiterung des § 36 a SGB VIII.  

Die Fachverbände für Menschen mit Behinderung 

Grundsätzliches Verständnis von Prävention im Sozialraum  

 Die Fachverbände für Menschen mit Behinderung begrüßen und teilen, dass in der Präambel 
der Sitzungsunterlage angelegte breite Verständnis von Prävention im Sozialraum, welches 
auch infrastrukturelle Angebote einbezieht und über die Herstellung sozialer Bezüge und 
Milieus identitätsstiftend wirkt.  Gleichzeitig stellen die Fachverbände für Menschen mit 
Behinderung enttäuscht fest, dass die Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe nicht in Bezug zu 
einem Sozialraum mit einer inklusiven Ausrichtung dargestellt sind. Die Fachverbände für 
Menschen mit Behinderung nehmen Bezug auf ein Papier des Deutschen Vereins aus dem Jahr 
2011 zum Thema inklusiver Sozialraum.13 Hier heißt es:   

Der Deutsche Verein versteht unter einem inklusiven Sozialraum ein barrierefreies 
Lebensumfeld, das alle Menschen mit und ohne Behinderungen, alte und junge Menschen, 
Menschen mit oder ohne Migrationshintergrund selbstbestimmt gemeinsam nutzen und 
mitgestalten können. Zur Schaffung inklusiver Sozialräume braucht es eine gemeinsame 
Strategie aller Akteure vor Ort. Merkmale eines inklusiven Sozialraums, der vielfältig und 
regional unterschiedlich gestaltbar ist, sind:  

1. Gleichbehandlung und Nicht-Diskriminierung;   
2. Barrierefreiheit und Kultursensibilität;   
3. Begegnungs- und Netzwerk- sowie Beratungs- und Unterstützungsstrukturen;   
4. Partizipation an Planungs-, Gestaltungs- und Entscheidungsprozessen;   
5. Inklusion von Anfang an, d.h. Inklusion wird auch im Rahmen einer offenen Kinder- und 

Jugendarbeit und einer inklusiven Bildung berücksichtigt;   
6. eine Haltung, die Alle einbezieht und Niemanden ausschließt – Wertschätzung von Vielfalt 

und umfassende Teilhabe.   

 In der Vorlage des BMFSFJ wird nicht eindeutig beschrieben, was genau das breite Verständnis 
von Prävention und Sozialraum für die Kinder- und Jugendhilfe bedeutet und um welche 
Angebote es im Kern geht. Es kann der Eindruck entstehen, es gehe bei der Prävention im 
Sozialraum vor allem um vorgelagerten Kinderschutz. Ein derartig enges Verständnis teilen die 
Fachverbände für Menschen mit Behinderung nicht.  

Vielmehr geht es um förderliche, kindgerechte und barrierefreie öffentliche Räume und 
Flächen, um zugängliche Spielplätze für alle Kinder, um Nachbarschaftshäuser, Familienzentren 
sowie offene, kostenfreie zugängliche, niedrigschwellige Angebote für alle Kinder, Jugendliche 
und Familien. Darüber hinaus müssen die bestehenden niedrigschwelligen Angebote der 
Kinder- und Jugendhilfe insgesamt allen Kindern und Jugendlichen voraussetzungsfrei 
offenstehen. Sie müssen barrierefrei und inklusiv sein und ggf. angemessene Vorkehrungen 
vorsehen.  

 
13 vgl. Eckpunkte des Deutschen Vereins für einen inklusiven Sozialraum vom 7. Dezember 2011, DV 35/11 AF 
IV. 
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Die Sozialraumorientierung ist fachlich als Konzept zur Ausgestaltung von inklusiven 
Lebenswelten zu verstehen, in denen Kinder und Jugendliche sowie ihre Eltern  in bestimmten 
Lebenssituationen auf vorhandene inklusive Arrangements im Alltag zurückgreifen können und 
damit im Leben besser zurechtkommen. Es geht um die Gestaltung des kommunalen inklusiven 
Gemeinwesens und nicht nur der Kinder- und Jugendhilfe in der bisherigen Form. Diese 
methodische Klärung der Begriffe ist für die Beurteilung der Folgen im 
Leistungserbringungsrecht und für die Finanzierung unabdingbar.  

Konkreter Handlungsbedarf für die Prävention im inklusiven Sozialraum  

• Die Fachverbände für Menschen mit Behinderung weisen darauf hin, dass die 
beschriebenen Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe nach § 2 Absatz 2 SGB VIII bisher 
nicht inklusiv ausgestaltet sind. Der Einbezug der besonderen individuellen Belange von 
Kindern und Jugendlichen mit Behinderung ist unbedingt bei der Weiterentwicklung der 
Prävention im Sozialraum zu gewährleisten.  

• Um sicherzustellen, dass die obengenannten Aspekte künftig hinreichend berücksichtigt 
werden, ist es notwendig, dass der öffentliche Träger der Jugendhilfe Expertise zu 
Kindern und Jugendlichen mit Behinderung sowie zu den Leistungen der 
Eingliederungshilfe hat und dies in die Jugendhilfeausschüsse einbringt bzw. bei der 
Jugendhilfeplanung berücksichtigt.   

• Die Leistungen der §§ 11, 16 und 20 SGB VIII sind auch Pflichtaufgaben der Kinder- und 
Jugendhilfe dürfen nicht als „freiwillige“ Leistungen behandelt werden sein. Vielmehr 
müssen sie so konkretisiert sein, dass sie barrierefrei, inklusiv und für alle Kinder bzw. 
Eltern zugänglich sind.   

Das derzeitige System einer weitestgehend exklusiven Jugendhilfe hat Parallelsysteme 
geschaffen. Beispielhaft seien die Familienunterstützende Dienste genannt, die Kindern und 
Jugendlichen mit Behinderung und deren Familien Freizeitangebote z. B. Tagesausflüge, 
Kursangebote am Abend, Ferienprogramme für alle Altersgruppen, Nachmittagsangebote, 
Freizeittreffs, stundenweise Betreuung z. B. bei Verhinderung eines Elternteils, Begleitung und 
Fahrdienst zu Freizeitaktivitäten und Urlaubsangebote für Familien anbieten. Sie sind nur in 
Ausnahmefällen inklusiv ausgestaltet, da die Finanzierung dieser Angebote nicht strukturell 
gesichert ist. Vielmehr erfolgt bezogen auf die Beeinträchtigung der Kinder und Jugendlichen 
eine Abrechnung über die Verhinderungspflege nach § 39 SGB XI oder über die zusätzlichen 
Betreuungsleistungen § 45 b SGB XI. Im Kern sind dies Angebote der Kinder- und Jugendhilfe für 
Kinder und Jugendliche mit Behinderung.  

Institut für Sozialarbeit und Sozialpädagogik e.V. / AGJ 

I Vorbemerkung  

Das Institut für Sozialarbeit und Sozialpädagogik ist vor 45 Jahren aus der Arbeitswohlfahrt 
entstanden und seither ein auf den sozialen Bereich spezialisiertes Praxisforschungsinstitut. 
Wir forschen und evaluieren als eines der führenden Institute in den Themenbereichen Alter, 
Armut, Demokratieförderung, Europa, Gleichstellung, Kinder/Jugend/Familie, Migration und 
Wohlfahrts-verbände und arbeiten dabei in den Überschneidungsfeldern von Wissenschaft, 
Politik und Praxis. Wir begleiten und beraten die öffentliche Hand, Wohlfahrt und Fachkräfte in 
ihrer professionellen Entwicklung durch die Erarbeitung und den Transfer von Wissen. Mit Hilfe 
unserer breiten Vernetzung in den Akteurslandschaften sowie interdisziplinären Fachwissens 
unserer Teams geben wir gesellschaftspolitische Impulse, stoßen fachliche Debatten an und 
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haben den Anspruch Gesellschaft mit zu gestalten. Am Puls der Zeit stellen wir uns neuen 
gesellschaftlichen Heraus-forderungen. Aus der Praxis, mit der Praxis und für die Praxis wollen 
wir verstehen, wie die Lebensverhältnisse von Menschen gestaltet werden müssen um sozialer 
Gerechtigkeit näher zu kommen. 

Der Direktor des ISS, Benjamin Landes, ist als Experte in die 4. Sitzung der Arbeitsgruppe zur 
SGB-VIII-Reform geladen. Diese vorbereitende Stellungnahme ist aus der Perspektive des ISS in 
seiner intermediären Stellung verfasst. Das Institut begleitet sowohl Prozesse auf der Bundes- 
und Landesebene, als auch zahlreiche Projekte auf der kommunalen Ebene in Form von 
wissenschaftlicher Projektbegleitung, Evaluation oder Beratung. So hatten wir in den letzten 
Jahren unter anderem Einblick in die Arbeit von rund 100 Jugendämtern in unterschiedlichen 
Facetten. Wohlfahrtsverbände und Leistungsanbieter begleiten wir ebenfalls in vielen Projekten 
auf den benannten Ebenen. In diesem Sinne soll diese Stellungnahme einen Praxisblick auf die 
im Arbeitspapier angesprochenen Themen anbieten.  

Durch die Mitwirkung in der Arbeitsgemeinschaft Kinder- und Jugendhilfe war das ISS auch an 
der Ausarbeitung derer Stellungnahme beteiligt und unterstützt die dort formulierten Aspekte. 

II Grundlegende Überlegungen zu präventiven, niedrigschwelligen Maßnahmen 

Zunächst soll auf die begrifflichen Unschärfen im Arbeitspapier hingewiesen werden. Die 
Attribute „präventiv“, „sozialraumbezogen“ und „niedrigschwellig“ scheinen synonym verwendet 
zu wer-den, was sie keinesfalls sind – vorstellbar sind beispielsweise auch sozialraumbezogene, 
aber hochschwellige Leistungen oder kurative, niedrigschwellige Leistungen. Wesentliche 
Zielrichtung im Gesetzgebungsverfahren scheint der Ausbau von Leistungen mit geringen 
Zugangsbarrieren zu sein, vulgo „niedrigschwellig“. Die unklaren Bezüge auf oft diffuse 
Sozialraumkonzepte oder Prävention können entfallen – es erscheint geradezu wünschenswert, 
dass Hilfen soweit nötig (auch) kurative Wirkung entfalten.  

Aus der Erfahrung des ISS hat sich in der Bereitstellung von niedrigschwelligen (echten) 
präventiven Angeboten im Sozialraum das Konzept der Präventionsketten etabliert. Zielsetzung 
von Präventionsketten ist es, durch die Neuorientierung und Neuausrichtung kommunaler 
Angebote für Kinder und Familien ein Aufwachsen im Wohlergehen für alle Kinder zu 
ermöglichen. Strukturform von Präventionsketten ist die ressort- und 
handlungsfeldübergreifende Vernetzung. Folgende ergänzende Hinweise können aus der 
langjährigen wissenschaftlichen Begleitung und Evaluation von Präventionsketten (z.B. Mo.Ki – 
Monheim für Kinder14) abgeleitet werden:  

1. Niedrigschwellige Angebote sollen für den gesamten Lebenslauf und die verschiedenen 
Entwicklungsphasen verfügbar sein, beginnend ab Schwangerschaft und Geburt. 
Besonders Übergänge (in die Kita, in die Grundschule, in die weiterführende Schule) 
lösen Unterstützungsbedarfe aus. Gleichzeitig entstehen an den Übergängen 
besondere Herausforderungen für die Kooperation der beteiligten Akteure. Diese 
Kooperation wird als conditio sine qua non durch Bereitstellung von (Personal-
)Ressourcen bei den Akteuren ermöglicht. 

2. Kennzeichnend für die lokale Landschaft der Akteure, die mit und für Kinder und 
Jugendliche und ihre Familien tätig sind, ist eine Vielfalt von Menschen, Angeboten und 

 
14 Gerda Holz, Caroline Mitschke: Die Monheimer Präventionskette. Von der Vision zur Verwirklichung 
kindbezogener Armutsprävention auf kommunaler Ebene. Bericht zur Gesamtevaluation des Modellprojektes 
Mo.Ki – Monheim für Kinder® von 2002 bis 2018. Frankfurt a. M. 2019; https://www.iss-ffm.de/m_1046_dl 
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Maßnahmen in unterschiedlicher Trägerschaft und mit unterschiedlichen rechtlichen 
Grundlagen und Finanzierungen. Die Kooperation ermöglicht es, auf der Basis 
gemeinsamer Ziele zu agieren und aufeinander abgestimmte Strukturen zu schaffen 
sowie Konkurrenzen zu vermeiden und neue Angebote zu realisieren. Dazu bedarf es 
der zentralen Steuerung, die in einer Person strukturell verankert und finanziert sein 
muss, um als Netzwerkkoordinator*in zu agieren. Im Sinne der sozialen 
Daseinsvorsorge ist dies eine öffentliche Aufgabe und dementsprechend beim örtlichen 
Träger der öffentlichen Kinder- und Jugendhilfe zu verankern.  

3. Um gerade niedrigschwellige Angebote bedarfsgerecht entwickeln zu können, ist 
Wissen um die tatsächlichen Bedarfe der Familien vor Ort erforderlich. Die 
Einbeziehung der Eltern in den Planungsprozess, beispielsweise durch 
Elternbefragungen, ist zentral, um die tat-sächlichen Bedarfe zu ermitteln und 
entsprechende Angebote planen zu können. 

III Grundlegende Überlegungen zur Wirksamkeit von objektiven Rechtsverpflichtungen  

Im SGB VIII existieren zahlreiche objektive Rechtsverpflichtungen. Aus der Praxis der Jugend-
ämter führen diese aber zu einer weiten Umsetzungsspanne zwischen weitgehender Ignoranz, 
pragmatischer Umdeutung und Beispielen guter Praxis. Hervorgehoben werden sollen hier 
insbesondere die §§ 79a (Qualitätsentwicklung) und 80 SGB VIII (Jugendhilfeplanung). Dem ISS 
sind nur wenige Jugendämter bekannt, bei denen die hier formulierten Verpflichtungen ohne 
Ver-besserungsbedarf umgesetzt scheinen. Unterschiede in der Praxis bspw. der 
Jugendhilfeplanung beziehen sich auf:  

• eine deutlich ungleiche personelle Ausstattung bezüglich der Stellenanteilen und der 
Stellenkombinationen – Planung/weitere Aufgaben –, der Grundqualifikationen der 
Planer*innen und des fachlichen Selbst- und Steuerungsverständnis; 

• die sehr ungleiche Verortung von Jugendhilfeplanung in der Aufbauorganisation der 
Jugendämter mit Auswirkungen auf die Einfluss- und Steuerungsmöglichkeiten der 
Planer*innen; 

• die sehr unterschiedliche planungstheoretische Ausgestaltung von einer 
Teilfachplanung über ressortübergreifende Planung bis hin zur integrierten Sozial- und 
Jugendhilfeplanung.  

Im Arbeitspapier werden vielfach Neuregelungen über objektive Rechtsverpflichtungen 
vorgeschlagen. Vor dem Hintergrund unserer Erfahrungen ist damit keine flächendeckend 
wirksame Beeinflussung der Rechtswirklichkeit gesichert. Demgegenüber würde eine Stärkung 
des Verpflichtungsgrades bspw. durch Rechenschaftslegungs- oder Prüfpflichten gegenüber 
dem Jugendhilfeausschuss oder dem überörtlichen Träger für deutlich mehr Umsetzung und an 
vielen Stellen mehr Qualität sorgen. 

IV Grundlegende Überlegungen zur Etablierung oder Stärkung neuer Leistungssegmente  

Das im Arbeitspapier formulierte Ziel des Ausbaus eines niedrigschwelligen Bereichs ist zu 
begrüßen und dient der Weiterentwicklung der Kinder- und Jugendhilfe. Zu Beginn der 2000er 
Jahre führte die Absicht einer Reduktion der stationären Hilfen zu einem flächendeckenden 
Ausbau der ambulanten Hilfen zur Erziehung. Auch wenn die Stärkung des ambulanten 
Ansatzes fachlich in vielen Fällen zu begrüßen war, trat der (unter anderem) beabsichtigte 
Substitutionseffekt nicht ein – es entstand stattdessen additiv ein ausgebautes 
Leistungssegment. Wenn nun im aktuellen Gesetzgebungsverfahren ein niedrigschwelliges 
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Leistungssegment gestärkt bzw. geschaffen werden soll, stellt sich somit die Frage, welche 
Wirkung es vor Ort entfalten soll:  

• additiv, im Sinne des Zugangs zu bisher nicht erreichter Familien und der Reduktion 
eines Dunkelfelds, oder 

• substitutiv, im Sinne der Vermeidung, vielleicht gar Prävention, von eingriffsintensiveren 
Hilfen. 

Vor Ort wird es je nach Ausgangslage und Ausgestaltung der Leistungen vermutlich zu einer 
Mischung von beiden Wirkungsformen kommen. Unabhängig davon ist eine sorgfältige und 
belastbare Planung unabdinglich: Die Reduktion des Dunkelfelds kann nur durch zielgerichtete 
und bedarfsgerechte Maßnahmen erfolgen. Zudem sollte die damit einhergehende Steigerung 
der Gesamtkosten abgeschätzt werden. Auch Substitutionseffekte werden nur eintreten, wenn 
mit dem Ausbau von Leistungen auf der einen Seite eine geplante Umsteuerung auf der 
anderen Seite einhergeht. Beides sind klassische Aufgaben von Jugendhilfeplanung, wie sie 
vielerorts nicht umgesetzt werden. Eine Öffnung des Leistungsbereichs sollte zur erfolgreichen 
Umsetzung deshalb zwingend mit einer stärkeren Verpflichtung von Jugendhilfeplanung 
einhergehen. Die letzte, uns bekannte bundesweite Untersuchung zur Ausgestaltung der 
Planungspraxis in den Jugendämtern geht bereits auf das Jahr 2009 zurück. Es besteht ein 
erheblicher Forschungs-bedarf dazu, wie örtliche Träger der Kinder- und Jugendhilfe die 
Angebote und Maßnahmen planen, steuern und Qualität sicherstellen. 

Prof. Dr. Michael Kölch, Deutsche Gesellschaft für Kinder- und Jugendpsychiatrie, Psychosomatik und 
Psychotherapie (DGKJP) 

Im Fachgebiet Kinder- und Jugendpsychiatrie und Psychotherapie (KJPP) werden Kinder und 
Jugendliche behandelt, damit sie an ihren alterstypischen Lebensvollzügen wieder aktiv 
teilnehmen und diese bewältigen können. Daher ist Sozialraumorientierung auch ein von der 
KJPP unterstütztes Konzept, sowohl hinsichtlich Prävention, wie auch hinsichtlich Hilfen zur 
Erziehung, aber auch bei Hilfen nach § 35a SGB VIII. Die Bedeutung des Sozialraums und die 
notwendige Beziehungskonstanz werden allerdings zu oft bei intensiveren Hilfen, wie z.B. 
stationären Hilfen, verlassen. Daher sollte das Konzept durchaus in der Umsetzung des SGB VIII 
noch weiter ausgebaut werden und auch Veränderungen in der Struktur von Angeboten 
beinhalten. Dies erfordert Abstimmungen über einzelne kommunale Versorgungsstrukturen – 
was sich in der Praxis allerdings oft als zu schwierig erweist.   

Generell sind seitens der KJPP die ausgeführten Ansätze, strukturelle sozialraumbezogene 
Angebote zu ermöglichen, z.B. im Bereich der Schulbegleitung, begrüßenswert. Dabei muss 
selbstverständlich das Wunsch- und Wahlrecht der Sorgeberechtigten berücksichtigt werden. 
Als problematisch wird gesehen, dass mit der Schaffung von strukturellen Angeboten als 
Sozialleistungen, z.B. für den Bereich der Schule, die notwendige konzeptionelle 
Auseinandersetzung mit Inklusion in den anderen Systemen gehemmt werden könnte.  

Im Bereich der Prävention, und hier insbesondere für Gruppen mit einem hohen Bedarf an 
präventiven Maßnahmen und gleichzeitig bekannter Notwendigkeit einer geringen Schwelle zur 
Inanspruchnahme (wie Familien mit einem psychisch erkrankten Elternteil) sind präventive 
strukturelle Angebote (ohne vorherige Bewilligung) zu begrüßen. Dabei sollte aber auf die 
Qualität der Angebote hinsichtlich der prioritär adressierten Problemkonstellationen und 
besonderen Herausforderungen geachtet und eine kontinuierliche Evaluation – extern und 
unabhängig – und besonders bei der Implementierung dieser Angebote mitbedacht werden. 
Diese strukturellen Angebote müssen im Sinne eines Netzes den Anschluss an andere Hilfen 



 

Allgemeine Bemerkungen der AG-Mitglieder 
- 

 93 

haben und sollten nicht solitär oder gar parallel aufgebaut werden. Da aus der Forschung 
bekannt ist, dass es für bestimmte Familien über die Zeit hinweg Versorgungsketten bedarf, 
müssen diese Angebote eng mit anderen Angeboten kooperieren (auch aus anderen Bereichen 
als dem SGB VIII). Entsprechende Qualitätsmerkmale können z.B. sein, Expertise aus dem 
Gesundheitsbereich und besonders der Institutionen miteinzubeziehen, die dort bei 
Verschärfung von Problemlagen regelhaft, aber oft erst dann mit einbezogen werden. Da sich 
die Ausgestaltung von strukturellen Angeboten in den Regionen sehr unterscheiden dürfte, ist 
eine bundesweite bzw. überregionale Unterstützung zur Qualitätssicherung, 
Angebotsimplementierung (unter Berücksichtigung der regionalen Situation) und Evaluation 
zumindest für einen gewissen Zeitraum sinnvoll. Ansonsten ist zu befürchten, dass sich äußerst 
heterogene Szenarien ergeben, die qualitativ nicht entsprechend ausgestaltet und daher die 
Unterstützung der Familien nicht ausreichend sind.   

Die eigentlichen Fristen zur Entscheidung über eine Hilfe bzw. auch über etwaige Gutachten etc. 
sind sozialrechtlich (erfreulicherweise für die betroffenen Familien) sehr eng. Andererseits zeigt 
die Praxis, dass oft die Entscheidungsprozesse (inkl. Begutachtung etc.), aber auch der 
Implementierung der Hilfen sehr viel mehr Zeit in Anspruch nehmen. Anspruch und Realität 
müssen aus entwicklungspsychologischer Sicht in Einklang gebracht werden, damit Hilfen in 
einem für das Kind angemessenen Zeitraum tatsächlich umgesetzt werden. Das Warten auf 
einen Schulbegleiter über  

mehrere Monate bis teilweise sogar ein ganzes Schuljahr hinweg kann aus Entwicklungssicht 
bereits zu einer dauerhaften Teilhabebeeinträchtigung führen. Strukturelle Hilfen könnten ein 
Ansatz sein, diese auch schneller umzusetzen.   

§ 81 SGB VIII: Die Auflage zur Kooperation bzw. zur strukturellen Zusammenarbeit seitens der 
Jugendhilfe mit anderen Bereichen ist aus Sicht der KJPP sehr wünschenswert. Diese in § 81 SGB 
VIII niedergelegte Regelung stößt allerdings da an Grenzen, wo andere Systeme nicht in gleicher 
Weise zur Zusammenarbeit „verpflichtet“ bzw. ermächtigt und oft auch gar nicht finanziell 
ausgestattet werden. Der Verweis auf SGB X zeigt auch auf, dass diese Regelung in der Praxis 
nicht ausreichend ist – etwa wenn es um die Kooperation des Gesundheitswesens geht. 
Insofern wären komplementäre Regelungen z.B. im SGB V wünschenswert, um tatsächlich eine 
strukturelle Kooperation zu ermöglichen. Die Verpflichtung anderer Bereiche entsprechend 
KKG ist beispielhaft. Im Bereich niedrigschwelliger Angebote trifft das KKG aber nicht, und das 
Beispiel der Frühen Hilfen zeigt, dass über das 3. Lebensjahr hinaus solche Strukturen gerade 
für Familien mit besonderen Bedarfen notwendig wären. Wenn die Jugendhilfe analog auch in 
diesem Punkt die Organisationsverantwortung übernähme, wäre dies zu begrüßen; allerdings 
sollte dies nicht andere Beteiligte entpflichten (vgl. dazu auch Diskurs im Rahmen der AG KipkE).   

Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft ver.di 

Aus Sicht der Fachkräfte hat sich das SGB VIII „bewährt und hohe Akzeptanz erfahren“ und 
bietet eine gute Arbeitsgrundlage für die Kinder- und Jugendhilfe. Als Maßstab der Bewertung 
der Einschätzungen und Vorhaben in der vorliegenden Sitzungsunterlage beziehen wir uns 
darum auf die bestehenden Regelungen und die Strukturmaximen des SGB VIII als die 
elementaren Eckpunkte einer sach- und fachgerechten Praxis. Sowohl für fachschul- als auch 
akademisch ausgebildete Fachkräfte bilden die Struktur – und Handlungsmaximen der 
Lebensweltorientierung die fachliche Grundlage und mit dem SGB VIII auch die rechtliche 
Grundlage ihres Handelns. Aus Sicht von ver.di werden in der begonnenen Diskussion um die 
Novellierung des SGB VIII im Kontext „mitreden-mitgestalten“ notwendige Verbesserungen der 
Kinder- und Jugendhilfe und ihrer gesetzlichen Grundlagen unbeachtet gelassen.   
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Jenseits der hier zur Diskussion stehenden Aspekte bewirken Fehlentwicklungen in der Steuer- 
und Sozialpolitik die zu Gunsten privaten Reichtums und zu Lasten öffentlicher Haushalte eine 
schleichende Missachtung der gesetzlichen und fachlichen Vorgaben. Sie haben zu einem 
Zustand beigetragen, in dem heute den Kommunen und anderen öffentlichen Akteuren vielfach 
der unmittelbare Zugriff auf Ressourcen für Leistungen der Daseinsvorsorge entzogen ist um 
aktive Sozialpolitik zu gestalten. Dies betrifft insbesondere die notwendige Stärkung der 
Jugendhilfeplanung, der präventiven bzw. infrastrukturellen Angebote sowie die Absicherung 
von Arbeitsbedingungen (vor allem im Sinne der Einführung notwendiger Mindestnormen zur 
Arbeitsmengenbegrenzung).  Andere Aspekte werden in einer Weise pointiert, die mit einem 
Fokus auf Risiken- bzw. Gefährdungen primär auf die Stärkung von Kontrolle setzen, aber die 
Verbesserung sozialstruktureller Rahmenbedingungen des Aufwachsens von Kindern und ihren 
Familien (siehe § 1 SGB VIII), die notwendige Stärkung von Unterstützungsleistungen und auf 
Grundlage fachlicher Standards bzw. Prinzipien einer sach- und fachgerechten Realisierung des 
bestehenden Rechts unbeachtet lassen.  

In der Praxis, damit ist hier die unmittelbare Erbringung und Steuerung von Leistungen durch 
die Fachkräfte angesprochen, bestehen Hindernisse, die in den im Rahmen der 
„Modernisierung“ des SGB VIII bisher vorliegenden Vorschlägen nicht angesprochen werden.  

Aus haushaltspolitischer Sicht ist die sach- und fachgerechte Aufgabenwahrnehmung im 
Jugendamt ein Kostenfaktor, der mit jeder weiteren Stelle –besonders wegen der damit 
verbundenen Personalkosten – anwächst. Eine Praxis, in der die sozialpädagogische Expertise 
immer nachrangiger wird, weil Fragen der Haushaltssicherung oder der Ausgabengestaltung 
das Primat bilden, kann durch Konkretisierung sozialpädagogischer Zielsetzungen kaum 
verbessert werden.  

So lange es nicht eine verbindliche, konsistente, handlungsleitende und ausgabenbestimmende 
Jugendhilfeplanung in einem ihrer Funktion angemessenen Rhythmus gibt, so lange 
Personalbemessung nach dem Prinzip „so wenig wie möglich und so viel wie nötig“ 
vorgenommen wird, so lange den sozialpädagogischen Bedarfen von präventiven Angeboten 
bis zur sozialraumnahen Fremdunterbringung (so weit möglich und von den Adressat*innen 
gewünscht) nicht der Vorrang gegeben wird, bleibt die Realisierung von Kinder- und 
Elternrechten ein nachrangiges Ziel.  

Das in den Vorschlägen teilweise zum Ausdruck kommende Misstrauen den 
sozialpädagogischen Fachkräften und Ihrer Fachlichkeit gegenüber, ist Ausdruck dieser 
Fehlentwicklung.  

Hervorheben möchten wir an dieser Stelle die herausgehobene Verantwortung, welche die 
Sozialarbeiter*innen als fallverantwortliche Jugendamtsmitarbeiter*innen in den Jugendämtern 
haben. Vielerorts sind die Arbeitsbedingungen in den Allgemeinen Sozialen Diensten (auch 
kommunale oder regionale Soziale Dienste), wo fachgerechte Kinder- und Jugendhilfe 
vorbereitet wird, unverantwortlich.   

In der Praxis gibt es noch Fallbelastungen im ASD bis zu 100 Fällen pro fallführender Fachkraft. 
Dieser Zustand ist unhaltbar. Darum fordert ver.di, analog zur Regelung der Amtsvormünder 
eine Fallzahlbegrenzung der Fachkräfte in Garantenstellung auf 28 Fälle. Die zurückliegenden 
Diskussionen der Arbeitsgruppe um Kinderschutz und Unterbringung außerhalb der eigenen 
Familie haben hinreichend Hinweise zu den besonderen Herausforderungen der fallführenden 
Fachkräfte gegeben, die in einer Praxis die von Überlastung geprägt ist, kaum geleistet werden 
kann.  
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Daher erscheint es uns notwendig die grundlegenden Maximen des SGB VIII nochmals zu 
benennen. Auf diesen basiert unsere Bewertung der Einzelpunkte und unsere weiteren 
Stellungnahmen. Ausgangspunkt sind die Regelungen des § 1 SGB VIII sowie die Maximen der 
Kinder- und Jugendhilfe, wie sie insbesondere im 8. Jugendbericht herausgearbeitet wurden. 
Diese sind Prävention, Regionalisierung/ Dezentralisierung, Alltagsorientierung, 
Integration/Inklusion, Partizipation/ Demokratisierung.  

Die Strukturmaximen im Einzelnen:  

Prävention  

Im 8. Jugendbericht, heißt es dazu: „Schwierigkeiten entwickeln sich in Stufen, in Phasen, im 
Lauf einer Biographie; sie würden sich häufig nicht entwickeln, wenn die Situationen weniger 
belastend wären und wenn Hilfen rechtzeitig gelängen, also: wenn präventive Hilfen erreichbar 
gewesen wären.“  

Dafür sind primäre Präventionsmaßnahmen (Maßnahmen zur Bekämpfung von Kinderarmut, 
zur Bereitstellung ausreichenden, guten Wohnraumes und der Gestaltung eines Umfeldes im 
Sinne positiver Lebensbedingungen) fundamental. Die Angebote sekundärer Prävention für 
Kinder- und Jugendliche wie Kita, offene Jugendarbeit; Hilfen für Familien und Kinder sind als 
Pflichtaufgaben zu stärken.  

Aus unserer Sicht sind zur Schaffung gleichwertiger Lebensverhältnisse für alle Kinder und 
Jugendlichen präventive Angebote von zentraler Bedeutung. Sie dürfen nicht, fehlinterpretiert 
als „freiwillige Leistungen“, Haushaltssicherungszielen oder anderen Verteilungserwägungen 
geopfert werden. Vielmehr müssen diese Aufgaben rechtlich verpflichtend ausgestaltet werden.  

Kinderschutz ist damit Teil eines Gesamtkonzeptes, welches als erste Priorität Kinderrechte 
sowie lebenswerte, stabile Verhältnisse für Kinder fokussiert, Verhältnisse also, die möglichst 
verhindern, dass es zu Konflikten und Krisen in Familien kommen kann. Als sekundäre 
Prävention sind vorbeugende Hilfen in Situationen, die erfahrungsgemäß belastend sind und 
sich zu Krisen auswachsen können“ (8.Kinder- und Jugendbericht) zu verstehen. Als tertiäre 
Prävention definieren wir die Hilfen zur Erziehung, die jeweils mit den Familien, Kindern und 
Jugendlichen kooperativ entwickelt werden. Erst der letzte Schritt des Kinderschutzes stellt die 
Fremdunterbringung dar.  

  
Abbildung 1: Prävention in der Kinder- und Jugendhilfe. Eigene Darstellung (vgl. Mike Vergeer, Marleen 
Beumer/ Deutsche Version: Frederick Groeger-Roth: Das CTC- Handbuch: Arbeiten mit Communities That 
Care, Hannover (2011) 
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Regionalisierung / Dezentralisierung  

Zur Erfüllung der Aufgabe Familien zu stärken sind Angebote notwendig, die in räumlicher Nähe 
zu den Familien sind, und die Familien, Netzwerke und ihre Selbsthilfekräfte nutzen und 
stärken. Dies bedeutet die Infrastruktur vor Ort im Sozialraum weiterzuentwickeln und 
finanziell abzusichern. Der jahrelange Rückbau der Angebote der offenen Kinder– und 
Jugendarbeit sowie die Substitution durch zentrale Angebote oder durch Angebote des freien 
Marktes wirken auf die Kinder und Jugendlichen exkludierend. Hier sollten gesetzlich verankert 
und verbindlich Schwerpunkte gesetzt werden, die allen Kinder und Jugendlichen die Teilhabe 
ermöglicht.  

Besondere Relevanz erhält die Maxime der Regionalisierung für den Bereich der 
Fremdunterbringung. Kinder und Jugendliche müssen den Kontakt zu ihrem sozialen Umfeld 
pflegen und sich weiterhin zugehörig fühlen können. Dazu sind niedrigschwellige Angebote und 
sozialpädagogische Wohn– und Unterbringungsformen im Sozialraum der Kinder – und 
Jugendlichen nötig.  

Partizipation und Demokratisierung  

Die Beteiligung der Adressat*innen an der Gestaltung der Angebote und die Möglichkeit, diese 
freiwillig annehmen zu können, ist zentrale Voraussetzung für das Gelingen der 
sozialpädagogischen Prozesse. Kinder, Jugendliche und Familien sind maßgeblich zu beteiligen 
und müssen befähigt werden, Entscheidungen für die Gestaltung ihres Lebens zu treffen. Es 
bedarf selbstgestaltbarer Räume für Kinder und Jugendliche, in denen ihre Beteiligung mit von 
ihnen erlebbarer Wirksamkeit einhergeht – nicht Partizitainment. Darüber hinaus muss eine 
Stärkung der Beteiligung an der Jugendhilfeplanung, der Sozialplanung, der Stadtplanung, der 
Verkehrswegeplanung begründet werden. Die Jugendhilfeplanung muss von den Bedarfen aus 
gedacht werden und nicht - wie oftmals - von den existierenden Angeboten.  

Alltagsorientierung  

Hilfe und Unterstützung von Kindern, Jugendlichen und ihren Familien muss sich an ihrem 
Alltag orientieren. Mit ihnen gemeinsam sind für sie zugängliche und situationsbezogene Hilfen 
zu entwickeln, die ihren individuellen Bedürfnissen und ihren Kontexten gerecht werden. Das 
bedeutet: die Hilfen zur Erziehung stellen immer individuell ausgerichtete Hilfen dar, die sich 
ganzheitlich auf die komplexen Erfahrungen der Adressat*innen ausrichten. Nur so ist es 
möglich, der Diversität der Adressat*innen respektvoll zu begegnen, Ressourcen zu entdecken 
und zu stärken.  

Integration/Inklusion  

Die Einbeziehung der Bedarfe aller Kinder- und Jugendlichen ist geboten. Die Kompetenzen und 
die Unterstützungsangebote der Leistungsträger müssen an diesen ausgerichtet werden. Die 
Diskriminierung von Kindern und Jugendlichen aufgrund von Geschlecht, Hautfarbe, Sprache, 
Religion, politische oder sonstige Anschauung, nationale oder soziale Herkunft, Zugehörigkeit 
zu einer nationalen Minderheit, Vermögen, Geburt und körperlichen und geistigen Merkmalen 
ist auszuschließen.  

Wir betonen erneut, dass Vorhaben, die unbegleitete minderjährige Flüchtlinge ausgrenzen 
bzw. ihre Ansprüche mindern dem Anspruch der Verwirklichung von Grundrechten 
widersprechen.  
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„Um diese Strukturmaximen zu realisieren, beschreibt der Ansatz der Lebensweltorientierung 
sozialpädagogische Handlungsmaximen. Diese sind Aushandeln, Reflektieren, Einmischen und 
Vernetzen/Planen.  

Kinder- und Jugendhilfe, im Sinne des KJHG, ist eine Hilfe, die sich durch Aushandlungsprozesse 
darstellt. Sowohl die Problemdeutungen, als auch die Entwicklung von Angeboten und 
Lösungsstrategien sollen mit den Adressatinnen und Adressaten ausgehandelt werden. Nicht 
die Professionellen haben die Deutungshoheit, sondern Deutungen und Lösungen unterliegen 
einem dialogischen Prinzip.   

Professionelles sozialpädagogisches Handeln erfordert ein ständiges Reflektieren. Alle 
Entscheidungen müssen argumentier – und begründbar sein. D.h. es bedarf dem methodisch 
abgesicherten (selbst-)kritischen Nachdenken und dem Austausch über Ziele und 
Deutungsmuster und die Konsequenzen des professionellen Tuns.   

Der sog. Einmischungsauftrag der Kinder – und Jugendhilfe findet sich in § 1 SGB VIII. Hier wird 
neben der vorgesehenen individuellen Hilfe auch formuliert, dass die Jugendhilfe „dazu 
beitragen (soll), Benachteiligungen zu vermeiden oder abzubauen“ und „positive 
Lebensbedingungen für junge Menschen und ihre Familien sowie eine kinder- und 
familienfreundliche Umwelt zu erhalten oder zu schaffen.“ D.h. der Auftrag der Kinder – und 
Jugendhilfe ist es gesellschaftliche Entwicklungen zu analysieren und sich in alle Bereiche 
einzumischen, die das Leben der Kinder und Jugendlichen betreffen. Also nicht nur die 
Begleitung eines einzelnen Kindes soll Gegenstand der Hilfe sein, sondern die 
Lebensbedingungen aller Kinder. Dazu sind Vernetzung und Planung unerlässlich. Vernetzung 
im Rahmen jeder einzelnen Unterstützungsleistung, um die alltagsorientierten Möglichkeiten 
mit den Kindern und Jugendlichen auszuloten und zu nutzen, aber vor allem um gemeinsam in 
der Kinder- und Jugendhilfe und mit anderen Akteuren und Akteurinnen von Institutionen, wie 
Schule, Gesundheitssystem, Verwaltung als Anwalt der Kinder- und Jugendlichen die 
Bedingungen in ihrem Sozialraum so weiterzuentwickeln, das ein gutes und gesundes 
Aufwachsen möglich wird (vgl. Thiersch 2000)“ (Alsago 2019).   

Die Arbeit im Sinne des SGB VIII mit seinen hier dargestellten Struktur- und Handlungsmaximen 
muss endlich ermöglicht werden und darf nicht abhängig sein von der finanziellen Situation der 
einzelnen Kommunen.   

2. Sitzungsunterlage „Prävention im Sozialraum stärken“  

Der Begriff der Sozialraumorientierung wurde in den zurückliegenden Jahren umfassend 
genutzt um Konzepte sehr unterschiedlicher Intention zu etablieren. Die Bandbreite reicht von 
Neuauflagen gemeinwesenorientierter Arbeit bis zu Ansätzen, die sich eher als 
Haushaltssicherungsprogramme entpuppten, indem über die Einführung von 
Sozialraumbudgets bedarfsbezogene Leistungen budgetiert wurden.  

Vor diesem Hintergrund irritiert, daß im Arbeitsgruppenpapier eine entsprechende Klarstellung 
ausbleibt. Die Annahme, dass sozialräumliche Angebot, Hilfen zur Erziehung auf anderen 
Ebenen entbehrlich macht, ist ein Irrweg, der teilweise leider schon, das SGB VIII ignorierend, 
beschritten wurde. Aus Sicht von ver.di haben Konzepte, die von ausschließlich von 
haushaltspolitischen Erwägungen getragen sind, sowohl rechtlich als auch fachlich keine 
legitime Grundlage.  

Die Strukturmaximen des SGB VIII bilden für uns auch die handlungsleitenden Kriterien für die 
Vorbereitung, die Einrichtung, die Begleitung und die Weiterentwicklung der Angebote zur 
„Prävention im Sozialraum“.  
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Jenseits der im „Modernisierungsprozess“ angesprochenen Themen muss der bedeutende 
Schwerpunkt die primäre und sekundäre Prävention sein, d.h. entsprechend der Leitnormen 
des SGB VIII mit guten Lebensbedingungen für das Aufwachsen der Kinder und Jugendlichen 
und mit einer gut ausgebauten Infrastruktur, die für die Kinder und Jugendlichen und deren 
Familien in ihrem Sozialraum gut erreichbar ist. Niedrigschwellige Angebote, die allen Kindern 
im Sinne eines inklusiven Aufwachsens, Räume ermöglichen, in denen sie willkommen sind, sich 
bilden und entwickeln können, in denen sie soziale Erfahrungen sammeln und sich 
ausprobieren können. Räume, in denen sie sich als selbstwirksam erfahren und in denen sie 
demokratische Prozesse erleben und mitgestalten. Diese Angebote sind von gut qualifiziertem 
sozialpädagogischen Personal zu gestalten und die Kinder und Jugendlichen sind entsprechend 
ihrer selbstformulierten Interessen und Bedürfnisse zu begleiten.  

Eine so gestaltete Kinder– und Jugendhilfe im sekundären Sektor der Prävention bildet das 
Rückgrat eines wirksamen Kinderschutzes, der sich nicht auf die Vermeidung von Risiken und 
Gefährdungen reduziert, sondern auf das Wohlergehen der jungen Menschen zielt. In der 
Praxis und mit den bislang vorliegenden Papieren wir die Grundstruktur der Angebote, im Sinne 
der im SGB VIII angelegten Präventionspyramide, ins Gegenteil verkehrt.  

  

Abbildung 2: Verkehrung der Präventionspyramide, Bohnenberger   

Wir regen daher an, in der weiteren politischen Auseinandersetzung mit Kinderrechten die 
allgemeinen Lebensbedingungen, familien- und kinderfreundliches, bezahlbares Wohnen, 
förderliche und kostenlose sozialräumliche Kulturangebote, und die infrastrukturellen 
Angebote zu fokussieren und qualitativ weiter zu entwickeln. Der Rechtsanspruch auf den Kita-
Besuch und der zukünftige Rechtsanspruch auf ganztägige Bildung und Erziehung der Kinder 
über sechs Jahren sind dabei Schritte in die richtige Richtung. Ähnlich müssen auch die 
Angebote der offenen Kinder – und Jugendarbeit und vieler anderer niedrigschwelliger 
Angebote als Gewährleistungsansprüche ausgestaltet werden. Gleichzeitig sind die Kommunen 
zu verpflichten diese Angebote in ihrer Jugendhilfeplanung zu berücksichtigen und strukturell 
vorzuhalten. Dazu ist eine gute Ausstattung mit Räumen, der erforderlichen Ausstattung, den 
materiellen Ressourcen und qualifiziertem Personal notwendig; dies muss strukturell 
nachhaltig abgesichert werden.  

Zu beobachten ist in der Praxis eine Konzentration der Aufmerksamkeit und der Ressourcen 
auf Kinderschutz mit eingriffsorientiertem Charakter. Die Ausgaben im Bereich der Hilfen zur 
Erziehung sind ein bedeutender Faktor in der Kommunalpolitik und determinieren die 
Diskussion um Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe. Diese fiskalische Prägung behindert das 
Ziel der Realisierung von Kinderrechten.  

 3. Vorbemerkung zu allen Vorschlägen im 3. Arbeitsgruppenpapier:  



 

Allgemeine Bemerkungen der AG-Mitglieder 
- 

 99 

Wir verstehen unsere Mitarbeit in der Arbeitsgruppe als Element ernstgemeinter Beteiligung 
der Fachkräfte an der Entwicklung von Änderungen am bestehenden SGB VIII. Die von der 
Bundesregierung in den Blick genommene Orientierung am Entwurf des Kinder- und 
Jugendstärkungsgesetzes der vergangenen Legislaturperiode reduziert jedoch die Bezugnahme 
auf bereits sehr konkret bestehende Vorhaben bzw. Vorstellungen zu Neuregelungen.  

Gesetze regeln Rechte, Pflichten und Verfahren und damit auch Rechtsfolgen, die im Kontext 
einer Novellierungsdiskussion zu benennen und zu erwägen sind. Wir stellen fest, dass eine 
Vielzahl der im 3. AG Papier benannten Handlungsoptionen so vage oder abstrakt formuliert 
sind, dass die dahinterliegende Intention nicht oder nicht zweifelsfrei klar wird.  

Eine Bezugnahme auf derart vage formulierte Vorschläge bedeutet, eigene Interpretationen 
zum (unsichtbaren) Bestandteil des Vorschlages zu machen. Für die Diskussion in der 
Arbeitsgruppe bedeutet dies, dass neben der Positionierung zum Vorschlag die subjektive 
Interpretation benannt werden muss, um einen Diskurs oder eine Verständigung zu 
ermöglichen.  

Wir werden daher zu den vage formulierten Handlungsoptionen keine Stellungnahme abgeben 
und verweisen inhaltlich auf unsere allgemeinen Anmerkungen zum Themenkomplex.  

Die Arbeit mit und in fachlich fundierten Konzepten sowie deren Anpassung an die 
Bedingungen vor Ort und deren Weiterentwicklung erfordert qualifiziertes Personal.  Dazu 
stellen wir fest: Erzieher*innen, Sozialarbeiter*innen und Sozialpädagog*innen sind, je nach 
Aufgabe, für Arbeiten in diesem Bereich qualifiziert. Der aktuell bestehende Fachkräftemangel 
in nahezu allen Bereichen der Sozialen Arbeit macht Maßnahmen zur Sicherung der 
Fachlichkeit zu der herausragenden Aufgabe. Hier besteht ein unmittelbarer Zusammenhang 
zur Schaffung guter Arbeitsbedingungen. Eine Novellierung des SGB VIII muss diese Zielsetzung 
berücksichtigen.  

Dies beginnt bei der Attraktivität der Ausbildung die, im Falle der Erzieher*innenausbildung 
einer weiteren Vereinheitlichung bedarf und endlich vergütetet werden muss. Darüber hinaus 
müssen nach Möglichkeit in allen Bereichen die Ausbildungskapazitäten aufgestockt werden 
und zusätzliche erschlossen werden.  

Im Falle der Erzieher*innenausbildung stellt die praxisintegrierte Ausbildung eine bedeutende 
Chance in diese Richtung dar, die jedoch auch die Aufgabe einschließt, den Lernort Praxis zu 
qualifizieren und zu entwickeln. So betrachtet ist eine solche Ausweitung der Aufgaben auch ein 
Beitrag zu weiteren Qualifizierung des Arbeitsfeldes. Wir verweisen in diesem Zusammenhang 
auf die im DGB erarbeiteten Empfehlungen zur Gewinnung und Sicherung von Fachkräften in 
der Kindertagesbetreuung.  Auch in anderen Bereichen der Sozialen Arbeit ist erkennbar, dass 
die bestehenden Kapazitäten nicht ausreichen um den Personalbedarf der Zukunft zu decken. 
Schon heute erreichen uns aus der Praxis viele Hinweise darauf, dass offene Stellen nicht 
besetzt werden können. 

Die bisherige Praxis vieler Kommunen, die Leistungserbringung unter Missachtung der in §3 
genannten Prinzipien und stattdessen primär unter Kostengesichtspunkten weitgehend 
auszugliedern, hat dabei mehrere nachteilige Effekte. Zunächst erschwert sie für die örtlichen 
Träger der Jugendhilfe eine Form der Personalentwicklung, die Tätigkeiten in verschiedenen 
Arbeitsbereichen zum Ausgangspunkt von komplexen Erfahrungswissen macht, welches dann 
die Wahrnehmung steuernder und koordinierender Aufgaben mit breiten Kenntnissen des 
Feldes möglich macht. Darüber hinaus wirkt ein, in dieser Richtung aus haushaltspolitischen 
Erwägungen festgelegter Kurs, der von Einsparungseffekten bei externer Leistungserbringung 
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ausgeht, als Motor für eine Konkurrenz auf Kosten der Beschäftigten. So kann die Attraktivität 
professioneller Sozialer Arbeit nicht weiterentwickelt werden.  

Dem flächendeckenden Mangel an sozialpädagogischen Fachkräften kann nur mit Initiativen 
zur Gewinnung und Haltung von Fachkräften auf allen Ebenen sowie durch eine Steigerung der 
Attraktivität dieser Berufe begegnet werden.  

In diesem Zusammenhang ist innerhalb der SGB VIII Reform das Fachkräftegebot (§ 72 SGB VIII) 
deutlicher und verbindlicher zu formulieren. Zurzeit lässt das Gesetz zu, dass die Länder ihre 
Fachkräftekataloge öffnen und damit zur einer Abwertung der sozialen Berufe beitragen. Dies 
führt zu Attraktivitätsverlust der Berufe und eröffnet die Möglichkeit Fachfremde zu 
beschäftigten. Dies ist aus fachlichen und berufspolitischen Gründen fahrlässig und muss 
unterbunden werden.   

Gleichzeitig sollte über den   § 72 SGB VIII der Anspruch auf Fachberatung und Fortbildung aller 
Beschäftigten im Kontext des SGB VIII eingeführt werden. Nur so kann es gelingen die 
Fachkräfte auf Dauer für das sich wandelnde Feld zu qualifizieren.   

Die §§ 79 – 81 SGB VIII weisen dem Träger der öffentlichen Jugendhilfe eine umfassende 
Gesamtverantwortung zur Gewährleistung und Planung geeigneter bedarfsdeckende Angebote 
für Kinder und Jugendliche sowie ihren Familien zu.  

Diese Regelungen sind das Fundament für die Errichtung eines Leistungsspektrums, welches in 
Qualität und Quantität den Bedarfen gerecht wird.  

Für die Aufgaben der Jugendhilfeplanung stehen in vielen Jugendämtern nicht ausreichend 
Fachkräfte zur Verfügung, da die Planungsverantwortung nicht rechtlich prüfend hinterfragt 
und die Kooperation mit den für Bildung zuständigen Ressorts nicht verbindlich durchgeführt 
wird und keine verbindlichen Qualitätsstandards im Sinne der Intentionen des SGB VIII 
existieren.  

Aus unserer Sicht ist eine regelmäßige, alle Bereiche der Kinder- und Jugendhilfe inklusive der 
Aufgaben und erforderlichen Ressourcen des Trägers der öffentlichen Jugendhilfe 
umfassenden Jugendhilfeplanung auf Grundlage entsprechender Berichterstattung in 
sinnvollen Intervallen (mindestens einmal pro Legislaturperiode analog des Kinder- und 
Jugendförderplans in NRW) eine notwendige Voraussetzung zur rechtskonformen Realisierung 
des SGB VIII.  

Die Defizite in diesem Bereich sind aus unserer Sicht eine wesentliche Ursache für den Mangel 
an Angeboten, die sich an der Lebenswirklichkeit der Kinder, Jugendlichen und ihren Eltern 
orientieren und den oft völlig unzureichenden Arbeitsbedingungen der Fachkräfte.  

Wie oben bereits beschrieben, ist der bestehende Mangel an Angeboten und zugehörigen 
materiellen und personellen Ressourcen das Problem. Eine verbindliche Bedarfserfassung und 
Berichterstattung wäre wichtiger Ausgangspunkt für eine zukunftsweisende 
Jugendhilfeplanung, die über kurzfristiges Reagieren im Krisenmodus hinausgeht. Eine solche 
Berichterstattung, die bestehende Bedarfe auf der Ebene der örtlichen Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe analysiert und dann auf Landes- und Bundesebene fortgesetzt wird, ist jenseits 
ihres unmittelbaren Nutzens für die örtliche Jugendhilfeplanung auch zur Fundierung kinder- 
und jugendpolitischer Weichenstellungen auf Landes- und Bundesebene notwendig und muss 
mit anderen Ressorts verbunden werden, um Tendenzen zu erkennen und Strategien z.B. zur 
Ausbildung von Erzieher*innen und Ausbau der Kapazitäten in den Studiengängen  Soziale 
Arbeit den Bedarfen anzupassen.   
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Über das Arbeitspapier hinausgehende / weitere 
Punkte  
- 
Stellungnahmen der AG-Mitglieder 

Dialogforum „Bund trifft kommunale Praxis. Inklusive Kinder- und Jugendhilfe aktiv miteinander 
gestalten“ im Deutschen Institut für Urbanistik e.V. 

(3) Anmerkungen und Hinweise aus der kommunalen Praxis 

Fach- und Führungskräfte aus der breiten kommunalen Praxis wurden über den Verteiler des 
Dialogforums angeschrieben und gebeten, in ein Kommentarfeld auf der Homepage des 
Dialogforums ihre Anmerkungen und Hinweise zum Themenfeld „Prävention im Sozialraum 
stärken“ zu formulieren. Diese sind im Folgenden in anonymisierter Form zusammengefasst 
und hier als Anhang zur Stellungnahme dargestellt. Mit Blick auf die Brückenfunktion des 
Dialogforums zwischen Bund und kommunaler Praxis ist dies insofern von besonderer 
Wichtigkeit, da dort Themen und Aspekte zur 

„Prävention im Sozialraum“ genannt werden, die im vorliegenden Arbeitspapier „Prävention im 
Sozialraum stärken“ entweder weiter vertieft oder bisher nicht oder nur teilweise aufgegriffen 
werden. 

Zu folgenden Teilaspekten wurde kommentiert: 

• Auswirkungen von präventiven Angeboten im Sozialraum 

• Aufbau von Angeboten 

• Kooperation von Kinder- und Jugendhilfe und Schule/Kita 

• Anforderungen an die Kooperationen mit anderen Politikfeldern 

• Jugendhilfeplanung 

• Finanzierungsstrukturen 

• Weitere offene Fragen/ Themen/ Aspekte 

Top 1: Auswirkungen von präventiven Angeboten im Sozialraum 

Wir wissen inzwischen so viel über die Wirksamkeit Früher Hilfen! Es braucht wahrlich keine 
Studien mehr, um Investitionen in diesem Bereich zu rechtfertigen! Nun gilt es, die eindeutigen 
Ergebnisse aus Forschung und Praxis konsequent umzusetzen! In diesem Themenfeld braucht 
es besonders viel Klarheit und Konsequenz: 

a) Es darf nicht der Jugendhilfe allein überlassen bleiben, fallunabhängige Vernetzung zu 
organisieren! Für Fachkräfte medizinischer Bereiche müssen Möglichkeiten geschaffen werden, 
wie sie solche Leistungen abrechnen können. Fachkräfte aus Bereichen Jugendhilfe und Schule 
müssen Zeiten hierfür anerkannt bekommen. Hier fehlen bis heute klare politische Signale! 

b) Stärkung der Sozialräume unter Beteiligung der dort lebenden Familien mit konsequent 
präventiver und partizipativer Ausrichtung ist bestens investiertes Geld und wirkt auf allen 
Ebenen präventiv. Hier verlässliche Regelstrukturen zu schaffen ist - mit Abstand - der 
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wirkungsvollste und insgesamt betrachtet - auch der kostengünstigste Kinderschutz! (Vergleich 
z.B. Präventionskette Dormagen oder Minnesota Studie) 

Auswirkungen: die Annahme (oder Hoffnung), dass ein präventives Angebot bewirkt, dass es 
weniger Hilfe zur Erziehung im Sozialraum gibt, hat sich nicht explizit bestätigt und sollte 
deshalb nicht als Maßstab für die Wirksamkeit präventiver Angebote gelten. Vielmehr geht es 
darum, eine öffentliche Struktur zu schaffen und zu erhalten, die sozialraum-
/gemeinwesenorientiert etabliert ist und langfristig finanziert bleibt. Und es sollte das 
Bewusstsein bleiben, dass es trotz einer guten präventiven Struktur immer Familien geben 
wird, die ambulante oder stationäre Maßnahmen in Anspruch nehmen (müssen), um ein 
gesundes Aufwachsen der Kinder zu ermöglichen. 

In meinem Sozialraum Ulm-Wiblingen wurden 4 Standorte für Quartierssozialarbeit und 3 
Quartierstreffs aufgebaut. Dieser niedrigschwellige Ansatz verhindert die eine oder andere 
höherschwellige Behördenhilfe. Für das kommunale System (Teamleitung und Fachkräfte) 
bedeutet diese begleitende Feldarbeit Arbeitszeit, die nicht in Statistiken oder in 
Fallzahlbemessungen angerechnet wird. 

Ich habe viele Jahre in der kommunalen Jugendhilfe mit einem "Präventivansatz" gearbeitet. 
D.h., wir als "Jugendamt" haben direkt in einem Hochhausgebiet (sozial schwieriges Milieu) 
unsere Büroräume gehabt. Gruppenangebote wurden in einer weiteren Wohnung vorgehalten. 
Zahlreiche Bewohner*innen haben sich beteiligt. Ein Kleidermarkt wurde aufgebaut, Cafe und 
Kindergruppen entwickelt, Feste gefeiert usw. Fast alles wurde von Bewohner*innen 
ehrenamtlich betrieben. Über diese Kontakte konnte mit den Eltern, überwiegend Mütter bei 
Problemen mit den Kindern, präventiv gut gearbeitet werden. Auch mehrtägige Ausflüge 
wurden mit den Familien unternommen. Dort wurde z.B. zu dem Thema Kindererziehung 
gearbeitet. Gäste vom Kinderschutzbund wurden eingeladen. Leider ist dieser Ansatz vor langer 
Zeit schon "eingestampft" worden. Die Räume vor Ort gibt es nicht mehr. Die Dienststellen des 
KSD sind teilweise mehrere Kilometer entfernt, es wird nur noch mit "§ 8a Meldungen" 
gearbeitet. Beziehungsarbeit gibt es nicht mehr. Ein Wiederaufleben des präventiven Ansatzes 
wäre sehr schön und auch unter fiskalischen Gesichtspunkten effektiv. 

Unser Jugendamt arbeitet seit 19 Jahren erfolgreich mit dem Familienrats-Verfahren. Dieses 
Verfahren (FR) ist ideal auch für early intervention/Frühe Hilfen. Es wird genutzt zur 
Hilfeplanung und braucht sich hinter dem Hilfeplanverfahren § 36 SGB VIII nicht zu 
"verstecken". Es ist sogar besser geeignet zur tatsächlichen Verbesserung der Beteiligung von 
jungen Menschen und Eltern. Durch den Familienrat wird Netzwerkerkundung, empowerment, 
echte Partizipation und Ressourcenorientierung ganz praktisch gelebt. Präventiv gesehen gibt 
es kein Mittel, das besser geeignet wäre, passgenaue Bedarfe und auch passgenaue 
Perspektiven gemeinsam (junge Menschen + Eltern + die Jugendhilfe) und auch nachhaltig zu 
entwickeln. Insofern entspricht das Familienrats-Verfahren den explizit geforderten 
Anforderungen des Gesetzes: Grundsatz der Beteiligung, Bedarfsfeststellung, Identifizierung 
der verschiedenen Interessen der Beteiligten (z.B. auch in der Jugendhilfeplanung), Planung 
bzw. Bedarfsbefriedigung (Jugendhilfeplanung), Einbeziehen der Eltern und der jungen 
Menschen bei der Gefahreneinschätzung (Schutzauftrag Kinderschutz) usw. Familien sind der 
Primärgarant für das Kindeswohl, ohne Familien kann kein Kinderschutz gelingen, so die 
Haltung. Selbstverständlich unter Berücksichtigung des staatlichen Wächteramtes, aber eben 
betont unter echtem Beteiligen und Einbeziehen der erweiterten Familie. Insofern bewirkt das 
Familienrats-Verfahren, dass die Familien als aktive Bürger mit Rechten und Pflichten 
angesehen werden, ernstgenommen werden, im Sinne einer Partnerschaft zwischen den 
Professionellen und den Familien. Das wirkt nachhaltig positiv weiter und wurde 
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wissenschaftlich erwiesen. In seinem Kommentar benennt Prof. Wiesner zum § 36 u.a. das 
Familienrats-Verfahren/Familiengruppenkonferenzen (=synonym) als ein gut geeignetes Mittel! 
So plädiere ich dafür, dieses Verfahren in das Gesetz als Anspruch der Bürger aufzunehmen. Als 
Pflicht der öffentlichen Jugendhilfe, auf diesem Weg präventiv zu arbeiten, und nachhaltig und 
empowernd gleich mit. Als Anspruch! Zu nennen sind, etwas globaler, auch andere 
Conferencing-Verfahren wie z.B. Nachbarschaftsräte. www.netzwerkkonferenzen.org. 

Unser Projekt "Familien Stärken im Falkenhagener Feld" (Berlin-Spandau) halten wir für einen 
beispielgebenden Ansatz zur Verbindung von Prävention und Intervention in einem sozialen 
Brennpunkt (Quartiersmanagementgebiet). Eine sog. offene Familienwohnung bietet für Kinder 
und Eltern Treffpunkt und Angebote. Es wird temporär über "Soziale Stadt" (gering) finanziert 
und durch eine städtische Wohnungsbaugesellschaft mit getragen (auch finanziell). Auch diese 
Kombination ist beispielgebend. Es liegt eine Evaluation vor. Es fehlt noch an einer Förderung 
zur Verstetigung des seit 2016 erfolgreichen Modells. Die Novellierung des SGB VIII sollte 
regelhafte Rechts- und Finanzierungsgrundlagen für solche Konzepte schaffen. 

Auswirkungen von präventiven Angeboten im Sozialraum: Zentrale Ansatzpunkte beim Aufbau 
sozialräumlicher Angebote 

Kommentar 1: Prävention im Sozialraum setzt voraus, dass man Familien im Kontext ihrer 
Lebenswelt versucht zu begreifen, nicht nur den Blick auf den festgeschriebenen Hilfebedarf 
richtet, und Ressourcen bei den Familien und innerhalb des Sozialraums mobilisiert. HzE-
Träger, Regeleinrichtungen, Angebote der Schulsozialarbeit, der offenen Jugendarbeit etc. und 
das Jugendamt vor Ort müssten neben ausreichenden Kapazitäten auch einen Auftrag haben, 
um die Bedarfe der Menschen in ihrem Sozialraum wahrnehmen, analysieren, kreative Ideen 
entwickeln und sich vernetzen zu können. Erst dann wird Prävention im Sozialraum die 
Menschen dort erreichen. 

Kommentar 2: Prävention im Sozialraum ist immer auch ein Teil der Hilfen zur Erziehung und 
integraler Bestandteil der Fallarbeit. Das heißt in der Umsetzung, dass sich ein Aspekt der Hilfe 
auf einen konkreten Erziehungshilfebedarf richtet (z.B. wird eine Mutter in der Erziehung ihrer 
Tochter unter- stützt), andere Aspekte kann die ambulante Fachkraft mitbekommen und 
wendet sich diesen unterstützend zu (die Mutter ist außerdem einsam, sie wird dann darin 
unterstützt, sich ein soziales Netzwerk aufzubauen). Prävention passiert auf verschiedenen 
Ebenen: einmal mit den Klienten direkt (z.B. wenn eine Gruppe von Müttern einen 
gemeinsamen Bedarf haben und ich für sie eine Müttergruppe anbieten könnte); zum anderen 
geht es darum, Ressourcen zu kennen, zu verbinden und zu aktivieren (ich habe Mütter, die 
einen Bedarf haben und die ich an das Elternbildungsangebot der örtlichen Beratungsstelle 
anbinde). 

Kommentar 3: Ein gute Voraussetzung für präventives Arbeiten im Sozialraum ist es, wenn das 
örtliche Jugendamt und die Träger der Hilfen zur Erziehung eine sozialräumliche Zuständigkeit 
und dabei beiderseits refinanzierte zeitliche Kapazitäten für die Verbesserung von Lebenslagen 
von Familien in ihrem Sozialraum haben, unabhängig von familienbezogenen Angeboten der 
Hilfen zur Erziehung. 

Top 2: Aufbau von Angeboten 

Bremen verfolgt mit dem Projekt JuWe (Jugendamt weiterentwickeln) auf der Basis der 
erfolgreichen Modellprojektes ESPQ (Erziehungshilfe, Soziale Prävention und 
Quartiersentwicklung) seit 2015 einen stark sozialräumlichen, ressourcen- und 
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lösungsorientierten Ansatz. Neben einem sozialräumlichen Fallverstehen, das auch methodisch 
hinterlegt ist, sind wesentliche Eckpunkte: 

• die sozialräumliche Ausrichtung der Organisation, 

• die personelle Verstärkung insbesondere mit einem Sozialräumlichen Fokus (Case 
Management, Sozialraumkoordination, Häuser der Familie, Erziehungsberatung), 

• ein eigener Haushaltsansatz für sozialräumliche präventive Mikroprojekte, die kreativ und 
flexibel entwickelt und umgesetzt werden können, 

• die sozialräumlichen Mikroprojekte können explizit auch semiprofessionelle Ansätze und 
Peer-Learning umfassen sie sind häufig eng an Schulen, Kitas oder andere Regelangebote 
angebunden, 

• Die Vergabe/Beauftragung der Mikroprojekte erfolgt in einem schlanken Verfahren ohne 
aufwändige Ausschreibungsprozesse. 

Für das Gesetzgebungsverfahren ist anzustreben, dass der Rahmen für ähnliche Ansätze 
geschaffen wird, der insbesondere einen Rahmen für die Entwicklung, Finanzierung und 
Beauftragung von fallübergreifenden und sozialräumlichen Angeboten schafft. Ein wichtiger 
Eckpunkt hierbei ist m.E. die Schaffung von rechtskreisübergreifenden 
Finanzierungsmöglichkeiten (SGBX II, III, V, VIII, IX etc.). 

Ein wichtiger Eckpunkt wäre die explizite gesetzliche Verankerung von 
professionsübergreifenden und semiprofessionellen Möglichkeiten sowie von Peer-Learning. 
Um die bekannten entsprechenden Debatten zu minimieren, sollte auf jeden Fall eine 
Klarstellung erfolgen, dass fallübergreifende und fallunabhängige Angebote den gesetzlich 
verankerten individuellen Rechtsanspruch in keiner Weise in Frage stellen oder einschränken. 
Der sozialräumliche Ansatz sollte inklusiv verfolgt werden, das heißt, dass Kinder/Jugendliche 
mit Einschränkungen Zugang zu den sozialräumlichen Angeboten und Strukturen haben 
müssen. Die Kooperation mit anderen Feldern (insbesondere Schule, Kita, Gesundheit und 
berufliche Integration) muss weiter gestärkt werden. Für die anderen Systeme müssen ähnliche 
Kooperationsverpflichtungen in die entsprechenden Gesetzeswerke aufgenommen werden 
verbunden mit den dafür erforderlichen Ressourcen. 

Das Angebot an niedrigschwelligen Angeboten für Kinder, Jugendliche und Familien nach §§ 11 
& 16 SGB VIII entspricht nicht den Bedarfen. Ein verlässliches Angebot in diesen Bereichen kann 
Menschen erreichen und ihnen helfen, bevor sie z.B. in krisenhafte Lebenslagen kommen. 

Wirksame Präventionsangebote im Sozialraum sind fachübergreifend zu planen und 
durchzuführen. Nur im Zusammenwirken der Fachkräfte aus der Kinder- und Jugendhilfe, dem 
öffentlichen Gesundheitsdienst (Gesundheitsförderung, Suchtprävention) und der 
Stadtentwicklung (soziale Stadt) sind auf Grundlage der verschiedenen gesetzlichen Regelungen 
(z.B. SGB, Präventionsgesetz, Förderprogramm soziale Stadt) wirksame niedrigschwellige 
Angebote im Sozialraum zu entwickeln. Diese kooperative Zusammenarbeit (Planung, 
Durchführung und Evaluation) zum Aufbau von Präventionsketten im Sozialraum und zur 
Implementierung von unterstützenden Angeboten für die Familien unter Einbeziehung der 
weiteren Settingbereiche Schule und Kita im Sozialraum sollten auf politischer, 
gesellschaftlicher und kommunaler Ebene strukturell fest verankert werden. 

Im Aufbau der präventiven sozialraumorientierten Angebote sollte berücksichtigt werden, dass 
besondere Zielgruppen (Familien in besonderen Notlagen oder mit einer Vielzahl von 
Risikofaktoren) es oft nicht schaffen, Angebote wahrzunehmen, die eine KOMM-Struktur haben 
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und der Stellenwert und Wirksamkeit von AUFSUCHENDEN Angeboten gestärkt/gefördert 
werden müssen (vor Hilfen zur Erziehung). Aufsuchende Angebote können über die 
Kooperation Jugendhilfe mit ....(?) an den Einrichtungen verortet werden, die Eltern mit ihren 
Kindern auf jeden Fall nutzen, z.B. Kita, Schule, medizinische Einrichtungen (Kinderärzte, 
Familienzentren, Krankenhäuser, Geburtskliniken). Des Weiteren wäre auch eine Verstetigung 
von speziellen Angeboten (z.B. Gruppen- und Einzelangebote für Alleinerziehende, Eltern mit 
psychischen Beeinträchtigungen, minderjährige Mütter, ...) sinnvoll, auch damit Familien in 
besonderen Lebenslagen nicht gleich zum FALL werden.  

Meines Erachtens sind die Grundvoraussetzungen der präventiven Arbeit gegeben, es fehlt 
allerdings massiv an Zeit bzw. Personal, um hier richtig tätig werden zu können. Präventive 
Arbeit setzt eben auch Personalkapazitäten voraus. Es braucht mehr Jugendzentren mit 
attraktiven Angeboten für Kinder und Jugendliche, um diese niedrigschwellig zu erreichen; 
wohin man Jugendliche seitens des KSD auch einmal verweisen kann, wo sie sinnvoller 
Nachmittagsbeschäftigung nachgehen und Vertrauenspersonen finden können. Aus Sicht des 
KSD würde dies eine Lücke im System schließen, die leider entstanden ist. Jugendliche warten 
unglaublich lange - wenn sie denn einmal an den KSD herantreten und eine Vertrauensperson 
erbitten -, bis sie jemanden an die Seite gestellt bekommen können. Es wäre wünschenswert, 
wenn Jugendzentren als Anlaufstelle als feste Ankerpunkte zurück kämen in die sozialräumliche 
Landschaft. 

Aus meiner Sicht bedarf es klarere Qualitätsstandards und gesetzlicher Grundlagen in der 
kommunalen "Offenen Kinder- und Jugendarbeit", um eine leistungsfähige Prävention anbieten 
zu können. Die "Offene Kinder- und Jugendarbeit" ist in ihrer Handlungsfähigkeit eingeschränkt, 
da sie auf Grund der "freiwilligen Leistung" nie auf einer personellen und räumlichen 
Ausstattung bestehen kann. Es bedarf einer klaren Entscheidung für Bedarf und notwendige 
Rahmenbedingungen. 

Da mein Amt mit den Themen Jugend und Integration beschäftigt ist, ist mein Blick u.a. 
besonders auf die jungen Erwachsenen, die aus den Einrichtungen der UMA ausscheiden, und 
auch auf die jungen Menschen gerichtet, die ab 18 Jahren nach Deutschland geflohen sind und 
ein Bleiberecht erhalten haben. Beide Gruppierungen sind „zur Vermeidung von 
Obdachlosigkeit“ in den Kommunen untergebracht, haben aber so gut wie keine Möglichkeit, 
durch die Jugendhilfe unterstützt zu werden. Auch unter dem Gedanken der Prävention im 
Sozialraum wäre dies aber ein wichtiger Aspekt. 

Ein anderer Aspekt sind Quartierszentren, in denen mehrere Dienstleistungen, kulturelle 
Angebote, Behörden, Elternschule, Freizeiteinrichtung, Sozialberatung etc. unter einem Dach 
vereint sind, um so Begegnungen zwischen verschiedenen Bevölkerungsgruppen "nebenbei" zu 
ermöglichen. Auch ein Raum, der von mehreren Akteuren im Sozialraum flexibel genutzt 
werden kann, stärkt Engagement und Beteiligung und kann somit präventiv wirken, wenn man 
davon ausgeht, dass Prävention durch Stärkung von Teilhabe und Handlungsoptionen 
funktioniert. 

Der Vogelsbergkreis hat sich bereits im Jahr 2014, getragen von einem einheitlichen 
Kreistagsbeschluss auf den Weg gemacht, die Jugendhilfe nach dem Fachkonzept 
Sozialraumorientierung (Prof. Hinte) neu auszurichten. Gerade in unserer ländlichen Gegend 
mit geringer Bevölkerungsdichte gelingt es uns zunehmend, dass öffentlicher Jugendhilfeträger 
und alle freien Träger zu Kooperations- und Handlungspartnern werden, die sowohl eine 
gemeinsame Haltung als auch ein einheitliches Fallverständnis haben. Ein Herzstück unserer 
Umstrukturierung sind sog. "Hilfen unter einem Dach". An 6 Standorten sind budgetfinanzierte 
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HueD-Einrichtungen entstanden, mit dem Ziel, Grenzen zwischen ambulanten, teilstationären 
und vollstationären Hilfeleistungen aufzulösen. Durch wohnortnahe passgenaue und flexible 
Hilfearrangements wollen wir individuellen und sich verändernden Hilfebedarfen verstärkt 
gerecht werden und nachhaltige verbesserte Sozialisationsbedingungen der Hilfeempfänger 
erzielen. Schwierigkeiten bei der Umsetzung bereitet uns bislang noch die 
Heimaufsichtsbehörde, weil sie (bei herkömmlicher versäulter Betrachtung) keine explizite 
Zuordnung mehr zu einem Leistungsbereich mit entsprechendem Betreuungsschlüssel 
nachvollziehen kann - was ja auch beabsichtigt ist, weil nicht mehr in Einrichtungsstrukturen, 
sondern am jeweils persönlichen Hilfebedarf orientiert konsequent gedacht und gehandelt 
wird. Hier wäre im Rahmen einer bundesgesetzlichen Novellierung die Festschreibung einer 
Öffnungsklausel o.ä. sehr wünschenswert. In diesem Zusammenhang wäre eine generelle 
Modernisierung der im Gesetz aufgelisteten versäulten HzE-Leistungen §§ 27 ff mit mehr 
Flexibilität und Kombinationsmöglichkeiten sehr zu begrüßen. 

Zu den präventiven Angeboten müssten auch die Ambulanten Erziehungshilfen zählen. Daher 
muss hier auch mehr Förderung rein. Parallel ist die Finanzierung der aktuellen präventiven 
Angebote nicht ausreichend. Es wird so gut wie nichts bezahlt. Das müsste sich dringend 
ändern. 

Top 3: Kooperation von Kinder- und Jugendhilfe und Schule/Kita 

Langfristig sollte die Einrichtung Schulassistenzen zurzeit noch gemäß § 35a SGB VIII in den 
Verantwortungsbereich der allgemeinbildenden Schulen/Schulbehörden übergehen (siehe 
Bundesland Hamburg). Der Anbieterträgermarkt für Schulassistenzen ist in Niedersachsen 
ausgeschöpft, d.h. bedürftige Schülerinnen können durch die Jugendämter nicht unterstützt 
werden, weil es keine freien belegbare Schulbegleiter/innen mehr gibt. 

Vorschlag: Schulbegleitungen auch für von seelischen Beeinträchtigungen (bspw. ICD 10 
Diagnosen Autismus, ADHS, Störung des Sozialverhalten) betroffenen Schülerinnen durch von 
dann in den Schulen festangestellten Schulbegleiter/innen (Pool) betreuen zu lassen. Diese 
Pädagoginnen könnten dann auch präventiver in den Schulklassen arbeiten und nicht wie jetzt 
als Einzelfallhelfer/innen für das vom kommunalen Jugendhilfeträger anerkannten Kind. Ggf. 
SGB VIII-Änderungen nötig, da die EU Gesetzgebung ja inklusives Leben in Deutschland fordert. 
Einrichtungen von Schulassistenzen als Einzelfallhilfe in Schulen sind zwar integrative Hilfen, 
aber nicht inklusiv. Sie stigmatisieren das bedürftige Kind und grenzen es eher aus der 
Klassengemeinschaft aus. Automatisch durch schulische Angestellte geförderte Kinder ohne 
komplizierte Antragsverfahren mit zur Zeit noch vorgeschriebener psychiatrischer und 
sozialpädagogischer Diagnostik könnten kurzfristiger und ganzheitlicher gefördert werden, 
auch präventiv, so das sich z.B. Entwicklungsstörungen nicht verfestigen. 

Ich arbeite als Berater im frühpädagogischen Feld und begleite Fachkräfte, 
Kindertageseinrichtungen mit dem Ziel, die pädagogische Qualität vor Ort zu sichern und zu 
verbessern. Zur Stärkung der Prävention ist es meiner Ansicht nach wichtig, sich bei der 
Planung und Umsetzung von speziellen und alltagsintegrierten Aktionen an demokratischen 
Grundprinzipien wie Partizipation, Inklusion, Kinderrechten sowie den Ressourcen der 
Fachkräfte anzusetzen. Eine kontinuierliche Begleitung der Prozesse in Form externer Beratung 
ermöglicht, die Qualität in den Blick zu nehmen: nachhaltige Strukturen zu etablieren, 
Einstellungen bzw. Haltungen von Fachkräften und weiteren Akteuren zu spiegeln sowie die 
entscheidenden Prozesse der unmittelbaren Tätigkeit mit Kindern gemeinsam bewusst in den 
Blick zu nehmen und über positive Impulse zu verbessern. Die Leitungen von 
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Kindertageseinrichtungen übernehmen dabei die Schlüsselrolle für das Gelingen der Prozesse 
im Alltag und sollten daher in der Lage sein, diese Verantwortung übernehmen zu können. 

Dazu gilt es entsprechende Rahmenbedingungen zu schaffen. Politik zur Stärkung der 
Prävention sollte sich meiner Ansicht nach im Bereich der frühkindlichen Bildung, Betreuung 
und Erziehung weniger an den originären Präventionsthemen (Gewalt, Medien, etc.) ausrichten, 
sondern vielmehr dafür sorgen, dass Fachkräfte in Kitas ihre Denken und Handeln an 
Kinderrechten und zentralen demokratischen Grundprinzipien ausrichten, damit dies 
vorbildlich auch in die Familien als ersten und wirksamsten kindlichen Sozialisationsort wirken 
kann. Für das Gelingen gilt es institutionsübergreifend entsprechende nachhaltige 
Rahmenbedingungen zu schaffen und bei Überlegungen ebenso konsequent an den 
Bedürfnissen und Rechten der Kinder anzusetzen, indem diese selbstverständlich und in 
angemessener Weise in den Prozess einbezogen sind. Wissenschaft und Praxis hat in den 
letzten Jahren entsprechendes (fach-)didaktisches Wissen sowie wirksame Instrumente 
entwickelt, durch deren Anwendung dieses Vorgehen professionalisiert werden kann. Machen 
wir uns also auf den Weg, Prävention im Sozialraum zu stärken! 

Der mittlerweile steigende Bedarf an Schulsozialarbeit und die wachsende Ausstattung der 
Schulen mit entsprechenden Stellen durch die Länder (Kultusministerien), macht eine 
gesetzliche Verortung der Schulsozialarbeit notwendig. Da es sich in vielen Fällen um Themen 
aus der Jugendhilfe bzw. Jugendsozialarbeit handelt und der m.E. präventive Gedanke im 
Vordergrund steht, spreche ich mich für die Aufnahme in das SGB VIII aus. Eine eigene Regelung 
unter § 13 SGB VIII erscheint geboten. 

Die Anbindung der Schulsozialarbeit in die Jugendhilfe hat den Vorteil, dass die Verbindung 
zwischen den Schulen und der Jugendhilfe gestärkt wird. Lehrer fühlen sich zu wenig in der 
Verantwortung, mit der Jugendhilfe zu kooperieren. 

Die gängige Praxis ist die Abgabe an die Jugendhilfe und nicht eine gemeinsame Planung zur 
Unterstützung des Kindes/Jugendlichen. Schulen beteiligen sich nicht an der sozialräumlichen 
Arbeit und sind deshalb über vernetzende Hilfsmöglichkeiten nicht informiert. Sicherung des 
Personals und der Wiederbesetzungen in den Sozialen Diensten der JÄ. Die Politik muss sich um 
eine bessere Bezahlung der Kolleg/innen der Sozialen Dienste kümmern. Es herrscht jetzt schon 
Personalmangel. Kleinere Kommunen finden keine Fachkräfte mehr. Wenn das so weiter geht, 
besteht eine große Gefahr für den Kinderschutz. 

Wichtig wäre: 

• Einführung von Sprechstunden der Allgemeinen Sozialen Dienste (Jugendämter) in den 
Schulen. 

• das System Schule sollte sich weiter öffnen und in den Sozialraum/das Quartier wirken. 
Vernetzung Jugendhilfe - Schule ist meist unbefriedigend. Dies betrifft insbesondere die 
Verstetigung und Professionalisierung von Schulsozialarbeit (keine Gesetzesgrundlage). 

• eine Anerkennung der Schulsozialarbeit als unabhängiger Akteur der erweiterten 
Jugendhilfe und nicht als weisungsgebundener Teil von Schule. 

Wir sprechen uns dafür aus, dass die Teilhabeassistent*innen nach § 35a SGB VIII fest in den 
Schulen angegliedert sein sollten und somit in den Händen des Schulamtes angegliedert 
werden sollten. So könnte ein häufiger Wechsel von Teilhabeassistent*innen vermieden und 
eine Konstante innerhalb der Schule für die Kinder und Jugendlichen geschaffen werden. 
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Die Schulen müssten Teil des Sozialraumes werden und Lehrkräfte sollten ausgewiesene 
zeitliche Kapazitäten bekommen, um sich im Sozialraum vernetzen zu können. 

• Ganztagesschulen räumlich, sächlich und personell angemessen ausstatten, 

• Angebote für "Lücke-Kinder" (zu alt für den Hort, zu jung für die Jugendfreizeiteinrichtung 
(10 -13) machen, 

• Hortangebote attraktiv machen, z.B. durch Kooperation mit Sportvereinen, 

• Spielmobile wieder einführen, 

• Jugenderholungsangebote in den Ferien, 

• Wochenendöffnungen der Jugendfreizeiteinrichtungen möglich machen, 

• Unterstützungsangebote für gelingende Schulabschlüsse machen, 

• Kita-Sozialarbeit einführen, um Eltern in ihren Kompetenzen zu stärken, 

• Medienkompetenzangebote machen. 

Top 4: Anforderungen an die Kooperationen mit anderen Politikfeldern 

Kinderschutz: Spezialisierung der ASD und KSD. Krisendienst/Inobhutnahmedienst, einen 
Dienst für Hilfe zur Erziehung. Zu allererst sollte es eine ganz klare Definition für den Begriff 
Kindeswohlgefährdung geben! Inzwischen wird dieser Begriff so missbraucht, dass eine 
ordentliche Arbeitsweise fast unmöglich gemacht wird. 

Problematiken wie Schulverweigerung oder Schulschwänzen, Impfungen für Kinder, 
Kindergartenbesuche werden wahllos zur Kindeswohlgefährdung gemacht. Meldungen über 
mangelnde Förderung, unentschuldigtes Fehlen in der Schule für 2 Tage sind Meldungen, die 
bearbeitet werden müssen und viel Zeit binden, sodass die wirklichen Gefährdungen in den 
Hintergrund rücken. 

Justiz: Auch das Familiengericht muss informiert werden, was Jugendhilfe kann und wo die 
Grenzen sind. Oftmals wird die Bezirkssozialarbeit als unfähig, gegen die Familien und lästig 
gesehen. Hier stehen die Elternrechte im Vordergrund. Die Kinderrechte, wichtige 
Bindungstheorien, Entstehungen von Traumatisierungen und deren Auswirkungen sind nicht 
bekannt. 

Top 5: Jugendhilfeplanung 

Wer gute Arbeit möchte, muss sich auch über zeitliche und finanzielle Kapazitäten Gedanken 
machen. Hier ist zu beachten dass oftmals in die engsten familiäre Zonen eingegriffen. wird. Es 
dauert lange, eine Beziehung aufzubauen, in der das Gegenüber Vertrauen fasst und 
Veränderungen zulassen kann. Ängste schüren und Drohungen auszusprechen, ist hier wenig 
konstruktiv. Auch Familien vorher mitzuteilen, dass eine Hilfe nur für einen bestimmten 
Zeitraum zur Verfügung steht, ist wenig hilfreich. Dies verstärkt den Gedanken des Sich-nicht-
anvertrauen-könnens. Die Jugendhilfe ist keine klassische Dienstleistung an den Bürger! Nur 
wer feinfühlig und aufmerksam in ein Familiensystem einsteigt, kann etwas bewirken. 
Selbstformulierte Ziele der Familien, die häufig hohe Defizite aufweisen, psychische, 
unbehandelte Erkrankungen seit Jahren sich tragen, sind unrealistisch. Die bedürftigen Familien 
sind nicht in der Lage, irgendwelche smart geprüften Ziele zu formulieren. Sie können in 
praktischen Handlungsfeldern eventuell ein Umdenken erlernen. Jugendhilfe heißt eng am 
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Menschen und vor allem mit dem Menschen zu arbeiten. Es braucht einen langen Atem. Und 
ohne eine Beziehung herstellen zu können, kann nicht gearbeitet werden. 

Top 6: Finanzierungsstrukturen 

Als Teilbereichsleitung von Ambulanten Familienhilfen möchte ich etwas zu den 
Finanzierungsstrukturen sagen: Leider kann das bayrische Landesjugendamt den örtlichen 
Jugendämtern nur Empfehlungen geben, die die Jugendamtsleitungen meist wenig 
interessieren. Deshalb hat jedes JA seine ganz eigene Finanzierungsphilosophie und agiert im 
seinem Einzugsgebiet wie ein kleines Fürstentum. Ich halte das für einen grundlegenden 
Systemfehler in der BRD. Beispielsweise wird das Subsidiaritätsprinzip von fast allen Ämtern 
missachtet, sowie die Empfehlung des Landesjugendamts, nicht mit Honorarkräften zusammen 
zu arbeiten. Dadurch wird die qualitativ gute Arbeit von öffentlichen Trägern unterminiert und 
existentiell bedroht. Honorarkräfte haben in aller Regel weder ein stützendes oder korrektives 
Team im Rücken noch Supervision oder regelmäßige Fortbildungen noch haben sie 
Vertretungen. All das ist bei öffentlichen Trägern Pflicht. Der Trend geht immer mehr Richtung 
Preisdumping, letztlich auf Kosten immer komplexerer Problem-Konstellationen in den 
Familien. Am Ende zahlen Kinder und Jugendliche den Preis für diese besorgniserregende 
Entwicklung! 

Jugendhilfeangebote präventiver Art brauchen eine feste, verstetigte Finanzierungsstruktur, 
Projektcharakter und der (halb-)jährliche Kampf und Bewilligungen aus verschiedenen 
Finanzierungsquellen sind unverhältnismäßig und schädigen die Wirksamkeit der Angebote, da 
es auch einer Kontinuität und Zuverlässigkeit in der Angebotsstruktur und der 
Ansprechpartner/innen bedarf. Kooperationen dazu z. B. Jugendhilfe - Frühe Hilfen - 
Gesundheit – Schule sollten sich auf ein gemeinsames Anliegen und gemeinsame Ziele 
verständigen und diese im Sozialraum verstetigt umsetzen. 

Größtes Problem von sozialraumbezogenen Projekten ist die zeitlich beschränkte Finanzierung. 
Personalplanung und Nachhaltigkeit deswegen sehr schwierig. Wenig "gesamtgesellschaftliches 
bzw. perspektivisches Denken" in der Politik, d.h., es wird nur in Legislaturperioden gedacht 
und nur an den jeweils eigenen Etat und nicht "größer". 

Oftmals scheitert der Aufbau von Angeboten an der Finanzierung von Koordinierungskräften. 

Die Einrichtungen der offenen Kinder und Jugendarbeit leisten einen enormen Beitrag zur 
Prävention. Es wäre hilfreich, diese Angebote finanziell besser auszustatten. In der Regel 
erweisen sich die Einrichtungen auch als sehr flexibel was kleinere Projektideen zusätzlich zu 
ihren regulären Angeboten betrifft, daher braucht es weniger neue Strukturen als vielmehr eine 
Förderung und einen Ausbau der bestehenden. 

Regelfinanzierungen sind notwendig, keine Projektfinanzierung. Das ist für Träger zunehmend 
unattraktiv und in Zeiten von Fachkräftemangel ist es auch schwierig qualifiziertes Personal mit 
zeitlich befristeten Verträgen zu finden. 

Top 7: Weitere offene Fragen/ Themen/ Aspekte 

Um "präventiv" im Sozialraum zu arbeiten, wäre es wichtig bessere und eindeutige 
Rechtsgrundlagen hierzu im SGB VIII zu schaffen. Oftmals ist es eine große Herausforderung, 
präventive Hilfen, welche nicht nur einen Adressaten haben, sondern zumeist mehre, einer 
Finanzierungsgrundlage zuzuordnen. Es braucht unserer Auffassung nach einen klaren 
gesetzlichen Auftrag für fallübergreifende- und- fallunspezifische Arbeit, welche - falls möglich - 
der Einzelfallarbeit vorgezogen werden sollte. Ziel von so einer Regelung wäre z.B., immer 
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bedarfsgerecht reagieren zu können und Klienten somit weder alles abzunehmen noch sie zu 
überfordern. Nur so können Maßnahmen nachhaltig, aktivierend und ressourcenorientiert 
gelingen. 

Im Präventionsgesetz wäre eine ausreichende Finanzierung von gesundheitsförderlichen 
Angeboten im Setting für Kinder und Jugendliche vorhanden. Allerdings ist die Antragstellung 
durch die Leitlinien so kompliziert, dass in der Praxis die Gelder nicht abgerufen werden und 
bei den Krankenkassen verbleiben. Gerade gesundheitliche Chancengleichheit wird damit nicht 
erreicht! 

Frage nach der Sinnhaftigkeit der Aufbewahrungsfrist von Erziehungshilfeakten: Die Akten der 
ehemaligen Pflegekinder werden 10 Jahre nach Ablageverfügung aufbewahrt. In der jüngsten 
Vergangenheit hatten wir einige Kontaktaufnahmen ehemaliger Pflegekinder, die nun für den 
Unterhalt ihrer leiblichen Eltern aufkommen sollten. Da in allen Fällen die Akten gem. der 
gesetzlichen Aufbewahrungsfrist vernichtet waren, konnten die ehemaligen Pflegekinder vor 
dem Sozialgericht nicht nachweisen, nicht bei ihren leiblichen Eltern aufgewachsen zu sein und 
was die Gründe dafür waren. Es wäre sinnvoll, die Aufbewahrungsfristen so zu verlängern, dass 
ehemalige Pflegekinder in dieser Situation an den Pflegekinderdienst herantreten und 
Unterstützung finden können. 

Dokumentation/Aktenführung: 

• Mehr Einsatz von Verwaltungskräften in den Dienststellen für die Dokumentation. 

• Die Bezirkssozialarbeiter sind inzwischen darauf bedacht, eine ordentliche Aktenführung 
zu präsentieren. Die wesentlichen Inhalte, eine gute Begleitung der Familien rückt 
zunehmend in den Hintergrund. Je eher eine gute Zusammenarbeit erfolgt, umso mehr 
kann für die Familien getan werden. 

• Ein Krisenmanagement für Notfälle in Familien sollte in den einzelnen Stadtteilen 
vorhanden sein. Eine Anlaufstelle, die unterstützend tätig sein kann und nicht erst 
tausend Beratungen, Formulare, Anträge, Prüfung durch Leitungsinstanzen durchlaufen 
muss. 

Generelles Statement zur Modernisierung des SGB VIII: 

• Alle Hilfen der Eingliederungshilfe (<18) sollen in das SGB VIII und ein einheitlicher 
Tatbestand Erziehung, Entwicklung und Teilhabe) wird formuliert. Eine einheitliche 
Organisation (Träger der öffentlichen Jugendhilfe) soll Ansprechpartner für die Menschen 
sein (Hilfen aus einer Hand) 

• Ein offener Leistungskatalog - weg von den definierten Leistungen hin zu flexiblen Hilfen 

• Übergangsmanagement aus dem System des SGB VIII für junge Menschen ab 18/21 
schaffen 

• Keine Änderung beim Betriebserlaubnisverfahren. Der Begriff „Heimaufsicht“ ist neu zu 
definieren und zu differenzieren zwischen Kindertagesbetreuung und Einrichtungen der 
Jugendhilfe. Begriff „Einrichtung“ beim Betriebserlaubnisverfahren näher und 
umfänglicher beschreiben. 

• Schulsozialarbeit als Aufgabe der Jugendarbeit am Ort 

• Schule im § 11 SGB VIII verankern und die Kooperation zwischen Schule und Jugendhilfe 
beschreiben und als gesetzliche Vorgabe einführen 
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• Einrichtungen von Ombudsstellen als Pflichtaufgabe des überörtlichen Trägers der 
Jugendhilfe 

• Höhere Qualitätsstandards bei Auslandsmaßnahmen 

• Stärkerer Schutz von Frauen und Kindern in Flüchtlingsunterkünften 

• Die Kooperation zwischen Jugendämtern, Gesundheitsämtern und Justiz verbindlicher 
gestalten 

• Verpflichtung zur gemeinsamen Jugendhilfe-, Schulentwicklungs- und Stadtplanung 
stärken und regeln. 

• Fallzahlbegrenzung durch Konkretisierung des § 79 Abs. 3 stärken (keine zahlenmäßige 
Fallzahlenbegrenzung, sondern Beschreibung der qualitativen Prozessbeschreibung und 
daraus Ableitung der Fallzahlen. 

• Verlagerung der Zuständigkeit der Eingliederungshilfe für Kinder und Jugendlich in den 
Rechtskreis und die Rechtssystematik des SGB VIII 

Wechsel in der Zuständigkeit der Jugendämter bei Verzug der Familie: Meine Tätigkeit betrifft 
schwerpunktmäßig stationäre Jugendhilfeangebote. Dabei haben wir immer wieder ein 
Problem damit, dass die Zuständigkeit des Jugendamts wechselt, wenn Eltern(-teile) verziehen. 
Gerade bei stationären Unterbringungen sind die Lebensläufe der Eltern häufig sehr unstet, 
teilweise haben diese auch seit Jahren keinen Kontakt mehr zu den Kindern/Jugendlichen - aber 
dennoch bestimmen sie durch ihren Umzug, dass ein neues Jugendamt zuständig wird, die 
Jugendlichen eine neue Fallführung bekommen - und im ungünstigsten Fall auch noch die 
stationäre Maßnahme/ Unterbringung in Frage gestellt wird. Uns ist bewusst, dass es dabei um 
Fallzahlen geht und die Jugendämter alle über dem Limit sind. Dennoch würde ich mir eine 
Diskussion darüber wünschen, unter welchen Voraussetzungen hier Ausnahmen möglich 
gemacht werden können und die INHALTLICHE Fallführung bei der gleichen Person verbleiben 
kann (Amtshilfe und die wirtschaftliche Verrechnung ist noch einmal ein anderes Thema). 

Statements aus dem Bereich der Interdisziplinären Frühförderung: 

Als Vertreter/innen der Interdisziplinären Frühförderung für Kinder mit (drohender) 
Behinderung ist es uns ein besonderes Anliegen, dass individuellen Ansprüchen im 
Zusammenhang mit einer (drohenden) Behinderung in jeder Hinsicht Rechnung getragen wird. 
Die Vertragsstaaten, die die UN-Behindertenrechtskonvention ratifizierten, so auch die BRD als 
eine der ersten, haben sich in Art. 23 Abs. 3 dazu verpflichtet, „ … Kindern mit Behinderungen 
und ihren Familien frühzeitig umfassende Informationen, Dienste und Unterstützung zur 
Verfügung zu stellen.“ 

Als eine besondere Form der nationalen Umsetzung dieses individuellen Informations- und 
Beratungsanspruchs ist zweifelsohne das offene, niedrigschwellige Beratungsangebot für 
Eltern, die ein Entwicklungsrisiko bei ihrem Kind erkennen oder vermuten, anzusehen (s. § 6a 
Punkt 2 FrühV/BTHG). Weiterhin wird der Anspruch auf Leistungen zur Stärkung von 
Selbstbestimmung sowie einer vollen, wirksamen und gleichberechtigten Teilhabe am Leben in 
der Gesellschaft in besonderer Weise Kindern mit Behinderungen zugestanden (vgl. § 1 SGB IX). 

Präventiver Kinderschutz bedarf der Berücksichtigung der besonderen Rechte und Bedürfnisse 
von Kindern mit (drohender) Behinderung und deren Familien. Dieser Anspruch muss in einer 
Gesetze übergreifenden Form deutlich gemacht/verbindlich geregelt werden. 
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Ein weiterer wesentlicher Aspekt in der Diskussion hinsichtlich „Prävention im Sozialraum“ 
betrifft die interdisziplinäre und interinstitutionelle Zusammenarbeit. Auf der Basis rechtlich 
verbindlicher Grundlagen (§ 3 Abs. 2 Bundeskinderschutzgesetz und § 6a Punkt 3c) sind 
Interdisziplinäre Frühförderstellen (IFS) als Bestandteile kooperativer Netzwerkstrukturen im 
Sozialraum verankert. Die Einbeziehung von IFS in präventive Strukturen ist wichtig, weil Kinder 
mit Behinderungen eine erhöhte Verletzlichkeit in ihrer Entwicklung aufweisen. Es bedarf einer 
besonderen Expertise, die mit den Ausprägungen von Behinderung und dem Alltag von 
betroffenen Kindern und ihren Familien vertraut ist. Insbesondere in Familien mit Säuglingen, 
Klein- und Kindergartenkindern, die behindert oder von Behinderung bedroht sind, treten nicht 
selten zusätzliche Belastungs- und Risikofaktoren auf, die auch eine erhebliche Relevanz im 
Hinblick auf einen präventiven Kinderschutz besitzen. Eine wirksame Prävention im Sozialraum 
tut gut daran, die spezifischen Bedürfnisse von Kindern mit (drohender) Behinderung und 
deren Familien besonders ins Blickfeld zu nehmen. In Anerkennung der individuellen Rechte 
und Leistungsansprüche von Kindern mit (drohender) Behinderung ist eine Einbeziehung 
Interdisziplinärer Frühförderstellen in einen sozialraumorientierten und präventiv 
ausgerichteten Kinderschutz unumgänglich und finanziell sicherzustellen. Viele neue 
wissenschaftliche Studien zeigen eindrucksvoll die hohe Wirksamkeit von Prävention durch die 
Interdisziplinäre Frühförderung. 

Der Vorstand der Vereinigung für interdisziplinäre Frühförderung - Bundesvereinigung (VIFF) e. 
V. unterstützt die Stellungnahme der Vereinigung für Interdisziplinäre Frühforderung-
Landesvereinigung Bayern e.V. In diesem Zusammenhang weisen wir auf das Positionspapier 
der Deutschen Vereinigung für die Rehabilitation (DVfR) e.V. hin: „Zur interdisziplinären 
Teilhabesicherung von Kindern mit (drohenden) Behinderungen, chronischen Erkrankungen 
oder Entwicklungsbeeinträchtigungen im Vorschulalter und der Unterstützung ihrer Eltern“. 
Dieses Papier, an dem Vorstandsmitglieder der VIFF aktiv mitgewirkt haben, stellt insbesondere 
auch die sozialräumliche Einbindung und Bedeutung der interdisziplinären Frühförderung dar. 
Es wird im Juni 2019 dem Hauptvorstand der DVfR zur Beschlussfassung vorgelegt und dann 
umgehend veröffentlicht. Vereinigung für interdisziplinäre Frühförderung – Bundesvereinigung, 
(VIFF) e. V. 

Mobilität von jungen Menschen muss stärker gefördert werden. Dafür muss wesentlich mehr in 
die Personalstruktur für Organisatoren von Projekten Internationaler Jugendarbeit investiert 
werden. Internationale Jugendarbeit gemäß § 11 SGB VIII bietet eine Reihe von Möglichkeiten, 
insbesondere bei jungen Menschen, die aus benachteiligten Quartieren/Kontexten kommen, in 
kürzester Zeit wichtige soziale, aber auch Fach-Kompetenzen freizusetzen/zu fördern. Gerade 
durch Kooperationen mit Schule (z.B.: https://www.kvleipzig-
international.de/projekte/kooperationen-mit-schulen/) oder durch Kooperationen mit OKJA (w. 
z.b.:https://villa-leipzig.de/projekte/wir-sind-europa/) können Projekte der IJA in kürzester Zeit 
eine unglaubliche Wirkung bei den Teilnehmenden erzielen. Leider gibt es aufgrund von sehr 
begrenzten finanziellen Ressourcen nur punktuell Projekte der IJA in unserer Kommune. Ziel 
wäre eine deutliche quantitative Steigerung, was aber ohne Investition in Personal, welches 
explizit IJA macht, nicht realistisch ist. 



Stellungnahmen der 
Expertinnen und Experten zum 
Arbeitspapier 
der AG-Sitzung „Prävention im Sozialraum stärken“ 

• Bundeskonferenz für Erziehungsberatung (bke)
• Volkssolidarität Bundesverband e.V.



Stellungnahme der Bundeskonferenz für Erziehungsberatung (bke) 
im Rahmen der AG-Sitzung des Dialogprozesses »Mitreden – 
Mitgestalten: Die Zukunft der Kinder- und Jugendhilfe« am 11. Juni 2019

Die bke bedankt sich für die Einladung, Ihre Expertise zum Thema »Prävention im Sozialraum« 
und damit die bundesweiten Erfahrungen von Erziehungsberatungsstellen in die AG »SGB VIII:  
Mitreden – Mitgestalten« einbringen zu können. 

Institutionelle Erziehungsberatung nach § 28 SGB VIII wird in Deutschland überwiegend in den 
ca. 1.050 Erziehungsberatungsstellen angeboten. Zu dem von der bke empfohlenen Anteil von 
ca. 25 % gehören dort auch präventive und aufsuchend ausgerichtete Angebote der Jugendhilfe, 
überwiegend nach § 16 SGB VIII, sowie Beratungen im Kontext von §§ 17 und 18 SGB VIII zum 
Aufgabenspektrum. Dadurch wird mit einem niedrigschwelligen infrastrukturellen Angebot die Ver-
knüpfung von Einzelfallhilfe und präventiven Maßnahmen effektiv erreicht. 

Zu TOP 1:  
Direkte niedrigschwellige Hilfezugänge für Familien
Die Begleitung von Kindern und Jugendlichen in ihrer Entwicklung sowie ihre Pflege und Erziehung 
im Sinne ihres Wohlergehens ist eine zentrale und herausfordernde Aufgabe für Eltern. Damit das 
gelingt, brauchen Familien Unterstützung. Ziel aller Maßnahmen, Steuerungsprozesse und gesetz-
licher Grundlagen muss es sein, dass alle Kinder, Jugendlichen, Eltern und Familien mit Bedarf 
erreicht werden und die Hilfe bekommen, die sie brauchen. 

Familien mit Unterstützungsbedarf bevorzugen leicht erreichbare und auffindbare Angebote. 
Präventive Angebote und Einzelfallhilfe unter einem Dach erleichtern den Zugang zur notwendigen 
Unterstützung und erhöhen so die Anzahl der neu begonnenen Hilfeprozesse. Durch diesen »Tür-
öffner-Effekt« werden die Familien mit erzieherischem Bedarf umfassender erreicht. Strukturierte 
Übergabeprozesse zwischen den Hilfemaßnahmen, intern und extern, fördern die Passgenauigkeit 
der Unterstützung. Es kommt den Familien zugute und erspart ihnen Extra-Wege in einer Notsi-
tuation, wenn möglichst viele Hilfen aus einer Hand geleistet werden. Besonders bewährt hat es 
sich, wenn spezielle Hilfeleistungen im Rahmen der Frühen Hilfen von Erziehungsberatungsstellen 
angeboten werden. Eltern lernen dadurch sehr früh die Unterstützungsmöglichkeiten kennen, die 
auch nach dem dritten Lebensjahr zur Verfügung stehen. 

Niedrigschwellige Hilfe bringt eine hohe Flexibilität hinsichtlich der Dauer und der Intensität 
der Unterstützung mit sich. Insbesondere für komplex belastete Familien bewährt es sich, eine 
Ansprechperson über lange Zeit zu haben, zu der sie bei Bedarf unkompliziert wieder Kontakt auf-
nehmen können. Damit verbunden kann auch eine Lotsenfunktion durchs Hilfesystem sein.

Durch eine hohe Zahl an Familien in der Einzelfallhilfe entsteht umfassendes informelles 
Wissen, was die Menschen im Sozialraum bewegt. Bedarfsgerechte präventive Maßnahmen und 
Angebote bauen auf diese Erfahrungen wirkungsvoll auf. Neue Ansätze und Problemlagen können 
schnell aufgegriffen werden. So besteht zwischen Prävention und Intervention eine gewinnbringen-
de Wechselwirkung, die für die Effektivität von Planungen genutzt wird. 

Gerade niedrigschwellige und aufsuchende Hilfe setzt hochqualifizierte Fachkräfte voraus. Um 
eine Situation schnell, professionell und diagnostisch zu erfassen, ohne Umwege eine Deeskala-
tion zu erreichen und bei Bedarf passgenau weitergehende Unterstützung zu vermitteln, ist eine 
gute Fachlichkeit mit einem multiprofessionellen Team im Hintergrund unabdingbar.
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Zu TOP 2  
Finanzierungsstrukturen
Das Finanzierungsmodell muss der niedrigschwelligen Arbeitsweise angepasst sein. Eine Einzelfall-
prüfung durch das Jugendamt mit Bekanntwerden der personenbezogenen Daten widerspricht dem 
direkten Zugang und der Vertraulichkeit der Beratung. 

Bei pauschaler Finanzierung ohne Einzelfall-Abrechnung, dem häufigsten Modell in der Erzie-
hungsberatung, sind ein strukturiertes Berichtswesen mit Standards und ein belastbares System 
zur Bedarfsermittlung notwendig. Bei guter Passung ist damit die höchste Flexibilität in der Weiter-
entwicklung gegeben. Faktische Deckelung durch schlechte Passung führt zu Qualitätsabbau. 

Fallpauschalen ohne Einzelfallprüfung erhöhen den Verwaltungsaufwand erheblich, sichern aber 
die Finanzierung bei erhöhter Nachfrage und die Anpassung nach unten bei geringerer Nachfrage. 
Durch Schwankungen in der Nachfrage wird die Planungssicherheit erschwert.

Die Kombination von festgelegten pauschalen Anteilen für niedrigschwellige Beratungen und 
darauf aufgebaute nicht anonyme Antragstellung, sobald eine festgelegte Grenze an zeitlicher Dau-
er oder Terminfrequenz überschritten ist, unterlaufen zumindest bei zu eng festgelegten Maßzah-
len den direkten Zugang zur Beratung. Eine niedrige Inanspruchnahme wird damit begünstigt und 
die Teilhabe von Familien an Unterstützung, auf die sie einen Anspruch haben, erschwert. 

Die Finanzierung über Fachleistungsstunden ist häufig nicht bedarfsdeckend ausgestaltet und 
bedeutet für die Fachkräfte eine hohe Belastung durch Verwaltungsaufwand usw. Der direkte Zu-
gang zur Hilfe ist damit in der Regel nicht ausreichend möglich. 

Eine ergänzende Förderung von Erziehungsberatungsstellen durch das Land, die es in einigen 
Ländern gibt, verbunden mit entsprechenden Förderrichtlinien, haben eine positive Auswirkung auf 
das Qualitätsniveau. 

Zu TOP 3:  
Qualitätssicherung von Sozialangeboten zur Schaffung  
niedrigschwelliger Hilfezugänge für Familien
Prävention im Sozialraum ist nicht statisch, sondern unterliegt qualitativ und quantitativ perma-
nenter Weiterentwicklung. Die Angebote und Projekte müssen flexibel angelegt werden und sich 
an wandelnden Gegebenheiten orientieren. Dafür sind effektive und partizipative Planungsprozes-
se notwendig. Eine hohe Qualität der Arbeit ist Voraussetzung für den niedrigschwelligen Zugang 
und wird durch eine stete Anpassung an vorhandene Bedarfe gesichert.

Kontinuität durch Weiterentwicklung, Ausbau und Ausdifferenzierung vorhandener Einrichtun-
gen und Angebote fördert die Bekanntheit bei der Zielgruppe und somit die Erreichbarkeit. Um 
konstruktiv auf Erfahrungen aufzubauen und Unübersichtlichkeit vorzubeugen, empfiehlt es sich 
neue Projekte an bewährte Strukturen anzukoppeln.

Passgenaue Planungsprozesse sichern Qualität. Zu hohe Auslastung/Überlastung gefährdet die 
Qualität und geht in der Regel zu Lasten von Vernetzung und Öffentlichkeitsarbeit. Auch kann das 
Potential zur Weiterentwicklung nicht mehr genutzt werden, wenn die Kapazität dafür fehlt. In der 
Folge kommt die Hilfe und Unterstützung nicht mehr bei den Familien an, bei denen Bedarf be-
steht. 

Qualitätssicherung braucht örtliche und überörtliche, trägerunabhängige und trägerinterne 
Strukturen. Verbindliche (Förder-)Richtlinien der Länder sichern Qualität. Zentrale Grundlage von 
Qualität ist der Ausbildungshintergrund der Fachkräfte und die konstruktive Zusammenarbeit im 
multiprofessionellen Team. 
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Zu TOP 4:  
Lebensorte von Familien nutzen
Die fachlichen Standards und der durch Vertraulichkeit geschützte Rahmen müssen auch bei 
offenen Sprechstunden und ähnlichem umgesetzt werden. Aufsuchende Arbeit – Beratung vor Ort 
– braucht klare Strukturen und Zuständigkeitsabgrenzungen. 

Neben den Lebensorten, die alle Familien nutzen, wie z. B. Kindertagesstätten und Schulen, 
sollten verstärkt Angebote installiert werden, wo sich Familien unter besonderen Bedingungen 
aufhalten, z. B. psychiatrische Tageskliniken, und/oder die spezielle Zielgruppen ansprechen, z. B. 
Familien, in denen ein Kind oder ein Elternteil von einer Beeinträchtigung betroffen ist. So könn-
te das Potential niedrigschwellig zugänglicher Institutionen für bestimmte Bevölkerungsgruppen 
stärker nutzbar gemacht werden. 

Der virtuelle Sozialraum, in dem sich Jugendliche und Eltern bewegen, muss bei der Gestaltung 
von Angeboten einbezogen werden. Die fachliche Verbindung von Onlineberatung und Präsenzbe-
ratung ist erst in den Anfängen und sollte weiter gefördert werden. 

Fürth, den 6. Juni 2019 
Silke Naudiet
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Stellungnahme zum Thema „Prävention im Sozialraum“ 

im Rahmen des SGB VIII Reformprozesses 

Vorbemerkung 

Die folgende Stellungnahme zum Thema der vierten AG-Sitzung „SGB VIII: Mitreden – Mitge-

stalten“ am 11. Juni 2019 basiert in erster Linie auf praktischen Erfahrungen der Volkssolida-

rität als Träger vieler Kinder- und Jugendeinrichtungen in den neuen Bundesländern mit ihren 

zahlreichen präventiven Angeboten für Kinder, Jugendliche und Familien in den unterschied-

lichen Landkreisen und Kommunen, in denen der Verband wirkt. 

Zu den Leistungsangeboten der Volkssolidarität im Bereich der Kinder- und Jugendhilfe zählen 

neben zahlreichen Kindertagesstätten unter anderem ambulante, stationäre und teilstatio-

näre Wohnformen für Kinder und Jugendliche sowie Mutter/Vater-Kind-Wohnen, Jugend- 

und Schulsozialarbeit, die Sozialpädagogische Familienhilfe, der Erziehungsbeistand, Bereiche 

der offenen Kinder- und Jugendarbeit sowie vielschichtige Beratungs- und Bildungsangebote 

in Familienzentren. Als Träger ist die Volkssolidarität in vielen Kommunen gut mit anderen 

Angeboten, Bildungseinrichtungen und Trägern über Kooperationsvereinbarungen vernetzt – 

auch über Landkreise und sogar Ländergrenzen (zu Tschechien und Polen) hinaus.  

Arbeitsweisen und Maßnahmen präventiver Angebote im Bereich der Arbeit mit Kindern, Ju-

gendlichen und Familien sollen verhindern, dass unerwünschte Ereignisse und Zustände ein-

treten (Primärprävention), dass sich bereits aufgetretene Probleme sowie Verhaltensweisen 

nicht verfestigen (Sekundärprävention) und mögliche Folgeprobleme bei bereits eingetrete-

nen Auffälligkeiten abgewendet werden (Tertiärprävention). Dies geschieht im unmittelbaren 

Kontakt mit dem Klienten, aber auch durch, an deren Lebenswelt angelehnte, interne und 

externe präventive Angebote z. B. zu Themen Erziehung, Drogen, Alkohol, politische Bildung 

u.v.m.

Im Bereich der präventiven Hilfen im Sozialraum offeriert die Volkssolidarität Angebote wie 

groß angelegte Präventionstage, Eltern-Kind-Cafés, Elternkurse (z. B. „Kinder FAIRstehen“ im 

Westerzgebirge), Suchtberatung, Schulverweigererprojekte, Präventionsprojekte für Ge-

schlechtersensibilität, Demokratieentwicklung und gegen Rassismus (z.B. „Art-Kids in Action“ 

oder das „Justice-Camp“ in Südthüringen), Sozialkompetenztraining und Teambildung in 

Grundschulklassen, Familienpatenprojekte oder die FamilienAnsprechBar (in Berlin) als nied-

rigschwellige und kostenlose Beratung rund um den Familienalltag. 
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Stellungnahme zum Arbeitspapier „Prävention im Sozialraum stärken“ 

Die Volkssolidarität bedankt sich für die gute Einführung des Arbeitspapiers in das Thema. 

Entscheidend ist für die Volkssolidarität im Rahmen des gesamten Reformprozesses, dass – 

anders als im letzten Entwurf zur SGB VIII-Reform – die Bestimmungsrechte der Jugendämter 

zu Lasten der freien Träger nicht weiter ausgebaut werden. Der Zugang zu Leistungen darf 

nicht von der Kostenseite abhängig gemacht werden. Die Volkssolidarität spricht sich dagegen 

aus, dass Trägern der öffentlichen Jugendhilfe einen deutlich erweiterten Ermessensspiel-

raum bei der Hilfeauswahl eingeräumt wird. Gleichzeitig muss der Rechtanspruch der Eltern 

dringend weiter gewahrt bleiben, Eltern müssen in erster Linie in ihrer Erziehungsverantwor-

tung und Erziehungskompetenz gestärkt werden.  

TOP 1: Direkte niedrigschwellige Hilfezugänge für Familien 

Im Kontext der Debatte um präventive und niedrigschwellige Angebote, darf deren Ausbau 

bzw. Stärkung keinesfalls zu Lasten der Hilfen zu Erziehung gehen, um Kosten einzusparen. 

Beide Strukturen sind sinnvoll, wichtig und bauen aufeinander auf, keine von beiden jedoch 

macht die andere überflüssig oder weniger notwendig. Der Rechtsanspruch der individuellen 

Hilfen darf nicht dadurch aufgeweicht werden, dass Kinder auf infrastrukturelle Angebote und 

Regelangebote angewiesen werden – besonders nicht in ländlichen Regionen. 

Zudem sieht die Volkssolidarität eine Aufteilung der notwendigen Hilfen in „einfache“ Leis-

tungen, die von sog. „preiswerten Fachkräften“ verrichtet werden, und „höherwertige“ bzw. 

anspruchsvollere Leistungen für pädagogische Fachkräfte als problematisch an, insbesondere 

dann, wenn Familien mehrere Ansprechpartner haben. Eine Bezugsperson kann oft mehr er-

wirken, wenn bereits eine vertrauensvolle Beziehung aufgebaut werden konnte. Eine Diffe-

renzierung und Definierung „einfacher“ und „anspruchsvoller“ pädagogischer Aufgaben 

erscheint im Kontext präventiver Hilfen äußerst fragwürdig, weil soziale Arbeit in jedweder 

Form immer einen prozessualen Charakter hat. Auch sog. und vermeintlich „einfache“ Tätig-

keiten – die ja mitunter mit Niedrigschwelligkeit in Verbindung gebracht werden – sind durch-

aus im Verlauf einer präventiven oder auch intervenierenden Maßnahme logisch und 

wesentlicher Teil des sozialpädagogischen Prozesses in der Arbeit mit Familien, Kindern und 

Jugendlichen.   

Besonders in Hinblick auf das Ziel der inklusiven Lösung mit der Zusammenführung der sozi-

alrechtlichen Zuständigkeiten für alle Kinder und Jugendlichen mit besonderen Bedarfen im 

SGB VIII sieht die Volkssolidarität das Gelingen dieses wichtigen Vorhabens nur dann als mög-

lich an, wenn weder Standards in der Kinder- und Jugendhilfe noch die Leistungen in der Ein-

gliederungshilfe gesenkt werden. 
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Eine rechtlich verbindliche Gestaltung niedrigschwelliger Hilfen sowie deren Benennung und 

Beschreibung im SGB VIII ist ausdrücklich zu befürworten. Damit wäre auch der Rechtsan-

spruch auf Prävention klarer hinterlegt. Diese Gestaltung sollte jedoch nicht zu Lasten der 

leichten Zugänglichkeit zu diesen präventiven Angeboten gehen.  

 

Mit den zunehmenden Herausforderungen unserer sich weiterentwickelnden Gesellschaft 

nimmt die Volkssolidarität als Träger vor allem in ihren Kindertagesstätten wahr, dass die pä-

dagogischen Fachkräfte zunehmend mit herausfordernden Familiensituationen konfrontiert 

sind. Die steigenden HzE-Zahlen belegen diesen Bedarf1. Die Fachkräfte in den Einrichtungen 

sind auf diese Aufgabe weder vorbereitet noch entsprechend ausgebildet. Familienberatende 

Tätigkeiten gehören in diesem Ausmaß auch nicht zu ihren Aufgaben. Nichtsdestotrotz wer-

den sie täglich mit Situationen konfrontiert, die eine umfassendere sozialpädagogische 

und/oder sogar therapeutische Qualifikation erfordern. Die Eltern bzw. die Sorgeberechtig-

ten, die mit ihren Problemen auf die ihnen vertrauten Pädagog*innen zukommen, verstehen 

nicht, warum sie in den Einrichtungen keine Hilfe erwarten dürfen, sondern an das zuständige 

Jugendamt verwiesen werden.  

 

Dabei sind Kindertagesstätten besonders im Kontext der Sozialraumorientierung ideale Orte 

für präventive Angebote, weil dort ein Großteil aller Kinder betreut und gebildet wird. Dies 

gilt insbesondere für die neuen Länder (inklusive Berlin), wo die Betreuungsquote für 0- bis 2-

Jährige bereits bei durchschnittlich 51 Prozent liegt (ohne Berlin sogar bei rund 55 Prozent), 

bei den 3- bis 6-Jährigen bei ganzen 94 Prozent2. Auch den Schulhort besuchen viele Kinder in 

den neuen Bundesländern. Das Bundesfamilienministerium schreibt dazu: „In Ostdeutschland 

ist die Hortbetreuung weiter verbreitet als im Westen. 2017 variierten die Betreuungsquoten 

der Kinder im Grundschulalter bis unter elf Jahren in Horten in den ostdeutschen Ländern 

zwischen 67,4 Prozent in Mecklenburg-Vorpommern und 86,4 Prozent in Sachsen“. Die 

höchste Quote für die Hortbetreuung in den alten Bundesländern findet sich mit nur 18,7 

Prozent in Bayern3.   

 

Zugleich zeigen sich große Unterschiede bei den angebotenen Betreuungszeiten von Kinder-

tagesstätten zwischen Ost und West. Der Bundesländervergleich des „Ländermonitors Früh-

kindliche Bildungssysteme“ zeigt hier eine eklatante Differenz zwischen den alten und neuen 

Bundesländern. Rund 80 Prozent aller Kindertagesstätten in Ostdeutschland öffnen vor 7.00 

Uhr (West: 5,3 Prozent!), rund 90 Prozent der Einrichtungen schließen erst zwischen 16:30 

                                                           
1 Arbeitsstelle Kinder- und Jugendhilfestatistik (AKJStat) 2018 (Hrsg.): Monitor Hilfen zur Erziehung 2018, S. 11 
2 https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-
Umwelt/Soziales/Kindertagesbetreuung/Tabellen/betreuungsquote-2018.html [6.6.2019]; eigene Berechnun-
gen  
3 BMFSFJ 2018 (Hrsg.): Kindertagesbetreuung Kompakt. Ausbaustand und Bedarf 2017 - Ausgabe 3, S. 33 f. 
 

https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Soziales/Kindertagesbetreuung/Tabellen/betreuungsquote-2018.html
https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Soziales/Kindertagesbetreuung/Tabellen/betreuungsquote-2018.html
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und 18:00 Uhr (West: 56,9 Prozent)4. Aufgrund der hohen Akzeptanz und Vertrautheit mit 

Krippe, Kindergarten und Hort nehmen viele Eltern in Ostdeutschland, ob berufstätig oder 

nicht, die Angebote der Kindertagesbetreuung selbstverständlich und vertrauensvoll in An-

spruch. Der Anteil in Vollzeit arbeitender Mütter ist mit ca. 55 Prozent im Osten fast doppelt 

so hoch wie in den alten Bundesländern (rund 25 Prozent)5, deshalb ist der Bedarf für die 

Inanspruchnahme von Kindertagesbetreuung auch eher gegeben. Die Ergebnisse des Länder-

monitors für den „Betreuungsumfang in Kitas“ zeigt, dass für Kinder in Kindertagesstätten in 

den neuen Bundesländern sichtbar häufiger eine Betreuungszeit von mehr als 35 Wochen-

stunden vertraglich vereinbart wird (60 und über 80 Prozent) als für Kinder in Einrichtungen 

der alten Bundeländern (unter 20 bis unter 60 Prozent)6.  
 

Mehr als jedes zweite Kind zwischen null und zwei Jahren besucht in Ostdeutschland eine 

Kindertagesstätte, bei den über Dreijährigen ist es nahezu jedes Kind, im Hortbereich mitteln 

sich diese Zahlen durchschnittlich. Über zwei Drittel dieser Kinder verbringt mehr als 35 Stun-

den pro Woche in den Krippen und Kindergärten der neuen Bundesländer, sie kommen früher 

und gehen später. Kindergarten und Hort sind für einen Großteil der Familien in den neuen 

Bundesländern DIE zentralen Anlaufstellen. Die Zahlen belegen, welche Bedeutung die Kin-

dertagesbetreuung besonders in den neuen Bundesländern gerade beim Einsatz präventiver 

Hilfen hat bzw. haben könnte, wenn ihre Bedeutung in den Regelungen des SGB VIII – auch 

im Kontext der Hilfen zur Erziehung – deutlich mehr zum Tragen käme und diesbezüglich ver-

bindliche Regelungen zur strukturellen und personellen Finanzierung der präventiven Arbeit 

in Kindestagesstätten und Schulen in der Kinder- und Jugendhilfe verankert wären. Gleichzei-

tig erweist sich die Zusammenarbeit zwischen Bildungseinrichtungen und der Kinder- und Ju-

gendhilfe oft als große Herausforderung, weil Zuständigkeiten nicht klar geregelt sind, 

Verantwortliche nicht klar benannt werden und die Akteur*innen in den Netzwerken diesbe-

züglich selten verbindlichen Aufgaben und Verantwortungen haben. Auch hier gibt es große 

Ressourcen für präventive Ansätze und einen eindeutigen Nachholbedarf in den Regelungen 

des SGB VIII im Bereich der Jugendhilfeplanung. 

 

Konkret fordert die Volkssolidarität deshalb die Verankerung der Kitasozialarbeit als notwen-

diges, zielgruppenadäquates und hocheffektives präventives Angebot im SGB VIII. Gleiches 

fordern wir in Bezug auf die Schulsozialarbeit, die – trotz zunehmender Verbreitung und In-

anspruchnahme bundesweit – bislang noch nicht dezidiert als Leistung der Kinder- und Ju-

gendhilfe genannt und derzeit unter § 13 SGB VIII verortet wird, wo ihr Potential sich nicht 

                                                           
4 https://www.laendermonitor.de/de/vergleich-bundeslaender-daten/personal-und-einrichtungen/kita-struk-
turen/oeffnungszeiten-von-kitas/?tx_itaohyperion_pluginview%5Baction%5D=chart&tx_itaohyperion_plugin-
view%5Bcontroller%5D=PluginView&cHash=5568a90f539a471e23515df35d03745d [6.6.2019]  
5 https://www.diw.de/documents/publikationen/73/diw_01.c.483778.de/14-40-5.pdf [6.6.2019], S. 968 
6 https://www.laendermonitor.de/de/fokus-regionale-daten/kinder-und-eltern/betreuungsumfang-in-
kitas/?tx_itaohyperion_pluginview%5Baction%5D=overview&tx_itaohyperion_pluginview%5Bcontrol-
ler%5D=PluginView&cHash=389161a01febf9b52e422ad3054b3e60 [6.6.2019] 

https://www.laendermonitor.de/de/vergleich-bundeslaender-daten/personal-und-einrichtungen/kita-strukturen/oeffnungszeiten-von-kitas/?tx_itaohyperion_pluginview%5Baction%5D=chart&tx_itaohyperion_pluginview%5Bcontroller%5D=PluginView&cHash=5568a90f539a471e23515df35d03745d
https://www.laendermonitor.de/de/vergleich-bundeslaender-daten/personal-und-einrichtungen/kita-strukturen/oeffnungszeiten-von-kitas/?tx_itaohyperion_pluginview%5Baction%5D=chart&tx_itaohyperion_pluginview%5Bcontroller%5D=PluginView&cHash=5568a90f539a471e23515df35d03745d
https://www.laendermonitor.de/de/vergleich-bundeslaender-daten/personal-und-einrichtungen/kita-strukturen/oeffnungszeiten-von-kitas/?tx_itaohyperion_pluginview%5Baction%5D=chart&tx_itaohyperion_pluginview%5Bcontroller%5D=PluginView&cHash=5568a90f539a471e23515df35d03745d
https://www.diw.de/documents/publikationen/73/diw_01.c.483778.de/14-40-5.pdf
https://www.laendermonitor.de/de/fokus-regionale-daten/kinder-und-eltern/betreuungsumfang-in-kitas/?tx_itaohyperion_pluginview%5Baction%5D=overview&tx_itaohyperion_pluginview%5Bcontroller%5D=PluginView&cHash=389161a01febf9b52e422ad3054b3e60
https://www.laendermonitor.de/de/fokus-regionale-daten/kinder-und-eltern/betreuungsumfang-in-kitas/?tx_itaohyperion_pluginview%5Baction%5D=overview&tx_itaohyperion_pluginview%5Bcontroller%5D=PluginView&cHash=389161a01febf9b52e422ad3054b3e60
https://www.laendermonitor.de/de/fokus-regionale-daten/kinder-und-eltern/betreuungsumfang-in-kitas/?tx_itaohyperion_pluginview%5Baction%5D=overview&tx_itaohyperion_pluginview%5Bcontroller%5D=PluginView&cHash=389161a01febf9b52e422ad3054b3e60
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selten in Einzelfallhilfe erschöpft. Professionelle Sozialarbeit in Kindertagesstätten und Schu-

len wirkt auf allen wichtigen Ebenen: bei den Familien, bei den Kindern und Jugendlichen so-

wie aufklärend, informierend und hochgradig entlastend direkt bei den Fachkräften und 

Pädagog*innen in den Bildungseinrichtungen. Zudem kann sie über die Einrichtungen hinaus 

in Netzwerken und Kooperationen im Sozialraum weitaus flexibler agieren, als pädagogisches 

Personal, dem vor allem Bildungs- und Betreuungsaufgaben zufallen. Besonders in den Kin-

destagesstätten braucht es für eine professionelle Sozialarbeit neben dringend benötigten fi-

nanziellen Ressourcen das entsprechend ausgebildete Fachpersonal sowie geeignete 

Räumlichkeiten.  

 

Über die Arbeit in ihren Familienzentren ist die Volkssolidarität auch beratend für Familien in 

ihren Kindertagesstätten unterwegs. Mitunter fühlen sich Kolleg*innen in den Jugendämtern 

bevormundet, wenn Mitarbeiter*innen der Familienzentren die Erstberatung hilfebedürftiger 

Familien in den Einrichtungen, quasi die Clearingphase, selbstständig übernehmen. Die Mit-

arbeiter kennen die Familien der Kinder in den Kindertagesstätten gut. Dieser Vertrauensvor-

schuss könnte von den Jugendämtern im Sinne präventiver Maßnahmen effektiv genutzt 

werden. Stattdessen kommt es immer wieder zum Gerangel um Zuständigkeiten und Kompe-

tenzen. Wären spezialisierte Sozialarbeiter*innen in den Kitas auf Grundlage von Regelungen 

des SGB VIII tätig, wäre die fachliche Akzeptanz des Jugendamtes gegenüber der präventiven 

Familienhilfe in den Einrichtungen ggf. größer. Hier wären dann auf dieser professionellen 

Vertrauensbasis auch gemeinsame Fachtage der Regionalen Sozialpädagogischen Dienste, 

Absprachen zwischen Sozialarbeiter*innen und Kolleg*innen des Jugendamtes und/oder der 

Einrichtung sowie gemeinsame Fallberatungen aller Beteiligten möglich. 

 

Die SPFH (§ 31) in das Spektrum präventiver Hilfen einzuordnen (S. 5) ist nur teilweise richtig, 

insbesondere, weil sie in der Realität viel zu selten diese Rolle übernehmen kann. In der Praxis 

greift die SPFH meist erst dann, wenn die Situation in den Familien und für die Kinder oder 

Jugendlichen bereits untragbar geworden ist. Sie wirkt deshalb derzeit noch selten präventiv. 

Für die Volkssolidarität als Trägerverband wäre es mehr als sinnvoll, könnte die SPFH als HzE 

schon viel früher und präventiv ansetzen.  

 

Die Betonung der Notwendigkeit von Netzwerkstrukturen bewertet die Volkssolidarität 

grundsätzlich sehr positiv. Gleichzeitig bergen solche Strukturen aus Erfahrungen eines freien 

Trägers jedoch auch die Gefahr, dass Aufgaben und Verantwortungen an andere Protagonis-

ten abgeschoben werden. Um die Effektivität solcher Netzwerke im Interesse der Zielgruppen 

zu sichern, braucht es deshalb durch die Träger der öffentlichen Jugendhilfe verbindliche und 

gegenfinanzierte Netzwerktreffen der Sozialraumgremien mit gemeinsam erarbeiteten Ko-

operationsvereinbarungen sowie einer eindeutigen Klärung der jeweiligen Aufträge und Rol-

len der einzelnen Akteure des Netzwerkes präventiver, niedrigschwelliger Angebote. Die 
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Arbeit eines solchen Netzwerkes sollte regelmäßig und kritisch von innen und außen über-

prüft sowie von professionellen Methoden der Supervision und des Konfliktmanagements ge-

prägt sein. 

 

TOP 2: Finanzierungsstrukturen 

 

Die Volkssolidarität plädiert dafür, dass Angebote weiterhin durch den Jugendhilfeausschuss 

gesteuert werden, um zu verhindern, dass die Trägerpluralität zerstört und der Preis zum aus-

schlaggebenden Kriterium wird. Hier muss die deutliche Verantwortung des öffentlichen Trä-

gers, aber gleichzeitig auch die Partizipation der Zielgruppe sowie der Leistungserbringer mit 

ihren Wünschen, Bedürfnissen und Bedarfen in den Regelungen SGB VIII noch mehr hervor-

gehoben werden. 

 

Bezugnehmend auf die Finanzierung über das rechtliche Dreiecksverhältnis bei rechtsan-

spruchsgebundenen Leistungen wird in den Erläuterungen zur aktuellen Rechtlage darauf hin-

gewiesen, dass „grundsätzlich jeder Leistungserbringer einen Anspruch auf „Marktzugang“ 

hat“ (S. 6). Diese Hervorhebung hat keinen nachvollziehbaren Bezug zum Thema der Präven-

tion. Aus der Erfahrung der Volkssolidarität als freiem Träger in verschiedenen Kommunen 

wird der sog. „offene Marktzugang“ durch informelle Aktivitäten von Politik und Verwaltung 

bisweilen durchaus geschickt gesteuert.  

 

Da Fördermittel, insbesondere für präventive, niedrigschwellige Projekte immer wieder neu 

und bei anderen Fördermittelgebern beantragt werden müssen, ist es für die Angebots- und 

Projektträger meist kaum möglich, ihre Arbeit langfristig und vorausschauend zu planen, da 

kontinuierliche Maßnahmen in diesem Kontext nur schwer umsetzbar ist. Das hat auch Ein-

fluss auf die Wirksamkeit der Prävention im Sozialraum. Auch Prävention braucht Kontinuität. 

Hier gilt es viel zu oft Feuer zu löschen oder ganz zu verhindern, bevor sie zu ausgewachsenen 

Bränden werden. Die Finanzierung der sozialräumlichen Angebote braucht deshalb flexible 

Modelle für niedrigschwellige, präventive Angebote (z.B. über spezifische Sozialraumbud-

gets), die klaren Inhalten und Zielen folgen, aber auch wichtige Verknüpfungen mit den Hilfen 

zur Erziehung zulassen. 

 

Hilfeangebote dürfen keiner Kosten-Nutzen-Logik unterworfen sein. Kostendruck darf nicht 

dazu führen, dass Familien auf unmittelbare individuelle Hilfen und Förderangebote verzich-

ten müssen.  

 

Des Weiteren verweist die Volkssolidarität an dieser Stelle auf die Stellungnahme der BAGFW 

zu diesem TOP. 
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TOP 3: Qualitätssicherung von Sozialangeboten zur Schaffung niedrigschwelliger Hilfezugänge 

für Familien 

 

Qualifizierte, professionelle und engagierte Fachkräfte für die Angebote der Kinder- und Ju-

gendhilfe besonders im ländlichen Raum zu finden, ist für freie Träger wie die Volkssolidarität 

eine große Herausforderung. Oft müssen sie bei der Suche nach Sozialarbeiter*innen, Sozial-

pädagog*innen und Erzieher*innen für ihre Einrichtungen und Angebote der Kinder- und Ju-

gendhilfe weit über die Grenzen der ländlichen Kreise und Kommunen hinaus auf die Suche 

gehen, meist mit mäßigem Erfolg. Wenn keine Fachkräfte vorhanden sind, können die hohen 

Bedarfe, die die Träger zunehmend von Eltern, Lehrer*innen und Erzieher*innen zurückge-

meldet bekommen, in ländlichen Regionen – besonders in den neuen Bundesländern mit ih-

rem unaufhaltsamen Bevölkerungsrückgang – nicht gedeckt werden. Würden die Träger ihre 

finanziellen und zeitlichen Ressourcen entsprechend der Bedarfe in die HzE sowie präventive 

Maßnahmen der Familienbildung stecken, blieben stattdessen Angebote der offenen Kinder- 

und Jugendarbeit auf der Strecke. Bedarf und Angebot sowie finanzielle und personelle Res-

sourcen stehen diesbezüglich in einem großen Ungleichgewicht. Für eine effektive, frühe, prä-

ventive und qualitativ hochwertige Kinder- und Jugendhilfe bzw. -arbeit braucht es schlicht 

und ergreifend mehr Geld aus öffentlichen Mitteln für mehr Personal und den entsprechen-

den Zeit- und Bewegungsaufwand, der sich insbesondere bei der präventiven sozialen Arbeit 

(z.B. über Jugend(sozial)arbeit, Familienzentren, Projekte für Familien, Kinder und Jugendli-

che, Beratungsstellen usw.) im ländlichen Raum ergibt. Dies muss weiterhin über die Jugend-

hilfeplanung abgesichert werden – auch für präventive und sog. „semi-professionelle“ 

Projekte und Angebote. Qualität ist nicht allein von der pädagogischen Eignung und dem En-

gagement der Fachkräfte abhängig. Sie braucht für positive Arbeitsbedingungen in einem her-

ausfordernden Berufsfeld sowie einen nachhaltigen Effekt für die Familien und ihre Kinder 

vor allem eine ausreichende, gesicherte und langfristige Finanzierung. Bessere Bedingungen 

in diesen Arbeitsfeldern können dann auch dessen Attraktivität steigern und wieder mehr 

Menschen für soziale Arbeit und erzieherische Tätigkeiten begeistern. 

 

Zudem fordert die Volkssolidarität zur bestmöglichen und inklusiv-sensiblen Qualitätssiche-

rung eine multiprofessionelle Besetzung aller Jugendhilfeausschüsse. Für die Berücksichti-

gung der Bedarfe aller Zielgruppen der Kinder- und Jugendhilfe braucht es Experten als 

Interessenvertreter aller Ebenen (z. B. von Alleinerziehenden, Menschen mit Behinderungen, 

Menschen mit Migrationshintergrund u. a.), die alle Entscheidungsprozesse eines JHAs unter 

ihren individuellen Blickwinkeln begleiten und voranbringen können. 

 

TOP 4: Lebensorte von Familien für Prävention nutzen 

 

Die Volkssolidarität befürwortet einen starken Sozialraum, in dem Familien und ihre Kinder 

möglichst früh erreicht werden. 
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Kooperationen (z.B. über Pooling-Lösungen) zwischen freien und öffentlichen Trägern, Anbie-

tern niedrigschwelliger Angebote und insbesondere Bildungseinrichtungen sind notwendig 

und sinnvoll. Im ländlichen Raum – insbesondere in Flächenländern – sind sie jedoch kaum bis 

nicht umzusetzen, weil es schlicht und ergreifend an der notwendigen Infrastruktur in diesen 

Regionen fehlt. Dort behindern verschiedene Faktoren die Effektivität präventiver Angebote. 

 

1. Die räumliche Abhängigkeit präventiver Angebote im Sozialraum erfordert einen hohen 

Grad an Vernetzung zwischen den einzelnen Akteuren der öffentlichen und freien Jugend-

hilfe. Hierfür sind i. d. R. ganz andere finanzielle und personelle Ressourcen notwendig als 

im urbanen Raum.  

 

2. Trotz guter Vernetzung mit anderen regionalen Angeboten und Trägern sind weite Wege 

auf dem Land zwischen Anbieter und Angebotsnehmer immer wieder eine große Heraus-

forderung, besonders in Flächenländern wie z.B. Thüringen. Notwendige Materialien bzw. 

die Ausstattung müssen mehrfach angeschafft oder aufwendig transportiert werden. Dies 

erfordert gute Planung und langfristige Organisation, was wiederum viel Zeit in Anspruch 

nimmt, die den Fachkräften selten in diesem Umfang zur Verfügung steht bzw. deren Fi-

nanzierung nicht ausreichend gewährleistet werden kann. Mitunter stehen der Volkssoli-

darität als Träger im Regionalteam dafür nur 0,75 VZÄ zur Verfügung. 

 

3. Gerade auf dem Land fehlen notwendige infrastrukturelle Voraussetzungen, um im Sozi-

alraum die Zielgruppen präventiver Maßnahmen erreichen zu können. Das bezieht sich 

zum einen auf fehlende Verbindungen des ÖPNV, was es vor allem Kinder und Jugendli-

chen auf dem Land enorm erschwert, Angebote in der nächsten Kreisstadt in Anspruch zu 

nehmen oder auch nur über die übliche Schulzeit hinaus flexibel im Schulgebäude oder 

nahen Kinder- und Jugendeinrichtungen zu verweilen, weil der Schulbus zu festgelegten 

Zeiten wieder die Rückfahrt antritt. Zum anderen fehlt es vor allen in Flächenländern an 

einem ausreichend ausgebauten Angebotsnetz für Familien, Kinder und Jugendliche. Die 

Politik auf Landes- und kommunaler Ebene sowie die Träger der öffentlichen Kinder- und 

Jugendhilfe müssen diesen Bedingungen insbesondere in Hinblick auf präventive und 

niedrigschwellige Angebote im ländlichen Raum unbedingt Rechnung tragen und auch in 

diesen Regionen innerhalb und außerhalb der bestehenden Netzwerke der Hilfen zur Er-

ziehung dafür sorgen, dass die Familien und deren Kinder örtlich besser erreichbar werden 

bzw. sich unabhängig vom Auto mobiler an jene Orte bewegen können, an denen sie Ge-

sellschaft, Beratung und Unterstützung finden. Dies sollte auch über die Verankerung mo-

biler Jugendarbeit und mobiler Familienzentren sowie deren Finanzierung im SGB VIII (2. 

Kapitel, 1. & 2. Abschnitt) geschehen. So können präventive Maßnahmen, in welcher Form 

sie sich auch darstellen, überhaupt erst wirksam werden. 



Weitere Stellungnahmen 
zur AG-Sitzung „Prävention im Sozialraum stärken“ 

• BAG Gesundheit & Frühe Hilfen
• Bundesarbeitsgemeinschaft Offene Kinder- und Jugendeinrichtungen e. V.
• Internationaler Bund (IB) Freier Träger der Jugend-, Sozial- und Bildungsarbeit e.V.
• LAG Mobile Jugendarbeit/Streetwork Baden-Württemberg e.V.
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„Prävention im Sozialraum stärken“ 
1. Auswirkungen von präventiven Angeboten im Sozialraum

Welche Auswirkungen haben präventive Angebote im Sozialraum? Wie bewerten Sie 
diese Auswirkungen? Wo sehen Sie Verbesserungsbedarf? 

Präventive, vernetzte und leicht zugängliche Angebote für Familien ermöglichen ein 
gesundes Aufwachsen von Kindern unabhängig vom sozio-ökonomischen Status, 
wenn durch systemübergreifende Beratungsangebote die frühzeitige Wahrnehmung 
und Inanspruchnahme von psychosozialer Unterstützung erfolgt.  

Werdende Eltern befinden sich nicht wegen Erkrankung, sondern wegen 
Schwangerschaft und Geburt als originäre Form von Familiengründung und -zuwachs 
in Einrichtungen des Gesundheitssystems. Im Zusammenwirken von Gesundheits- und 
Jugendhilfe können belastende Lebenslagen, gesundheitliche Risiken und 
Beeinträchtigungen der körperlichen, geistigen oder emotionalen Entwicklung des 
Kindes bereits in der Geburtshilfe erkannt werden.  

Erprobte Lotsensysteme erreichen dort erfolgreich die Eltern neugeborener Kinder, 
begleiten sie und vermitteln auf Wunsch frühzeitige Unterstützung aus dem Netzwerk 
Frühe Hilfen. Ihre Einbettung in § 16 SGB VIII würde Prävention im Sozialraum 
maßgeblich stärken. 

Ziel des Gesetzes zur Kooperation und Information im Kinderschutz ist, das Wohl von 
Kindern und Jugendlichen zu schützen und ihre körperliche, geistige und seelische 
Entwicklung zu fördern (§ Abs. 1 KKG). Kindeswohl bezieht sich auf das gesamte 
Wohl-ergehen eines Kindes/Jugenlichen sowie seine gesunde Entwicklung.  

Der Pflege des Kindes kommt besonders in den ersten Lebensjahren eine hohe 
Bedeutung zu, um das Recht auf Förderung seiner Entwicklung gem. §1 Abs. 1 SGB 
VIII einzulösen. Für ein gesundes Aufwachsen von Kindern unabhängig vom sozio-
ökonomischen Status bedarf es der Einbeziehung von Förderung und Stärkung 
elterlicher Pflegekompetenz bereits in § 1 Abs. 3 Nr. 2 SGB VIII durch diese 
Ergänzung:  

(3) Jugendhilfe soll zur Verwirklichung des Rechts nach Absatz 1 insbesondere…

2. Eltern und andere Erziehungsberechtigte bei der Pflege und Erziehung beraten und
unterstützen…

Die Bedeutung pfleglich ausgeübter elterlicher Sorge für die Kindesentwicklung wird 
damit hervorgehoben.  

Angebote gesundheitsbezogener, kindeswohlorientierter Familienförderung vermeiden 
Benachteiligungen und stärken Prävention im Sozialraum. Verbesserungsbedarf: 
Ergänzung, Auffächerung und Präzisierung von § 16 SGB VIII durch 
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a) Einbeziehung sozialpädagogischer Vermittlung von passender Förderung und Hilfe
zur familienbezogenen Stärkung von Gesundheit, Bildung, Erziehung und Teilhabe in
Ankopplung an Dienste und Einrichtungen der Gesundheitshilfe für Kinder, Eltern,
schwangere Frauen und werdende Väter im Bereich der Geburtshilfe, Kinder- und
Jugendmedizin und der Psychiatrie (Lotsendienste).

b) Erweiterung des Fördergegenstandes „Erziehung“  um den Begriff „Pflege“ analog zu
Art. 6 GG und § 1 SGB VIII, um die Bedeutung elterlicher Pflege- und
Versorgungskompetenzen für das Kindeswohl zu betonen

c) Einbeziehung von Angeboten der Entlastung und Stressbewältigung zur Stärkung
familiärer Ressourcen zur Erbringung von Pflege- und Erziehungsleistungen in
belasteten Lebenssituationen.

2. Aufbau von Angeboten

Was wären Ihrer Ansicht nach die zentralen Ansatzpunkte beim Aufbau 
sozialräumlicher Angebote? 

Strukturentwicklung der öffentlichen Jugendhilfe durch Initiierung einer verbindlichen  
organisatorischen Verankerung von Planung, Realisierung und Qualitätsentwicklung 
zum Leistungsabschnitt „Förderung der Erziehung in der Familie“. Implementierung 
qualifizierter Fachberatungsstellen in den Jugendämtern und Landesjugendämtern.  

Ergänzung, Auffächerung und Präzisierung des § 16 (1) SGB VIII in folgender Weise: 

1) Müttern, Vätern, anderen Erziehungsberechtigten und jungen Menschen sollen
Leistungen der allgemeinen Förderung der Erziehung in der Familie angeboten
werden. Sie sollen dazu beitragen, dass Mütter, Väter und andere
Erziehungsberechtigte ihre Pflege- und Erziehungsverantwortung besser wahrnehmen
können. Sie sollen auch Wege aufzeigen, wie Konfliktsituationen in der Familie
gewaltfrei gelöst werden können.
Ergänzung § 16 (2) SGB VIII:

(2) Leistungen zur Förderung der Erziehung in der Familie sind insbesondere

1. Angebote der Familienbildung, die auf Bedürfnisse und Interessen sowie auf
Erfahrungen von Familien in unterschiedlichen Lebenslagen und 
Erziehungssituationen eingehen, die Familien in ihrer Bildungs- und 
Gesundheitskompetenz stärken, Möglichkeiten zur Stressbewältigung aufzeigen, 
die Familie zur Zusammenarbeit mit Erziehungseinrichtungen und zu Formen der 
Selbst- und Nachbarschaftshilfe besser befähigen sowie junge Menschen auf Ehe, 
Partnerschaft und das Zusammenleben mit Kindern einschließlich der damit 
verbundenen Pflege- und Erziehungsaufgaben vorbereiten, 

2. Angebote der Beratung in allgemeinen Fragen der Entwicklungsförderung,
Bildung und Erziehung und junger Menschen,
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3. Angebote der Familienfreizeit, der Familienentlastung und der Familienerholung, 
insbesondere in belastenden Familiensituationen, die bei Bedarf die erzieherische 
Betreuung der Kinder einschließen. 
 
Ergänzung von § 16 (3) SGB VIII in folgender Weise: 
 
(3) Müttern und Vätern sowie schwangeren Frauen und werdenden Vätern sollen 
Beratung und Hilfe in Fragen der Partnerschaft, der Kindesentwicklung und des 
Aufbaus elterlicher Pflege-, Erziehungs- und Beziehungskompetenzen angeboten 
werden, insbesondere durch 
 
1. Angebote der Selbstfürsorge und Stressbewältigung während der 
Schwangerschaft 
 
2. Angebote der gesundheitsorientierten Familienbegleitung 
 
3. Angebote der psychosozialen Beratung und Begleitung von Familien, die an 
den in anderen Leistungssystemen erkannten Bedarf anknüpfen (Lotsendienste) 
 
4. Angebote der entlastenden und anleitenden Familienpflege 

3. Kooperation von Kinder- und Jugendhilfe und Schulen oder 
Kindertageseinrichtungen 

Was sind aus Ihrer Sicht die zentralen Elemente hinsichtlich der Kooperation von 
Kinder- und Jugendhilfe und Schule und Kindertageseinrichtungen (im Sozialraum)? 
Sehen Sie hier gesetzlichen Regelungsbedarf? 

Eine gute Infrastruktur teilhabegerechter Förderung von Gesundheit, Pflege und 
Erziehung stärkt die Familie als ersten Bindungs-, Bildungs- und Erziehungsort zum 
Wohle von Kindern und Jugendlichen und zum Schutz ihrer körperlichen, geistigen 
und seelischen Entwicklung. 

Kommunal verantwortete und gesteuerte Angebote zur allgemeinen Förderung der 
Erziehung in der Familie ließen verbindliche Anknüpfungspunkte für eine 
wirkungsvolle Kooperation der Netzwerkpartner im Sozialraum entstehen. 
Kindertageseinrichtungen und Schulen könnten sich zu gesundheitsorientierten Eltern-
Kind-Zentren/Familienzentren mit Gesundheitsfachkräften weiterentwickeln und 
eigene sozialräumlich integrierte Angebote vorhalten.  

§ 79 Abs. 2 S. 2 SGB VIIII - Gesamtverantwortung, Grundausstattung wäre wie folgt 
zu ergänzen:  

… „Von den für die Jugendhilfe bereitgestellten Mitteln haben sie einen 
angemessenen Anteil für die Jugendarbeit und für die Förderung der Erziehung in 
der Familie zu verwenden.“ 
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4. Anforderungen an die Kooperationen mit anderen Politikfeldern 

Wie sind aus Ihrer Sicht die dringendsten Anforderungen an die Kooperationen mit 
anderen Politikfeldern (Stadtplanung, Wohnungsmarktpolitik, Gesundheitspolitik, 
(Nah-) Verkehrs-politik, Kultur- und Bildungspolitik) bei der Entwicklung sozialer 
Räume 

In den Ländern wurden im Zuge der Umsetzung des Bundeskinderschutzgesetzes im 
Bereich Früher Hilfen seit 2012 mit den kommunalen Netzwerken Frühe Hilfen 
flächendeckende und in der Regel belastbare Strukturen der Zusammenarbeit der 
zuständigen Leistungsträger und Institutionen im Sozialraum aufgebaut. Inhalt und 
Ziel sind die gegenseitige Information über das jeweilige Angebots- und 
Aufgabenspektrum, die Klärung struktureller Fragen der Angebotsgestaltung und -
entwicklung sowie die Abstimmung von Verfahren im Kinderschutz. 
 
Die weitgehend einseitige Verpflichtung des öffentlichen Jugendhilfeträgers zum 
Einbeziehen der in § 3 KKG genannten Einrichtungen und Dienste (namentlich auch 
der Krankenhäuser) in die Netzwerkarbeit sollte durch Einfügung entsprechender 
Kooperationsverpflichtungen in den jeweils für diese Institutionen geltenden 
gesetzlichen Grundlagen ergänzt und finanziert werden.  
Ärztinnen und Ärzte sind in Experten im Bereich Kindergesundheit und Kindeswohl, 
also unverzichtbare Partner in der Verantwortungsgemeinschaft für den präventiven 
und intervenierenden Kinderschutz. Das bestätigen die Evaluationsergebnisse zum 
BKiSchG nachdrücklich. Zu ihrer Stärkung sollte die Mitverantwortung des 
Gesundheitswesens für den Kinderschutz im SGB V - Gesetzliche 
Krankenversicherung – noch deutlicher zum Ausdruck kommen. Eine Neufassung des 
Kinder- und Jugendstärkungsgesetz könnte als Artikelgesetz auch Bestimmungen des 
SGB V ändern, damit die Leistungssysteme SGB V und SGB VIII zugunsten von 
Kindergesundheit und Kindeswohls gut ineinander greifen. Sinnvoll wäre folgende 
Ergänzung:  
 
§ 26 Gesundheitsuntersuchungen für Kinder und Jugendliche 
 
(1) … sowie eine darauf abgestimmte präventionsorientierte Beratung einschließlich 
Informationen zu regionalen Unterstützungsangeboten für Eltern und Kind zur 
allgemeinen Förderung der Erziehung in der Familie nach § 16 SGB VIII.  

 

 
Das KJSG als Artikelgesetz sollte § 24d - Ärztliche Betreuung und Hebammenhilfe im 
Fünften Buch Sozialgesetzbuch (SGB V) wie folgt ergänzen: 
 
§ 24d - Ärztliche Betreuung und Hebammenhilfe: 
… Die ärztliche Beratung der Versicherten umfasst bei Bedarf auch Hinweise auf 
regionale Unterstützungsangebote für Eltern und Kind.   
 
Zur Vorhaltung eines möglichst frühzeitigen, koordinierten und 
multiprofessionellen Angebots im Hinblick auf die Entwicklung von Kindern vor 
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allem in den ersten Lebensjahren für Mütter und Väter sowie schwangere 
Frauen und werdende Väter (Frühe Hilfen) umfasst die ärztliche Betreuung 
sowie patientenbezogene und patienten-unabhängige Leistungen  
 
1. der Kooperation und Information im Kinderschutz durch Beratung und 
Aufklärung im Hinblick auf Unterstützungsleistungen,  
 
2. der Abstimmung von Verfahren im Kinderschutz und  
 
3. der Überleitung zu geeigneter Unterstützung und Hilfe im Zusammenwirken 
mit den zuständigen Leistungsträger und Institutionen. 

5. Jugendhilfeplanung 

Welches sind die Anforderungen an eine sozialräumlich orientierte Ausgestaltung der 
Jugendhilfeplanung? Inwiefern sehen Sie Verbesserungsbedarf der 
Jugendhilfeplanung? 

Eine ganzheitliche, sozialräumliche Planung, sollte auch Angebote zur 
Gesundheitsförderung und Prävention (SGB V, insbesondere Präventionsgesetz) 
sowie weitere Unterstützung anderen Leistungsbereichen berücksichtigen und die 
Familien einbeziehen. 

Die Regelungen in § 80 SGB VIII wären wie folgt zu ergänzen: 

(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe haben im Rahmen ihrer 
Planungsverantwortung 

1. regelmäßig eine Sozialraumanalyse vorzunehmen, die statistische Angaben zur 
Kindergesundheit und zur sozio-ökonomischen Lage der Familien enthält … 

3. den Bedarf unter Berücksichtigung der Wünsche, Bedürfnisse und Interessen der an 
der Planung zu beteiligenden jungen Menschen und der Personensorgeberechtigten 
für einen mittelfristigen Zeitraum zu ermitteln … 

5. den Stand des Netzwerkausbaus für eine verbindlichen Zusammenarbeit im 
präventiven und intervenierenden Kinderschutz festzustellen. 

Ergänzung von § 80 (2) SGB VIII:  

(2) Einrichtungen, Dienste und Angebote sollen so geplant werden, dass insbesondere 

2. ein möglichst vernetztes, vollständiges, wirksames, vielfältiges und aufeinander 
abgestimmtes Angebot von Jugendhilfeleistungen gewährleistet ist, 
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3. junge Menschen und Familien in gefährdeten Lebens- und Wohnbereichen 
besonders gefördert werden und leicht zugängliche, präventiv wirkende Angebote 
in ausreichendem Maße zur Verfügung stehen                                                                                                                                                                                                                          

5. Leistungen für werdende Eltern, Familien und junge Menschen in 
Verantwortungsgemeinschaft mit anderen Institutionen, insbesondere mit dem 
Gesundheitswesen, geplant werden  

6. Angebote zur pflegerischen und erzieherischen Unterstützung für junge 
Menschen und Familien mit  psychischer Erkrankung vorhanden sind. 

6. Weitere Anmerkungen 

Gibt es zum Themenbereich "Prävention im Sozialraum stärken“ weitere Hinweise 
oder Lösungsvorschläge, die Ihnen wichtig sind und unter den Themenkomplexen 
bisher keine Beachtung finden? 

Wichtig wären verbindlich installierte bedarfsgerechte Hilfen für Kinder. Wie die Ist-
Analyse zur Situation von Kindern psychisch kranker Eltern beschreibt, können 
ungünstige frühe Kindheitserlebnisse wie eine längere Trennung von der Mutter oder 
chronischer Stress (z.B. anhaltende elterliche Konflikte, häusliche Gewalt, 
Vernachlässigung, Misshandlung) zu depressivem Verhalten im Erwachsenenalter 
sowie zu einer erhöhten Stressanfälligkeit und Stressreaktivität führen. Diesen 
„Teufelskreis“ gilt es zu durchbrechen.  

Ein wirksames Mittel gegen Überforderung und Kindeswohlgefährdung durch 
Vernachlässigung für psychisch erkrankte Eltern könnte die verbindliche Leistung von 
Betreuung und Versorgung des Kindes in Notsituationen gemäß § 20 SGB VIII durch 
fortgebildete Fachkräfte der Familienpflege sein. Notwendig hierzu wäre die 
Anerkennung der psychischen Erkrankung mit einhergehenden krankheitsbedingten 
Einschränkungen mit der Folge der Unversorgtheit des Kindes als Notsituation. 

(Mai 2019) 



	
	

	

 
 

       
 

 

         
          

                 
             

            
            
  

 
 

            
             

                
          

        
           

          
         

            
        

    
  

              
           

          
          

          
             

          
            

       
        

             
        

        
 

               

	

 Bun de sar bei ts gem ei nsc ha f t !
Offene  Kinder- und   
Jugendeinrichtungen e. V.  

Stellungnahme zum Thema „Prävention im Sozialraum“ im Rahmen des SGB VIII 
Reformprozesses 

Vorbemerkung 

Die nachfolgende Stellungnahme ist das Ergebnis eines ersten Dialogprozesses von Akteur*innen 
aus der Offenen Kinder- und Jugendarbeit einer Veranstaltung des Kooperationsverbundes Offene 
Kinder- und Jugendarbeit am 13. März 2019. Der dort begonnene Dialog wird am 03. Juni 2019 im 
Rahmen einer Fachtagung der BAG Offene Kinder- und Jugendeinrichtungen mit dem Titel: SGB VIII 
Reform „ Mit, ohne, jenseits der Offenen Kinder- und Jugendarbeit?“ fortgesetzt. Die Ergebnisse 
dieser Fachtagung werden u. a. in der Zeitschrift -Offene Jugendarbeit- im dritten Quartal dieses 
Jahres dokumentiert. 

Stellungnahme 

Der Begriff der Prävention müsste durch Förderung ersetzt werden. (Offene) Kinder- und 
Jugendarbeit, als Angebot für ALLE Kinder- und Jugendlichen im Sinne der §§ 1 und 11, wirkt zwar 
präventiv im Sozialraum, sie ist aber keine Prävention in dem Sinne, dass sie z.B. Jugendliche unter 
einer potentiellen Gefährdungsperspektive in den Blick nimmt und ihre Arbeit in Zusammenarbeit 
mit anderen Jugendhilfe-Akteuren im Sozialraum daran ausrichtet. Die wesentlichen Grundlagen 
der (Offenen) Kinder- und Jugendarbeit, wie Freiwilligkeit, die Orientierung an den Interessen- und 
Bedürfnissen der Kinder- und Jugendlichen und das damit verbundene Verständnis, das junge 
Menschen die Auftraggeber*innen sind, stehen im Widerspruch zum gängigen 
Präventionsgedanken. Förderung bezieht sich in diesem Zusammenhang in erster Linie auf die 
Förderung der Persönlichkeit bzw. Entwicklung von Jugendlichen. Eine Sozialraum-Budgetierung ist 
damit nicht gemeint. 

Unklar ist, was im Diskurs der SGB VIII Reform unter Sozialraum und Sozialraumorientierung gefasst 
wird. Es ist davon auszugehen, dass hier eher auf ein Sozialraumverständnis Bezug genommen wird, 
welches Sozialraum als kommunalen Planungsraum versteht, der optimal gesteuert werden soll, in 
dem Selbsthilfepotentiale von Adressat*innen aktiviert und Mittel der Kinder- und Jugendhilfe 
effizient genutzt werden sollen. Demgegenüber steht ein Sozialraumverständnis Offener Kinder-
und Jugendarbeit, in welchem OKJA sich verantwortlich für die Interessen und Bedarfe junger 
Menschen im Sozialraum (bzw. in ihrem Einzugsgebiet) im Verständnis ihrer unmittelbaren 
Lebenswelt sieht und sich mit Blick auf gute Bedingungen des Aufwachsens im kommunalen Raum 
einmischt. Prinzipien wie Vertrauensschutz, Parteilichkeit, anwaltliches Handeln, Ressourcen-, 
Raum- und Angebotsorientierung sind hiermit verbunden und stehen im Widerspruch zu einer 
lediglich optimierten Kooperation der Kinder- und Jugendhilfe im Sozialraum. Eine so verstandene 
„Förderung im Sozialraum“ würde den Ansatz einer Eigenständigen Jugendpolitik im 
Erfahrungsraum junger Menschen erleb- und einlösbar gestalten. 

Im Sinne einer „Förderung im Sozialraum“ sollte die Klärung und Stärkung der Interessen von jungen 
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Menschen im öffentlichen Raum aufgenommen werden. Die OKJA wäre das Arbeitsfeld, das die 
jungen Menschen fördert und unterstützt die Rechte von jungen Menschen in Bezug auf den 
Sozialraum zu stärken – z.B. so etwas wie ein Recht auf gleichberechtigte Teilhabe am öffentlichen 
Raum. 

Für eine Stärkung der Förderung im Sozialraum bedarf es einer verstärkten Rechtsverpflichtung der 
Jugendhilfeplanung, insbesondere in Bezug auf die sozialräumliche Bedarfsermittlung offener 
allgemeiner Angebote für junge Menschen im Vergleich zu eher betreuenden Hilfeangeboten. Im 
Rahmen dieser Planungsprozesse sind auch die Ausstattungsstandards aller sozialpädagogischen 
Angebote (auch der offenen Angebote) für junge Menschen festzulegen. Insgesamt müsste durch 
eine verbindlichere und beteiligungsorientierte Jugendhilfeplanung auch die beteiligungsorientierte 
Grundhaltung des SGB VIII deutlich besser herausgestellt werden und durch die Reform gestärkt 
werden. 

Im Auftrag 
Volker Rohde 
BAG OKJE e. V. 
Chausseestr. 13 
10115 Berlin 
Tel. 030-526852421 
volker.rohde@bag-okje.de 
www.bag-okje.de 
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INTERNATIONALER BUND· IB · FREIER TRÄGER DER JUGEND-, SOZIAL- UND BILDUNGSARBEIT e.V. 
MITGLIED DES VORSTANDES 

Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend  
Frau Dr. Schmid-Obkirchner  
Glinkastraße 24  
10117 Berlin  

Berlin, 5. Juni 2019 

Stellungnahme zur vierten Sitzung der Arbeitsgruppe "SGB VIII:  
Mitreden-Mitgestalten"- Prävention im Sozialraum stärken  

"Ausspielen" von Präventions- gegen lnfrastrukturangebote? 

Prävention ist ein wichtiges Anliegen der Kinder- und Jugendhilfe und wird nach den 
Erfahrungen aus der Praxis des IB auf verschiedenen Ebenen - je nach kommunaler 
Ausrichtung - mit sehr unterschied li cher Gewichtung und Strukturen umgesetzt. 
Differenziert werden muss zwischen Angeboten, die der Primärprävention dienen und 
damit nicht an bestimmte Lebens- oder Problemlagen und spezielle (zugeschriebenen) 
Risiken der Zielgruppen gebunden sind und Angeboten im Bereich der sekundären und 
tertiären Prävention . Angebote der Sekundär- und Tertiärprävention richten sich 
dagegen an Eltern/Familien und/oder Kinder und jugendliche, denen (insbesondere 
aufgrund struktureller Benachtei ligung) ein höheres Risiko für bestimmte Problem lagen 
zugeordnet wird oder die sich bereits in belasteten Lebenslagen befinden . Auf allen drei 
Präventionsebenen gibt es Leistu ngen und Angebote der Kinder- und Jugendhilfe bzw. 
im SGB VIII. 

Der IB begrüßt das Vorhaben, präventive Ansätze- innerhalb und über die Kinder- und 
Jugendhilfe - im Sozialraum zu stärken. Dabei möchte der IB jedoch gleichzeitig davor 
warnen, Infrastrukturleistungen der Kinder- und Jugendhilfe pauschal mit 
Präventionsangeboten gleichzusetzten, wie es ein "breites Verständnis von Prävention" 
(Vgl. Sitzungsunterlage des BMFSFJ zur 4. Sitzung der AG "Mitreden - Mitgestalten") 
nahelegt 

Neue, präventive Angebote im Sozialraum dürfen nicht zu Lasten bestehender Angebote 
im Bereich der Infrastruktur gehen und diese mit zusätzlichen Aufträgen überfrachten . 
Gleichzeitig dürfen bestehende Angebote nicht mit diffusen Ansprüchen an Prävention 
überlastet werden. Insbesondere betrifft dies d ie Offene Ki nder- und Jugendarbeit, die 
bereits jetzt Kindern und jugendlichen Räume zum Ausprobieren, Erfahren und Erleben 
ermöglicht, die sowohl fern von Leistungsdruck oder schulischer Einflussnahme sind, als 
auch zweckungebunden stattfinden und von den Teilnehmenden mitgestaltet werden. 
Nicht eine Defizitorientierung auf potenzielle Mängel, denen gegenzusteuern wäre, 
sondern vielmehr die Bereitstellung von Räumen für eine selbstbestimmte Gestaltung 
und Beteiligung von jugendlichen muss dabei maßgeblich sein . 

Karola Becker  
Repräsentanz der Zentralen Geschäftsführung· Hannoversche Straße 19a · 10115 Berlin · Tel. (030) 21 40 96-25 ·Fax (030) 21 40 96-22  

karola.becker@internationaler-bund.de  Se1te 116 



Handlungsbedarf bezogen auf präventive Angebote für Familien 

Handlungsbedarf sieht der IB im Bereich der pnmaren und sekundä ren 
Präventionsmaßnahmen für Familien, u.a. in Form vo n speziellen Angeboten für Eltern. 
So braucht es zum einen das Bereitstellen niedrigschwellig zugängl icher Angebote im 
Sozialraum (beispielsweise in Form vo n Familien-/ Eiterntreffs)- wenn diese nicht durch 
andere Akteur*innen gegeben sind -, ggf. angebunden an Kitas, Schulen u. ä., in deren 
Rahmen bei Bedarf Unterstützungssysteme unter den Familienl Eitern aufgebaut und 
vorhan dene (z.T. brachliegende) Ressourcen im Sozialraum genutzt werden können. 

Der IB begrüßt, dass der Blick durch diese Debatten darauf gelenkt wird, für als 
gefährdet erachtete Zielgruppen niedrigschwellig zugängliche Angebote bzw. Formen 
der Unterstützung anzubieten. Mit speziell auf den Sozialraum zugeschnittenen 
Angeboten für Familien soll verhindert werden, dass erst bei festgefahrenen Konflikten 
oder bei berei ts verfestigten prob lematischen Verhaltensmustern Hi lfe gesucht /erfahren 
wird oder den Familien erst dann gewährt wird, da diese teilweise dann zu spät einsetzt 
oder sehr viel intensiver ausgesta ltet sein muss . 

Auch bringt die Beantragung von Leistungen der Hilfen zur Erziehung Hürden mit sich-
zu nennen sind hier beispielsweise die Scham/ das Eingeständnis, "hilfsbedü rftig" zu 
sein oder auch sprachliche Hürden. Gerade im Rahmen solcher Sozialra umangebote 
ergeben sich Mögl ichkeiten, ohne zeitliche Verzögerung bei (sich anbahnenden) 
Problemlagen Kontakt aufzun ehmen, bei Bedarf mit f lexiblen, passenden Angeboten 
sehr frühzeitig anz usetzen und ggf. Hürden in Bezug auf die Inanspruchnahme von 
Leistungen bzw. Schwellenängste gegenüber (öffentlichen) Institutionen abzubauen. 

Zudem bieten sie die Möglichkeit, bedarfsgerecht und ohne Defizitzusc hreibung 
Teilhabe zu fördern und Familien zu stärken. Insbesondere für Famil ien, die (noch) 
wenig an soziale Ein richtungen angebunden sind- da s sind aus der Erfahrung der Praxis 
beispielsweise Familien, die nach Deutschland geflüchtet sind - können über 
sozialräumlich orientierte Angebote Zugänge erlei chtert werden . 

Abgrenzung von präventiven Angeboten für Familien gegenüber den Hilfen zur 
Erziehung 

Niedrigschwell ige, sozia lräumliche Angebote für Familien sind dabei klar abzugrenzen 
von den Hilfen zur Erziehung. Notwendig ist eine Klärung, welchen Bedarfen/ 
Problemlagen von Familien mit sozialräuml ichen, offenen Angeboten begegnet werden 
kann in der Abgrenzung zu solchen, die eine Einzelfallhilfe im Rahmen der Hilfen zur 
Erziehung erforderlich machen. Es müssen Krite rien definiert werden, die auch für die 
Kostenträger eine Entscheidung für die geeignete Hil feart erleichtern, und für die Eltern/ 
Familien verständlich und transparent sind. So darf beispielsweise in Fällen der 
Gefährdung des Wohls von Kindern und jugendlichen nicht auf ein sozia lräuml iches, 
unverbindliches Angebot verwiesen werden, anstatt eine dem Fall entsprechende Hilfe 
zur Erziehung zu gewähren. 
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Zu prüfen wäre, ob für präventive Angebote für Familien ein eigener Pa ragraph 
formuliert werden muss, um die inhaltliche Abgrenzung zu anderen Leistungsangeboten 
(insbesondere zu den Individualleistungen der Hilfen zur Erziehung) abzubilden, die 
Bereitstellung/ den Aufbau solcher Unterstützungsangebote strukturell und verbind lich 
zu verankern und um damit eine rechtliche Grundlage für eine Pauschalfinanzierung 
dieser Angebote zu schaffen. 

Sozialräumliche Ausrichtung von Angeboten in der Kinder- und Jugendhilfe 

Der IB begrüßt, dass die aktuelle Debatte eine fachliche Auseinandersetzung mit der 
Frage fördert, welche präventiven sozialräumlichen Angebote benötigt werden, und wie 
die Kooperation mit Akteur*innen im Sozialraum und bestehenden Angeboten gelingen 
kann. 

Wichtig ist, dass im Zuge der Jugendhilfeplanung alle Stadtteile in den Blick genommen 
werden, was auch solche inkludiert, die nicht auf den ersten Blick Förderbedarfe/ 
erhöhte Risiken vermuten lassen. Der Jugendhilfeausschuss muss hierzu mögl ichst 
divers und transparent besetzt werden und direkt die Perspektiven junger Menschen 
sowie die Perspektiven von Eitern einbinden. Unabhängig von bestehenden Angeboten 
muss lokal betrachtet werden, wie gerade für Kinder, Jugendliche und Familien, die nicht 
an Einrichtungen/ Institutionen angebunden sind, niedrigschwellige Angebote zur 
Verfügung gestellt werden können, die sie bei Bedarf nutzen können. 

Wenn Bedarf nach Interventionen mit den Instrumenten der Jugendhilfe in den 
Institutionen des Sozialraums - in Kitas, Schulen, Arztpraxen, ku ltu rellen Orten, 
Gemeinden etc. auftritt, gibt es vie lerorts keine oder nicht ausreichende Anlaufstellen, 
die zwischen Akteuren vermitteln oder neue Angebote entwickeln können. Darüber 
hinaus fehlt es in den Institutionen des Sozialraums selbst oft an Wissen über 
bestehende, passende Angebote, wie z.B. Elterncafes, Erziehungsberatungsstellen oder 
Gewaltpräventionstrainigs für jugend lich e. Für eine entsprechende Vernetzung fehlen 
vielerorts Ressourcen und verbind lich e Strukturen. 

Vernetzung der Kinder- und Jugendhilfe mit anderen Akteuren im Sozialraum 

Darüber hinaus braucht es ausgehend von der Kinder- und Jugendhilfe in Kooperation 
m it allen weiteren relevanten Akteuren im Sozialraum mit dem Fokus auf Lebenslagen 
von Kindern, jugendlichen und deren Familien verbindliche Strukturen für die Analyse 
von Entwicklungen im jeweiligen Sozialraum, die Analyse von bestehenden und zu 
erwartenden Risiken und ein Präventionskonzept, um Maßnahmen zielgerichtet und 
qua litativ besser evaluier- und steuerbar zu machen. Risiken, denen Kinder, jugendl iche 
und Familien (aufgrund struktureller Benachteiligung) ausgesetzt sind, müssen im 
Zusammenspiel frühzeitig erkannt und ihnen mit einem f rühen Gegenst euern du rch 
passende Angebote entgegen gewirkt w erd en. 
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Zudem lassen sich von dort aus wichtige Impulse für einen Abbau struktureller 
Benachteiligung an die verantwortlichen Akteur*innen weiter tragen. Die Kinder- und 
Jugendhilfe mit ihrem speziellen Erfahrungswissen und fachlichen Blick auf Familien, 
Eitern, Kinder und jugendliche bietet- wie die Praxis in vielen Kommunen zeigt- einen 
sinnvollen und verlässlichen Ausgangspunkt, um Netzwerke aufzubauen, die 
Zusammenarbeit der unterschiedlichen Akteur*innen zu steuern und 
Präventionsmaßnahmen zu entwickeln. Diesem w ird in der Praxis jedoch häufig nicht 
genügend Rechnung in Form von zur Verfügung gestellten Ressourcen getragen und 
bedarf einer Festsch reibung förderlicher Strukturen im SGB VIII und analog in weiteren 
(Hilfe-)Systemen. Gleichzeitig darf der Kinder- und Jugendhilfe nicht die alleinige 
Verantwortung für die Lösung aller Probleme im Sozialraum aufgebürdet werden . 

Anforderungen an wirksame Prävention im Sozialraum 

Es gibt in Kommunen verschiedene, z.T. sehr erfolgreiche Präventionsstrategien. 
Unserer Erfahrung nach lassen sich bestimmte Anforderungen an eine wirksame 
Präventionsarbeit im Sozialraum ableiten. Im Zuge der SGB VIII- Reform gilt es, Kriterien 
aufzustellen, die eine qualitative Weiterentwicklung präventiver Ansätze und eine 
Sozialraumorientierung fördern, und sowohl den öffentlichen als auch den freien 
Trägern gleichze itig Planungssicherheit und Transparenz herstellen. 

Die Anforderungen hierzu sind: 

~ 	 Eine gute Vernetzung aller Institutionen im Sozialraum - zu denen auch alle 
relevanten Akteur*innen außerha lb der Kinder- und Jugendh ilfe gehören -
benötigt Kompetenzen, Ressourcen und Verb indlichkeit. Dies kann durch die 
Etablierung eines auf die Bedarfslagen von Kindern, jugendlichen und Familien 
ausgerichteten Sozialraummanagements und die Förderung besserer Vernetzung 
unter entsprechender Ressou rcenbereitstellung bei den bestehenden 
Institutionen in Kombination mit einer verbind lichen Struktur erreicht werden. 
Auch ist die Förderung von Fortbildungsangeboten angebracht. 

~ 	 Spezialisierte Präventionsangebote für verschiedene Arten von Problem -/ 
Lebenslagen müssen vor Ort vorhanden sein. Im Sozialraum muss es die 
Möglichkeit geben, bei auftretenden neuen Bedarfen zeitnah zu reagie ren und 
entsp rechende Angebote in einer annehmbaren Weise bereitzustellen. 

~ 	 Eine vielfältige "Trägerlandschaft" bietet den Menschen im Sozialraum die 
Möglichkeit, selbstbestimmt über die Nutzung der Angebote zu entscheiden und 
ihr Wunsch- und Wahlrecht geltend zu machen. 

~ 	 Die öffentliche Jugendhilfe ist gefordert - und dementsprechend müssen 
rechtliche Grundlagen gesc haffen werden -, auch bezogen auf niedrigschwellig 
zugängliche Angebote eine fort laufende Qua litätsentwickl ung voranzutreiben. 
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~ 	 Insbesondere niedrigschwellige, familienunterstützende Präventionsange bote für 
Eitern, Kinder und jugendliche, die sonst nicht von der Jugend hilfe erreicht 
würden, sind wichtige Angebote im Sozialraum, die jedoch vielerorts aus 
fiskalischen Gründen in direkte Konkurrenz zu intensive ren Einzelfa ll hilfen m it 
individuellem Rechtsanspruch gestellt werden . Dementsprechend werden zum 
Teil selbst bestehende Angebote aus der Finanzierung genommen . Ein eigene r 
Paragraph im SGB VIII zur Absicherung niedrigschwell iger, kommunale r 
Präventionsangebote für Familien/ Eitern mit Kindern könnte dabei helfen, 
Angebote flächendeckend und nicht nur in Abhängigkeit von der kommunalen 
Kassenlage, verfügbar zu machen und verbindlich abzugrenzen, welcher Auft rag 
welche Hilfe nach sich zieht. Ein wichtiger Schritt in die richtige Richtung ist der im 
KJSG erweiterte Anspruch von Kindern und jugendlichen auf Beratung ohne 
Kenntnis ihrer Eitern/ Personensorgeberechtigten nun auch ohne Not- und 
Konfliktlage, den der IB ausdrücklich begrüßt. 

~ 	 Bei Prävention im Sozialraum muss auch Inklusion zwingend berücksichtigt 
werden. Dies bedeutet jedoch gerade hier nicht nu r die Einbeziehung der 
Belange von Kindern und jugendlichen mit Behinderung, sondern im Sinne eines 
weiten lnklusionsbegriffs die Notwendigkeit, alle Menschen - auch d ie von 
bestehenden Regelsystemen vielleicht nicht erreicht werden - mitzudenken und 
bestehende Zugangshürden, beispielsweise auch bezüglich Sprache oder 
sexueller Orientierung, abzubauen. 

~ 	 Da sich Sozialräume von jugendlichen und Familien - insbesondere im Kontakt 
mit ihrer Peergroup, beispielsweise im Rahmen von LGBT-Communities - längst 
nicht mehr nur vor Ort nach klaren geographischen Gegebenheiten richten, 
sondern durch die Digitalisierung diese Grenzen verschwimmen, ist das Internet 
zu einem entscheidenden Sozialraum jugendlicher geworden. Daher ist es 
unerlässlich, auch Online -Beratungsangebote, die aktuell oft an feh lenden 
Finanzierungsstrukturen für überregionale Angebote sche itern, in eine r 
Gesetzesreform zu berücksichtigen . 

~ 	 Nicht zuletzt bedarf die Entwicklung von Präventionsangeboten im Sozialraum 
einer breiten Partizipation im Stadtteil, die auch (potenzielle) Nutzer*innen 
ausdrücklich und ernsthaft an der Planung und Konzeption beteiligen muss. 

Kritische Punkte bei der Debatte um die Stärkung präventiver Angebote im 
Sozialraum 

Wie in der Debatte im Rahmen des Dialogforums "Zukunft der Kinder- und Jugendhilfe" 
des Deutschen Vereins bereits angeklungen war, gibt es - auch aufgrund der vielen 
Facetten der Begriffe "Sozia lraumorientierung" und "Prävention" - Gefahren, die bei 
einer Gesetzesreform berücksichtigt werden müssen: 
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~ Bestehende Institutionen, wie Kitas und Angebote der Offenen Kinder- u nd 
Jugendarbeit dü rfen nicht überlastet werden, indem ihnen ohne eine Stärkung 
von Ressourcen und Know-How noch weitergehende Aufgaben de r Prä ventio n 
übertragen werden. Auch ist es unerlässlich, dass sie ihr seh r eigenständiges 
Profil bewahren und nicht für andere Zwecke vereinnahmt werden. 

~ 	 Präventionsangebote müssen konzeptionell klar getrennt sein von 
Individualleistungen im Rahmen der Hilfe zur Erziehung (HzE). ln Fällen, in denen 
es um Kindeswohlgefährdung bzw. die Gefährdung des Wohls eines*r 
Jugendlichen geht, darf es nicht zum Einsatz von "HzE-Iight - Leistungen" 
kommen. Auf den Sozialraum bezogen bedeutet dies die Forde rung eines 
Nebeneinanders von verschiedenen, je nach individueller Bedarfslage passenden 
Angeboten, die nicht gegeneinander aufgewogen werden dürfen. Ein 
Nebeneinander erfordert auch eine wechselseitige Abstimmung. Sowoh l eine 
"Überleitung" aus einer engmaschigen HzE in sozialräum liche Angebote als auch 
andersherum sind denkbar und werden fachlich begrüßt, da dadurch sowoh l 
eine Überfrachtung mit einem zu umfassenden Angebot und damit ein Einschnitt 
in die Selbstwirksamkeit ebenso wie eine Unterversorgung durch eine nicht 
ausreichend intensive Unterstützung verhindert werden können. 

~ 	 Die Betrachtung eines Sozialraums ist dann sinnvoll, wenn sie seinen 
ganzheitlichen Umfang einbezieht. Jedoch müssen in der Finanzierung durch das 
SGB VIII die Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe im Fokus stehen. Institutionen 
und Bedarfe, die primär nicht der Kinder- und Jugendhilfe zuzuordnen sind und 
anderen Rechtskreisen entstammen, müssen zwar mitgedacht werden, können 
jedoch nicht unter der Prämisse "Sozialraumorientierung" von der kommuna len 
Kinder- und Jugendhilfe getragen werden . Denkbar an den Schnittstellen wäre 
eine Finanzierung über Bundesmittel, äquivalent zu den Frühen Hilfen. Grenzen 
und Übergänge zu anderen Systemen müssen klar definiert sein. 

Mit freundlichen Grüßen 

Karola Becker 
Mitglied des Vorstandes 
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Mobile Jugendarbeit im § 13 SGB VIII verankern! 
Niedrigschwellige Angebote für Jugendliche und junge Erwachsene stärken. 

Positionspapier der LAG Mobile Jugendarbeit/Streetwork Baden-Württemberg e.V. 

Die Angebote der Jugendsozialarbeit (JSA) nach §13 SBG VIII richten sich gezielt an benachteiligte 
oder ausgegrenzte junge Menschen im Übergang von der Schule in den Beruf und im Bereich der 
sozialen Integration. Sie sind ein zentraler Bestandteil des Leistungsspektrums der Jugendhilfe und 
ein wichtiger Baustein im Zusammenwirken mit anderen Rechtskreisen (SGB II, III oder XII). Die im 
Bereich der JSA angesiedelten Angebote sind als niedrigschwellige Hilfen und präventive Angebote 
im Sozialraum fest zu verankern, bezogen auf die verschiedenen Handlungsfelder zu differenzieren 
und mit Rechtsansprüchen zu unterlegen. 

Mobile Jugendarbeit als Prävention im Sozialraum  
MJA ist präventiv wirksam, da es als Handlungsfeld Sozialer Arbeit verschiedene Dimensionen von 
Prävention bereits im - ihm zugrunde liegenden - sozialpädagogischen Konzept verknüpft. Dieses 
basiert auf den vier Methodenbausteinen: Aufsuchende Arbeit/Streetwork, gruppen-/szenebezogene 
Angebote, individuelle Hilfe und Unterstützung sowie gemeinwesenbezogene und sozialraum-
orientierte Angebote. 
MJA erreicht mit ihrem aufsuchenden und ganzheitlichen Ansatz und der parteilichen Haltung 
Jugendliche und junge Erwachsene - auch und speziell „entkoppelte“ und „ausgegrenzte“ - bis zum 
Alter von 27 Jahren, die von anderen Hilfsangeboten nicht (mehr) erreicht werden oder auch nicht 
erreicht werden wollen, und ist in der Lage sie zu befähigen, wieder Anschluss an die Gesellschaft zu 
finden und gesellschaftliche Teilhabe zu erfahren.  
Während die zielgruppenspezifischen Angebote, die sich sowohl an Einzelne als auch an Gruppen und 
Cliquen richten und sich durch eine hohe Alltagsnähe auszeichnen, auf der personalen Dimension 
von Prävention ansetzen und zu positiven Veränderungen führen, wird durch die dauerhafte Präsenz 
im öffentlichen Raum und die Aktivitäten im Gemeinwesen sowie durch die Vernetzungsarbeit und 
Kooperation mit verschiedenen Akteur*innen und Interessensgruppen die strukturelle Dimension 
bedient und positiv beeinflusst. Durch die enge Verzahnung aller vier Methodenbausteine sowie 
deren wechselseitige Synergieeffekte wirkt MJA nachhaltig und effektiv. 
MJA ist partizipativ-emanzipatorisch und demokratiefördernd, da Räume der Begegnung und des 
Kennenlernens geschaffen werden und der Austausch zwischen unterschiedlichen Akteur*innen zu 
ihren zentralen Merkmalen gehört. Somit trägt die MJA zum sozialen Frieden (durch die Reduzierung 
und Abbau von Gewalt, Delinquenz und Konflikten im öffentlichen Raum) und zum gesellschaftlichen 
Zusammenhalt bei und führt zur Stärkung gesellschaftlicher Teilhabe aller Menschen. Um diese 
nachhaltigen Effekte und präventiven Wirkungen sowie die Beteiligung aller Menschen im 
Gemeinwesen zu entfalten, braucht es eine hohe Kontinuität der Angebote und eine finanzielle 
Absicherung.  
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Der Ausbau oder Aufbau niedrigschwelliger Hilfen und Angebote im Sozialraum ist richtig, darf 
jedoch nicht dazu führen, dass andere individuelle Formen der Leistungserbringung (§27ff. SGB VIII) 
oder Leistungen zur Förderung junger Menschen (§11, §13 SGB VIII) abgebaut werden. Auch die 
Verlagerung von Aufgaben und Zuständigkeiten auf andere Rechtskreise - wie bspw. durch die 
Einführung des §16h SGB II - sind aus Sicht der Mobilen Jugendarbeit kritisch, auch wenn es durchaus 
als begrüßenswert gesehen wird, dass die Gruppe der „schwer erreichbaren jungen Menschen“ 
verstärkt in den Blick genommen wird. Während der Fokus im SGB II (mit dem Grundsatz „Fördern 
und Fordern“) auf der Eingliederung junger Menschen in Arbeit liegt, steht die Förderung junger 
Menschen sowie deren Entwicklung hin zu einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen 
Persönlichkeit im Mittelpunkt der Leistungen im SGB VIII.  
Die Ausweitung sozialräumlicher Angebote ist ohne Berücksichtigung der bestehenden Angebots-
landschaft (mit Blick auf die Adressat*innen und deren Unterstützungsbedarfe) und der 
unterschiedlichen Handlungslogiken verschiedener Angebotsformen und Rechtskreise aus unserer 
Sicht nicht zielführend.  

Mobile Jugendarbeit als (eigenständiges) Handlungsfeld der Jugendsozialarbeit  
Für die Mobile Jugendarbeit (MJA) besteht bis heute der unbefriedigende Zustand auf Bundesebene 
keine klare gesetzliche Verankerung zu haben. Dies steht im Widerspruch dazu, dass es sich dabei um 
ein seit über 50 Jahren konzeptionell beschriebenes und bundesweit etabliertes Arbeitsfeld handelt, 
welches sowohl auf Bundes- als auch auf Landesebene fachlich kontinuierlich weiterentwickelt wird.  
Im Zuge der Reform des SGB VIII gilt es, dieses Versäumnis zu korrigieren und die Mobile Jugend-
arbeit im §13 SGB VIII gesetzlich zu verankern und inhaltlich die Aspekte der Gemeinwesen- und 
Sozialraumorientierung sowie der (alltagsnahen, niedrigschwelligen und ganzheitlichen) Jugend-
beratung zu stärken. 

Die LAG Mobile Jugendarbeit/Streetwork Baden-Württemberg nutzt die Debatte um die geplante 
Reform des SGB VIII und fordert die Neufassung des §13 SGB VIII um das Profil der Jugendsozialarbeit 
zeitgemäß und fachlich ausdifferenziert darzustellen. Mit dem folgenden Formulierungsvorschlag 
wird den verschiedenen Handlungsfeldern innerhalb der JSA Rechnung getragen und ein wichtiger 
Beitrag zur fachlichen und politischen Markierung des Aufgabenspektrums geleistet.  

Formulierungsvorschlag zur Neufassung des §13 SGB VIII: 

§ 13 Jugendsozialarbeit
Jungen Menschen, die zum Ausgleich sozialer Benachteiligungen oder zur Überwindung individueller
Beeinträchtigungen in erhöhtem Maße auf Unterstützung angewiesen sind, sind im Rahmen der Jugendhilfe
sozialpädagogische Hilfen zur Verfügung zu stellen, die ihre schulische und berufliche Ausbildung,
Eingliederung in die Arbeitswelt und ihre soziale Integration fördern.
Diese Aufgabenstellungen werden von den Trägern der Jugendhilfe erbracht. Zu den zentralen
Handlungsfeldern

1
 gehören insbesondere: (1) Arbeitsweltbezogene Jugendsozialarbeit; (2) Sozialpädagogisch

begleitetes Jugendwohnen; (3) Migrationsbezogene Jugendsozialarbeit; (4) Schulsozialarbeit,

(5) Mobile Jugendarbeit (MJA)

 MJA erreicht auf der Grundlage des sozialpädagogischen Konzepts mit aufsuchendem,
niedrigschwelligem Zugang junge Menschen, insbesondere diejenigen, die sich in besonders prekären
Lebenslagen befinden und von anderen Angeboten nicht ausreichend erreicht werden oder auch nicht
erreicht werden wollen, durch individuelle, gruppenbezogene und gemeinwesenorientierte Angebote
und unterstützt sie bei der Bewältigung von Alltagsproblemen und begleitet sie ggf. zu
weiterführenden Hilfsangeboten.

1
 Auch die anderen Handlungsfelder der Jugendsozialarbeit sind von den jeweiligen Fach- und Dachverbänden inhaltlich zu 

beschreiben und zu konkretisieren. 
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Mobile Jugendarbeit als Regelleistung stärken und finanziell absichern 
Um den Bedarf unter Berücksichtigung der Bedürfnisse und Interessen der jungen, auch der sozial 
benachteiligten und ausgegrenzten, Menschen, zu ermitteln, braucht es Zugänge zu dieser Gruppe, 
wie sie die MJA hat, sowie die Möglichkeit deren Anliegen anzumelden und passende Beteiligungs-
formate zu etablieren. Damit ein wirksames, vielfältiges und aufeinander abgestimmtes Angebot der 
Jugendhilfeleistungen gewährleistet werden kann, sind landkreisbezogene und städtebezogene 
Planungsprozesse deutlich stärker miteinander zu verknüpfen. 
Die Jugendhilfeausschüsse der Städte und Landkreise müssen zudem einen Rahmen setzen um 
wirksame und effektive Leistungen als Regelleistung (im Bereich der objektiven Rechtsverpflichtung) 
dauerhaft zu fördern und stärker auszubauen. Eine auf Dauer gestellte (langfristige) Förderung 
wirksamer Angebote ist eine zentrale Voraussetzung um präventiv und nachhaltig wirksam zu sein. 
Dementsprechend braucht es aus unserer Sicht eine Förderlogik in der strukturfördernde Angebote, 
die den Interessen und Bedarfen junger, insbesondere sozial benachteiligter, Menschen und deren 
oftmals prekären Lebenslagen gerecht werden, besser ausgestattet und dauerhaft gesichert sind. Im 
Zuge dessen ist eine Erhöhung der Verbindlichkeit der objektiven Rechtsverpflichtung (§ 79 SGB VIII) 
anzustreben bzw. zu gewährleisten. 

Strafprozessualer Reformbedarf des Zeugnisverweigerungsrechts 
Für die Altersgruppe der jungen Erwachsenen sind Mobile Jugendarbeiter*innen häufig die einzigen 
Ansprechpartner*innen, die sie verlässlich in und über mehrere Übergangs- und Entwicklungsphasen 
hinweg sowie in schwierigen Lebenslagen begleiten und Zugangs- und Anschlussmöglichkeiten an 
weitere - auch rechtskreisübergreifende - Hilfesysteme eröffnen. Dies setzt ein hohes Maß an 
Vertraulichkeit und Verantwortlichkeit seitens der Professionellen voraus. Das parteiliche Handeln 
und die akzeptierende Grundhaltung den Adressat*innen gegenüber, die in den fachlichen Standards 
verankert sind, begünstigen ein auf gegenseitigem Vertrauen basierendes Verhältnis zwischen den 
Professionellen und ihren Adressat*innen, welches eine existentielle Arbeitsgrundlage darstellt. 
Aufgrund der Tatsache, dass Sozialarbeiter*innen bisher kein Zeugnisverweigerungsrecht im 
Strafprozess haben, ist diese wichtige Arbeitsgrundlage allerdings nicht ausreichend gewährleistet. 
Dieser unbefriedigende Zustand wird zunehmend kritisiert und das vorliegende Rechtsgutachten2 
zum strafprozessualen Reformbedarf des Zeugnisverweigerungsrechts untermauert die Forderung 
der Praxis, diesen Tatbestand zu verändern. Mehrere Bundesfachverbände, darunter die BAG 
Streetwork/Mobile Jugendarbeit e.V., haben sich zu einem Bündnis für ein Zeugnisverweigerungs-
recht zusammengeschlossen und setzen sich für die Aufnahme der Mitarbeiter*innen von 
Streetwork/Mobiler Jugendarbeit in den Kreis der sogenannten ‚Berufsgeheimnisträger*innen‘ 
(gemäß §53 StPO) ein.  

Die Unterstützung dieser elementaren Anliegen der Praxis Mobiler Jugendarbeit / 
Streetwork und weiterer aufsuchender Handlungsfelder ist für die Ausgestaltung und 
Absicherung des Handlungsfeldes sowie zur fachlichen Qualitätsentwicklung 
unabdingbar. 

LAG Mobile Jugendarbeit/Streetwork Baden-Württemberg (Hrsg.) 
Heilbronner Straße 180 

70191 Stuttgart 
www.lag-mobil.de 

servicestelle@lag-mobil.de 

Stuttgart (Juni 2019) 

2
 Siehe Rechtsgutachten von Schruth/Simon (2018): Strafprozessualer Reformbedarf des Zeugnisverweigerungsrechts in der 

Sozialen Arbeit (Online abrufbar unter https://www.kos-
fanprojekte.de/fileadmin/user_upload/material/Zeugnisverweigerungsrecht/ZEUGNISVERWEIGERUNGSRECHT-
Gutachten_KOS.pdf, Zuletzt zugegriffen am 01.06.2019)  

http://www.lag-mobil.de/
https://www.kos-fanprojekte.de/fileadmin/user_upload/material/Zeugnisverweigerungsrecht/ZEUGNISVERWEIGERUNGSRECHT-Gutachten_KOS.pdf
https://www.kos-fanprojekte.de/fileadmin/user_upload/material/Zeugnisverweigerungsrecht/ZEUGNISVERWEIGERUNGSRECHT-Gutachten_KOS.pdf
https://www.kos-fanprojekte.de/fileadmin/user_upload/material/Zeugnisverweigerungsrecht/ZEUGNISVERWEIGERUNGSRECHT-Gutachten_KOS.pdf
mailto:servicestelle@lag-mobil.de
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Eckdaten des Online-Dialogs „Prävention im Sozialraum stärken“ 

Zeitraum des Online-
Dialogs zur AG-
Sitzung  

03.05.2019 – 17.05.2019 

Link zum Dialog www.mitreden-mitgestalten.de/dialoge 

Beteiligungszahlen Anzahl veröffentlichter Kommentare: 211 durch insgesamt 49 
Autorinnen und Autoren der Fachöffentlichkeit (aus den Bereichen 
der Kinder- und Jugendhilfe, Behindertenhilfe oder 
Gesundheitshilfe) 

Kommentierte Themen • Auswirkungen von präventiven Angeboten im Sozialraum 
• Aufbau von Angeboten 
• Kooperation von Kinder- und Jugendhilfe und Schulen oder 

Kindertageseinrichtungen 
• Anforderungen an die Kooperationen mit anderen 

Politikfeldern 
• Jugendhilfeplanung 
• Weitere Anmerkungen  

1 Einleitung zum Online-Dialog „Prävention im 
Sozialraum stärken“ 

"Mitreden - Mitgestalten: Die Zukunft der Kinder- und Jugendhilfe" wurde vom 
Bundesministerium für Frauen, Senioren, Familie und Jugend (BMFSJ) initiiert, um einen 
breiten Beteiligungs- und Dialogprozess zur Modernisierung der Kinder- und Jugendhilfe zu 
starten. Ein wichtiger Bestandteil dieses Dialogprozesses ist die Arbeitsgruppe (AG) "SGB VIII: 

Mitreden - Mitgestalten" sowie die begleitende Beteiligung der weiteren Fachöffentlichkeit.  

Die AG wird von sechs Säulen getragen: bereichsübergreifende Dachverbände, Verbände 
der Kinder- und Jugendhilfe, Verbände der „Behindertenhilfe“, Verbände der 
„Gesundheitshilfe“, Kommunen, Länder und Bund sowie Sonstige. Unter der Leitung der 
Parlamentarischen Staatssekretärin bei der Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend, Caren Marks, werden in der AG die grundlegenden Themen und Bereiche für 

die Modernisierung der Kinder- und Jugendhilfe auf Grundlage des Kinder- und 
Jugendstärkungsgesetzes (KJSG) diskutiert. 

Im Vorfeld jeder AG-Sitzung erhält die weitere Fachöffentlichkeit aus den Bereichen der 
Kinder- und Jugendhilfe, Behindertenhilfe oder Gesundheitshilfe die Möglichkeit, ihre 
Hinweise und Ideen zum jeweiligen Themenschwerpunkt der AG einzubringen. Hierfür 

werden auf der Plattform des Dialogprozesses www.mitreden-mitgestalten.de konkrete 

https://www.mitreden-mitgestalten.de/dialoge
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Fragen formuliert und um Kommentierungen gebeten. Diese fließen in die Arbeit der AG mit 
ein. 

Zu folgenden Themenschwerpunkten findet eine Beteiligung der Fachöffentlichkeit statt 
(diese entsprechen den Themenschwerpunkten der AG-Sitzungen):  

• Besserer Kinderschutz und mehr Kooperation 

• Unterbringung außerhalb der eigenen Familie: Kindesinteressen wahren – 
Eltern unterstützen – Familien stärken 

• Prävention im Sozialraum stärken 

• Wirksames Hilfesystem / Weniger Schnittstellen / Mehr Inklusion 

2 Die Informations- und Beteiligungsplattform 
www.mitreden-mitgestalten.de 

Auf der Webseite www.mitreden-mitgestalten.de war vom 03. Mai bis zum 17. Mai 2019 die 
Online-Beteiligung zum Themenschwerpunkt "Prävention im Sozialraum stärken" 
freigeschaltet. Teilnehmen konnte, wer eine professionelle Anbindung an Organisationen 
und Institutionen hat, die von dem Prozess betroffen sind. Hierfür wurde jede Person 
freigeschaltet, deren E-Mailadresse deutlich machte, dass sie bei einer Organisation der 
Kinder- und Jugendhilfe, Behindertenhilfe oder Gesundheitshilfe arbeitet.  

Im Zeitraum der Beteiligung wurde die Webseite www.mitreden-mitgestalten.de von 
insgesamt 2.628 Besuchern aufgerufen, von denen sich 2.124 als eindeutige Besucher 
zuordnen ließen. Durchschnittlich verbrachten Personen 3:43 Minuten auf der Homepage. 

Abbildung: Besucherzahlen zwischen dem 03.05.2019 und dem 17.05.2019 
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Beispielhaft für den Aufbau der Beteiligungsplattform sind im Folgenden zwei Screenshots 
angeführt. 
Beispiel 1: Zugang zu den Themenschwerpunkten 
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Beispiel 2: Fragen an die Fachöffentlichkeit zum Thema „Prävention im Sozialraum stärken“ 

 

Der Dialog wurde auf der Startseite der Plattform beworben. Zudem wurden über einen 
Newswecker rund 1150 Personen auf den Online-Dialog aufmerksam gemacht. Zusätzlich 
wurden alle Personen, die auf der Online-Plattform registriert waren, via E-Mail über den 
Start des Dialogs informiert.  
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3 Der Online-Dialog: Themenschwerpunkte und 
Fragen 

Insgesamt wurden der Fachöffentlichkeit zum Themenschwerpunkt „Prävention im 
Sozialraum stärken" sieben Fragen gestellt, unterteilt in drei Unterkategorien. Dabei gingen 
211 Kommentare von 49 verschiedenen Autorinnen und Autoren ein.  

a) Auswirkungen von präventiven Angeboten im 
Sozialraum 

 
Fragen 

Anzahl 
Kommentare 

Welche Auswirkungen haben präventive Angebote im Sozialraum? Wie 
bewerten Sie diese Auswirkungen? Wo sehen Sie Verbesserungsbedarf?  

46 

b) Aufbau von Angeboten 

 
Frage 

Anzahl 
Kommentare 

Was wären Ihrer Ansicht nach die zentralen Ansatzpunkte beim Aufbau 
sozialräumlicher Angebote?  

55 

c) Kooperationen von Kinder- und Jugendhilfe und 
Schulen oder Kindertageseinrichtungen 

 
Fragen 

Anzahl 
Kommentare 

Was sind aus Ihrer Sicht die zentralen Elemente hinsichtlich der 
Kooperation von Kinder- und Jugendhilfe und Schule und 
Kindertageseinrichtungen (im Sozialraum)? Sehen Sie hier gesetzlichen 
Regelungsbedarf? 

27 
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d) Anforderungen an die Kooperationen mit anderen 
Politikfeldern 

 
Frage 

Anzahl Meinungen 
und Kommentare 

Wie sind aus Ihrer Sicht die dringendsten Anforderungen an die 
Kooperationen mit anderen Politikfeldern (Stadtplanung, 
Wohnungsmarktpolitik, Gesundheitspolitik, (Nah-)Verkehrspolitik, 
Kultur- und Bildungspolitik) bei der Entwicklung sozialer 
Räume/Lebenswelten von Kindern und Jugendlichen? 

26 

e) Jugendhilfeplanung 

 
Fragen 

Anzahl 
Kommentare 

Welches sind die Anforderungen an eine sozialräumlich orientierte 
Ausgestaltung der Jugendhilfeplanung? Inwiefern sehen Sie 
Verbesserungsbedarf der Jugendhilfeplanung? 

34 

f) Weitere Anmerkungen 

 
Frage 

Anzahl 
Kommentare 

Gibt es zum Themenbereich "Prävention im Sozialraum stärken“ weitere 
Hinweise oder Lösungsvorschläge, die Ihnen wichtig sind und unter den 
Themenkomplexen bisher keine Beachtung finden? 

23 
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4 Dokumentation aller Kommentare der 
Fachöffentlichkeit nach 
Themenschwerpunkten 

a) Auswirkungen von präventiven Angeboten im 
Sozialraum 

Welche Auswirkungen haben präventive Angebote im Sozialraum? Wie 
bewerten Sie diese Auswirkungen? Wo sehen Sie Verbesserungsbedarf? 

Name und Datum Kommentar 

Senior, 06.05.2019 „Prävention ist wichtig. Qualität auch. Zur Qualitätssicherung 
muss gewährleistet sein, dass die Anbieter im Bereich der 
Jugendhilfe Kriterien unterliegen, die von einer Aufsichtsbehörde 

(analog §45 SGB VIII) geprüft werden. Prävention darf keinen 
Vorrang vor Maßnahmen der HzE haben - das heißt, weder 
"Ambulant vor stationär" noch "Prävention statt Hilfe zur 
Erziehung".“ 

Ingrid Wolff, 

06.05.2019 

„Präventive Angebote im Sozialraum sind wichtig. Sie sollten 

allerdings nicht den notwendigen HzE vorgeschaltet werden. Auch 
muss die Qualität der präventiven Hilfen garantiert sein.“ 
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Name und Datum Kommentar 

Stefan Schliewe, 

06.05.2019 

 

„Hinsichtlich der Präventionsarbeit erscheint es günstig auch 

einen stärkeren Fokus auf Vernetzung und Kooperation zu legen, 
welcher sich jedoch nicht in Konkurrenz und/oder Bevormundung 
bzw. zu starker Priorisierung äußern sollte. Gerade innerhalb der 
sog. "Brennpunktgebiete" erlangen unterschiedliche Angebote, 
unterschiedliche Erkenntnisse zu unterschiedlichen Zeitpunkten, 
was auch dafür sorgt, dass verschiedenen Angebote aneinander 

vorbei oder nebeneinander her arbeiten. Dies führt 
erfahrungsgemäß zu o.g. Befindlichkeiten. Deutlich wurde dies 
bspw. bei der Vernetzung der Akteure aus verschiedenen 
Bereichen hinsichtlich der Wohnungssuche für die jeweilige 
Klientel. Dort wurde festgestellt, dass sich die Gruppen mit 

unterschiedlichen Mitteln, um die selben Ressourcen bemühen. 
Eine stärkere Bündelung/Vernetzung der Interessen und 
eventuell (frei verwendbarer) Ressourcen - bspw. in Stadtteilbüros 
etc. - erscheint auch hinsichtlich präventiver Angebote zumindest 
überdenkenswert.“ 

M Jannicke NHW ..., 
07.05.2019 

 

„Eine Abgrenzung von sog. "niedrigschwelligen Hilfen im 
Sozialraum" ggü. rechtsanspruchshaften Formen der Hilfe muss 
durch den Gesetzgeber vorgegeben werden. Es gibt sonst einen 
Wildwuchs, durch den der Rechtsanspruch mittlebar aufgeweicht 
werden wird (da sich mit den sog. "niedrigschwelligen" Angeboten 

Geld einsparen lässt, denn sie sind meistens ja auch 
niedrigformatig und es gibt bisher kein Fachkräftegebot).“ 

M Jannicke NHW ..., 
07.05.2019 

 

„Der Begriff der Prävention als solcher müsste für die Jugendhilfe 
einigermassen rechtssicher definiert werden, da jede Form der 
Kinder- und Jugendhilfe auch als Prävention angesehen werden 

kann, selbst völlig verspätete Hilfe, denn sie wird ja eingesetzt um 
weitere Verschlimmerungen zu verhüten. Ich bin gespannt auf die 
Definition "präventive Jugendhilfe" - bisher kann jede*r jederzeit 
behaupten, etwas sei präventiv, etwas anderes nicht. Das leistet 
natürlich einer Jugendhilfe nach Gutsherrenart Vorschub.“ 
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Name und Datum Kommentar 

M Jannicke NHW ..., 

07.05.2019 

 

„Zusätzlich präventive Angebote haben allermeist mindestens 

zunächst kostensteigernde Auswirkungen. Dies wird oft nicht so 
deutlich gesagt, aber es sollte den handelnden Personen klar ein, 
daß gerade wirksame präventive Programme mehr Menschen in 
den Genuss irgendwelcher Leistungen oder Angeboten bringt, 
dass dies wiederum im besten Falle die Beantragung oder 
Inanspruchnahme weiterer Unterstützungen nach sich zieht und 

sich hoffentlich zusätzlich herumspricht. Dadurch eintretende 
Einsparungen bei (ohne Prävention) später anfallenden 
Leistungen ergeben sich wenn überhaupt (!) erst Jahre später, 
soweit man bisher weiss (zuletzt ESPQ Modellprojekt Bremen, 
Modellprojekt "KeKiz" Land Niedersachsen + Bertelsmann sowie 

SRO- Projekt Berlin Steglitz-Zehlendorf).“ 

M Jannicke NHW ..., 
07.05.2019 

 

„Mehr noch als für die rechtsanspruchsgebundenen, 
einzelfallgebundenen Hilfen gilt für die präventiven 
Angebotsformen bis heute, was Klaus Wolf im Modellprojekt 
"Wirkungsorientierte Jugendhilfe" (Band 4) feststellte: Es sei 

schwierig bis unmöglich, „... zwischen einzelnen Maßnahmen und 
spezifischen Effekten einen eindeutigen Zusammenhang 
herzustellen, d.h. zu beweisen, dass dieser Effekt nur durch die 
Maßnahme bewirkt worden ist und dass die Maßnahme genau 
diesen Effekt verursacht hat. Weder das zeitliche 

Zusammentreffen von Maßnahme und Effekt noch der 
statistische (in qualitativen Studien aufgrund der geringen Fallzahl 
sowieso kaum zu erbringende) Beleg einer Korrelation ist ein 
Beweis für einen linearen Ursache-Wirkungszusammenhang." 
Auch bleiben die Nebenwirkung präventiver Bemühungen, z.B. 
nach falsch-positiven Befunden oft unbedacht (vgl. etwa Beispiele 

aus dem medizinischen Bereich, etwa Brustkrebs- oder 
Prostatavorsorge und ihnen folgende Behandlungen).“ 



 

11 

Name und Datum Kommentar 

Birte Hahne, 

09.05.2019 

„Präventive Angebote sind mehr als sinnvoll, sollten sich aber gut 

abstimmen mit den vor Ort ansässigen und wirkenden 
Helfersystemen. Eine Vernetzung in Form eines sozialräumlichen 
regemäßigen Treffens ist m.-E. unabdingbar, um aktuell zu 
bleiben und auch kurzfristig auf sozialräumliche Situationen und 
Probleme eingehen zu können. Projekte sollten etabliert sein und 
nicht nur kurzfristig finanziert werden. Eine Evaluation des 

sozialräumlichen Arbeit sollte z.B. durch die Uni o.ä. begleitet 
werden. Hierbei ist die Beteiligung Befragen aller 
(Bewohner*innen, Kolleg*innen) unabdingbar.“ 

Monika Stark-

Murgia, 11.05.2019 

„präventive können Kinder und Jugendliche in der Entfaltung ihrer 

Interessen und Stärken unterstützen und bieten eine Möglichkeit 
für Vernetzung im Stadtteil. Sie darf nicht als Ersatz für Hilfen zur 
Erziehung angelegt werden sondern möglicherweise bei Bedarf 
zusätzlich.“ 

Dietmar Schwalm, 

13.05.2019 

„Erfahrungen aus dem Abbau der Gemeinwesenarbeit der 80-er 

Jahre Welche positiven Auswirkungen ernstgemeinte präventive 
Angebote im Sozialraum haben können, kann man erkennen, 
wenn man sich umgekehrt die Folgen des Abbaus der präventiven 
Ansätze der Gemeinwesenarbeit der 80-er Jahre ansieht. Damals 
gab es noch in jedem Sozialraum mit hauptamtlichen 

pädagogischen Fachkräften besetzten niederschwelligen 
Angebote (Jugendzentren, Beratungscafes usw.). Diese wurden 
danach radikal abgebaut. Eine der Folgen davon war aus meiner 
Sicht die Steigerung der Fallzahlen in der Jugendhilfe. Anfang der 
2000-er Jahre hat man das endlich erkannt und versucht 
gegenzusteuern. Die finanzielle Förderung der Familienzentren in 

den Kita's hat m.E. nur eine Alibi-Funktion. Die Förderung beträgt 
nur ein Bruchteil von dem, was eine volle hauptamtliche Fachkraft 
im Sozialraum kosten würde. Warum scheinheilig etwas Neues 
fordern, wenn man das Alte nur wieder reaktivieren müsste!“ 
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Name und Datum Kommentar 

Birgit Averbeck 

DGSF, 14.05.2019 

„Konzepte der Sozialraumstärkung werden kontrovers diskutiert. 

Kritisch zu bewerten sind Diskussionen, bei denen als Motivation 
für eine Sozialraumorientierung die finanzielle Entlastung der 
Verwaltung im Vordergrund steht – hilfreich sind sie da, wo die 
Bedarfe und fachlichen Leistungen im Sinne der Familien im 
Fokus sind. Aus systemischer Sicht hängt die Wirksamkeit 
präventiver Angebote im SOR einerseits von der Qualität der 

Kooperation der Akteure ab und andererseits von den 
Möglichkeiten einer Beteiligung der Familien selbst sowie der 
Menschen in den Institutionen und Praxen bereits bei der 
Planung von Angeboten. Ein Sozialraum entsteht durch 
Kommunikation - heutzutage auch ohne direkten räumlichen 

Bezug. Sozialraumlotsen sollten sich ebenso gut im virtuellen 
Sozialraum der Hilfesuchenden auskennen, wie in der analogen 
Umgebung.“ 

Peter Rebholz, 
15.05.2019 

„Präventive und damit verbundene niedrigschwellige Angebote 
und Zugänge zu professionellen Unterstützungsleisten 

ermöglichen, speziell bei ansonsten institutionsscheuen Familien, 
Zugänge in die ansonsten kaum erreichbaren Strukturen. So 
lassen sich eines Erachtens nach zum einen Menschen erreichen, 
die ansonsten, trotz erkennbarer Bedarfe kaum erreichbar sind 
und zum anderen Unterstützungen vor der klassischen Schwelle 

HzE anbringen, die in ihrer Konsequenz helfen, bevor die 
Problemlagen sich verschärfen. Wichtig hierbei ist aus meiner 
Perspektive, dass es klare Strukturen und gute Vernetzungen 
zwischen den einzelnen Anbietern im Sozialraum geben muss. 
Des Weiteren tragen gute, frühzeitige Angebote mit guter 
Kooperation und in offener Form zur allgemeinen Verbesserung 

des Sozialraumes bei.“ 
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Name und Datum Kommentar 

eaf Berlin, 

16.05.2019 

„Die Broschüre „Neue Wege gemeinsam mit und für Familien 

gehen!“ beschreibt Leistungen und Potentiale der Familienbildung 
nach § 16 SGB VIII https://www.eaf-
bund.de/documents/Familienbildung/170824_EFB_Profil_END.pdf 
Das Netzwerk Evangelischer und Katholischer Eltern-Kind-
Gruppen in Deutschland (NEKED) beschreibt unter 
https://www.eaf-

bund.de/documents/Familienbildung/171206_NEKED_Thesen_Do
wnloadversion_mit_Links.pdf die Bedeutung dieser Arbeit im 
Hinblick auf nachhaltige Prävention für Familien. ev. 
arbeitsgemeinschaft familie“ 

eaf Berlin, 
16.05.2019 

„Niedrigschwellige Prävention und nachhaltige Unterstützung von 
Familien bedürfen verlässlicher und langfristig abgesicherter 
Infrastrukturen. Insbesondere die lokalen Jugendämter sollten zu 
einer Jugendhilfeplanung verpflichtet werden, die die 
Bereitstellung einer entsprechenden Infrastruktur nach § 16 SGB 
VIII gewährleistet.“ 

Tophoven, 
16.05.2019 

„Präventive Angebote im Sozialraum sind wichtig. Die 
Auswirkungen von präventiven Angeboten lassen sich nicht 
einfach messen. Solche Prozesse brauchen zunächst mal etwas 
Zeit. Festgehalten werden sollte aber, wie sich die Situation nach 

Einschätzungen von Zielgruppen und Fachkräften durch gezielte 
Angebote verändert und wie diese bewertet werden. Eine 
Stärkung der Infrastruktur vor Ort ist nachhaltig nötig. Eine 
sinnvolle Ausgestaltung von Angeboten im Sozialraum kann nur 
unter Einbezug von Menschen vor Ort (Zielgruppen und 
Fachkräften) geschehen.“ 
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Name und Datum Kommentar 

Daniel Thomsen, 

16.05.2019 

„Präventive Angebote stärken die Lebenswelt der Familien und 

bieten niedrigschwellige Zugänge. Diese sollten an den Bedarfen 
der Familien und nicht angebotsorientiert sein, also Ressourcen 
aus Sicht der Familien sein. Auch ist eine Verbindung zu den 
Hilfen zu Erziehung sinnvoll und notwendig, damit kein 
"gegeneinander ausspielen" erfolgt, sondern eine systemische 
Sichtweise. Und was ist daran schlimm, dass eine Familie keine 

Einzelfallhilfe braucht, weil sie aus Ihrer Sicht alles in ihrem 
Sozialraum niedrigschwellig bekommt?“ 

LAG Mobile Juge…, 
16.05.2019 

„Mobile Jugendarbeit (MJA) ist Prävention im Sozialraum, da es als 
einziges Handlungsfeld Sozialer Arbeit verschiedene Dimensionen 

von Prävention bereits im ihm zugrunde liegenden 
sozialpädagogischen Konzept verknüpft. Dieses basiert auf den 
vier Methodenbausteinen: Aufsuchende Arbeit/Streetwork, 
gruppen-/szenebezogene Angebote, individuelle Hilfe und 
Unterstützung sowie 
Gemeinwesenarbeit/Sozialraumorientierung. MJA ist inklusiv und 

erreicht mit ihrem aufsuchenden Ansatz und der 
niedrigschwelligen, parteilichen Arbeit junge „entkoppelte“ und 
„ausgegrenzte“ Menschen, die von anderen Hilfsangeboten nicht 
(mehr) erreicht werden oder auch nicht erreicht werden wollen, 
und ist in der Lage sie zu befähigen, wieder Anschluss an die 

Gesellschaft zu finden und gesellschaftliche Teilhabe zu erfahren. 
(Teil 1)“ 



 

15 

Name und Datum Kommentar 

LAG Mobile Juge…, 

16.05.2019 

„MJA ist Prävention! - Während die zielgruppenspezifischen 

Angebote, die sich sowohl an Einzelne als auch an Gruppen und 
Cliquen richten, auf der personalen Dimension von Prävention 
ansetzen und zu positiven Veränderungen führen, wird durch die 
dauerhafte Präsenz im öffentlichen Raum und die Aktivitäten im 
Gemeinwesen sowie durch die Vernetzungsarbeit und 
Kooperation mit verschiedenen Akteur*innen und 

Interessensgruppen auch die strukturelle Dimension bedient und 
positiv beeinflusst. Durch die enge Verzahnung aller vier 
Methodenbausteine sowie deren wechselseitige Synergieeffekte 
wirkt MJA nachhaltiger und effektiver im Sozialraum als andere 
Handlungs- und Politikfelder. MJA ist somit demokratiefördernd, 

da Räume der Begegnung, des Kennenlernens und des 
gegenseitigen Austauschs geschaffen werden und die 
Vermittlung, Vernetzung und der Austausch zwischen 
unterschiedlichen Akteur*innen im Sozialraum zu ihren zentralen 
Merkmalen gehört. (Teil 2)“ 

LAG Mobile Juge…, 
16.05.2019 

„MJA kann mehr ... Somit leistet die MJA insgesamt einen 
positiven Beitrag zum sozialen Frieden und Miteinander (durch 
die Reduzierung und Abbau von Gewalt, Delinquenz und 
Konflikten im öffentlichen Raum) , zum gesellschaftlichen 
Zusammenhalt und führt zur Stärkung gesellschaftlicher Teilhabe 

aller Menschen. MJA ist partizipativ-emanzipatorisch und hat eine 
fördernde und unterstützende Stoßrichtung . Die Fachkräfte 
befähigen Individuen sowie Gruppen, die bislang oftmals 
ausgegrenzt sind und nicht (mehr) erreicht werden, sich stärker 
und aktiv im Sozialraum einzubringen und sich zu beteiligen und 
sorgt dafür, dass sich andere Akteure im Gemeinwesen auf die 

Jugendlichen und jungen Erwachsenen und deren Interessen 
einlassen, damit ein gemeinsamer Dialog angestoßen werden 
kann. Um diese nachhaltigen Effekte und präventiven Wirkungen 
sowie die Beteiligung aller Menschen im Gemeinwesen zu 
entfalten, braucht es eine hohe Kontinuität der Angebote und 

eine finanzielle Absicherung. (Teil 3)“ 
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Name und Datum Kommentar 

eaf Berlin, 

16.05.2019 

„Präventive Angebote im Sozialraum ebnen den Weg für inklusive 

Bildungsbiografien und sind die Voraussetzung für ein Gelingen 
der Herstellungsleistung „doing family“ in den verschiedenen 
Lebensphasen. Neue Anforderungen für das Familienleben 
finden alltagstaugliche Antworten auf unterschiedliche 
Bedürfnisse. Das „Abkippen“ von Sozialräumen in soziale 
Brennpunkte wird vermieden. ev. arbeitsgemeinschaft familie 

(eaf)“ 

eaf Berlin, 
16.05.2019 

„Familienbildung bietet Familien leicht erreichbare Orte der 
Entschleunigung und Entlastung, in denen Begegnung, Austausch 
und gegenseitige Unterstützung möglich werden. Sie erfüllt damit 

den gesetzlichen Auftrag zur allgemeinen Förderung der 
Erziehung in der Familie, wie er in §16 SGB VIII verankert ist, und 
ist in erster Linie auf Prävention ausgerichtet. Familienbildung 
unterstützt Familien und Familienmitglieder bei der Gestaltung 
gelingender und solidarischer Beziehungen und bei der 
Persönlichkeitsentwicklung des Einzelnen. Sie stärkt die 

Menschen in ihren Teilhabe- und Handlungsfähigkeiten, bieten 
Orientierung und regt die Wertebildung an. 
Familienbildungseinrichtungen sind dabei mit die ersten Orte, an 
denen Familien Zugang zu einer institutionalisierten und 
öffentlich verantworteten Unterstützung bekommen. Dabei 

sorgen sie aktiv für die Vernetzung familienunterstützender 
Angebote im sozialen Nahraum und setzen sich für die Interessen 
von Familien ein. Forum Familienbildung“ 
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Name und Datum Kommentar 

LAK Mobile Juge…, 

17.05.2019 

„Mobile Jugendarbeit leistet präventive Arbeit. "Das den 

Arbeitsfeldern zugrunde liegende Menschenbild basiert auf den 
ethischen Grundsätzen der menschlichen Würde und der 
Gleichheit aller Menschen. Ausgehend von der Tatsache, dass die 
Partizipationsmöglichkeiten im gesamtgesellschaftlichen Kontext 
oft begrenzt sind, handeln die in den Arbeitsfeldern Streetwork 
und Mobile Jugendarbeit tätigen Fachkräfte im Verständnis einer 

parteilichen Interessenvertretung insbesondere für benachteiligte 
und von der gesellschaftlichen Teilhabe ausgegrenzte, von 
Ausgrenzung bedrohte sowie sich selbst ausgrenzende 
Menschen." (Fachstandards BAG Mobile Jugendarbeit/ Streetwork 
e.V., 2018) Mobile Jugendarbeit arbeitet aufsuchend, 

niedrigschwellig, anwaltschaftlich und parteilich im Sozialraum, 
um Segregation entgegenzuwirken, Exklusionsprozesse zu 
verringern und gesellschaftliche >Teilhabe junger Menschen zu 
ermöglichen. Somit wirkt sie präventiv in verschiedenen Facetten 
der Prävention.“ 

LAK Mobile Juge…, 
17.05.2019 

„Mobile Jugendarbeit hat durch die Orientierung an den 
Lebenswelten junger Menschen und deren Bedürfnissen sowie 
die den aufsuchenden und damit niedrigschwelligen Ansatz, 
Zugang zu jungen Menschen, die als "entkoppelt" gelten, 
ausgegrenzt sind und andere Hilfsangebote nicht mehr 

annehmen. Der auf Vertraulichkeit basierte Zugang wird genutzt, 
die jungen Menschen zu unterstützen, zu begleiten, 
Hilfestrukturen aufzuschließen und wieder nutzbar zu machen. 
Dadurch wird gesellschaftliche Teilhabe ermöglicht, 
Handlungsmöglichkeiten der Adressat*innen erweitert und 
Selbsthilfepotenziale gestärkt.“ 

LAK Mobile Juge…, 
17.05.2019 

„"Streetwork und Mobile Jugendarbeit begleiten und initiieren 
sowohl emanzipatorische und selbstwirksame Prozesse der 
Adressat*innen als auch gruppenbezogene Lernprozesse 
solidarischen Handelns und gegenseitiger Unterstützung." - 

Fachstandards BAG Mobile Jugendarbeit/ Streetwork e.V. 2018“ 
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Name und Datum Kommentar 

LAK Mobile Juge…, 

17.05.2019 

„Mobile Jugendarbeit verfügt über Expertenwissen über 

Entwicklungen und Herausforderungen im Sozialraum. Sie wirkt 
demokratiefördernd, da sie Räume schafft in denen Begegnung 
und Kennenlernen im zwanglosen und niedrigschwelligem 
Kontext möglich ist. Dadurch werden Voruteile abgebaut und 
gesellschatlicher Zusammenhalt gefördert.“ 

Klaus Cartus, 
17.05.2019 

„Präventive Angebote fördern Vernetzung im Stadtteil. Durch die 
Vernetzung werden passgenaue Angebote möglich, die frühzeitig 
auf aktuelle (Fehl-)Entwicklungen im Sozialraum reagieren 
Strukturelle Prävention: Präventive Angebote setzen frühzeitig an, 
um rechtzeitig Schaden zu verhindern oder zu mindern. Ein 

sozialraumorientierter Blick der Prävention betrachtet 
Symptomatiken vor dem Hintergrund kontextueller 
Gegebenheiten. Beispielsweise wird dann das „Biertrinken von 
Jugendlichen“ nicht mehr allein unter dem Blickwinkel „störendes 
Verhalten“ betrachtet, sondern im Sinne „kommunaler 
sozialräumlich“ orientierter Prävention („umfeldbezogene 

Prävention“) unter dem Blickwinkel sozialräumlicher 
Gegebenheiten (evt. keine Freizeitangebote, Lage der 
„Problemzone“) und Möglichkeiten zur Schaffung zusätzlicher 
Ressourcen (z.B. Schaffung von Freizeitmöglichkeiten, 
Einbeziehung von Politik, Jugendarbeit und engagierten 

BürgerInnen aus dem Stadtteil z.B. zur Schaffung von 
Treffpunkten) betrachtet“ 

Klaus Cartus, 
17.05.2019 

„Wie bewerten Sie diese Angebote? Sozialraumorientierte 
(stadteil- und umfeldbezogene Maßnahmen) können einen allein 
Defizit-, und problemorientierten Blick auf einzelne Personen 

oder Personengruppen mit einem „auffälligen, als problematisch 
gewerteten Verhalten“ im öffentlichen Raum durch einen 
ressourcenorientierten erweiterten Blick auf das „Setting“ 
ersetzen.“ 
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Name und Datum Kommentar 

Klaus Cartus, 

17.05.2019 

„Wo sehen Sie Verbesserungsbedarf? Methodische 

Verbesserungen durch genaue (auch qualitative) 
Sozialraumanalysen, Entwicklung unterschiedlicher Szenearien, 
Zukunftswerkstätten und Einbeziehung und Partizipation 
regionaler Gremien, Netzwerke und selbstaktive Felder in 
bestimmten sozialen Räumen. Längerfristige Finanzierung für 
Planungssicherheit notwendig, Nachfinanzierung bei gut 

laufenden Projekten muss möglich sein, um einer „Projektitis“ 
vorzubeugen“ 

Runa Pal Diplom..., 
17.05.2019 

„Bundesweit ist seit Mitte der 1990er Jahre ein drastischer 
Stellenabbau in der offenen Kinder- und Jugendarbeit zu 

beklagen und damit auch ein zunehmendes Schwinden dieses 
wesentlichen Teils der professionellen Jugendhilfe. Dem Grunde 
nach ist die offene Kinder und Jugendhilfe aber eine 
Pflichtleistung. An dieser Stelle zu sparen ist falsch, denn was 
passiert, wenn Kinder und Jugendliche angesichts ihrer immer 
schwieriger werdenden Lebenslagen sich selbst überlassen 

werden, zeigt sich unter anderem in den allseits steigenden 
Fallzahlen der HzE. Die offene Kinder- und Jugendarbeit hatte und 
hat immer einen Bezug zum sozialen Raum und begleitet und 
fördert Kinder und Jugendliche auf dem Weg zur Selbständigkeit. 
Damit setzt sie damit einen guten Teil des an erster Stelle im SGB 

VIII festgeschriebenen Auftrags um: „Jeder junge Mensch hat ein 
Recht auf Förderung seiner Entwicklung und auf Erziehung zu 
einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen 
Persönlichkeit.“ [§ 1]“ 
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Name und Datum Kommentar 

Martin Adam - V..., 

17.05.2019 

„Auf kommunaler Ebene wurden aus Kostengründen in den 

vergangenen Jahren die wichtigen präventiven Angebote im 
Sozialraum häufig drastisch eingespart. Viele Familien mit Kindern 
sind aber auf diese Angebotsstrukturen bei der Alltagsentlastung 
wie auch der kulturellen Teilhabe besonders angewiesen. 
Insoweit sind auf kommunaler Ebene hinsichtlich von präventiven 
Angeboten dringend Investitionen in Infrastruktur erforderlich. 

Sie können auch dazu beitragen, dass einerseits die in den 
vergangenen Jahren deutlich angestiegenen Fallzahlen in den 
Hilfen zur Erziehung reduziert werden und andererseits 
entstehende fatale Armutskreisläufe durchbrochen werden. 
Wichtig dabei ist, dass die Einzelfallhilfen und sozialräumlichen 

Angebote keine Konkurrenzsituation darstellen, sondern sich 
gegenseitig ergänzen. Entscheidend ist die Steuerung über ein 
qualifiziertes Hilfeplanverfahren, dessen Ergebnisse verbindlich 
für die Wahl der Hilfeart ist.“ 

K. Kroll, 17.05.2019 „Präventive Angebote haben Auswirkungen auf alle direkt und 

indirekt Betroffenen. Sie dienen der besseren Aufklärung, 
Information und geben eine Plattform auf der man sich 
austauschen kann. Präventive Angebote müssen 
Zielgruppenorientiert sein und im Kontext der Bevölkerung 
angegliedert werden. Präventive Angebote, von denen keiner 

weiß sind nicht zielführend. Sie müssen fachlich gut vorbereitet 
und gut umgesetzt werden. Eine enge Verknüpfung von 
Kooperationspartnern ist hier ebenso von Bedeutung wie die 
klare Linie des Durchführenden. Mit klaren Konzepten ist eine 
Aufstellung von präventiven Angeboten, die aufeinander 
aufbauen und im Kontext zueinander stehen einfacher und 

verständlicher für Zielgruppe und Sozialraumangehörige.“ 
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Name und Datum Kommentar 

PGK, 17.05.2019 „Leistungsfeldübergreifendes Agieren Z. B Ambulante HzE-

Anbieter sollen die Angebote (z. B. gem. §§11, 13, 16 SGB VIII)des 
Sozialraumes kennen und nutzen, ggf. dorthin vermitteln, um 
Unterstützungsmöglichkeiten auch nach Auslaufen der HzE 
aufzuzeigen. Gleiches gilt für die ASD. Sozialraumkenntnis und 
damit Kenntnis der vorhandenen Infrastruktur und 
(jugendhilflichen) Angebote sollte wesentlicher Indikator bei der 

Trägerauswahl (mindestens bei ambulanten Hilfen) sein. 
Notwendig sind jeweils zeitliche Ressourcen auf beiden Seiten 
(sozialräumlich wirkende Angebote und individuelle Hilfen zur 
Erziehung). Durch entsprechende Übergangsgestaltung und 
Vernetzung zwischen den Leistungsfeldern der Jugendhilfe kann 

einerseits frühzeitiger (und damit vermutlich weniger intensiv und 
eingreifend) zu einer HzE vermittelt werden, andererseits diese 
Hilfen ggf. durch das Einbinden der vorhandenen 
sozialräumlichen Angebote frühzeitiger beendet, auf jeden Fall 
aber nachhaltiger wirksam gestaltet werden.“ 

Rolf Diener, 
17.05.2019 

„sozialräumliche präventive Mikroprojekte können einen 
wesentlichen Beitrag leisten um die Ressourcen der Familien, 
Kinder und Jugendlichen in ihren Lebenswelten zu stärken. Die 
Erfahrungen unterschiedlicher (Modell-)Projekte, u.a. in Bremen 
haben sich als äußerst erfolgreich erwiesen. Wichtig ist dabei die 

entsprechende personelle Ausstattung der Jugendämter und die 
Weiterentwicklung der dortigen methodischen Kompetenzen, ein 
sozialraumorientiertes Fallverstehen und die Entwicklung und 
Umsetzung fallübergreifender Angebote auch umzusetzen. Der 
Gesetzgeber sollte einen Rahmen ermöglichen, der die 
Finanzierung entsprechender Angebote unabhängig von der 

jeweiligen Haushaltslage der Kommune ermöglicht. Hier sollten 
"schlanke" Angebotsvergaben ermöglicht werden, um aufwändige 
Ausschreibungsprozesse zu vermeiden. Parallel ist klarzustellen, 
dass mit präventiven sozialräumlichen Projekten der individuelle 
Rechtsanspruch nicht angetastet wird.“ 
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Name und Datum Kommentar 

Rolf Diener, 

17.05.2019 

„Zu den sozialräumlichen Angeboten ist ferner zu ergänzen, dass 

auch rechtskreisübergreifende Finanzierungsformen ermöglicht 
werden sollten. Insbesondere sollen diese auch inklusiv gestaltet 
werden und die Zielgruppen des BTHG mit integriert werden 
können. Die Gestaltungsmöglichkeiten von sozialräumlichen 
Angeboten sollten möglichst flexibel sein und sowohl Angebote 
von Fachkräften als auch von Semiprofessionellen als auch Peer-

Learning ermöglichen.“ 

ASD 
Netzwerkman..., 
17.05.2019 

„Es geht nicht um Prävention sondern um die Gestaltung von 
guten Lebensbedingungen. Durch die Vernetzung von 
Institutionen werden Familien frühzeitig in ihrem Sozialraum (SR) 

/ihrer Lebenswelt erreicht. Des Weiteren werden die fachlichen 
Ressourcen im SR besser genutzt und eine gemeinsame 
Weiterentwicklung der Fachkräfte gewährleitstet. Die 
Unterstützung von Familien wird von mehreren Schultern 
(Institutionen) getragen. Die niedrigschwelligen Angebote bieten 
den Familien, Kinder und Jugendlichen unterhalb von HzE ein 

zusätzliches Unterstützungsangebot sowie verlässliche Ort 
(Schutzräume) an. Durch Vernetzung der Fachkräfte in Gremien 
werden die unterschiedlichen Arbeitsfelder kennengelernt und 
ein gegenseitiges Verständnis der Arbeit erzeugt. Dies sorgt dafür, 
dass durch gute Beziehungen der Professionellen, Familien die 

Schwellenängste zu Behörden etc. abgenommen werden.“ 
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Name und Datum Kommentar 

ASD 

Netzwerkman..., 
17.05.2019 

„In den Gremien wird ein zielgruppenübergreifender Blick 

ermöglicht und bedarfsgerechte Angebote geschaffen. Dies 
erfordert eine flexible finanzielle Angebotsgestaltung sowie 
personelle Ressourcen. Regeleinrichtungen (z.B. Kita, Schule, 
OKJA) sowie Behörden brauchen personelle und finanzielle 
Ressourcen für Netzwerkarbeit im Sozialraum. Ziel der 
zusätzlichen Unterstützungsangebote ist, dass durch eine enges 

miteinander in den Sozialräumen, Familien früher erreicht 
werden und fast keine Familie durch „die Maschen“ fällt. Durch 
die Verbesserung der Lebensbedingungen haben die Familien in 
einem Sozialraum die Möglichkeit frühzeitig und niedrigschwellig 
Unterstützung zu erhalten und hochschwellige Hilfen sind 

weniger notwendig. Ein Ausbau von niedrigschwelligen 
Angeboten ist angezeigt, zudem sollten Finanzierungsformen 
flexible gestaltet werden können. Eine nach dem Fachkonzept 
Sozialraumorientierung arbeitende Jugendhilfe sollte Deutschland 
weit etabliert werden!“ 

Nicole Hellwig QV 
BL, 17.05.2019 

„Teil 1 des Kommentares des Qualitätsverbunds Babylotse e.V.: 
Präventive, gut vernetzte und leicht zugängliche Angebote für 
Familien im Sozialraum ermöglichen ein gesundes Aufwachsen 
von Kindern unabhängig vom sozio-ökonomischen Status. Eine 
gute Sichtbarkeit und Erreichbarkeit der präventiven Angebote im 

Sozialraum ist nur durch systemübergreifende 
Beratungsangebote sicherzustellen. Bsp.: Die bisher 
implementierten Lotsensysteme wie die BABYLOTSEN erreichen 
erfolgreich bereits aus der Gesundheitshilfe heraus werdende 
Eltern und Eltern neugeborener Kinder. Diese befinden sich nicht 
aufgrund einer Erkrankung in Einrichtungen des 

Gesundheitssystems, sondern aufgrund der originären Form der 
Familiengründung und –bildung, dh. aufgrund von 
Schwangerschaft und Geburt. Im interdisziplinären 
Zusammenwirken zwischen der Gesundheits- und der Jugendhilfe 
werden belastende Lebenslagen, gesundheitliche Risiken und 

psychosozialer Unterstützungsbedarf frühzeitig erkannt.“ 
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Name und Datum Kommentar 

Nicole Hellwig QV 

BL, 17.05.2019 

„Teil 2 des Kommentars des Qualitätsverbunds Babylotse e.V.: 

Klärende Gespräche mit den Eltern dienen der Abklärung des 
konkreten Unterstützungsbedarfes. Ergibt sein ein weiterer 
Hilfebedarf werden die Familien an die Frühen Hilfen und weitere 
Sicherungssysteme weitergeleitet. Die vorhandene Infrastruktur 
ist im besten Fall bedarfsgerecht und fördernd für Eltern und 
Kinder, ggf. wird in alternative Hilfen vermittelt. Dieser Prozess ist 

nachgewiesenermaßen sehr gut im Rahmen der Prävention 
nutzbar, sein Gelingen setzt aber eine verbindliche Umsetzung 
der Verantwortungsgemeinschaft aus der Gesundheits- und der 
Jugendhilfe voraus. Vorschlag: In den § 16 SGB VIII sollte die 
Erreichbarkeit /der Zugang zu den Müttern, Vätern, schwangeren 

Frauen und werdenden Vätern als systematisches Vorgehen und 
als Qualitätsmerkmal der Kinder- und Jugendhilfe festgeschrieben 
werden, welches im eng verzahnten Zusammenwirken mit der 
Gesundheitshilfe der umfassenden Prävention dient.“ 

Nicolas Haustedt, 

17.05.2019 

„Präventive, vernetzte und leicht zugängliche Angebote für 

Familien ermöglichen ein gesundes Aufwachsen von Kindern 
unabhängig vom sozio-ökonomischen Status, wenn durch 
systemübergreifende Beratungsangebote die frühzeitige 
Wahrnehmung und Inanspruchnahme von psychosozialer 
Unterstützung erfolgt. Werdende Eltern befinden sich nicht 

wegen Erkrankung, sondern wegen Schwangerschaft und Geburt 
als originäre Form von Familiengründung und -zuwachs in 
Einrichtungen des Gesundheitssystems. Im Zusammenwirken von 
Gesundheits- und Jugendhilfe können belastende Lebenslagen, 
gesundheitliche Risiken und Beeinträchtigungen der körperlichen, 
geistigen oder emotionalen Entwicklung des Kindes bereits in der 

Geburtshilfe erkannt werden. Erprobte Lotsensysteme erreichen 
dort erfolgreich die Eltern neugeborener Kinder, begleiten sie und 
vermitteln auf Wunsch frühzeitige Unterstützung aus dem 
Netzwerk Frühe Hilfen. Ihre Einbettung in §16 SGB VIII würde 
Prävention im Sozialraum maßgeblich stärken. BAG GuFH“ 
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Name und Datum Kommentar 

Nicolas Haustedt, 

17.05.2019 

„Ziel des Gesetzes zur Kooperation und Information im 

Kinderschutz ist, das Wohl von Kindern und Jugendlichen zu 
schützen und ihre körperliche, geistige und seelische Entwicklung 
zu fördern (§ Abs.1KKG). Kindeswohl bezieht sich auf das gesamte 
Wohlergehen eines Kindes/Jugendlichen sowie seine gesunde 
Entwicklung. Der Pflege des Kindes kommt besonders in den 
ersten Lebensjahren eine hohe Bedeutung zu, um das Recht auf 

Förderung seiner Entwicklung gem. §1 Abs.1SGB VIII einzulösen. 
Für ein gesundes Aufwachsen von Kindern unabhängig vom 
sozio-ökonomischen Status bedarf es der Einbeziehung von 
Förderung und Stärkung elterlicher Pflegekompetenz bereits in § 
1 Abs. 3 Nr. 2 SGB VIII durch diese Ergänzung: (3) Jugendhilfe soll 

zur Verwirklichung des Rechts nach Absatz 1 insb. … 2. Eltern und 
andere Erziehungsberechtigte bei der Pflege u. Erziehung beraten 
und unterstützen… Die Bedeutung pfleglich ausgeübter 
elterlicher Sorge für die Kindesentwicklung wird damit 
hervorgehoben. BAG GuFH“ 

Nicolas Haustedt, 
17.05.2019 

„überleiten Angebote gesundheitsbezogener, 
kindeswohlorientierter Familienförderung vermeiden 
Benachteiligungen und stärken Prävention im Sozialraum. 
Verbesserungsbedarf: Ergänzung, Auffächerung und Präzisierung 
von §16 SGB VIII durch a) Einbeziehung sozialpäd. Vermittlung 

von passender Förderung und Hilfe zur familienbezogenen 
Stärkung von Gesundheit, Bildung, Erziehung und Teilhabe in 
Ankopplung an Dienste und Einrichtungen der Gesundheitshilfe 
für Kinder, Eltern, schwangere Frauen und werdende Väter im 
Bereich der Geburtshilfe, Kinder- und Jugendmedizin und der 
Psychiatrie (Lotsendienste). b) Erweiterung des 

Fördergegenstandes „Erziehung“ um den Begriff „Pflege“ analog 
zu Art.6 GG und §1 SGBVIII, um die Bedeutung elterlicher Pflege- 
und Versorgungskompetenzen für das Kindeswohl zu betonen 
c)Einbeziehung von Angeboten der Entlastung und 
Stressbewältigung zur Stärkung familiärer Ressourcen zur 

Erbringung von Pflege- und Erziehungsleistungen in belasteten 
Lebenssituation. BAG GuFH“ 
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Name und Datum Kommentar 

NACOA, 17.05.2019 „Es gibt in Deutschland nur schätzungsweise 200 präventive, 

resilienzfördernde Gruppenangebote für Kinder aus 
suchtbelasteten Familien. Bei ca. drei Millionen betroffenen 
Kindern kann von einer flächendeckenden Hilfestruktur nicht die 
Rede sein. Es bedarf der Schaffung von mindestens einem 
Gruppenangebot in jeder Kommune, was bislang meist an der 
fehlenden Regelung der Finanzierung scheitert. Gäbe es solche 

Gruppen flächendeckend, würde dies dazu beitragen, dass mehr 
Kinder sich trotz familärem Suchthintergrund gesund entwickeln.“ 

Karolin Königsfeld, 
17.05.2019 

„Präventive Angebote sollten eng an Lebenswirklichkeit und 
Bedarfe der Kinder, Jugendlichen und Familien anknüpfen und 

ihnen eine größtmögliche Teilhabe an Gesundheit, Bildung, 
Entlastung und Erholung eröffnen. Dazu gehört die aktive 
Förderung von Bindung und Resilienz schon während der 
Schwangerschaft und in den ersten Lebensjahren des Kindes, um 
Benachteiligungen entgegenzuwirken und soziale Kontakte zu 
fördern. Die vielfältigen Angebote früher Hilfen sollten deshalb 

als allgemeine Förderung der Erziehung in der Familie in die 
Regelpraxis überführt und auf eine solide finanzielle Grundlage 
gestellt werden. Leistungsvereinbarungen zu Angeboten nach § 
16 SGB VIII (Pflichtaufgaben) sind hierzu das geeignete Mittel. 
Auch ohne Einzelanspruch der Eltern sind solche barrierefreien 

Angebote bedarfsgerecht vorzuhalten, statt sie als "gefühlt 
freiwillig" mit Hinweis auf Finanzknappheit wegzulassen und 
weiter teuer zu reparieren. Das lohnt sich für die Kinder genauso 
wie für die Kämmerer!“ 
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Name und Datum Kommentar 

BPtK, 17.05.2019 „Als Risikofaktoren für psychische Auffälligkeiten im Kindes- und 

Jugendalter gilt insbesondere ein geringer sozioökonomischer 
Status der Familien, das Aufwachsen in Einelternfamilien, 
fehlende Integration und Sprachkenntnisse von Migrantinnen 
und Migranten sowie geringe soziale, familiäre und persönliche 
Ressourcen der Kinder und Jugendlichen. Präventive Angebote im 
Sozialraum sollten genau dort ansetzen, um die psychische 

Gesundheit der Kinder und Jugendlichen zu stabilisieren. 
Verbesserungsbedarfe bestehen insbesondere bzgl. 
Zugangswege bei einkommensschwachen/ bildungsfernen 
Familien mit und ohne Migrationshintergrund. Wirkungsvoll sind 
sie immer dann, wenn sie vernetzt, koordiniert und auch mit 

einer Steuerung, die sich an strategischen Zielen orientiert, 
angeboten werden. Frühzeitige, d. h. im frühen Zeitfenster 
kindlicher Entwicklung, ermöglichen in der Regel einen 
einfacheren Zugang zu Zielgruppen als später.“ 
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b) Aufbau von Angeboten 

Was wären Ihrer Ansicht nach die zentralen Ansatzpunkte beim Aufbau 
sozialräumlicher Angebote? 

Name und Datum Kommentar 

Gaby Lobit, 
04.05.2019  

„Elterntraining und Bildung für Eltern. Je früher, desto besser: 
werdende Eltern begleiten und Vernetzen; "Elternführerschein", 
bspw. SAFE-Kurse. Starke Eltern = starke Kinder!“ 

Annika 04.05.2019  „Präventive Angebote sollten niederschwellig, unbürokratisch, 
kostenlos... sein, damit sie in Anspruch genommen werden 

(können). Bedarf sehe ich vor allem bei der Entlastung von 
arbeitenden Eltern, Alleinerziehenden, erkrankten Eltern, Eltern 
von Kindern mit Behinderungen oder Kindern mit 
Verhaltensproblemen... Damit Kinder mit Schwierigkeiten 
überhaupt in ihrem Sozialraum bleiben (z.B. zur Schule gehen) 

können braucht es z.B. den Willen und das Personal zur Inklusion. 
Hier muss immer noch Alles hart erkämpft werden und wer nicht 
kämpfen kann, verliert. Entlastung, Verständnis und 
unkomplizierte Hilfen bewirken meiner Meinung nach mehr als 
zusätzliche Anforderungen und tragen eher zur 
Vertrauensbildung bei. Konkret könnte ich mir z.B. den Einsatz 

von Sozialarbeitern an Kitas vorstellen und die Anbindung von 
Therapeuten, damit kein Kind mehr "weggeschickt" werden muss, 
sondern Hilfen vor Ort erreicht und angeboten und somit auch 
alle Kinder und Eltern erreicht werden.“ 
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Name und Datum Kommentar 

Stefan Schliewe 

06.05.2019  

„Hinsichtlich des Aufbaus von Angeboten würde ich mir ein 

besonderes Augenmerk auf die Vielfalt jugendlicher Interessen 
und Orientierungen wünschen. In größeren Städten wird häufig 
auf die Arbeit etablierter und recht großer Jugendzentren gesetzt, 
welche jedoch nicht immer der Spiegel einer pluralistischen 
Gesellschaft sind bzw sein können. Nicht selten meiden gewisse 
Jugendlichengruppen bestimmte Angebote, weil dort bereits 

andere Gruppen Anschluss gefunden haben. An einem steten 
Aushandelprozess sind Jugendliche aber m.E. nur bedingt 
interessiert bzw. ist dieser nicht das Hauptziel für die Nutzung 
eines Angebotes. Kleinere niedrigschwellige und 
zielgruppenorientiertere Angebote könnten so ein breiteres Feld 

abdecken und so mehr Adressaten erreichen. Der gesellschaftlich 
notwendige Aushandelprozess, das Erreichen von 
Kompromissbereitsschaft und konstruktivem Diskurs könnte 
dann über Vernetzungsprojekte angebotsübergreifend realisiert 
werden.“ 

M Jannicke NHW ..., 
07.05.2019  

„Fachkräftegebot“ 

M Jannicke NHW ..., 
07.05.2019 

„schulbezogene Sozialarbeit an allen Schulformen, auch bei 
älteren Kindern / Jugendlichen“ 

M Jannicke NHW …, 
07.05.2019 

 

„Genauere Definition: Was ist ein "sozialräumliches Angebot"? 
Eigentlich wirkt nämlich jedes Angebot in den jeweiligen Raum 
hinein, in dem es stattfindet, das geht gar nicht anders. Diese 
Etikettierung weist oft eher auf die (politische) 
Umsetzungsstrategie des jeweiligen shareholders als auf den 

tatsächlich angestrebten Wirkungsbereich hin. Oder hat jemand 
neulich mal ein Angebot gesehen, das nicht als "sozialräumlich" 
bezeichnet wurde?“ 
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Name und Datum Kommentar 

M Jannicke NHW ..., 

07.05.2019 

 

„Wenn neue Angebote im Sozialraum Wirkung entfalten sollen, 

dann müssen sie von allen Menschen in Anspruch genommen 
werden können. Dazu muss der Anbieter unbehelligt von eigenen 
wirtschaftlichen Interessen sein. Dies kann nur der Staat von sich 
behaupten. Er kann sich hier gerade dann nicht durch 
Beauftragung von Trägern oder Trägergruppen aus der Affäre 
ziehen, wenn er es ernst meint. Der ubiquitäre 

Interessensicherungsverdacht der Kolleg*innen Hinte, 
Lüttringhaus u.v.a. ggü. den Anbietern einzelfallbezogener Hilfen 
richtet sich natürlich in gleicher Weise gegen sog. sozialräumliche 
Anbieter.“ 

M Jannicke NHW ..., 
07.05.2019 

 

„Wenn neue Angebote im Sozialraum Wirkung entfalten sollen, 
dann müssen sie von allen Menschen in Anspruch genommen 
werden können. Dazu muss der Anbieter unbehelligt von eigenen 
wirtschaftlichen Interessen sein. Dies kann nur der Staat von sich 
behaupten. Er kann sich hier gerade dann nicht durch 
Beauftragung von Trägern oder Trägergruppen aus der Affäre 

ziehen, wenn er es ernst meint. Der ubiquitäre 
Interessensicherungsverdacht der Kolleg*innen Hinte, 
Lüttringhaus u.v.a. ggü. den Anbietern einzelfallbezogener Hilfen 
richtet sich natürlich in gleicher Weise gegen sog. sozialräumliche 
Anbieter.“ 
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Name und Datum Kommentar 

LV-Pfad-Nieders..., 

07.05.2019 

„Mehr Unterstützung für Pflegeeltern, z. B. durch 

Entlastungsangebote. Das können Wochenend-Freizeiten für die 
Kinder oder Patenschaften für die Pflegefamilie sein. Die Paten 
könnten z. B. einmal wöchentlich die Kinderbetreuung 
übernehmen oder die Pflegefamilie in Krankheitsfällen der 
Pflegeperson oder in sonstigen Notsituationen unterstützen. 
Möglichkeiten schaffen, dass Pflegeeltern sich untereinander 

austauschen und voneinander lernen können, d. h. die 
Jugendämter sollen Pflegeelterntreffen anbieten oder auf 
ortsnahe Pflegeelternverbände hinweisen. Weiterhin sind Info-
Abende zu Themen wie ADHS, Trauma,Vormundschaft usw. 
anzubieten. Ein weiteres Angebot wäre z. B. mit Sportvereinen, 

Musikschulen, Reitvereine usw. geeignete Angebote zu 
erarbeiten, damit sich Pflegekinder mit ihrer z. T. traumatischen 
Lebenserfahrung dort gut integrieren können.“ 

DocLily, 08.05.2019 

 

„Wenn endlich die §§ 11 und 13 SGB VIII ernst genommen und als 
Teil einer sozialen Infrastruktur geplant und refinanziert würden, 

bräuchte es nicht viel mehr. Die frühen Hilfen stehen ja immer im 
Fokus- jugendgerechte Angebote- vor allem die 
Jugendsozialarbeit- fallen regelhaft hinten runter.“ 

Birte Hahne, 

09.05.2019 

„- Netzwerktreffen aller beteiligter Institutionen - Polizei, 

Beratungsstellen, Jugendamt, Sozialamt“ 

Stefanie Krauter, 
09.05.2019 

„Unabhängige Beratung für Kinder, Jugendliche und Familien im 
Sozialraum wäre in wichtiges neues Angebot, d. h. konkret eine 
Stelle, bei welcher  

Eltern und Kinder / Jugendliche Antworten erhalten auf Fragen: 

Welche Möglichkeiten gibt es in meiner Situaion? Was ist für mich 
/ für mein Kind jetzt möglich und ggf. das Richtige?“ 
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Name und Datum Kommentar 

Gaby Lobit, 

09.05.2019 

 

„#Fachkräfte Es gibt schlechte davon mit guter Qualifikation und 

es gibt hervorragende ohne Qualifikation. Die beste Qualifikation 
im Feld der Sozialarbeit ist die persönliche Eignung zum Beispiel 
durch Alltagstauglichkeit, persönliche Reife, Lebenserfahrung, 
Gesundheit und Werteklarheit (auch Motivation zum Job). Es 
sollte möglich gemacht werden, dass die "Persönlichkeit" Kriterien 
erfüllt, um Fachkräfte zu ergänzen im Rahmen von 

Stellenschlüsseln. Wir brauchen "Menschen", vor allem wenn 
junge "Monster" zu "Menschen" werden sollen. Pädagogik 
braucht auch Herz, muss auch "aus dem Bauch heraus" kommen 
und darf nicht nur technokratisch sein. Es kann Klarheit 
geschaffen werden, was eine "Nicht-Fachkraft" benötigt, um 

Kinder und Jugendliche betreuen zu dürfen. In der Altenpflege ist 
das schon üblich, "Laien" zu schulen und einzusetzen. Es können 
Grenzen gesetzt werden, den Markt vor "billigen Arbeitskräften" 
zu verschonen.“ 

Gaby Lobit, 

09.05.2019 

 

„#Pfegefamilien Wenn ich könnte, würde ich Pflegefamilien nach 

§33 SGB VIII komplett abschaffen. Sie müssen alle räumlichen 
Erfordernisse wie Erziehungsstellen nach §34 SGB VIII erfüllen, 
werden auf "Herz und Nieren" geprüft, sollten mancherorts eine 
Fachkraft sein, da sie mit muliple-Problemlagen-Kindern belegt 
werden, die auch in eine Erziehungsstelle gehen könnten (aus 

Platzmangel (?) dort nicht landen?). Und dann? Bekommen Sie 
Kinder für kleines Geld und werden (meistens) damit komplett 
allein gelassen. Warum nicht verpflichtend eine Anbindung an 
einen freien Träger einführen und Erziehungsstellen mit sehr 
enger fachlicher Begleitung durch Fachkräfte auch ohne 
Fachkraftstatus zulassen? Es wäre eine win-win Situation, 

überforderte Pflegeeltern würden durch Supervision, Fortbildung 
und Einbindung im Team gefördert, gesteuert und kontrolliert, 
der Markt möglicherweise neu belebt und (hoffentlich) die 
Eignung gründlicher geprüft und Entwicklungen beobachtet - bei 
fairer Bezahlung!“ 
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Name und Datum Kommentar 

Annika, 10.05.2019 

 

„Kinder und Jugendliche mit Einschränkungen (körperlich, 

seelisch, geistig) können an Angeboten im Sozialraum (z.B. 
Freizeitangbote) oftmals nur mit (manchmal professioneller) 
Unterstützung teilnehmen. Diese muss unkompliziert zur 
Verfügung gestellt werden können. Die finanziellen Mittel z.B. der 
Pflegekasse (125 Euro mtl. zur Alltagsbegleitung) reichen dafür 
nicht aus!“ 

Monika Stark-
Murgia, 11.05.2019 

„die Interessen und Bedarfe von Kindern, Jugendlichen und ihren 
Familien durch partizipative Prozesse eruieren und gestalten.“ 

Spielmobile e.V., 

13.05.2019 

 

„Mehr im öffentlichen Raum sich treffen, spielen, miteinander ins 

Gespräch kommen ist ein wichtiger Beitrag, um Verständnis und 
ein Miteinander im Sozialraum zu haben. Hier bieten sich Spiel, 
Theater und Mitmachaktionen an von Bürgern für Bürger, von 
Migranten für Nichtmigranten und umgekehrt und natürlich das 
Spiel. Spielmobile können temporär an allen öffentlichen Orten 
im Stadtteil Möglichkeiten zum Spielen schaffen. Und dann sind 

alle, die mitspielen, Spieler, die sich alleine dem Spiel und dem 
Miteinander widmen. Spiel verbindet jung und alt, Menschen mit 
und ohne Migrationshintergrund, den es ist eine grundlegende 
Lebensäußerung. Leider wird sie zu wenig genutzt.“ 

Peter_Rebholz, 

15.05.2019 

„Präventive Angebote sollten: • Ein Mix aus offenen stationären 

und aufsuchenden Angeboten sein (sprich: dahin gehen wo die 
Kinder / Jugendlichen sind), z.T. weg von der bislang leider 
häufigen Komm-Struktur • Professionell Besetzt und fachlich 
(über z.B. den sozialen Dienst) begleitet werden um eine hohe 
Qualität zu erreichen • Genug Kapazitäten haben um nicht nur 

kurz ansprechbar zu sein sondern auch begleiten zu können • Gut 
vernetzt sein, vor allem auch mit im Sozialraum liegenden Orten 
wie Schulen, KiTas, Vereinen etc. • Auf die kompletten Familien 
ausgerichtet werden mit der Option unterschiedliche Angebote zu 
unterbreiten (Eltern stärken, Kinder / Jugendliche stärken)“ 
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Name und Datum Kommentar 

Birgit Averbeck 

DGSF, 15.05.2019 

 

„Ein bedarfsorientierter bundesweiter Ausbau von Kita- u. OGS-

Plätzen mit Fokus auf den Personalschlüssel und die Qualität der 
pädagogischen Arbeit in den Einrichtungen, ein Ausbau von 
Familienzentren und eine Schwerpunktsetzung bei der Kinder- u. 
Jugendförderung sowie der Jugendsozialarbeit -wobei die jungen 
Menschen beim Aufbau von Angeboten beteiligt werden müssen-, 
sind wichtige nächste Schritte. Die präventive Arbeit mit 

Jugendlichen ist in den vergangenen Jahren vielerorts in den 
Hintergrund geraten. Eine hohe Jugendarmut, Perspektivlosigkeit 
bis hin zu Obdachlosigkeit von Careleavern sind u.a. Folgen. 
Niederschwellige präventive Angebote (auch z.B. Sprachförderg. 
für gefl. Eltern) für Familien können gut an die bestehenden 

Institutionen angebunden werden. Hilfreich ist aus systemisch-
fachlicher Perspektive, Multifamilienarbeit auszubauen und 
themenbezogene Gruppenangebote nicht nur für die Besucher 
der Institution sondern für alle Bewohner des Stadtbezirks zu 
öffnen.“ 

eaf Berlin, 
16.05.2019 

 

„Notwendig dazu ist ein Perspektivenwechsel in der 
Familienpolitik mit einem grundlegend veränderten Verständnis 
von öffentlicher Verantwortung für das Gelingen von Familie und 
das gelingende Aufwachsen junger Menschen. Die staatl. 
Gemeinschaft muss neben die Familien treten und strukturell 

fördernde, unterstützende und entlastende Rahmenbedingungen 
gestalten. Alle Familien brauchen Förderung. Gleichwohl muss 
der Staat diejenigen stärker unterstützen, die für ihre Entwicklung 
und Teilhabe mehr Förderung benötigen. Das heißt alle 
Regelangebote müssen so ausgestaltet werden, dass Familien mit 
besonderem Unterstützungsbedarf einfachen Zugang und 

passende Hilfe finden. Das beinhaltet auch die Anforderung, dass 
alle Angebote, Dienste und Einrichtungen stärker im Sozialraum 
zusammenarbeiten müssen siehe auch https://www.mitreden-
mitgestalten.de/sites/default/files/downloads/eaf_positionspapier
_in_verantwortung_fuer_kinder.pdf“ 



 

35 

Name und Datum Kommentar 

eaf Berlin, 

16.05.2019 

 

„Niederschwellige und sozialraumorientierte Angebote nach §16 

sind geeignete Maßnahmen, um Familien zu erreichen, die sonst 
Beratungsangebote oder andere Hilfestellungen nicht in 
Anspruch nehmen. Dabei müssen sie als familienfördernde 
Infrastruktur aber grundsätzlich für alle Familien erreichbar sein. 
Das bedeutet u. a. auch, Unterstützungsangebote 
zielgruppenspezifisch auszurichten, v. a. im Hinblick auf 

thematischen Zuschnitt, (An-) Sprache, Ort, Kosten und Zeiten. 
Die hierfür notwendigen Ausführungsregelungen durch das 
Landesrecht sind zwingend vorzuschreiben und durch 
Regelungen zwischen den Ebenen durch Gewährleistungs- und 
Finanzierungsverantwortlichkeiten abzusichern. ev. 

arbeitsgemeinschaft familie (eaf)“ 

eaf Berlin, 
16.05.2019 

 

„§16 SGB VIII: Die rechtliche Stellung der Leistungen nach §16 
muss deutlich gestärkt werden. Trotz der klaren Verpflichtung der 
Jugendhilfeträger, eine entsprechende Infrastruktur 
bereitzustellen, macht die allgemeine Förderung weniger als 0,5 

Prozent aller Leistungen im SGB VIII aus. In der 
Jugendhilfeplanung und –berichterstattung finden diese 
Leistungen viel zu wenig Beachtung. Eine grundlegende 
Novellierung des § 16 SGB VIII würde zudem zur Überwindung 
der Lücke zwischen allgemeiner Förderung und den individuellen 

Rechtsansprüchen auf Hilfe zur Erziehung gemäß §§ 27 ff. 
beitragen. Die Steuerungsfunktion der örtlichen 
Jugendhilfeplanung für die Leistungen nach § 16 ist verbindlich 
vorzuschreiben und zu überprüfen (siehe auch 
https://www.mitreden-
mitgestalten.de/sites/default/files/downloads/eaf_positionspapier

_in_verantwortung_fuer_kinder.pdf)“ 
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Name und Datum Kommentar 

eaf Berlin, 

16.05.2019 

 

„Familien- und Elternbegleitung als Ressource: Mit den 

„Elternchance“-Programmen werden bis zum Auslaufen im Jahr 
2020 rund 12.000 Fachkräfte aus Familienbildung und 
Kindertagesstätten zu Elternbegleiter*innen (EBs) qualifiziert. EBs 
sind kompetente Ansprechpartner*innen von Eltern vor Ort. Ihre 
niedrigschwelligen Angebote stärken die Erziehungskompetenzen 
von Eltern. Elternbegleitung (EB) zielt auf die präventive Wirkung 

von Familienbildung und leistet einen Beitrag zum Wohlergehen 
der Familien sowie zur Verringerung von Chancenungleichheit, 
Armutsrisiko und sozialer Exklusion. EB sollte als Ressource in 
geeigneter Weise in §16 adressiert und zum festen Bestandteil 
des Leistungsspektrums werden. Um wirksame EB zu nachhaltig 

gewährleisten, müssen unterstützende Rahmenbedingungen und 
Strukturen auf institutioneller wie auch auf kommunaler Ebene 
geschaffen werden. http://www.elternchance.de/ ev. 
arbeitsgemeinschaft familie (eaf)“ 

eaf Berlin, 

16.05.2019 

 

„Unterstützung für Familien: Wir plädieren für den 

flächendeckenden, bedarfsgerechten Ausbau der sozialen 
Unterstützungsinfrastruktur für Familien im weit verstandenen 
Sinne. Konkrete Maßnahmen auf bundesgesetzlicher Ebene: - 
Weiterentwicklung der Jugendhilfe vom Hilfesystem zu einem 
wirksamen Fördersystem. - Ausbau geeigneter (präventiver) 

Angebote, um Hilfebedarf gar nicht erst entstehen zu lassen. - 
Höhere rechtliche Verbindlichkeit für Familien unterstützenden 
Teile des SGB VIII (§16). - Gewährleistung von Angeboten im 
Lebensumfeld der Familien nach bundesweit einheitlichen 
Standards. - Entwicklung einer integrierten Sozial-, Familien-und 
Jugendhilfeplanung und strategischen Steuerung, die die 

jeweiligen lokalen Bedarfe ermittelt und das Zusammenspiel der 
Angebote staatlicher und zivilgesellschaftlicher Daseinsvorsorge 
koordiniert und beflügelt. Siehe auch gemeinsame 
Stellungnahme unter https://www.eaf-
bund.de/gallery/news/news_250/181105_stn_eaf_ezi.pdf“ 
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Name und Datum Kommentar 

eaf Berlin, 

16.05.2019 

 

„Digitale Angebote: Im Sinne einer jederzeit erreichbaren und 

niedrigschwelligen Förderstruktur für Eltern, Familien, Kinder und 
Jugendliche sollten auch digitale und online verfügbare Angebote 
und Leistungen durch die Jugendhilfe gemeinsam mit den freien 
Trägern entwickelt, ausgebaut und vorgehalten werden. Hierzu 
sind zeitgemäße Förder- und Finanzierungskonzepte zu 
entwickeln. ev. arbeitsgemeinschaft familie (eaf)“ 

Daniel Thomsen, 
16.05.2019 

„Der Aufbau muss sich an den Bedarfen der Kinder, Jugendlichen 
und Familien orientieren, nicht an Angeboten und Bedarfen von 
Fachleuten - diese setzen die Bedarfe der Familien um. Dieser 
muss sich darüber hinaus flexibel an Bedarfsveränderungen 

anpassen. Eine systemische Sichtweise in Verbindung zu den 
Hilfen zur Erziehung ist notwendig, auch müssen inklusive 
niedrigschwellige Sichtweise integriert werden, also Hilfen für alle 
Kinder, Jugendlichen und Familie entwickelt werden.“ 

FrederikBreuer, 

16.05.2019 

 

„Sozialräumliche Angebote sollten *eng mit den sozialräumlichen 

Strukturen (Kitas, Schulen, Stadtteil- und andere Vereine, aber 
auch informelle Strukturen) verknüpft sein, um für Kinder, 
Jugendliche und Familien einen niedrigschwelligen Zugang zu 
bieten *Planungssicherheit und konzeptionelle Freiheit haben, 
um auf lokale Bedarfe eingehen zu können. Vorzuhaltende 

Mindeststandards könnten eine Basis bilden *Zugang zu anderen 
Hilfs- und Beratungsangeboten bieten, diese aber nicht ersetzen.“ 
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Name und Datum Kommentar 

LAG Mobile Juge..., 

16.05.2019 

 

„Ausbau und Stärkung bestehender Angebote im Sozialraum. 

Eine Sozialraumanalyse ist ein erster und aus Sicht der MJA 
unabdingbarer Schritt für den Aufbau von sozialräumlichen 
Angeboten. Dabei sind alle Akteur*innn, die im Sozialraum aktiv 
sind sowie Anwohner*innen (Bürger*innen und junge, sozial 
benachteiligte Menschen im Speziellen), zu beteiligen und stärker 
zu berücksichtigen, damit Bedarfe identifiziert und 

Doppelstrukturen vermieden werden und stattdessen eine 
effektive, abgestimmte Hilfelandschaft aufgebaut werden kann. 
Die Regelförderung und der Ausbau bestehender 
sozialräumlicher Angebote, die auf Grundlage einer 
Bedarfsanalyse installiert und eingerichtet wurden, sind oftmals 

zielführend und sichern nachhaltig eine präventiv-wirksame 
Arbeit vor Ort. MJA ist immer auch Sozialraumarbeit – denn sie 
arbeitet in und mit sozialräumlichen Bezügen, schafft neue, auch 
alternative, Räume und kann somit einen wichtigen Beitrag in 
Bezug auf Sozialraum- und Stadtentwicklung leisten.“ 

LAG Mobile Juge..., 
17.05.2019 

 

„Mobile Jugendarbeit konzipiert ihr Angebot nach einer 
Sozialraumanalyse. Eine umfassende Analyse des Sozialraumes 
ist aus unserer Sicht demnach existentiell und sollte der erste 
Schritte sein. Daraus folgend kann mit vorhandenen Strukturen 
der bedarf abgegelichen werden und neue bedarfsgerechte 

Angebote installiert werden. Grundsätzlich ist Vorraussetzung für 
neue und "alte" Angebote im Sozialraum, dass sie nach bedarf 
installiert werden und dem Bedarf auch in ihrer Ausstattung 
entsprechen und nicht die finanziellen Rahmenbedingungen die 
Angebotspalette bestimmt.“ 

Esther W., 
17.05.2019 

„Familienzentren als sozialräumliche Infrastruktur müssen 
gestärkt werden. Eine Verknüpfung von aufsuchenden Angeboten 
mit der sozialräumlichen Infrastruktur ist erforderlich, um 
Zugangsbarrieren wirksam zu senken.“ 
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Name und Datum Kommentar 

Prof. Dr. Detle... , 

17.05.2019 

„Sozial benachteiligte Familien benötigen für positive 

Entwicklungsverläufe ihrer Kinder spezifische Fördermaßnahmen. 
Diese Familien haben in der Regel weniger Ressourcen, um ihre 
Kinder zu fördern und in ihrer Entwicklung unterstützend zu 
begleiten. Auf Basis von Längsschnittstudien hat sich immer 
wieder gezeigt, dass benachteiligte Familien für den Bildungsweg 
ihrer Kinder besonders von Angeboten der Elternunterstützung in 

der frühen Kindheit profitieren. Mit der Einbindung der 
Elternbegleitung in sozialraumbezogene Netzwerke kann die 
Familienbildung in den unterschiedlichen Bildungsprozessen von 
Kindern mit niederschwelligen Angeboten nachhaltig gestärkt 
werden. Die gesetzliche Grundlage für Angebote der 

Elternbegleitung zu Bildungsaspekten ihrer Kinder muss im § 16 
SGB VIII geschaffen werden. Die Elternbegleitung als ein Baustein 
in der Präventionskette sollte insofern künftig ein verbindlicher 
Bestandteil der Jugendhilfeplanung werden.“ 

Klaus Cartus, 

17.05.2019 

„- Auf breiter Basis erarbeitete Bedarfsanalysen (Einbeziehung 

von Schlüsselpersonen vor Ort in den Stadtteilen und sozial-
räumlichen Settings) - Entwicklungspläne für Sozialraum 
insbesondere für im Sinne sozial-ökologischer Netzwerkbildung 
und Maßnahmenentwicklung und Umsetzung - 
Vernetzung/Kooperation möglichst aller wichtigen Partner 

(Präventionsstellen, Kita, Schule, Kinder- und Jugendzentrum, 
Beratungs- und Anlaufstellen, ASD etc.)“ 

Martin Adam - V..., 
17.05.2019 

„Präventive Angebote sollen am jeweils zu eruierenden Bedarf 
orientiert sein. Eine enge Vernetzung von kommunaler Sozial- 
und Jugendhilfeplanung unter selbstverständlicher Einbindung 

anderer freier Träger, Schulen wie auch einer Beteiligung von 
Kindern, Jugendlichen und deren Familien hinsichtlich einer 
Einbeziehung von deren Wünschen und Vorstellungen ist 
zweckdienlich.“ 
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Name und Datum Kommentar 

BVkE, 17.05.2019 „Bestandsanalyse - Prävention im Sozialraum Freie und 

öffentliche Träger haben in den letzten 20 Jahren eine Vielfalt 
niederschwelliger, präventiver und sozialraumorientierter 
Angebote entwickelt, mit dem Ziel vor Ort die 
Lebensbedingungen der Adressat_innen positiv zu verändern. 
Der Bundesverband katholischer Einrichtungen und Dienste der 
Erziehungshilfen (BVkE) knüpft mit seiner Bestandsanalyse 

„Prävention im Sozialraum“ an diesen Erfahrungsschatz an. Mit 
der wissenschaftlichen Durchführung ist das Institut für Kinder- 
und Jugendhilfe (IKJ) beauftragt. Ziel dieses 2 jährigen 
Forschungsvorhabens ist es, der Fachpraxis ein fundiertes Wissen 
über Angebotsstrukturen, erfolgskritische Faktoren und bewährte 

Finanzierungsmodelle bereitzustellen sowie konkrete Anregungen 
für die Weiterentwicklung ihrer Angebote zu geben. Weitere 
Informationen unter: 
www.bvke.de/projekte/sozialraum/sozialraumorientierung. 
Ansprechpartnerin beim IKJ: Thea Schmollinger, schmollinger@ikj-
mainz.de“ 

PGK, 17.05.2019 „Sind wirklich zusätzliche Angebote notwendig? Haben wir nach 
§§ 11-16 SGB VIII nicht schon sozialräumlich wirkende Angebote 
und Einrichtungen der Jugendhilfe? (Falls nein: Warum nicht? Wird 
da an der falschen Stelle gespart?) Die zentrale Frage muss sein: 

Wie gelingt Kooperation und Zusammenarbeit im Sinne der 
Adressatinnen und Adressaten?“ 

Nicole Hellwig QV 
BL, 17.05.2019 

„Kommentar des Qualitätsverbunds Babylotse e.V.: § 16 SGB VIII 
Allgemeine Förderung der Erziehung in der Familie: Hier sollten 
Abs. 1 und Abs. 3 ergänzt werden um eine konkrete 

Beschreibung, wie dies am besten gelingen kann: (3) Müttern und 
Vätern sowie schwangeren Frauen und werdenden Vätern... 
insbesondere durch Angebote der psychosozialen Beratung und 
Begleitung aus dem Gesundheitssystem in die Frühen Hilfen und 
andere soziale Sicherungssysteme (Lotsendienste) siehe auch 

www.babylotse.de“ 
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Name und Datum Kommentar 

Schmidt-Wiborg, 

17.05.2019 

„Haben Eltern bzw. Elternteile eine psychische Erkrankung bzw. 

eine Form von Beeinträchtigung, aufgrund der es immer wieder 
zu Abwesenheit aus dem häuslichen Umfeld kommt (z.B. 
Rückfälle, akute Krisen mit kurzfristiger stationärer Versorgung), 
soll die Möglichkeit bestehen, eine selbst bestimmte jährlich 
aktualisierte Planung zur Betreuung und Unterbringung der 
Kinder und Jugendlichen mit einer geeigneten Fachkraft 

festzulegen.“ 

Nicolas Haustedt, 
17.05.2019 

„Strukturentwicklung der öffentlichen Jugendhilfe durch 
Initiierung einer verbindlichen organisatorischen Verankerung 
von Planung, Realisierung und Qualitätsentwicklung zum 

Leistungsabschnitt „Förderung der Erziehung in der Familie“. 
Implementierung qualifizierter Fachberatungsstellen in den 
Jugendämtern und Landesjugendämtern. Ergänzung, 
Auffächerung und Präzisierung des § 16 (1) SGB VIII in folgender 
Weise: 1) Müttern, Vätern, anderen Erziehungsberechtigten und 
jungen Menschen sollen Leistungen der allgemeinen Förderung 

der Erziehung in der Familie angeboten werden. Sie sollen dazu 
beitragen, dass Mütter, Väter und andere Erziehungsberechtigte 
ihre Pflege- und Erziehungsverantwortung besser wahrnehmen 
können. Sie sollen auch Wege aufzeigen, wie Konfliktsituationen 
in der Familie gewaltfrei gelöst werden können. (BAG GuFH)“ 
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Name und Datum Kommentar 

Nicolas Haustedt, 

17.05.2019 

„Ergänzung §16(2) SGB VIII: (2) Leistungen zur Förderung der 

Erziehung in der Familie sind insbes. 1. Angebote der 
Familienbildung, die auf Bedürfnisse und Interessen sowie auf 
Erfahrungen von Familien in unterschiedlichen Lebenslagen und 
Erziehungssituationen eingehen, die Familien in ihrer Bildungs- 
und Gesundheitskompetenz stärken, Möglichkeiten zur 
Stressbewältigung aufzeigen, die Familie zur Zusammenarbeit mit 

Erziehungseinrichtungen und zu Formen der Selbst- und 
Nachbarschaftshilfe besser befähigen sowie junge Menschen auf 
Ehe, Partnerschaft und das Zusammenleben mit Kindern 
einschließlich der damit verbundenen Pflege- und 
Erziehungsaufgaben vorbereiten, 2. Angebote der Beratung in 

allgemeinen Fragen der Entwicklungsförderung, Bildung und 
Erziehung und junger Menschen, 3. Angebote der Familienfreizeit, 
der Familienentlastung und der Familienerholung, insbesondere 
in belastenden Familiensituationen, die bei Bedarf die 
erzieherische Betreuung der Kinder einschließen. (BAG GuFH)“ 

Nicolas Haustedt, 
17.05.2019 

„Ergänzung von § 16 (3) SGB VIII in folgender Weise: (3) Müttern 
und Vätern sowie schwangeren Frauen und werdenden Vätern 
sollen Beratung und Hilfe in Fragen der Partnerschaft, der 
Kindesentwicklung und des Aufbaus elterlicher Pflege-, 
Erziehungs- und Beziehungskompetenzen angeboten werden, 

insbesondere durch 1. Angebote der Selbstfürsorge und 
Stressbewältigung während der Schwangerschaft 2. Angebote der 
gesundheitsorientierten Familienbegleitung 3. Angebote der 
psychosozialen Beratung und Begleitung von Familien, die an den 
in anderen Leistungssystemen erkannten Bedarf anknüpfen 
(Lotsendienste) 4. Angebote der entlastenden und anleitenden 

Familienpflege (BAG GuFH)“ 
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Name und Datum Kommentar 

Schmidt-Wiborg, 

17.05.2019 

„Gewaltschutz verbessern Damit die Risikogruppe der Kinder und 

Jugendliche mit Beeinträchtigungen die Angebote der Kinder- und 
Jugendhilfe möglichst risikofrei nutzen kann, muss der 
Gewaltschutz verbessert werden (Konzepte, Dokumentation, 
Kontrollen auf Seiten der Anbieter; Information, Beratung und 
Hilfe für Betroffene). Sofern die Zuständigkeit für 
Eingliederungshilfe bei den Trägern der Kinder- und Jugendhilfe 

liegt, muss der Gewaltschutz auch bzgl. der Angebote der 
Eingliederungshilfe gesichert sein. Die jüngsten Studien belegen 
nachdrücklich, wie dringend der bessere Schutz von Kindern und 
Jugendlichen mit Beeinträchtigungen vor Gewalt in beiden 
Leistungssystemen sichergestellt werden muss.“ 

NACOA, 17.05.2019 „Für die Schaffung eines flächendeckenden Netzes von 
Hilfeangeboten für Kinder sucht- und psychisch kranker Eltern 
bedarf es der Entwicklung eines kommunalen Gesamtkonzeptes. 
Dieses beinhaltet (mindestens): 1. Interdisziplinäres kommunales 
Netzwerk unter Einbeziehung aller zum Thema relevanten 

Akteure, Institutionen und Professionen mit definierten 
Anschluss-/Verbindungsstellen zum Netzwerk Frühe Hilfen und 
zur Psychosozialen Arbeitsgemeinschaft (PSAG) 2. Koordinierende 
Stelle, die multiprofessionell besetzt ist und sowohl in der Kinder- 
und Jugendhilfe als auch im Gesundheitssystem strukturell 

verankert ist (strukturelle Verankerung in Jugend-, Gesundheits- 
und/oder Sozialamt); diese Stelle bietet mind.: a. 
Informationsservice zum Thema psychische und Suchterkrankung 
sowie zum Unterstützungs- und Hilfesystem b. Koordination von 
primärpräventiven Angeboten c. Lotsenfunktion mit Begleitung 
und Übergangsmanagement d. Institutions- und 

professionsübergreifende Fortbildungsangebote“ 
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Name und Datum Kommentar 

NACOA, 17.05.2019 „Für die Schaffung eines flächendeckenden Netzes von 

Hilfeangeboten für Kinder sucht- und psychisch kranker Eltern 
bedarf es der Entwicklung eines kommunalen Gesamtkonzeptes. 
Dieses beinhaltet (mindestens): 3. Entwicklung eines 
kontinuierlichen Planungs- und Evaluationsprozesses zur 
bedarfsorientierten Weiterentwicklung der regionalen 
Angebotsstruktur in Abstimmung mit anderen 

Planungsprozessen wie der Jugendhilfeplanung, Sozialplanung, 
Psychiatrieplanung etc. 4. Systematische Stärkung von 
resilienzfördernden Strukturen in Kita und Schule durch 
Qualifizierung und Empowerment der Erzieher/innen in Bezug auf 
Resilienzförderung und Umgang mit Tabuthemen Sucht und 

psych. Erkrankung, entsprechende Planung und Durchführung 
von Programmen (z.B. „Verrückt? Na und!“, MindMatters; Kita-
Move, Kind s/Sucht Familie etc.), 5. Regelmäßige und 
systematische Aktivitäten zur Förderung der Entstigmatisierung 
von psychischer und Suchterkrankung unter Einbeziehung der 
Selbsthilfe“ 

NACOA, 17.05.2019 „Für die Schaffung eines flächendeckenden Netzes von 
Hilfeangeboten für Kinder sucht- und psychisch kranker Eltern 
bedarf es der Entwicklung eines kommunalen Gesamtkonzeptes. 
Dieses beinhaltet (mindestens): 6. Bedarfsorientierter Auf- und 

Ausbau von niedrigschwelligen Angeboten, die die zentralen 
Schutzfaktoren von Kindern psychisch und suchterkrankter Eltern 
stärken, nämlich Information und Aufklärung sowie 
Gewährleistung verlässlicher Bezugspersonen neben dem 
erkrankten Elternteil. Hierzu zählen wesentlich längerfristig 
angelegte fachlich begleitete Kinder- und Jugendgruppen, die 

stets auch eine niedrigschwelligen Elternarbeit umfassen sollten, 
sowie fachlich begleitete Patenschaften. Diese Angebote gilt es 
auskömmlich und pauschal finanziert verlässlich vorzuhalten und 
nutzbar zu machen. Bereits vorhandene Angebote müssen durch 
eine Nachevaluation Zugang zu Förderungen erhalten.“ 
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Name und Datum Kommentar 

NACOA 

, 17.05.2019 

„7. Finanzierung: In Vollzug der Nationalen Präventionsstrategie 

sind die Gesetzlichen Kranken- und Unfallkassen sowie die 
Rentenversicherung zur gemeinschaftlichen Finanzierung von 
Maßnahmen zur Stärkung der Primär-, Sekundär und 
Tertiärprävention bei Kindern sucht- bzw. psychisch kranker 
Eltern zu verpflichten. Damit auch die Kommunen ihren Anteil an 
entsprechenden präventiven Maßnahmen über die 

Jugendhilfebudgets finanzieren können, ist im SGB VIII 
festzuschreiben, dass das Jugendhilfebudget jedes örtlichen und 
überörtlichen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe mindestens 10 
Prozent für Prävention umfassen muss. Die Kommunen sind von 
den Ländern entsprechend finanziell auszustatten. Die 

Spitzenverbände der Kranken- und Rentenversicherung stellen 
durch Mustervereinbarungen Rahmenbedingungen auf, 
innerhalb derer sich die Kooperation von örtlicher Jugendhilfe, 
Krankenkasse und RV entwickeln kann.“ 

NACOA, 17.05.2019 „8. Analog der Strukturen im Rahmen der Bundesstiftung Frühe 

Hilfen und des Präventionsgesetzes könnten folgende 
Strukturelemente zur Entwicklung- und Umsetzung solcher 
kommunaler Gesamtkonzepte beitragen: • Zentrale Stelle auf 
Bundesebene, die ein System des bundesweiten Monitorings, der 
Begleitforschung und der Qualitätsentwicklung aufbaut (analog 

NZFH) • 
Verwaltungsvereinbarungen/Landesrahmenvereinbarungen zur 
Umsetzung der bundesweiten Zielsetzung auf Landesebene und 
auf kommunaler Ebene • Aufbau von Arbeitsstrukturen über die 
Ebenen von Bund, Ländern, Kommunen und 
Sozialversicherungsträgern (z.B. analog Treffen der 

Landeskoordinierungsstellen Frühe Hilfen mit dem NZFH 
Arbeitsform von Bund/zentrale Stelle auf Bundesebene und 
Ländern; Steuerungsgruppen auf Landesebene mit Kommunen 
und Sozialversicherungsträgern, z.B. angebunden an 
Landespräventionskonferenz u. ä. Strukturen etc.)“ 
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Name und Datum Kommentar 

NACOA 

, 17.05.2019 

„Präventive Grupenangebote für Kinder psychisch- und 

suchtkranker Eltern müssen von den Kindern als verlässlich 
wahrgenommen werden und deshalb langfristig angelegt sein. Sie 
erleben suchtbedingt in Ihren Familien ein permanentes 
Wechselbad aus Zuwendung (und zwar wenn der/die Süchtige sie 
braucht) und unvermitteltem Kontaktabbruch. Wenn ein 
Hilfeangebot nach wenigen Wochen abbricht, machen die Kinder 

erneut dieselbe katastrophale Erfahrung. Das Kriterium der 
Langfristigkeit ist als Qualitätskriterium für solche Gruppen 
festzuschreiben. Pädagogische und therapeutische Bemühungen 
werden nur da fruchtbar, wo Kinder und pädagogische Begleiter 
über einen längeren Zeitraum miteinander in Kontakt sind. Nur 

so können die Kinder stabile und belastbare Bindungsangebote 
erfahren, die in den Beziehungen zu den suchtkranken Eltern oft 
nicht möglich sind. Kurzfristige Angebote im Sinne von 
„Schutzimpfungs-Maßnahmen“ zeigen keinen nachhaltigen 
Erfolg.“ 

Karolin Königsfeld, 
17.05.2019 

„Um Prävention im Sozialraum stärken, braucht es vielfältige, 
leicht zugängliche Angebote, die am Alltag der Familien 
anknüpfen und Benachteiligungen durch Armut, psychische 
Belastung und soziale Isolation entgegenwirken. Wenn Familien 
unter erschwerten Bedingungen ihren Erziehungsalltag zu 

bewältigen haben, benötigen sie solidarische Unterstützung und 
Teilhabe an Bildungsangeboten sowie an Begegnung- und 
Erholungsmöglichkeiten. Nach § 5 SGB VIII haben die 
Leistungsberechtigten das Recht, zwischen Einrichtungen und 
Diensten verschiedener Träger zu wählen und Wünsche 
hinsichtlich der Gestaltung der Hilfe zu äußern. Um von diesem 

Recht Gebrauch machen zu können, bedarf es einer Trägervielfalt 
im Sozialraum. Diese kann erreicht werden, indem antrags-
ungebundene, niedrigschwellige Hilfen für Familien zu Leistungen 
der Familienbildung, Familienberatung und Familienerholung 
nach § 16 SGB VIII mit verschiedenen Trägern vereinbart oder 

basierend auf Familienförderrichtlinien erbracht werden.“ 
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Name und Datum Kommentar 

Karolin Königsfeld, 

17.05.2019 

„Die Frage der Prävention im Sozialraum sollte immer schon 

mitdenken, was passiert, wenn präventive Angebote nicht 
ausreichend sind, auf welchen Wegen (d.h. über welche 
Vernetzungsstrukturen) weitergehende Hilfen erreicht werden 
können und wie der Umgang mit Familien ist, bei denen über 
präventive Angebote der Zugang zu notwendigen Hilfen nicht 
gelingt (weil die Familien das nicht für nötig halten oder weil die 

entsprechenden Hilfsangebote fehlen). Kooperation zwischen 
verschiedenen Helfern und Helfersystemen (auch über 
verschiedene SGB-Bereich hinweg, z.B. SGB V und SGB VIII) sollte 
für beide Seiten verpflichtend werden und auch durch finanzierte 
Kontingentstunden festgeschrieben werden. Gemeinsame SGB-

übergreifende Kooperationsmodelle sollten entwickelt werden. 
(Position der VIFF-Landesvereinigung Baden-Württemberg)“ 

Karolin Königsfeld, 
17.05.2019 

„Ein wichtiger Ansatzpunkt für das gesunde Aufwachsen von 
Kindern ist eine ausreichende, ressourcenorientierte und 
individuell ausgerichtete Hilfe und Begleitung für die Familien, in 

denen Eltern unter psychischen Erkrankungen leiden. Hier gelingt 
es bisher nicht flächendeckend gut, diese Familien anzusprechen, 
zu erreichen und mit hilfreichen Settings in Kontakt zu bringen. 
Präventive Angebote im Sozialraum können zu gesundem 
Aufwachsen von Kindern unabhängig vom sozio-ökonomischen 

Status beitragen, wenn sie eine Lotsen- und Türöffner-Funktion 
zu weiteren beratenden und begleitenden Angeboten 
wahrzunehmen vermögen. In diesem sensiblen Feld benötigen 
Fachkräften präventiver Angebote entsprechendes Fachwissen 
bezüglich psychischer Erkrankungen, ihrer Erscheinungsbilder, 
typischen Interaktionsmuster und potentiellen Auswirkungen auf 

die Kinder ebenso wie Kompetenz bzgl. Gesprächsführung und 
Metaperspektive auf das Familiensystem. (Position der VIFF-
Landesvereinigung Baden-Württemberg)“ 
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Name und Datum Kommentar 

BPtK, 17.05.2019 „Zugangswege über Kitas/ Schulen/ Kinderärzte (ggf. bereits im 

Rahmen der U-Untersuchungen). Wichtig erscheinen frühzeitige 
Kontakte zwischen Familien und Helfersystemen. In der 
Vergangenheit haben sich Hausbesuche in den Familien kurz 
nach der Geburt eines Kindes bewährt. Hier werden 
Hemmeschwellen reduziert und erreichbare 
Unterstützungsangebote erläutert, ggf. auch schon installiert. 

Eine sozialräumliche Ausrichtung erscheint notwendig. Diese 
sollte insbesondere Daten aus der Jugendhilfeplanung, 
Sozialberichtserstattung und vorhandener lokale 
Gesundheitsberichte berücksichtigen, um besondere Risiko- und 
Ressourcenkonstellationen zu berücksichtigen. Eine Vernetzung 

der im Sozialraum vorhandenen psychosozialen Infrastruktur und 
des Gesundheitswesens (Kinderärzte, Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapeuten, Kinderkliniken, ÖGD) trägt 
wesentlich zur Wirksamkeit bei. Hierbei erscheinen 
koordinierenden Stellen, insbesondere durch den öffentlichen 
Träger der Jugendhilfe, erforderlich.“ 

Michaela Angere..., 
17.05.2019 

„Eine gute Voraussetzung für präventives Arbeiten im Sozialraum 
ist es, wenn das örtliche Jugendamt und die Träger der Hilfen zur 
Erziehung eine sozialräumliche Zuständigkeit und dabei 
beiderseits refinanzierte zeitliche Kapazitäten für die 

Verbesserung von Lebenslagen von Familien in ihrem Sozialraum 
haben, unabhängig von familienbezogener Angebote der Hilfen 
zur Erziehung.“ 
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Name und Datum Kommentar 

Michaela Angere..., 

17.05.2019 

„Prävention im Sozialraum setzt voraus, dass man Familien im 

Kontext ihrer Lebenswelt versucht zu begreifen, nicht nur den 
Blick auf den festgeschriebenen Hilfebedarf richtet, und 
Ressourcen bei den Familien und innerhalb des Sozialraums 
mobilisiert. HzE-Träger, Regeleinrichtungen, Angebote der 
Schulsozialarbeit, der offenen Jugendarbeit etc. und das 
Jugendamt vor Ort müssten neben ausreichenden Kapazitäten 

auch einen Auftrag haben, um die Bedarfe der Menschen in 
ihrem Sozialraum wahrnehmen, analysieren, kreative Ideen 
entwickeln und sich vernetzen zu können. Erst dann wird 
Prävention im Sozialraum die Menschen dort erreichen.“ 

 

c) Kooperation von Kinder- und Jugendhilfe und 
Schulen oder Kindertageseinrichtungen 

Was sind aus Ihrer Sicht die zentralen Elemente hinsichtlich der 
Kooperation von Kinder- und Jugendhilfe und Schule und 
Kindertageseinrichtungen (im Sozialraum)? Sehen Sie hier gesetzlichen 
Regelungsbedarf? 
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Name und Datum Kommentar 

Matthias Schwager, 

03.05.2019 

„In der Kooperation zwischen Familien, Einzelfallhilfen (z.B. 

Soz.päd. Familienhilfe), Kita, Schule, Hort und offener 
Jugendarbeit ist zum Einen eine Auftragsklärung nötig (Wer 
kooperiert wann mit wem mit welchem Ziel?), um zum Anderen 
Rechtssicherheit in Form von Schweigepflichtentbindungen 
herzustellen. Kooperationen zw. Institutionen und Helfer*innen 
sind notwendig, um Hilfebedarfe gründlich zu ermitteln und 

Hilfeangebote zuzuordnen, müssen aber zwingend transparent 
gestaltet sein für die beteiligte Familie (das schließt auch die 
Kinder ein, hier braucht es kindgerechte Feedbacks aus 
Beratungen oder die punktuelle Teilnahme an Beratungen). 
Daneben müssen beteiligte Helfer*innen und Fachkräfte bereit 

zum Fachaustausch sein, dies ist eine Frage der Haltung. 
Gesetzliche Regelungen sind nicht notwendig. Das Jugendamt hat 
bereits den Auftrag, Helferkonferenzen einzuberufen; auch 
andere beteiligte Institutionen sollten sich trauen, dieses 
Instrument zu nutzen. In der SPFH tun wir das.“ 

Gaby Lobit, 
04.05.2019 

„Zentrale Elemente sind bürokratische Hürden für eine kreative 
Beschulung von Schulverweigerern im Rahmen der stationären 
KJH zur Erfüllung der Schulpflicht und föderal bedingte Freiheiten 
bzw. Einschränkungen. Manchmal braucht es mutige Menschen 
an Schnittstellen, manchmal braucht es eine weite Auslegung von 

Gesetzen oder Gunst bei Entscheidern. Eine respektvolle und 
wertschätzende Kooperation kann man nicht gesetzlich 
verordnen. Individualpädagogische Hilfen hingegen kann man 
gesetzlich stärken, vor allem wenn ein ungünstiger, nicht 
förderlicher Sozialraum verlassen werden muss!“ 

Annika, 05.05.2019 „Inbezug auf Sozialraumorientierung sehe ich es als die Aufgabe 
der Jugendhilfe an, Kitas und Schulen dabei zu unterstützen, dass 
Kinder mit Problemen, an diesen Orten unterstützt werden und 
somit verbleiben können. Dazu sind oft individuelle und kreative 
Lösungen notwendig. Es braucht Menschen, die das managen 

können und finanzielle Ressourcen. Evt. sind dazu auch 
gesetzliche Regelungen notwendig, die verhindern, dass Kinder in 
"Sondereinrichtungen" betreut werden können oder müssen.“ 
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Name und Datum Kommentar 

Ingrid Wolff, 

06.05.2019 

„Aus meiner beruflichen Erfahrung müssten die notwendige 

Kooperation von Kinder- und Jugendhilfe und Kitas oder Schulen 
gesetzlich geregelt werden. Sie klappt derzeit nur bedingt und nur 
dort, wo die pädagogischen Fachkräfte es wollen und sich die Zeit 
dafür nehmen.“ 

Volker Landskron, 

06.05.2019 

„Zum einen ist eine Nennung der Jugendsozialarbeit an Schulen 

(Schulsozialarbeit) notwendig. Diese Arbeit, die als Brücke der 
Jugendhilfe in das System Schule gestaltet werden kann, wird all 
zu oft von dem einen oder dem anderen System vereinnahmt. 
Wichtige Anhaltspunkte finden sich in der Expertise von Prof. em. 
Kunkel (GEW 2016). Ein vergleichbares Angebot in den 

Kindertageseinrichtungen könnte (stark präventiv ausgerichtet) 
Sinn machen. Entsprechende Projekte (Kindergartensozialarbeit) 
sind bereits auch Wissenschaftlich ausgewertet. Zum anderen ist 
das Thema Kooperation mit Schule ein kommunales Thema, 
gepaart mit der Länderhoheit im Kultusbereich. In diesen 
"Herrschaftsbereichen" würde ein Bundesgesetz nur wenig 

Chancen haben.“ 

DocLily, 08.05.2019 „Gelingende Kooperation zwischen Jugendhilfe und Schule ist 
immer noch vom Goodwill einzelner Personen vor allem auf 
Seiten der Schule abhängig. Die Denk- und Handlungslogiken sind 

sehr unterschiedlich, Verständigungsprozesse mühsam und 
Augenhöhe schwer herzustellen. Der Weg von einer 
problembezogenen Zusammenarbeit- da stört jemand, beseitige 
das- hin zu einer regelhaften, sich im unterschiedlichen Blick auf 
junge Menschen ergänzenden Kooperation-was können wir 
gemeinsam tun, um junge Menschen ganzheitlich zu bilden- 

müsste systematisch gegangen werden.“ 

Birte Hahne, 
09.05.2019 

„Netzwerktreffen müssen gegenfinanziert sein und obligatorisch 
eingerichtet werden. Es sollte nicht von dem Engagement 
einzelner abhängig sein, sondern Teil der sozialräumlichen Arbeit 
für die dann eben auch Mittel zur Verfügung gestellt werden. das 

muss gesetzlich festgelegt werden, weil es sonst nicht stattfindet, 
bzw. nur dort, wo Menschen sich ehrenamtlich engagieren.“ 
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Name und Datum Kommentar 

Monika Stark-

Murgia, 11.05.2019 

„Im Hinblick darauf, dass Kinder den ganzen Tag in der Schule 

verbringen und pädagogische Fachkräfte mit Lehrkräften 
zusammen arbeiten, geht es gar nicht ohne Kooperation . m. E. 
nach benötigen wir 3 Schritte: - eine Schulleitung als Team, d.h. 
aus Schule / Rektor*in und sozialpädagogischer Fachkraft, damit 
der Ganztag gemeinsam ganzheitlich und "systemisch" 
organisiert werden kann - die Verankerung der 

sozialpädagogischen Betreuung an Schulen im Ganztag im SGB 
VIII, analog der Kitas, - eine Regelung bzgl. des Datenschutzes, 
damit Lehrkräfte und sozialpädagogische Fachkräfte und weitere 
Akteure der Jugendhilfe sich austauschen können.“ 

Spielmobile e.V., 
13.05.2019 

„Wirkliche Zusammenarbeit entsteht, wenn sie freiwillig passiert 
und alle an der Kooperation beteiligten Personen ein Interesse an 
der Zusammenarbeit haben, das intrinsich ist. Verordnete 
Zusammenarbeit funktioniert wie Bürokratie. Sie funktioniert, nur 
sind die Menschen nicht mit Leidenschaft dabei, sondern sie 
vollziehen Rechtsgeschäfte.“ 

Peter_Rebholz, 
15.05.2019 

„Wir brauchen gesetzliche Rahmenbedingung die es ermöglichen 
Zusammenarbeit möglich zu machen. Hierzu braucht es 
Regelungen unter anderem im Bereich Datenschutz, aber auch 
die gesetzliche Möglichkeit Ressourcen zur Verfügung zu stellen, 

so dass die engagierten Akteure nicht im Spannungsfeld zwischen 
„ich will“ und „kann oder darf ich“ agieren müssen. So z.B. auch 
im Rahmen der Schulgesetzgebung ein klares Bekenntnis zur 
gemeinsamen Erziehungsverantwortung und den damit 
verbundenen Einsatz von Lehrerstunden. Auch brauchen wir als 
verbindliche Leistung eine institutionellen Jugendsozialarbeit ab 

dem KiTa-Bereich. Unter verbesserten Rahmenbedingungen kann 
sich dann auch höhere Motivation zur Umsetzung neuer Wege 
generieren lassen.“ 



 

53 

Name und Datum Kommentar 

Birgit Averbeck 

DGSF, 15.05.2019 

„Das gesunde Aufwachsen von Kindern ist nur als 

gesamtgesellschaftliche Aufgabe ganzheitlich zu gestalten, wobei 
die Institutionen Schule und Kita eine Schlüsselrolle spielen. 
Aufgrund der unterschiedlichen verwaltungsorganisatorischen 
Strukturen u. gesetzlichen Grundlagen der Systeme spielt die 
Kooperation der Akteure eine wichtige Rolle um Kinder zu 
schützen und bestmögl. zu fördern, sie stellt gleichwohl eine 

große Herausforderung dar. Praxiserprobte Gelingensfaktoren 
sind u.a. verbindliche Netzwerktreffen der Akteure vor Ort, eine 
Koordination des Netzwerks durch eine interdiszipl. 
Geschäftsführung, eine Haltung von Achtsamkeit und Respekt 
ggü anderen Disziplinen und Logiken, gem. erarbeitete 

Kooperationsvereinbarungen, regelm. Evaluation d. Zus.arbeit 
und ein Konfliktmanagement. Multisystemische Projekte bei 
Schulabsentismus, welche einen ganzheitlichen Blick auf die indiv. 
Familien- u. Schulsituationen werfen, müssten konzipiert und 
finanziert werden.“ 

eaf Berlin, 
15.05.2019 

„Das Kindeswohl sollte die zentrale Perspektive des SGB VIII sein. 
Es ist in juristischer Perspektive der wichtigste Bezugspunkt 
sowohl der UN-KRK wie auch unserer Rechtsordnung. Das 
Kindeswohl ist Leitprinzip im Familien-, wie auch im Kinder- und 
Jugendhilferecht; es ist Eingriffslegitimation des Staates in 

Elternrechte bei Kindeswohlgefährdung und 
Entscheidungsmaßstab der Gerichte bei Elternkonflikten und 
verfahrensleitendes Prinzip. Kindeswohl bedeutet aber mehr als 
die Abwesenheit von Gefährdung. Es beschreibt gleichermaßen 
eine handlungsleitende Zieldimension, wie auch ein in die Zukunft 
gerichtetes Optimierungsgebot. In dem Begriff des Wohlseins 

fließen subjektive (Wohlbefinden und Wille des Kindes) und 
objektive Aspekte (feststellbare Tatsachen guten Befindens) 
zusammen. Dazu gehören Grundbedürfnisse des Kindes nach 
Liebe und Zuwendung, stabilen Bindungen, nach Wohnung, 
Ernährung, Gesundheit, Schutz vor Gefahren sowie die 

Vermittlung von Wissen, Bildung und sozialen Kompetenzen.“ 
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Name und Datum Kommentar 

eaf Berlin, 

15.05.2019 

„Familienzentren in unterschiedlicher Ausprägung sind gute 

Beispiele einer wohnortnahen und niedrigschwelligen 
Infrastruktur für Familien im Sozialraum. Ihr Ziel ist, ein 
gelingendes Zusammenleben der Generationen im Sozialraum 
ganzheitlich zu unterstützen. Sie bieten dabei, über ihre 
Regelangebote (z. B. als Kindertagesstätte, 
Familienbildungsstätte, Beratungseinrichtung) hinaus, allen 

Familien Raum, Zeit und Möglichkeit für Begegnung, Betreuung, 
Begleitung, Beratung, Bildung und Beteiligung. Wir begrüßen die 
flächendeckende Entwicklung solcher Unterstützungsangebote. 
Sie verbinden Betreuung, Bildung und Beratung in vorbildlicher 
Weise. ev. arbeitsgemeinschaft familie“ 

Portmann, 
16.05.2019 

„Kinder- und Jugendarbeit in/an Schulen darf nicht verschult 
werden. Sozialarbeiter/innen sind keine Lehrer/innen. Die 
Aufträge und Arbeitsinhalte sind völlig verschieden. 
Zuständigkeiten müssen unbedingt bei Beginn einer Kooperation 
festgehalten werden. Zugleich bedarf es einer regelmäßigen 

Überprüfung.“ 

Daniel Thomsen, 
16.05.2019 

„Regeleinrichtungen müssen (z.B. über Pool-Lösungen) gestärkt 
werden können, aber auch ihrer Eigenverantwortung 
nachkommen. Schulen und Jugendhilfe müssen beidseitig zur 

Kooperation im Sinne der Kinder und Jugendlichen verpflichtet 
werden können und beide Eigenanteile einbringen. Es gibt neben 
der bundesgesetzlichen Regelungsbedarfe auch 
Regelungsbedarfe in den Landesgesetzen für die Schulen.“ 
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Name und Datum Kommentar 

LAG Mobile Juge..., 

16.05.2019 

„Kooperation auf Augenhöhe! Schule muss die Jugendhilfe 

verstärkt als eigenständige Partnerin anerkennen (dazu gehört 
auch die Anerkennung der unterschiedlichen Arbeitsweisen und –
prinzipien sowie Systemlogiken), damit beide Systeme stärker 
voneinander profitieren können und gelingende Kooperationen 
ermöglicht werden. Jugendhilfe, insbesondere die Angebote der 
Offenen und Mobilen Jugendarbeit (MJA), sind als Ressource für 

„Spezialwissen“ und in ihrer Expertise bei außerschulischen 
Themen und Bedarfen sowie für weiterführende Unterstützung, 
Netzwerke, etc. zu sehen, die auch für Schulen ein Mehrwert 
haben. Sie bieten im Gegensatz zur Schule zielgruppen- und 
bedarfsorientierte Angebote. Voraussetzung für eine gelingende 

Kooperation von Jugendhilfe und Schule ist die gegenseitige 
Anerkennung und Wertschätzung sowie eine klare Auftrags- und 
Rollenklärung.“ 

Klaus Cartus, 
17.05.2019 

„- Ausreichende personelle Ausstattung, damit Vernetzung und 
Kooperation möglich ist: Teilnahme an Sozialraumgremien etc. - 

Kommunale Forderung nach sozialräumlichen Denken und 
Vernetzung Beteiligte Einrichtungen müssen die Notwendigkeit 
erkennen und die Möglichkeit haben sozialraumorientiert zu 
arbeiten (personelle Ausstattung, Freistellung von KollegInnen für 
Sozialraumgremien, Vernetzungs- und Projektplanung im 

Sozialraum) Gesetzlicher Regelungsbedarf: Schulsozialarbeit ist 
bislang nicht dezidiert als Leistung der Kinder- und Jugendhilfe 
genannt; sie wird derzeit unter § 13 SGB VIII "gepackt". Hier wäre 
eine gesetzliche Konkretisierung sinnvoll; ich verweise dazu auf 
die Expertise von Prof. em. Kunkel, die er dazu im Dezember 2016 
erstellt hat.“ 
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Name und Datum Kommentar 

Martin Adam - V..., 

17.05.2019 

„Der Bedarf an Kooperation ist hoch und diese somit dringend 

geboten. Ein gesetzlicher Regelungsbedarf ist deshalb gegeben, 
weil sich in den vergangenen Jahren trotz vielerlei guter Ansätze 
immer noch keine positive, flächendeckende Kooperation 
abzeichnet. Sie sollte auch nicht von persönlichen 
Interessenlagen abhängig sein. Vielmehr bedarf es auf der 
Strukturebene für alle Beteiligten verbindlicher Regelungen. Der 

derzeitige Status Quo, dass zuletzt immer die Kinder- und 
Jugendhilfe für Kosten aufzukommen hat, auch die, die sie gar 
nicht zu verantworten hat, weil sich andere Bereiche unzuständig 
fühlen, muss endlich beendet werden.“ 

Schmidt-Wiborg, 
17.05.2019 

„Regelhafte Kooperation Kinder- und Jugendhilfe hat in der Regel 
Vertreter aus den Kindertageseinrichtungen und Schulen an 
Hilfeplanungen zu beteiligen. Kita und Schule sind inzwischen so 
zentrale Lebensorte, dass die Angebote der Kinder- und 
Jugendhilfe diese Institutionen als Partner stets einbeziehen 
sollten. Dazu muss auch sonderpädagogische Bildung gehören. 

Es verhält sich derzeit aber nicht immer so.“ 

Schmidt-Wiborg, 
17.05.2019 

„Gepoolte Unterstützung regelmäßig überprüfen, individuell 
ergänzen Sind Fachkräfte zur Unterstützung von mehreren 
Kindern und Jugendlichen mit Beeinträchtigung in einer 

Kindertageseinrichtung oder einer Schule tätig („pool“), soll die 
Bedarfsgerechtigkeit der Unterstützung in regelmäßigen 
Abständen überprüft werden und es müssen bei Bedarf 
individuell ergänzende Hilfeleistungen sichergestellt sein.“ 

Schmidt-Wiborg, 

17.05.2019 

„Eltern-Beteiligung ermöglichen Eltern bzw. Elternteile mit 

Beeinträchtigung müssen die erziehungsbezogene Beratung, Hilfe 
und Unterstützung erhalten, die sie brauchen, wenn ihr Kind eine 
Kindertageseinrichtung oder eine Schule besucht (z.B. 
Gebärdensprachdolmetschung für Kontakt mit den Fachkräften).“ 
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Name und Datum Kommentar 

Nicolas Haustedt, 

17.05.2019 

„Eine gute Infrastruktur teilhabegerechter Förderung von 

Gesundheit, Pflege und Erziehung stärkt die Familie als ersten 
Bindungs-, Bildungs- und Erziehungsort zum Wohle von Kindern 
und Jugendlichen und zum Schutz ihrer körperlichen, geistigen 
und seelischen Entwicklung. Kommunal verantwortete und 
gesteuerte Angebote zur allgemeinen Förderung der Erziehung in 
der Familie ließen verbindliche Anknüpfungspunkte für eine 

wirkungsvolle Kooperation der Netzwerkpartner im Sozialraum 
entstehen. Kindertageseinrichtungen und Schulen könnten sich 
zu gesundheitsorientierten Eltern-Kind-Zentren/Familienzentren 
mit Gesundheitsfachkräften weiterentwickeln und eigene 
sozialräumlich integrierte Angebote vorhalten. § 79 Abs. 2 S. 2 

SGB VIIII - Gesamtverantwortung, Grundausstattung wäre wie 
folgt zu ergänzen: … „Von den für die Jugendhilfe bereitgestellten 
Mitteln haben sie einen angemessenen Anteil für die Jugendarbeit 
und für die Förderung der Erziehung in der Familie zu 
verwenden.“ (BAG GuFH)“ 

NACOA, 17.05.2019 „Die meisten sucht- und psychisch kranken Eltern haben keine 
Krankheitseinsicht. Ihre Kinder können meist nur über Schule und 
Kita erreicht werden. Dies setzt voraus, dass die Pädagog/innen 
und Sozialarbeiter/innen für diese Kinder sensibilisiert sind. 
Daher ist der Punkt II.5. im Bundestagsantrag "Hilfen für Kinder 

psychisch kranker Eltern" von der Bundesregierung umszusetzen, 
in dem sie auffordert wird: In die Aus- und Weiterbildung von 
Professionen, die an der Versorgung von Kindern und deren 
psychisch kranken Eltern beteiligt sind, neben umfassender 
Aufklärung und thematischer Sensibilisierung insbesondere das 
für eine interdisziplinäre Zusammenarbeit notwendige 

Handlungswissen und damit einhergehende 
Handlungskompetenzen als festen Bestandteil zu integrieren. Zu 
den Professionen zählen unter anderem Erzieherinnen und 
Erzieher, Lehrerinnen und Lehrer, Ärztinnen und Ärzte, 
Psychologische Psychotherapeut/innen sowie Kinder- und 

Jugendlichenpsychotherapeut/innen. Drucksache 18/127“ 
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Name und Datum Kommentar 

BPtK, 17.05.2019 „Eine Vernetzung und Kooperation von Kinder- und Jugendhilfe, 

Schule und Kindertageseinrichtungen ist erforderlich und 
mittlerweile häufig bereits Standard. Eine gesetzliche Regelung 
könnte diese Prozesse unterstützen und befördern. Hier wäre 
insbesondere zu berücksichtigen, dass das 
Kooperationsgeschehen nicht nur Einzelfall- sondern auch 
feldbezogen ausgerichtet sein muss. Der Gesundheitssektor 

(Kinderärzte, Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten, 
Kinder- und Jugendlichenpsychiater) wären ebenfalls zu 
berücksichtigen.“ 

Michaela Angere..., 

20.05.2019 

„Die Schulen müssten Teil des Sozialraumes werden und 

Lehrkräfte sollten ausgewiesene zeitliche Kapazitäten bekommen, 
um sich im Sozialraum vernetzen zu können.“ 
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d) Anforderungen an die Kooperationen mit anderen 
Politikfeldern  

Wie sind aus Ihrer Sicht die dringendsten Anforderungen an die 
Kooperationen mit anderen Politikfeldern (Stadtplanung, 
Wohnungsmarktpolitik, Gesundheitspolitik, (Nah-)Verkehrspolitik, Kultur- 
und Bildungspolitik) bei der Entwicklung sozialer Räume/Lebenswelten von 
Kindern und Jugendlichen? 

Name und Datum Kommentar 

Gaby Lobit, 
04.05.2019 

„Neben der Förderung der Mobilität (Verkehrspolitik) für 
Jugendliche insbesondere im ländlichen Raum, sehe ich vor allem 
das Gesundheitswesen gefordert: gesundes Bindungserleben 

statt Medikation von Kindern = Elterntraining ab Schwangerschaft 
bis zwei Jahre als Gesundheitsprävention (Vermeidung von 
Trauma, Lernstörung, Depression, Beziehungsstörung usw.). 
Internationale Sozialarbeit bzw. grenzüberschreitende 
Maßnahmen der stationären KJH sollten mit dem Auswärtigen 
Amt als bedarfsgerechte Mobilität für benachteiligte junge 

Menschen der EU entwickelt werden und nicht als Ausnahme für 
einen extrem speziellen Personenkreis aus Deutschland 
eingeschränkt werden.“ 
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Name und Datum Kommentar 

Stefan Schliewe, 

06.05.2019 

„Freiräume schaffen/akzeptieren,erschiene mir als eine der 

dringlichsten Aufgaben. Junge Menschen,da schließe ich mich 
meinem Vorredner gern an, suchen sich ihre Räume selbst und 
sind damit nicht zuletzt auch ein interessantes Feedback 
hinsichtlich der Attraktivität vorhandener Angebote. Aber selbst 
wenn die jungen Menschen mit der Angebotspalette zufrieden 
sind, suchen sie nach (weitestgehend) unreguliertem Raum. Hier 

fehlt es häufig an Verständnis und einer schlicht etwas 
entspannteren Haltung seitens der Politik, mit diesen "besetzten" 
Räumen umzugehen und bspw. eine sehr niedrigschwellige Art 
aufsuchender Arbeit zuzulassen. Gerade im großstädtischen 
Raum, sind die Möglichkeiten zu unreglementierter sozialer 

Interaktion weitgehend verloren gegangen und 
Jugendlichengruppen werden wieder zum Problem-
/Präventionsfall stilisiert. Freiräume und der Umgang damit, 
stellen stets eine ressortübergreifende Aufgabe dar, welche aus 
der Sozialen Arbeit heraus moderiert werden sollte.“ 

Volker Landskron, 
06.05.2019 

„Kinder und Jugendliche werden immer nach ihren Räumen 
suchen. Diese dürfen aber nicht überreglementiert werden! Die 
Versuche des letzten Entwurfes des KJSG §48b waren schlichtweg 
falsch und stellte den Kinder und Jugendschutz über die 
selbstbestimmte Jugend. Die Ansätze des §79 (2) SGB VIII 

(Ausstattung der Jugendhilfe und auch der Jugendarbeit) könnten 
viele Nahtstellen definieren die kommunaler Verantwortung den 
Blick für Kinder- und Jugendhilfe öffnet.“ 

M Jannicke NHW ... , 
07.05.2019 

 

„Zum Wohnungs- und Immobilienmarkt wären Schnittstellen zu 
schaffen (bzw. alte wieder zu befähigen), durch die bedürftige 

junge Menschen (z.B. Careleaver, aber auch junge Familien, 
Menschen mit einer Behinderung oder Familien mit einem Kind 
mit einer Behinderung, oder solche mit einer psychischen 
Erkrankung, ... ) wirksam privilegiert würden.“ 
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Name und Datum Kommentar 

DocLily, 08.05.2019 „In den anderen Politikfeldern müsste erst einmal ankommen, 

dass Kinder und Jugendliche eigenständige Rechte, andere 
Bedarfe und einen anderen Blick auf ihre Lebenswelt haben! Ich 
habe nicht den Eindruck, dass dem so ist, sonst müsste es z.B. so 
etwas wie einen verbindlichen Jugendcheck für politische 
Entscheidungen geben...“ 

Birte Hahne, 
09.05.2019 

„Es wäre toll, wenn die Angebote mehr vernetzt und damit allen 
bekannt und zugänglich sind. Ich arbeite viel mit 
bildungsungewohnten Menschen, die oft gar keinen Zugang zu 
Bildungsangeboten sehen können. Diese Menschen müssten 
mehr bedacht und einbezogen werden. Dies kann auch Politik 

nicht schaden:(„ 

Yvonne Fritz, 
10.05.2019 

„Eine bessere finanzielle Ausstattung der 
Schwangerenberatungsstellen und Hebammen sehe ich als 
weiteren notwendigen ersten Baustein an. In Ballungsräumen ist 
es schwierig eine Hebamme zur Geburtsvorbereitung zu 

bekommen, vielen Schwangeren im ländlichen Raum wird der 
Zugang zur Schwangerenberatungsstelle erschwert. Das sind 
erste wichtige Zugänge für werdende Eltern, die oft mit 
Unsicherheiten konfrontiert werden. Hier können werdende 
Eltern niedrigschwellig Hilfe zum Aufbau einer sicheren Bindung 

zum Kind erhalten, ihre Ängste und Nöte zum Beispiel bei 
Schreibabys erhalten. Ein anderer wichtiger Punkt ist neben der 
Förderung einer familiengerechten Wohnungspolitik auch den 
Fokus auf ausreichende kindgerechte Bewegungsräume im 
öffentlichen Raum zu legen. Hier sind die kommunalen 
Stadtplaner gefragt.“ 

Peter_Rebholz, 
15.05.2019 

„Am dringlichsten sehe ich eine bessere Kooperation mit dem 
Bildungssektor an. Die meisten der von uns begleiteten Kinder / 
Jugendlichen sind an eine Schule angebunden. Hier brauchen wir 
Aushandlungsprozesse um eine gemeinsames Verständnis von 
erzieherischer Unterstützung zu generieren, da Schule immer 

mehr zum Sozialisationsort wird an dem Defizite kompensiert 
werden müssen.“ 
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Name und Datum Kommentar 

eaf Berlin, 

16.05.2019 

„In einigen Bundesländern (Berlin, Thüringen, Sachse-Anhalt) gibt 

es Bemühungen, in Familienfördergesetzen die Belange von 
Familien zu bündeln. Diese Bestrebungen sollten auch in anderen 
Bundesländern und in den Kommunen vorangetrieben werden. 
Gesetzesinitiativen des Bundes sollten zielgenauer zwischen den 
unterschiedlichen Ressorts abgestimmt werden. Insbesondere im 
Hinblick auf Familien ist die Zusammenarbeit mit den Bereichen 

Gesundheit, Wohnen, Bildung und Finanzen zu intensivieren. 
Zudem sollten die Erkenntnisse und Empfehlungen der zurzeit 
arbeitenden Kommission für gleichwertige Lebensverhältnisse in 
den Reformprozess des SGB VIII einfließen. ev. 
arbeitsgemeinschaft familie (eaf)“ 

"Tophoven, 
16.05.2019 

„Es sollte von Lebenswelten von Kindern und Jugendlichen her 
gedacht werden und dann zeigt sich, dass nahezu alle 
Politikfelder relevant sind. Die Lebenswelten von Kindern und 
Jugendlichen sollten bei der Ausgestaltung aller Politikfelder 
mitgedacht werden.“ 

Portmann, 
16.05.2019 

„Ich erachte es als wichtig den regionalen Nahverkehr besser 
auszubauen. Gerade im ländlichen Raum, haben die 
Möglichkeiten nur bedingt die Möglichkeit ihren umliegenden 
Sozialraum wirklich zu nutzen. Sie sollten eine gewisse Mobilität 

und somit auch Flexibilität besitzen. Des weiteren sehe ich 
Bedarfe in der Stadtplanung. Raum für Jugendliche und deren 
Bedürfnisse schrumpft immer mehr. Es gibt Aufenthaltsverbote 
und ähnliche Schranken. Man muss ihnen Raum zugestehen. Man 
den Heranwachsenden Alternativen bieten. Wo dürfen sie noch 
hin? Wo dürfen sie mal laut Musik hören. Fragen die beantwortet 

werden müssen.“ 
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Name und Datum Kommentar 

LAG Mobile Juge..., 

16.05.2019 

„Gelingende Prävention braucht Kooperation und Partizipation 

aller im Sozialraum aktiven Akteure auf Augenhöhe – auch in 
Bezug auf verschiedene Politikfelder. Grundvoraussetzung dafür 
ist eine transparente Prozessgestaltung von Beginn an sowie die 
gegenseitige Anerkennung und Wertschätzung der 
unterschiedlichen Arbeitsweisen und -prinzipien. Oftmals findet 
die Kooperation mit anderen Politikfeldern erst statt, nachdem 

bereits Maßnahmen beschlossen wurden. Zudem haben die 
Angebote der Jugendhilfe zwar grundsätzlich die Möglichkeit sich 
in Bereichen der Stadtplanung/–entwicklung punktuell 
einzubringen und sich aktiv zu beteiligen, jedoch werden Themen 
und Vorschläge nicht selten umdefiniert oder seitens der 

Stadtverwaltung neu interpretiert, sodass es in der Praxis nur in 
Ausnahmefällen zu tatsächlichen Aushandlungs- und 
Beteiligungsprozessen und zur gelingenden Kooperation mit 
konkreten Wirkweisen kommt. (Teil 1)“ 

LAG Mobile Juge..., 

16.05.2019 

„Gelingende Kooperation braucht Partizipation! Damit die 

Kooperation mit anderen Politikfeldern zielführend ist und sich 
positiv auf den Sozialraum auswirken kann, braucht es zum einen 
Formen und Formate in denen die Betroffenen bzw. die jungen 
Menschen im Sozialraum selbst eine Stimme bei der Entwicklung 
sozialer Räume bekommen/erhalten und zum anderen eine 

Aufwertung oder Steigerung der gesellschaftlichen Wertigkeit und 
Bedeutung der Sozialen Arbeit, insbesondere der Arbeitsfelder, 
die mit benachteiligen oder ausgegrenzten jungen Menschen und 
Gruppen arbeiten, um auch diesen Menschen die Chance zu 
geben mit ihren Bedürfnissen gehört zu werden. Dies ist eine 
Grundvoraussetzung dafür, dass es nicht beim Mitreden bleibt, 

sondern auch zum Mitgestalten kommt.“ 
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Name und Datum Kommentar 

Esther W., 

17.05.2019 

„Freiflächen und Gemeinschaftsflächen Bereitstellung von 

kostenlosen, ausreichenden und ansprechenden 
„Gemeinschaftsflächen“ in Wohnortnähe (z.B. soziale Treffpunkte, 
Spielplätze- überdacht und Freiluft) insbesondere in verdichteten 
Stadtlagen mit beengten Wohnverhältnissen. Auch Freiflächen zur 
Aneignung durch Kinder sind erforderlich. – Bewegung, 
Selbstständigkeit, Begegnung, soziales Lernen“ 

LAK Mobile Juge..., 
17.05.2019 

„"Streetwork und Mobile Jugendarbeit verstehen sich als 
anwaltschaftliches Sprachrohr für die Adressat*innen, wobei 
primäres Ziel deren Befähigung zur Einmischung und Beteiligung 
bleibt." Fachstandards BAG Mobile Jugendarbeit/ Streetwork e.V. - 

2018 In dieserRolle sollten die Fachkräfte ernst genommen und 
vor allem in Gestaltungsprozesse des Sozialraumes frühzeit 
beteiligt werden. Die Anforderung an andere Politikfelder 
beinhaltet sich bei allen Schritten und Entscheidungen die 
Persapektive junger Menschen darauf zu kennen, zu verstehen, 
zu prüfen und einzubeziehen. Dafür können u.a. die Akteure im 

Sozialraum und im speziellen die Mobile Jugendarbeit genutzt 
werden.“ 

Klaus Cartus, 
17.05.2019 

„-Überwindung des Ressortdenkens, Vernetzung und Kooperation 
zwischen den Ministerien - Schnittstellenmanagement -

Kooperationsgebote“ 

Martin Adam - V..., 
17.05.2019 

„Eine Verzahnung, Anhörung und Einbeziehung der Politikfelder 
(Stadtplanung, Wirtschaftspolitik, Wohnungsmarktpolitik, 
Gesundheitspolitik, (Nah-)Verkehrspolitik, Kultur- und 
Bildungspolitik) sind zur Vermeidung oder zumindest zur 

Verminderung bestehender Armutsrisiken und deren bekannten 
Folgen erstrebenswert. Dies bedingt aber einer entsprechend 
entwickelten Haltung (gemeinsame Ziele) sowie einer 
Bereitstellung zusätzlicher Finanzmittel, um wirksam soziale 
Räume/Lebenswelten von Familien, Kindern und Jugendlichen zu 
betrachten und zukunftsorientiert weiterzuentwickeln.“ 
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Name und Datum Kommentar 

Nicole Hellwig QV 

BL, 17.05.2019 

„Kommentar des Qualitätsverbunds Babylotse e.V.: In den 

Ländern wurden im Zuge der Umsetzung des 
Bundeskinderschutzgesetzes im Bereich Früher Hilfen seit 2012 
mit den kommunalen Netzwerken Frühe Hilfen flächendeckend 
und in der Regel belastbare Strukturen der Zusammenarbeit der 
zuständigen Leistungsträger und Institutionen aufgebaut. Inhalt 
und Ziel sind die gegenseitige Information über das jeweilige 

Angebots- und Aufgabenspektrum, die Klärung struktureller 
Fragen der Angebotsgestaltung und -entwicklung sowie die 
Abstimmung von Verfahren im Kinderschutz. Die (einseitige) 
Verpflichtung des öffentlichen Jugendhilfeträgers zum 
Einbeziehen der in § 3 KKG genannten Einrichtungen und Dienste 

(namentlich auch der Krankenhäuser) ist durch Regelungen in 
den für diese Institutionen geltenden Gesetze zu einer 
gegenseitigen Kooperationsverpflichtung weiterzuentwickeln. Für 
diese Form der dann deutlich verbindlicheren Zusammenarbeit 
sind zeitliche und finanzielle Ressourcen bereit zu stellen.“ 

Nicolas Haustedt, 
17.05.2019 

„In den Ländern wurden im Zuge der Umsetzung des 
Bundeskinderschutzgesetzes im Bereich Früher Hilfen seit 2012 
mit den kommunalen Netzwerken Frühe Hilfen flächendeckende 
und in der Regel belastbare Strukturen der Zusammenarbeit der 
zuständigen Leistungsträger und Institutionen im Sozialraum 

aufgebaut. Inhalt und Ziel sind die gegenseitige Information über 
das jeweilige Angebots- und Aufgabenspektrum, die Klärung 
struktureller Fragen der Angebotsgestaltung und -entwicklung 
sowie die Abstimmung von Verfahren im Kinderschutz. Die 
weitgehend einseitige Verpflichtung des öffentlichen 
Jugendhilfeträgers zum Einbeziehen der in § 3 KKG genannten 

Einrichtungen und Dienste (namentlich auch der Krankenhäuser) 
in die Netzwerkarbeit sollte durch Einfügung entsprechender 
Kooperationsverpflichtungen in den jeweils für diese Institutionen 
geltenden gesetzlichen Grundlagen ergänzt und finanziert 
werden. (BAG GuFH)“ 
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Name und Datum Kommentar 

Nicolas Haustedt, 

17.05.2019 

„Ärztinnen und Ärzte sind in Experten im Bereich 

Kindergesundheit und Kindeswohl, also unverzichtbare Partner in 
der Verantwortungsgemeinschaft für den präventiven und 
intervenierenden Kinderschutz. Das bestätigen die 
Evaluationsergebnisse zum BKiSchG nachdrücklich. Zu ihrer 
Stärkung sollte die Mitverantwortung des Gesundheitswesens für 
den Kinderschutz im SGB V - Gesetzliche Krankenversicherung – 

noch deutlicher zum Ausdruck kommen. Eine Neufassung des 
Kinder- und Jugendstärkungsgesetz könnte als Artikelgesetz auch 
Bestimmungen des SGB V ändern, damit die Leistungssysteme 
SGB V und SGB VIII zugunsten von Kindergesundheit und 
Kindeswohls gut ineinander greifen. Sinnvoll wäre folgende 

Ergänzung: § 26 Gesundheitsuntersuchungen für Kinder und 
Jugendliche (1) … sowie eine darauf abgestimmte 
präventionsorientierte Beratung einschließlich Informationen zu 
reg. Unterstützungsangeboten für Eltern und Kind zur 
allgemeinen Förderung der Erziehung in der Familie nach §16 
SGB VIII. (BAG GuFH)“ 

Nicolas Haustedt, 
17.05.2019 

„Das KJSG als Artikelgesetz sollte § 24d - Ärztliche Betreuung und 
Hebammenhilfe im Fünften Buch Sozialgesetzbuch (SGB V) wie 
folgt ergänzen: § 24d - Ärztliche Betreuung und Hebammenhilfe: 
… Die ärztliche Beratung der Versicherten umfasst bei Bedarf 

auch Hinweise auf regionale Unterstützungsangebote für Eltern 
und Kind. Zur Vorhaltung eines möglichst frühzeitigen, 
koordinierten und multiprofessionellen Angebots im Hinblick auf 
die Entwicklung von Kindern vor allem in den ersten 
Lebensjahren für Mütter und Väter sowie schwangere Frauen und 
werdende Väter (Frühe Hilfen) umfasst die ärztliche Betreuung 

sowie patientenbezogene und patienten-unabhängige Leistungen 
1. der Kooperation und Information im Kinderschutz durch 
Beratung und Aufklärung im Hinblick auf 
Unterstützungsleistungen, 2. der Abstimmung von Verfahren im 
Kinderschutz und 3. der Überleitung zu geeigneter Unterstützung 

und Hilfe im Zusammenwirken mit den zuständigen 
Leistungsträger und Institutionen. (BAG GuFH)“ 
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Name und Datum Kommentar 

Schmidt-Wiborg, 

17.05.2019 

„Barrierefreier Sozialraum Chancengleichheit und 

Teilhabegerechtigkeit ist zentral für das Aufwachsen von Kinder 
und Jugendlichen mit und ohne Behinderung im Sozialraum. 
Dafür muss Schritt für Schritt der Sozialraum im umfassenden 
Sinn barrierefrei gestaltet werden, sowohl in Rücksicht auf 
Mobilität als auch in Bezug auf Möglichkeiten der Teilhabe am 
wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Leben im Sozialraum.“ 

Schmidt-Wiborg, 
17.05.2019 

„Vernetzung mit Pflege fördern Besteht Bedarf an 
Behandlungspflege oder an Hilfen zur Pflege bei Jugendlichen, 
muss eine inklusiv ausgerichtete Kinder- und Jugendpolitik dafür 
Sorge tragen, dass biografisch und sozial zentrale Lebensorte für 

Kinder und Jugendliche mit Pflege vernetzt und abgestimmt 
arbeiten. Z.B. sind aktuell Bildungschancen umso schlechter, je 
höher der Pflegebedarf von Kindern und Jugendlichen ist. Hier 
braucht es neue Konzepte der Vernetzung.“ 

FamRi Sachsen, 

17.05.2019 

„Es ist mir als früherer Familienrichter und gegenwärtig 

Strafrichter ein großes Anliegen darauf ganz deutlich 
hinzuweisen, dass es im Bereich der Kooperationen mit der Justiz 
teilweise erschreckende Defizite gibt. So ist in einzelnen 
Amtsgerichtsbezirken Sachsens jedewede Kooperation mit den 
Familiengerichten gänzlich unbekannt. Sie beschränkt sich 

allenfalls auf die (äußerst passive) Teilnahme eines 
Jugendstrafrichers am Jugendhilfeausschuss des Landkreises. 
Auch von Seiten des Jugendamtes gibt es in diesen Bezirken 
keinerlei Initiative. Soweit sich stattdessen Verfahrenspfleger und 
Freie Träger um Koordinierung bemühen, stehen sie weitgehend 
alleine da und ihre finanzielle Abhängigkeit vom Jugendamt 

macht ihnen die Sache schwer. Auf Landesebene scheint es dafür 
sowohl im Sozialressort (Ministerium, Landesjugendamt) als auch 
bei der Justiz (Ministerium, Oberlandesgericht) wenig Interesse zu 
geben. Wichtig ist darum eine umfassende Evaluation der 
bisherigen Rechtslage!“ 
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Name und Datum Kommentar 

BPtK, 17.05.2019 „Die Zusammenarbeit zwischen Jugendhilfe und den o. g. 

Politikfeldern ist in vielen Kommunen bereits etabliert, in dem alle 
Maßnahmen und Projekte hinsichtlich ihrer Berührungspunkte 
mit den Interessen von Kindern und Jugendlichen geprüft 
werden. Langfristige strategische Planungen machen eine 
frühzeitige Vernetzung insbesondere mit den Bereichen 
Stadtplanung und Bildungspolitik erforderlich. Dazu gehören 

auch die Berücksichtigung bei der regionalen Bedarfsplanung für 
Gesundheitsleistungen (Versorgung mit Fachärzten etc.).“ 

e) Jugendhilfeplanung 

Welches sind die Anforderungen an eine sozialräumlich orientierte 
Ausgestaltung der Jugendhilfeplanung? Inwiefern sehen Sie 
Verbesserungsbedarf der Jugendhilfeplanung? 

Name und Datum Kommentar 

Gaby Lobit, 
04.05.2019 

„Macht i.d.R. nur Sinn, wenn das System Familie Teil der 
Jugendhilfeplanung ist. Elternwohl = Kindeswohl!“ 

Ingrid Wolff, 
06.05.2019 

„Eine sozialräumlich orientierte Ausgestaltung der 
Jugendhilfeplanung braucht eine bindende gesetzliche Vorgabe. 
Auch halte ich eine politische Überprüfung der regelmäßigen 
Jugendhilfeplanung aller Jugendämter für angezeigt.“ 

Annika, 04.05.2019 „Ich sehe Verbesserungsbedarf bei der frühzeitigen und 
unkomplizierten Unterstützung von Familien. Dazu sollten 
Angebote im Sozialraum vorhanden sein. Am Beispiel 
Pflegefamilien möchte ich aber darauf hinweisen, dass der Blick 
nicht allein auf Sozialraumorientierung fokusiert sein soll 
(Netzwerk-, Verwandtenpflege). Nicht immer finden sich 

geeignete Lösungen im Sozialraum! Es kann auch günstig sein, 
woanders neu anzufangen.“ 
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Name und Datum Kommentar 

Lothar Girrbach, 

06.05.2019 

„Zum einen sollten aktuelle Daten z.B. für eine Mikrodatenanalyse 

kostenfrei auf Straßenebene für Ämter zur Verfügung stehen. 
Zum anderen sollte der Grundsatz vom Fall im Feld deutlich 
gemacht werden -d.h. die Unterteilung von fallspezifischer, 
fallübergreifender und fallunspezifischer Arbeit. Damit könnte 
dann eine Planung hinsichtlich der Ressourcen besser Gestaltung 
annehmen. Diese stehen dann den Bewohnen, Klieneten, 

Adressaten im Feld oder auch außerhalb zur Verfügung.“ 

M Jannicke NHW ..., 
07.05.2019 

„Die Jugendhilfeausschüsse wären umfassender auszustatten, 
nicht nur mit mehr unterstützenden Ressourcen, sondern auch 
mit mehr Durchsetzungsmacht ggü. der Verwaltung des 

Jugendamtes. Sie sind das eigentliche 
Jugendhilfeplanungsinstrument.“ 

DocLily, 08.05.2019 „Welches Jugendamt hat denn heute noch eine gut ausgestattete 
Jugendhilfeplanung. Ich erlebe nur noch das marginale 
Vorhandensein solcher Stellen!“ 

Birte Hahne, 
09.05.2019 

„Jugendhilfeplanung ist nur den Fachleuten bekannt. Den 
Menschen in der Stadt sagt dies gar nichts. Dabei ist deren Arbeit 
von entscheidender Bedeutung für ein lebenswertes Miteinander 
in den Städten. Die Netzwerkarbeit könnte daher hier gesteuert 
und angeleitet werden, sicher keine Einbahnstraße, sondern auch 

ein Gewinn für die Jugendhilfeplanung selbst!“ 
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Name und Datum Kommentar 

Elke Eichler Ju..., 

10.05.2019 

„- Datenlage der infrastrukturellen Leistungen lässt sich häufig 

nicht auf kleinräumige Bezirke auswerten /unabgestimmte 
Software / aufwändige Datenrecherche bevor JHP auswerten / 
interpretieren / beteiligen kann. - Im Land Hessen fehlt eine beim 
Ministerium angesiedelte Landesjugendhilfeplanung, die 
unterstützend für die örtliche JHP Stellungnahmen und 
Datenanalysen erarbeitet. - das Angebotsspektrum 

unterstützender Leistungen im Gemeinwesen ist nicht umfassend 
bekannt (z.B. in der Einzelfallhilfe / Hilfeplanung) - fehlender 
Rechtsanspruch auf flexible Hilfen und ressourcenorientierte 
individuelle Hilfeplanung - JHP nach dem SGB VIII bedeutet: 
Beteiligung (Träger und Betroffenenbeteiligung). Hierfür fehlen 

Zeitressourcen. Vorhandene Strukturen (Jugendhilfeausschuss, 
AG 78, Fachausschüsse) finden keine Beachtung, nicht nur 
innerhalb der Gebietskörperschaft, sondern auch seitens der 
Träger, die nicht die "Betroffenenbeteiligung" im JHA 
gewährleisten (§ 71), sondern Trägerinteressen.“ 

Stiftunghaar, 
10.05.2019 

„Jugendhilfeplanung ist die vorrangigste Aufgabe der 
Jugendhilfeausschüsse - neben der Erörterung aktueller 
Problemlagen von Kindern, Jugendlichen und deren Familien. Mit 
diesem Selbstverständnis ausgestattet, braucht es den 
fachpolitischen Diskurs im JHA - und nach Kräften die 

Mitwirkung/Beteiligung der Betroffenen und Zielgruppen (für die 
Beteiligungsformate entwickelt werden müssen). Um 
Planungsprozesse sozialräumlich zu gestalten, muß die Datenlage 
durch eine fundierte Sozialberichterstattung analysiert werden - 
für die es in der Kommune personal- und sachiche Ressourcen 
braucht. An diesen beiden Beispielen festgemacht, zeigt sich die 

Schwierigkeit, hierfür gesetzlich verankerte Verbindlichkeiten zur 
qualitativen Ausgestaltung der Planungsprozesse zu schaffen. 
Hier sollte der Gesetzgeber konkretere Anforderungen 
formulieren und den Verpflichtungsgrad für die Verwaltungen der 
Jugendämter erhöhen, den Jugendhilfeausschuss in der Erfüllung 

seiner Planungsverantwortung zu unterstützen.“ 
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Name und Datum Kommentar 

LV-Pfad-Nieders..., 

13.05.2019 

„Warum sollten auch Adoptivfamilien langfristig betreut werden? 

Ist die Adoption vollzogen und das Kind als leibliches Kind zu 
sehen, ist das Jugendamt nicht mehr zuständig. Das ist in einigen 
Punkten sehr schade den, auch eine Adoptivfamilie hat Hürden 
und Fragen bei denen professionelle Hilfe notwendig ist. Leidet 
das Kind zum Beispiel unter FASD sind Schulungen und weitere 
Hilfe notwendig. Außerdem kommt eine Adoptivfamilie in die 

Situation wann, wie und ob überhaupt erkläre ich meinem Kind 
das es leibliche Eltern gibt. Wie gehe ich damit um das mein Kind 
vielleicht Wesenszüge hat die mir fremd sind. Wie reagiere ich auf 
Fragen oder auf schwierige Situationen wie z. B. ein Geschwister 
Kind welches ebenfalls abgegeben wurde. Familien in solchen 

Situationen benötigen Unterstützung und eine Möglichkeit des 
Austausches unter Gleichgesinnten. Jugendämter sollten eine 
Kultur der Kommunikation miteinander und untereinander 
ermöglichen und fördern.“ 

Peter_Rebholz, 

15.05.2019 

„Jugendhilfeplanung braucht die notwendigen personellen und 

auch materiellen Mittel um eine solide Planung zu ermöglichen. 
Oftmals ist Jugendhilfeplanung fast nur noch Alibi und kann 
verwalten anstatt kreative Prozesse anzustoßen. Um gute Ideen 
und Konzepte zu entwickeln und umzusetzen brauchen wir eine 
umfassende Beteiligung der handelnden Menschen (Betroffene, 

Jugendhilfeausschuss, Anbieter, Sozialarbeiter vor Ort, 
begleitende Institutionen wie Polizei etc.).“ 

Birgit Averbeck 
DGSF, 15.05.2019 

„Wenn präventive Hilfen im SOR tatsächlich im Sinne der 
Menschen wirksam sein sollen, müssen zunächst die Zielgruppen 
festgelegt, die Bedarfe festgestellt und Maßnahmen und 

Angebote der verschiedenen Institutionen der Systeme 
Jugendhilfe, Schule-Bildung, Gesundheitswesen, Arbeit 
aufeinander abgestimmt, geschaffen, evaluiert und 
weiterentwickelt werden. Insofern greift die Frage nach der JHP 
im SOR zu kurz! Wir brauchen in den Kommunen und 

Landkreisen eine integrierte Jugendhilfe- Schulentwicklungs- und 
Gesundheitshilfeplanung.“ 
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Name und Datum Kommentar 

eaf Berlin, 

16.05.2019 

„Reform §16 (1): Eine Reform von § 16 muss sich an folgenden 

Eckpunkten orientieren: Die Leistungen richten sich prinzipiell an 
alle Familien. Es geht primär um eine generelle Ermöglichung und 
Befähigung und nicht um die Vermeidung von Defiziten und 
Risiken. Die Förderung der Erziehung in der Familie muss sich 
inhaltlich auf alle Aspekte beziehen, die für den Familienalltag 
wesentlich sind. Sie muss die bewährten Strukturen der 

Familienbildung, -beratung und –erholung nachhaltig absichern. 
Die diesbezüglichen Inhalte und Anforderungen müssen im 
Gesetz genauer normiert werden.“ 

eaf Berlin, 

16.05.2019 

„Reform § 16 (2): Wenn dem nicht mit individuellen 

Rechtsansprüchen auf bestimmte Förderleistungen entsprochen 
werden kann, muss das Vorhandensein des Angebots zumindest 
durch überprüfbare Regelungen gewährleistet werden. Dies muss 
im Rahmen der Jugendhilfeplanung, Berichterstattung und der 
kommunalen Haushaltsplanung verbindlich gemacht werden. Die 
auf die Förderleistungen bezogenen Gestaltungs- und 

Kooperationskompetenzen der Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe, insbesondere auf der örtlichen Ebene, müssen 
grundlegend ausgebaut werden (siehe auch 
https://www.mitreden-
mitgestalten.de/sites/default/files/downloads/eaf_positionspapier

_in_verantwortung_fuer_kinder.pdf).“ 

eaf Berlin, 
16.05.2019 

„Familienbildung im Sozialraum: Im Hinblick auf die Gestaltung 
der Jugendhilfeplanung verweisen wir auf das Strategiepapier der 
AGJF aus dem Jahr 2015 zu einer lebensbegleitenden 
Familienbildung im Sozialraum und den entsprechenden 

Beschluss der Jugend- und Familienministerkonferenz aus dem 
Jahr 2016. Der dort beschriebenen Verantwortung 
(=Verpflichtung) der kommunalen Jugendämter als strategisches 
Organ zur Steuerung der lokalen Familienbildung stimmen wir 
ausdrücklich zu und fordern eine verpflichtende Regelung im SGB 

VIII. https://jfmk.de/wp-
content/uploads/2018/12/JFMK_2016_Protokoll.pdf Forum 
Familienbildung“ 
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Name und Datum Kommentar 

eaf Berlin, 

16.05.2019 

„Beteiligung von Kindern und Jugendlichen: Aus unserer Sicht ist 

es grundsätzlich wichtig und notwendig, Kinder und Jugendliche 
teilhaben zu lassen an Entscheidungen, die sie betreffen und 
dazu auch entsprechende Partizipationsmöglichkeiten zu 
schaffen. Entsprechende Beteiligungsformen und Möglichkeiten 
einer wirklichen Einflussnahme sind im SGB VIII zu verankern. ev. 
arbeitsgemeinschaft familie“ 

FrederikBreuer, 
16.05.2019 

„Wünschenswert wäre eine an den sozialräulichen Bedarfen 
orientierte Planung, die zum einen lokales Wissen und lokale 
Fachleute aktiv einbezieht, zum andern aber auf die Umsetzung 
einer Mindestversorgung abzielt. Auch angrenzende Felder, 

insbesondere der Bereich Schule & Bildung sollten einbezogen 
werden, HzE-Ansprüche nicht gegengerechnet. Die 
Schulsozialarbeit getrennt von anderen Angeboten der 
Jugendsozialarbeit zu betrachten, würde den Bedarf an weiteren 
Angeboten nach §13 deutlich machen, der durchweg in der 
Planung zu kurz kommt. Die kommunalen Träger benötigen dafür 

aber sowohl Planungs-Know-How, als auch finanzielle Kapazitäten 
- und bei beidem Unterstützung von Bundes-/Landesebene.“ 

Daniel Thomsen, 
16.05.2019 

„Hilfreiche wäre eine Konkretisierung der Aufgaben der 
Jugendhilfeplanung um sozialräumliche Aspekte und eine 

Stärkung der Jugendhilfeplanung, z.B. durch Mindest-Fallschlüssel 
auf Basis von Jugendeinwohnern (analog Vormundschaften).“ 
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Name und Datum Kommentar 

LAG Mobile Juge..., 

16.05.2019 

„Prozessualer Reformbedarf der Förderlogik in der 

Jugendhilfeplanung: Um den Bedarf unter Berücksichtigung der 
Bedürfnisse und Interessen der jungen, auch der sozial 
benachteiligten und ausgegrenzten, Menschen, zu ermitteln, 
braucht es zunächst einen Zugang zu dieser Gruppe, wie ihn die 
MJA hat, sowie die Möglichkeit deren Bedürfnisse und Interessen 
zu formulieren und anzumelden. Bislang fehlen grundsätzlich 

beteiligende Formen der (betreffenden) Akteur*innen, speziell in 
Bezug auf die Adressat*innen der MJA. Um ein wirksames, 
vielfältiges und aufeinander abgestimmtes Angebot der 
Jugendhilfeleistungen zu gewährleisten, sind landkreisbezogene 
und städtebezogene Planungsprozesse deutlich stärker 

miteinander zu verknüpfen.“ 

LAG Mobile Juge..., 
16.05.2019 

„Stärkere Förderung wirksamer Angebote! Die 
Jugendhilfeausschüsse der Städte und Landkreise müssen zudem 
einen Rahmen setzen um wirksame und effektive Leistungen als 
Regelleistung dauerhaft zu fördern und stärker auszubauen. Eine 

auf Dauer gestellte (langfristige) Förderung wirksamer Angebote 
wie die der MJA ist eine zentrale Voraussetzung um nachhaltig 
wirksam zu sein und um die Prävention im Sozialraum zu stärken. 
Dementsprechend braucht es aus unserer Sicht eine (neue) 
Förderlogik in der strukturfördernde Angebote (MJA), die den 

Interessen und Bedarfen junger, insbesondere sozial 
benachteiligter, Menschen und deren oftmals prekären 
Lebenslagen gerecht werden, besser ausgestattet und dauerhaft 
gesichert sind. Eine wesentliche und zielführende Forderung ist 
hierbei neben einer finanziellen Absicherung die gesetzliche 
Verankerung der Mobilen Jugendarbeit (MJA) als Feld der 

Jugendsozialarbeit (§13) unter Bezug auf eine 
gemeinwesenbezogene und sozialraumorientierte Arbeitsweise.“ 
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Name und Datum Kommentar 

Esther W., 

16.05.2019 

„Die multiprofessionelle und ämterübergreifende 

Zusammenarbeit bei Planungsprozessen muss gestärkt werden. 
Es sind personelle Kapazitäten nötig für konzeptionelle 
Planungen des Ineinandergreifens von Angeboten und 
Einrichtungen. Eine Konzentration auf Kita, Schule und HzE ist 
nicht zielführend. Es sollte einwohnerbezogene Bedarfsmodelle 
geben, die in Jugendhilfeplanungen und ressortübergreifende 

Abstimmungen Eingang finden können. Die Pflicht zu deren 
Entwicklung auf Länder- oder kommunaler Ebene könnte im SGB 
VIII normiert werden.“ 

LAK Mobile Juge... 

, 17.05.2019 

„Mobile Jugendarbeit wird auch oft als Seismograph im 

Sozialraum betitelt und verstanden, da durch die 
niedrigschwelligen Zugänge sowie die vertrauliche, stabile, wert- 
und saktinonsfreie Beziehungsgestaltung Zugänge ermöglicht 
werden, die anderen Akteuren oft verwehrt belibt. Aus dieser 
Position heraus kann Mobile Jugendarbeit einen wesentlichen 
Beitrag zur Jugendhilfeplanung leisten. Hier braucht es 

beteiligende Formen der Planungsprozesse, die gesetzlich 
festgeschrieben sein sollten. Zudem braucht es 
Jugendhilfeplanungen, die am Bedarf orientiert sind und nicht an 
den zur Verfügung stehenden finanziellen Mitteln.“ 

Klaus Cartus, 
17.05.2019 

„Lebenslagen von Familien/jungen Menschen haben i. d. R. auch 
Auswirkungen auf Zugänge und Möglichkeiten im Bezug auf die 
Bildungsinfrastruktur (Stichwort "herkunftsbedingte 
Bildungsbenachteiligungen"). Im Hinblick auf den Auftrag der 
Kinder- und Jugendhilfe (§ 1 Abs. 3 SGB VIII) braucht die 
Jugendhilfeplanung einen einfacheren Zugang zu Daten, 

insbesondere aus dem Schul- bzw. Bildungsbereich. Dessen 
zuständige Stellen bzw. Institutionen sind jedoch oft sehr 
zögerlich hinsichtlich der Bereitstellung insbesondere 
kleinräumiger Daten; hier wäre eine dezidierte gesetzliche 
Regelung (z. B. durch eine Erweiterung des Kooperationsgebotes 

im § 4 auf andere Bereiche (z. B. Gesundheit und Bildung) 
sicherlich sinnvoll.“ 
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Name und Datum Kommentar 

Martin Adam - V..., 

17.05.2019 

„Zwingende Voraussetzung ist, dass auf kommunaler Ebene 

tatsächlich auch eine Planstelle für Jugendhilfeplanung 
vorhanden ist. Nur dann kann sie ihrem originären Auftrag 
nachkommen, eine systematische, am Zukunftsbedarf 
ausgerichtete Planung zu betreiben, um positive Lebens- und 
Umfeldbedingungen für junge Menschen und ihre Familien unter 
deren Einbeziehung zu erhalten oder neu zu schaffen. Dieses 

Steuerungsinstrument kann nur dann erfolgreich funktionieren, 
wenn eine umfangreiche Betroffenenbeteiligung auf allen Ebenen 
umgesetzt und auch zeitnah realisiert wird. Die rechtzeitige 
Einbeziehung unterschiedlicher fachlicher Kompetenzen wie auch 
der politischen und ökonomischen Entscheidungsebene wird als 

zwingend notwendig angesehen. Eine Nichtrealisierung erzielter 
Ergebnisse führt zu einem nachhaltigen Vertrauensverlust, der 
völlig kontraproduktiv wirken würde.“ 

PGK, 17.05.2019 „Sozialräumlich orientierte Angebote im Leistungsfeld 
Jugendarbeit/Jugendsozialarbeit (§§ 11 – 15 SGB VIII) und 

Angebote der Leistungsfelder Hilfen zur Erziehung (§§27-41 SGB 
VIII) bzw. Förderung der Erziehung in der Familie (§§ 16-21 SGB 
VIII) müssen an ihren Schnittstellen stärker zusammengehen. 
Dafür benötigt es z. B. unkomplizierte 
Finanzierungsmöglichkeiten für „Fälle vor den Fällen“, also bspw., 

wenn im Familienbildungsangebot nach § 16 SGB VIII oder im 
Jugendhaus durch die Fachkräfte ein Besucher/eine Besucherin 
einzeln bei bestimmten Problemlagen unterstützt wird 
(niedrigschwellige Beratung, Gang zum Jugendamt oder 
Vermittlung zu anderen Angeboten bei Wegzug). Der Rahmen für 
solche intensivere Einzelbegleitungen ist im Alltag oft nicht 

gegeben, da diese Angebote und Einrichtungen einen anderen 
Auftrag haben und auf niedrigschwellige offene Angebote, 
Gruppenarbeit bzw. Freizeitgestaltung ausgerichtet bleiben 
sollen.“ 
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Name und Datum Kommentar 

Schmidt-Wiborg, 

17.05.2019 

„Keine Vorrang-Nachrang- Jugendhilfe/Eingliederungshilfe bei 

Behinderung Jugendhilfe muss für alle Kinder und Jugendliche mit 
und ohne Behinderung zuständig sein. Ein grundsätzlich 
festgelegtes Vorrang-Nachrang-Verhältnis zwischen Jugendhilfe 
und behinderungsbedingter Hilfe konstruiert. Jugendhilfeplanung 
muss unter dem Gesichtspunkt der individuell bedarfsgerechten 
Hilfeplanung erfolgen in Verbindung damit, dass die 

behinderungsspezifischen Bedarfe unter Beteiligung der 
Jugendlichen abgeklärt werden und Leistungen bedarfsgerecht 
erbracht werden.“ 

Schmidt-Wiborg, 

17.05.2019 

„Standards für qualifizierte prozessorientierte Hilfeplanung Wenn 

der Träger der Eingliederungshilfe zuständig ist, muss 
gewährleistet sein, dass eine qualifizierte Hilfe- bzw. 
Gesamtplanung durchgeführt wird. Standards der Kinder- und 
Jugendhilfe dürfen nicht unterschritten werden. Verfügt der 
Leistungserbringer nicht über die erforderliche fachliche 
Qualifikation, z.B. wenn es um Hilfeplanung für Jugendliche mit 

Behinderung und für ihre Eltern oder Pflegeeltern geht, ist die 
Fachlichkeit durch Zusammenarbeit mit qualifizierten Partnern zu 
gewährleisten. Es sollte stets in der Hilfeplanung der 
Prozesscharakter im Vordergrund stehen und regelmäßig geprüft 
werden, ob und in welcher Weise Hilfebedarf aus dem Bereich 

der Jugendhilfe oder der Eingliederungshilfe besteht. Jugendliche 
sollten stets an der Hilfeplanung beteiligt sein.“ 

Schmidt-Wiborg, 
17.05.2019 

„Eltern mit Beeinträchtigung unterstützen und begleiten Die 
Eltern mit Behinderung sollten im Rahmen der Hilfe- und/oder 
Gesamtplanung dabei unterstützt werden, Angebote und Hilfen 

zu erhalten, die den Verbleib in der Familie ermöglichen. Ist das 
im Einzelfall nicht zu realisieren, sollten die Kinder und Eltern 
darin unterstützt werden, mit der Situation in geeigneter Weise 
umzugehen. Sind Mutter und Vater von Beeinträchtigung 
betroffen, sollte auch der Vater möglichst gleichermaßen in die 

Hilfeplanung einbezogen werden.“ 
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Name und Datum Kommentar 

Schmidt-Wiborg, 

17.05.2019 

„Herkunftseltern einbeziehen Im Fall, dass ein Jugendlicher Eltern 

mit einer Behinderung hat, sollte im Fall einer 
Fremdunterbringung die Aufrechterhaltung der Beziehung zu den 
leiblichen Eltern mit Behinderung Bestandteil der Hilfeplanung 
sein. Eltern mit Behinderung müssen ausreichend Informations- 
und Beratungsangebote erhalten, auch durch regelmäßigen 
Kontakt der zuständigen Fachkräfte, nachdem es zu einer 

Fremdunterbringung gekommen ist.“ 

Nicolas Haustedt, 
17.05.2019 

„Eine ganzheitliche, sozialräumliche Planung, sollte auch 
Angebote zur Gesundheitsförderung und Prävention (SGB V, 
insbesondere Präventionsgesetz) sowie weitere Unterstützung 

anderer Leistungsbereiche berücksichtigen und die Familien 
einbeziehen. Die Regelungen in § 80 SGB VIII wären wie folgt zu 
ergänzen: (1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe haben im 
Rahmen ihrer Planungsverantwortung 1. regelmäßig eine 
Sozialraumanalyse vorzunehmen, die statistische Angaben zur 
Kindergesundheit und zur sozio-ökonomischen Lage der Familien 

enthält... 3. den Bedarf unter Berücksichtigung der Wünsche, 
Bedürfnisse und Interessen der an der PLanung zu betiligenden 
jungen Menschen und der personenberechtigten für einen 
mittelfristigen Zeitraum zu ermitteln. 5. den Stand des 
Netzwerkausbaus für eine verbindliche Zusammenarbeit im 

präventiven und intervenierenden Kinderschutz festzustellen 
(BAG GuFH)“ 
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Name und Datum Kommentar 

Nicolas Haustedt, 

17.05.2019 

„Ergänzung von § 80 (2) SGB VIII: (2) Einrichtungen, Dienste und 

Angebote sollen so geplant werden, dass insbesondere 2. ein 
möglichst vernetztes, vollständiges, wirksames, vielfältiges und 
aufeinander abgestimmtes Angebot von Jugendhilfeleistungen 
gewährleistet ist. 3. junge Menschen und Familien in gefährdeten 
Lebens- und Wohnbereichen besonders gefördert werden und 
leicht zugängliche, präventiv wirkende Angebote in 

ausrecihendem Maße zur Verfügung stehen. 5. Leistungen für 
werdende Eltern, Familien und junge Menschen in 
Verantwortungsgemeinschaft mit anderen Institutionen, 
insbesondere mit dem Gesundheitswesen, geplant werden. 6. 
Angebote zur pflegerischen und erzieherischen Unterstützung für 

junge Menschen und Familien mit psychischer Erkrankung 
vorhanden sind. (BAG GuFH)“ 

BPtK, 17.05.2019 „Die bisherige Jugendhilfeplanung ist sehr stark durch den 
Ausbau der Versorgungsangebote Tageseinrichtungen für Kinder 
(Zielsetzung Vereinbarkeit von Familie und Beruf, frühkindliche 

Bildung) und den Bereich der Hilfen zur Erziehung in Anspruch 
genommen. Die Planung präventiver Angebote, konzeptionelle 
strategische Maßnahmen im Sinne von aufeinander aufbauenden 
Begleitketten für Familien und Kindern konnten aus 
Kapazitätsgründen wenig aufgegriffen werden. Es bedarf eines 

Ausbaus der Kapazitäten der Jugendhilfeplanung.“ 
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f) Weitere Anmerkungen 

Gibt es zum Themenbereich "Prävention im Sozialraum stärken“ weitere 
Hinweise oder Lösungsvorschläge, die Ihnen wichtig sind und unter den 
Themenkomplexen bisher keine Beachtung finden? 

Name und Datum Kommentar 

Matthias Schwager, 
03.05.2019 

„Im Reformprozess der Jahre 2016/2017 wurden niedrigschwellige, 
sozialräumliche Angebote in Konkurrenz zu Einzelfallhilfen gestellt 
- das halte ich für falsch! Das Gegenteil ist zielführend: 
Niedrigschwellige Angebote können schneller an Fachstellen wie 

das Jugendamt vermitteln, insbesondere bevor sich Problemlagen 
chronifizieren und das Selbstwertgefühl von Kindern, Jugendlichen 
und Eltern sinkt. Niedrigschwellige, sozialräumliche Angebote und 
Einzelfallhilfen ergänzen sich. Wer vorschnelle Sparfantasien statt 
fachlicher Expertise als Motivation nutzt, wird sich wundern, wie 
teuer Einzelfallhilfen werden, wenn das Kind erst in den Brunnen 

gefallen ist. Darüber hinaus ist die Beratung zwischen "Tür und 
Angel" (Beispiel von 2016/2017: Erzieherin in der Kita berät Eltern 
zu Erziehungsthemen beim Abholen des Kindes) weder fachlich 
sinnvoll noch personell leistbar noch Datenschutz konform. 
Gerade die Kitas leiden nach massiver Expansion unter einem 

Mangel an Fachpersonal.“ 

Birte Hahne, 
09.05.2019 

„Prävention isst für mich auch Elternkurse anzubieten, die durch 
zertifizierte Elterntrainer*innen angeleitet werden. das schafft 
Gemeinschaft, dass schafft Gemeinsinn, weil alle in einem Boot als 
Eltern lernen, sich kennenlernen, sich vernetzen, sich 

unterstützen.... Ich als STEP Kursleiterin für Eltern und 
Pädagog*innen (https://www.instep-online.de/) habe 
diesbezüglich sehr sehr gute Erfahrungen machen können.“ 

Stefanie Krauter, 
09.05.2019 

„Als Ergänzung zu individuellen Hilfen müssen präventive 
Angebote im Sozialraum verstanden und angelegt werden, d. h. 

Rechtsansprüche auf individuelle Hilfen dürfen nicht untergraben 
werden, gesetzliche Formulierungen dürfen hierfür nicht (wie in 
den KJSG Entwürfen) Tür und Tor öffnen!“ 
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Name und Datum Kommentar 

Matthias Schwager, 

03.05.2019 

„Im Reformprozess der Jahre 2016/2017 wurden niedrigschwellige, 

sozialräumliche Angebote in Konkurrenz zu Einzelfallhilfen gestellt 
- das halte ich für falsch! Das Gegenteil ist zielführend: 
Niedrigschwellige Angebote können schneller an Fachstellen wie 
das Jugendamt vermitteln, insbesondere bevor sich Problemlagen 
chronifizieren und das Selbstwertgefühl von Kindern, Jugendlichen 
und Eltern sinkt. Niedrigschwellige, sozialräumliche Angebote und 

Einzelfallhilfen ergänzen sich. Wer vorschnelle Sparfantasien statt 
fachlicher Expertise als Motivation nutzt, wird sich wundern, wie 
teuer Einzelfallhilfen werden, wenn das Kind erst in den Brunnen 
gefallen ist. Darüber hinaus ist die Beratung zwischen "Tür und 
Angel" (Beispiel von 2016/2017: Erzieherin in der Kita berät Eltern 

zu Erziehungsthemen beim Abholen des Kindes) weder fachlich 
sinnvoll noch personell leistbar noch Datenschutz konform. 
Gerade die Kitas leiden nach massiver Expansion unter einem 
Mangel an Fachpersonal.“ 

Stefanie Krauter, 

09.05.2019 

„Eine Klärung bzw. Schärfung der Zuständigkeiten der 

Kostenträger, auch der angrenzenden Hilfesysteme, ist 
erforderlich und sollte in einer Gesetzesnovellierung angestrebt 
werden.“ 

Peter_Rebholz, 

15.05.2019 

„Mit der Stärkung des Fokus auf den Sozialraum und dem Blick auf 

die damit verbundene Einbeziehung der im Erziehungsprozess 
begleitenden Faktoren lassen sich – mit genug Flexibilität der 
Akteure und einem mit handlungsspielraum versehenen Gesetz – 
nicht nur die, in der aktuellen Handlungsstrategie vorrangig zu 
bearbeitenden Defizite verringern, sondern es lassen sich wieder 
vernetzte, gegenseitig stützende Umfelder erschaffen, die ein 

gutes, förderliches Aufwachsen ermöglichen“ 
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Name und Datum Kommentar 

Matthias Schwager, 

03.05.2019 

„Im Reformprozess der Jahre 2016/2017 wurden niedrigschwellige, 

sozialräumliche Angebote in Konkurrenz zu Einzelfallhilfen gestellt 
- das halte ich für falsch! Das Gegenteil ist zielführend: 
Niedrigschwellige Angebote können schneller an Fachstellen wie 
das Jugendamt vermitteln, insbesondere bevor sich Problemlagen 
chronifizieren und das Selbstwertgefühl von Kindern, Jugendlichen 
und Eltern sinkt. Niedrigschwellige, sozialräumliche Angebote und 

Einzelfallhilfen ergänzen sich. Wer vorschnelle Sparfantasien statt 
fachlicher Expertise als Motivation nutzt, wird sich wundern, wie 
teuer Einzelfallhilfen werden, wenn das Kind erst in den Brunnen 
gefallen ist. Darüber hinaus ist die Beratung zwischen "Tür und 
Angel" (Beispiel von 2016/2017: Erzieherin in der Kita berät Eltern 

zu Erziehungsthemen beim Abholen des Kindes) weder fachlich 
sinnvoll noch personell leistbar noch Datenschutz konform. 
Gerade die Kitas leiden nach massiver Expansion unter einem 
Mangel an Fachpersonal.“ 

Birgit Averbeck 

DGSF, 15.05.2019 

„• Im Rahmen von (bislang nicht vorhandener!) 

Wirksamkeitsforschung sollten die Länder Modellprojekte der 
Vernetzung von Jugendhilfeplanung, Schulentwicklungsplanung 
und Gesundheitshilfeplanung installieren. • Auflösung der 
Versäulung: Mischfinanzierung von präventiven 
Komplexleistungen aus JH und Gesundheitswesen für Kinder 

psychisch und chronisch kranker Eltern • Übertragung der guten 
Erfahrungen „Netzwerk Frühe Hilfen“ auf Kinder aller Altersstufen 
und Finanzierung über eine eigene neue Bundesstiftung“ 
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Name und Datum Kommentar 

Matthias Schwager, 

03.05.2019 

„Im Reformprozess der Jahre 2016/2017 wurden niedrigschwellige, 

sozialräumliche Angebote in Konkurrenz zu Einzelfallhilfen gestellt 
- das halte ich für falsch! Das Gegenteil ist zielführend: 
Niedrigschwellige Angebote können schneller an Fachstellen wie 
das Jugendamt vermitteln, insbesondere bevor sich Problemlagen 
chronifizieren und das Selbstwertgefühl von Kindern, Jugendlichen 
und Eltern sinkt. Niedrigschwellige, sozialräumliche Angebote und 

Einzelfallhilfen ergänzen sich. Wer vorschnelle Sparfantasien statt 
fachlicher Expertise als Motivation nutzt, wird sich wundern, wie 
teuer Einzelfallhilfen werden, wenn das Kind erst in den Brunnen 
gefallen ist. Darüber hinaus ist die Beratung zwischen "Tür und 
Angel" (Beispiel von 2016/2017: Erzieherin in der Kita berät Eltern 

zu Erziehungsthemen beim Abholen des Kindes) weder fachlich 
sinnvoll noch personell leistbar noch Datenschutz konform. 
Gerade die Kitas leiden nach massiver Expansion unter einem 
Mangel an Fachpersonal.“ 

eaf Berlin, 

16.05.2019 

„Das Kindeswohl als zentrale Perspektive des SGB VIII: Es ist in 

juristischer Perspektive der wichtigste Bezugspunkt sowohl der 
UN-KRK wie auch unserer Rechtsordnung. Das Kindeswohl ist 
Leitprinzip im Familien-, wie auch im Kinder- und Jugendhilferecht; 
es ist Eingriffslegitimation des Staates in Elternrechte bei 
Kindeswohlgefährdung und Entscheidungsmaßstab der Gerichte 

bei Elternkonflikten und verfahrensleitendes Prinzip. Kindeswohl 
bedeutet aber mehr als die Abwesenheit von Gefährdung. Es 
beschreibt gleichermaßen eine handlungsleitende Zieldimension, 
wie auch ein in die Zukunft gerichtetes Optimierungsgebot. In dem 
Begriff des Wohlseins fließen subjektive (Wohlbefinden und Wille 
des Kindes) und objektive Aspekte (feststellbare Tatsachen guten 

Befindens) zusammen. Dazu gehören Grundbedürfnisse des 
Kindes nach Liebe und Zuwendung, stabilen Bindungen, nach 
Wohnung, Ernährung, Gesundheit, Schutz vor Gefahren sowie die 
Vermittlung von Wissen, Bildung und sozialen Kompetenzen.“ 

Tophoven, 
16.05.2019 

„Sozialräumliche Ansätze sind wichtige Ansatzpunkte für 
gelingende Integration und gesellschaftliche Teilhabe von Kinder 
und Jugendlichen.“ 
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Name und Datum Kommentar 

Matthias Schwager, 

03.05.2019 

„Im Reformprozess der Jahre 2016/2017 wurden niedrigschwellige, 

sozialräumliche Angebote in Konkurrenz zu Einzelfallhilfen gestellt 
- das halte ich für falsch! Das Gegenteil ist zielführend: 
Niedrigschwellige Angebote können schneller an Fachstellen wie 
das Jugendamt vermitteln, insbesondere bevor sich Problemlagen 
chronifizieren und das Selbstwertgefühl von Kindern, Jugendlichen 
und Eltern sinkt. Niedrigschwellige, sozialräumliche Angebote und 

Einzelfallhilfen ergänzen sich. Wer vorschnelle Sparfantasien statt 
fachlicher Expertise als Motivation nutzt, wird sich wundern, wie 
teuer Einzelfallhilfen werden, wenn das Kind erst in den Brunnen 
gefallen ist. Darüber hinaus ist die Beratung zwischen "Tür und 
Angel" (Beispiel von 2016/2017: Erzieherin in der Kita berät Eltern 

zu Erziehungsthemen beim Abholen des Kindes) weder fachlich 
sinnvoll noch personell leistbar noch Datenschutz konform. 
Gerade die Kitas leiden nach massiver Expansion unter einem 
Mangel an Fachpersonal.“ 

Daniel Thomsen, 

16.05.2019 

„Die Finanzierung der sozialräumlichen Angebote muss über 

flexible Modelle sichergestellt werden (z.B. Sozialraumplanbudgets 
auf Basis von Interessenbekundungsverfahren) - die Finanzierung 
muss dabei den Inhalten folgen und auch Verknüpfungen zu den 
Hilfen zur Erziehung zulassen. Es sollte keine Konkurrenz zwischen 
Einzelfallhilfen und sozialräumlichen Angeboten, sondern eine 

systemische Betrachtungsweise auf Basis der Kinder, Jugendlichen 
und Familien geben - sozialräumliche Angebote sollten daher 
(auch) "Hilfen zur Erziehung" (besser Hilfen zur Beziehung, 
Entwicklung und Teilhabe) sein dürfen.“ 
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Name und Datum Kommentar 

Matthias Schwager, 

03.05.2019 

„Im Reformprozess der Jahre 2016/2017 wurden niedrigschwellige, 

sozialräumliche Angebote in Konkurrenz zu Einzelfallhilfen gestellt 
- das halte ich für falsch! Das Gegenteil ist zielführend: 
Niedrigschwellige Angebote können schneller an Fachstellen wie 
das Jugendamt vermitteln, insbesondere bevor sich Problemlagen 
chronifizieren und das Selbstwertgefühl von Kindern, Jugendlichen 
und Eltern sinkt. Niedrigschwellige, sozialräumliche Angebote und 

Einzelfallhilfen ergänzen sich. Wer vorschnelle Sparfantasien statt 
fachlicher Expertise als Motivation nutzt, wird sich wundern, wie 
teuer Einzelfallhilfen werden, wenn das Kind erst in den Brunnen 
gefallen ist. Darüber hinaus ist die Beratung zwischen "Tür und 
Angel" (Beispiel von 2016/2017: Erzieherin in der Kita berät Eltern 

zu Erziehungsthemen beim Abholen des Kindes) weder fachlich 
sinnvoll noch personell leistbar noch Datenschutz konform. 
Gerade die Kitas leiden nach massiver Expansion unter einem 
Mangel an Fachpersonal.“ 

Esther W., 

17.05.2019 

„Finanzierungsmodelle unterschiedlicher Art auch im präventiven 

Bereich sind notwendig. Balance zwischen Flexibilität für 
kurzfristige Reaktionen auf Entwicklungen und Verlässlichkeit für 
Träger. Weniger Zukunftssorgen der Leistungserbringer sind für 
die Arbeit förderlich. Prävention im Sozialraum muss gesetzlich 
gestärkt werden, ohne ihre Niedrigschwelligkeit und 

Reaktionsgeschwindigkeit zu verlieren. Die Vorschläge im vorigen 
Reformprozess bedrohten einerseits den Charakter der HzE 
(Ersatz durch „billigere“ Leistung) und andererseits die Angebote 
nach § 16 SGB VIII (Annäherung in der Regulierung der 
Arbeitsprozess an HzE).“ 
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Name und Datum Kommentar 

Matthias Schwager, 

03.05.2019 

„Im Reformprozess der Jahre 2016/2017 wurden niedrigschwellige, 

sozialräumliche Angebote in Konkurrenz zu Einzelfallhilfen gestellt 
- das halte ich für falsch! Das Gegenteil ist zielführend: 
Niedrigschwellige Angebote können schneller an Fachstellen wie 
das Jugendamt vermitteln, insbesondere bevor sich Problemlagen 
chronifizieren und das Selbstwertgefühl von Kindern, Jugendlichen 
und Eltern sinkt. Niedrigschwellige, sozialräumliche Angebote und 

Einzelfallhilfen ergänzen sich. Wer vorschnelle Sparfantasien statt 
fachlicher Expertise als Motivation nutzt, wird sich wundern, wie 
teuer Einzelfallhilfen werden, wenn das Kind erst in den Brunnen 
gefallen ist. Darüber hinaus ist die Beratung zwischen "Tür und 
Angel" (Beispiel von 2016/2017: Erzieherin in der Kita berät Eltern 

zu Erziehungsthemen beim Abholen des Kindes) weder fachlich 
sinnvoll noch personell leistbar noch Datenschutz konform. 
Gerade die Kitas leiden nach massiver Expansion unter einem 
Mangel an Fachpersonal.“ 

LAK Mobile Juge..., 

17.05.2019 

„Mobile Jugendarbeit (MJA) ist als eigenständiges Arbeitsfeld im 

§13 Jugendsozialarbeit SGB VIII aufzunehmen und zu benennen. 
Im Zuge dessen ist der §13 SGB VIII inhaltlich um die Themen 
Gemeinwesenorientierung und Sozialraumorientierung sowie der 
Jugendberatung bei Alltagsproblemen zu erweitern und die soziale 
Integration zu stärken. Das Arbeitsfeld leistet wie kein anderes 

Feld der Jugendhilfe einen wichtigen und zentralen Beitrag 
bezogen auf die Prävention im Sozialraum. Wir fordern zudem die 
Stärkung der Regelstrukturen der Jugendhilfe im Sozialraum 
(insbesondere OKJA und MJA) statt mit neuen Programmen und 
Projekten, die oftmals inhaltlich/thematisch eingeschränkt und 
zeitlich befristet sind und somit die Gefahr besteht labile 

Angebotskonstruktionen zu befördern. Zeitlich befristete und 
explizit präventiv ausgerichtete Programme ohne Verankerung im 
Sozialraum werden dem präventiven Anspruch weder ausreichend 
noch nachhaltig gerecht.“ 
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Name und Datum Kommentar 

Matthias Schwager, 

03.05.2019 

„Im Reformprozess der Jahre 2016/2017 wurden niedrigschwellige, 

sozialräumliche Angebote in Konkurrenz zu Einzelfallhilfen gestellt 
- das halte ich für falsch! Das Gegenteil ist zielführend: 
Niedrigschwellige Angebote können schneller an Fachstellen wie 
das Jugendamt vermitteln, insbesondere bevor sich Problemlagen 
chronifizieren und das Selbstwertgefühl von Kindern, Jugendlichen 
und Eltern sinkt. Niedrigschwellige, sozialräumliche Angebote und 

Einzelfallhilfen ergänzen sich. Wer vorschnelle Sparfantasien statt 
fachlicher Expertise als Motivation nutzt, wird sich wundern, wie 
teuer Einzelfallhilfen werden, wenn das Kind erst in den Brunnen 
gefallen ist. Darüber hinaus ist die Beratung zwischen "Tür und 
Angel" (Beispiel von 2016/2017: Erzieherin in der Kita berät Eltern 

zu Erziehungsthemen beim Abholen des Kindes) weder fachlich 
sinnvoll noch personell leistbar noch Datenschutz konform. 
Gerade die Kitas leiden nach massiver Expansion unter einem 
Mangel an Fachpersonal.“ 

Martin Adam - V..., 

17.05.2019 

„Steuerung im Sozialraum darf nicht dazu führen, dass der 

Wettbewerb ausgeschaltet wird. Eine effektive Koordination 
ergänzender und ggf. in der Qualität auch konkurrierender 
Angebote wird für die Prävention im Sozialraum sehr förderlich 
sein.“ 

PGK, 17.05.2019 „Die Eigenständigkeit und Differenzierung der Angebote 
verschiedener Leistungsfelder ist elementar. Die stärkere 
Verzahnung im Sinne des Gemeinwesens erfordert flexible 
Finanzierungsmöglichkeiten. Sozialräumliche Zusammenarbeit der 
verschiedenen Leistungsfelder erfordert verstärkte Steuerung und 
Koordinierung, welche beim Träger der öffentlichen Jugendhilfe 

angesiedelt werden sollte (z.B. zur Vermeidung von 
Doppelstrukturen und konkurrierender Hilfeansätze).“ 
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Name und Datum Kommentar 

Matthias Schwager, 

03.05.2019 

„Im Reformprozess der Jahre 2016/2017 wurden niedrigschwellige, 

sozialräumliche Angebote in Konkurrenz zu Einzelfallhilfen gestellt 
- das halte ich für falsch! Das Gegenteil ist zielführend: 
Niedrigschwellige Angebote können schneller an Fachstellen wie 
das Jugendamt vermitteln, insbesondere bevor sich Problemlagen 
chronifizieren und das Selbstwertgefühl von Kindern, Jugendlichen 
und Eltern sinkt. Niedrigschwellige, sozialräumliche Angebote und 

Einzelfallhilfen ergänzen sich. Wer vorschnelle Sparfantasien statt 
fachlicher Expertise als Motivation nutzt, wird sich wundern, wie 
teuer Einzelfallhilfen werden, wenn das Kind erst in den Brunnen 
gefallen ist. Darüber hinaus ist die Beratung zwischen "Tür und 
Angel" (Beispiel von 2016/2017: Erzieherin in der Kita berät Eltern 

zu Erziehungsthemen beim Abholen des Kindes) weder fachlich 
sinnvoll noch personell leistbar noch Datenschutz konform. 
Gerade die Kitas leiden nach massiver Expansion unter einem 
Mangel an Fachpersonal.“ 

LAG Mobile Juge..., 

17.05.2019 

„§ 13 SGB VIII stärken und arbeitsfeldspezifisch weiter 

ausdifferenzieren, um einer zeitgemäßen Darstellung der 
Handlungsfelder der Jugendsozialarbeit (u.a. JMD, Jugendwohnen, 
JBH, Schulsozialarbeit, Mobile Jugendarbeit) gerecht zu werden. Es 
braucht eine Stärkung der Jugendsozialarbeit und ein Ausbau der 
Mobilen Jugendarbeit (die bislang kaum eine Rolle spielt) statt die 

Verlagerung oder Verschiebung zentraler Aufgaben und 
Funktionen in andere Rechtskreise (wie bspw. durch den §16h SGB 
II). Zwar ist es begrüßenswert dass die Gruppe der schwer zu 
erreichenden jungen Menschen verstärkt in den Blick genommen 
werden, dies darf jedoch nicht dazu führen, dass 
Doppelstrukturen geschaffen sowie unterschiedliche 

Arbeitskontexte und -felder verflüssigt werden.“ 
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Name und Datum Kommentar 

Matthias Schwager, 

03.05.2019 

„Im Reformprozess der Jahre 2016/2017 wurden niedrigschwellige, 

sozialräumliche Angebote in Konkurrenz zu Einzelfallhilfen gestellt 
- das halte ich für falsch! Das Gegenteil ist zielführend: 
Niedrigschwellige Angebote können schneller an Fachstellen wie 
das Jugendamt vermitteln, insbesondere bevor sich Problemlagen 
chronifizieren und das Selbstwertgefühl von Kindern, Jugendlichen 
und Eltern sinkt. Niedrigschwellige, sozialräumliche Angebote und 

Einzelfallhilfen ergänzen sich. Wer vorschnelle Sparfantasien statt 
fachlicher Expertise als Motivation nutzt, wird sich wundern, wie 
teuer Einzelfallhilfen werden, wenn das Kind erst in den Brunnen 
gefallen ist. Darüber hinaus ist die Beratung zwischen "Tür und 
Angel" (Beispiel von 2016/2017: Erzieherin in der Kita berät Eltern 

zu Erziehungsthemen beim Abholen des Kindes) weder fachlich 
sinnvoll noch personell leistbar noch Datenschutz konform. 
Gerade die Kitas leiden nach massiver Expansion unter einem 
Mangel an Fachpersonal.“ 

NACOA, 17.05.2019 „In Vollzug der Nationalen Präventionsstrategie sind die 

Gesetzlichen Kranken- und Unfallkassen sowie die 
Rentenversicherung zur gemeinschaftlichen Finanzierung von 
Maßnahmen zur Stärkung der Primär-, Sekundär und 
Tertiärprävention bei Kindern sucht- bzw. psychisch kranker Eltern 
zu verpflichten. Damit auch die Kommunen ihren Anteil an 

entsprechenden präventiven Maßnahmen über die 
Jugendhilfebudgets finanzieren können, ist im SGB VIII 
festzuschreiben, dass das Jugendhilfebudget jedes örtlichen und 
überörtlichen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe mindestens 10 
Prozent für Prävention umfassen muss. Die Kommunen sind von 
den Ländern entsprechend finanziell auszustatten. Die 

Spitzenverbände der Kranken- und Rentenversicherung stellen 
durch Mustervereinbarungen Rahmenbedingungen auf, innerhalb 
derer sich die Kooperation von örtlicher Jugendhilfe, Krankenkasse 
und RV entwickeln kann.“ 
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Name und Datum Kommentar 

Matthias Schwager, 

03.05.2019 

„Im Reformprozess der Jahre 2016/2017 wurden niedrigschwellige, 

sozialräumliche Angebote in Konkurrenz zu Einzelfallhilfen gestellt 
- das halte ich für falsch! Das Gegenteil ist zielführend: 
Niedrigschwellige Angebote können schneller an Fachstellen wie 
das Jugendamt vermitteln, insbesondere bevor sich Problemlagen 
chronifizieren und das Selbstwertgefühl von Kindern, Jugendlichen 
und Eltern sinkt. Niedrigschwellige, sozialräumliche Angebote und 

Einzelfallhilfen ergänzen sich. Wer vorschnelle Sparfantasien statt 
fachlicher Expertise als Motivation nutzt, wird sich wundern, wie 
teuer Einzelfallhilfen werden, wenn das Kind erst in den Brunnen 
gefallen ist. Darüber hinaus ist die Beratung zwischen "Tür und 
Angel" (Beispiel von 2016/2017: Erzieherin in der Kita berät Eltern 

zu Erziehungsthemen beim Abholen des Kindes) weder fachlich 
sinnvoll noch personell leistbar noch Datenschutz konform. 
Gerade die Kitas leiden nach massiver Expansion unter einem 
Mangel an Fachpersonal.“ 

G.Schwager-

Gondan, 
17.05.2019 

„Die Stärkung von Prävention im Sozialraum darf nicht auf Kosten 

von Einzelfallhilfen gehen. Verbindliche Rechtsansprüche auf 
Hilfen zur Erziehung, die nicht im Ermessen der Verwaltung 
stehen, dürfen nicht aufgeweicht oder gar aufgegeben werden 
Angebote im Sozialraum und individuelle Hilfen zur Erziehung 
ergänzen sich gegenseitig. Dabei müssen sowohl beim Aufbau von 

präventiven Angeboten als auch bei den individuellen HzE die 
Bedarfe und fachlichen Leistungen im Sinne der Familien im 
Mittelpunkt stehen und nicht die Hilfen als geeignet definiert 
werden, die am kostengünstigsten sind.“ 
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Name und Datum Kommentar 

Matthias Schwager, 

03.05.2019 

„Im Reformprozess der Jahre 2016/2017 wurden niedrigschwellige, 

sozialräumliche Angebote in Konkurrenz zu Einzelfallhilfen gestellt 
- das halte ich für falsch! Das Gegenteil ist zielführend: 
Niedrigschwellige Angebote können schneller an Fachstellen wie 
das Jugendamt vermitteln, insbesondere bevor sich Problemlagen 
chronifizieren und das Selbstwertgefühl von Kindern, Jugendlichen 
und Eltern sinkt. Niedrigschwellige, sozialräumliche Angebote und 

Einzelfallhilfen ergänzen sich. Wer vorschnelle Sparfantasien statt 
fachlicher Expertise als Motivation nutzt, wird sich wundern, wie 
teuer Einzelfallhilfen werden, wenn das Kind erst in den Brunnen 
gefallen ist. Darüber hinaus ist die Beratung zwischen "Tür und 
Angel" (Beispiel von 2016/2017: Erzieherin in der Kita berät Eltern 

zu Erziehungsthemen beim Abholen des Kindes) weder fachlich 
sinnvoll noch personell leistbar noch Datenschutz konform. 
Gerade die Kitas leiden nach massiver Expansion unter einem 
Mangel an Fachpersonal.“ 

NACOA 

, 17.05.2019 

„Um eine Entstigmatisierung von Sucht und psychischer 

Erkrankung anzustoßen und die Akzeptanz entsprechender 
präventiver Angebote für Kinder zu erhöhen, ist der Punkt II.4. aus 
dem Antrag "Hilfe für Kinder psychisch kranker Eltern" 
umzusetzen, der die Bundesregierung auffordert, 
Aufklärungsmaßnahmen zu starten, mit denen a) die Bevölkerung 

– und insbesondere psychisch erkrankte Eltern – über psychische 
Erkrankungen sowie über Beratungsangebote und 
Therapiemöglichkeiten informiert werden sowie der 
Stigmatisierung psychisch Erkrankter entgegengewirkt und eine 
Enttabuisierung in Gang gesetzt wird; b) bei Fachleuten, Ärztinnen 
und Ärzten, Lehrerinnen und Lehrern und ande-ren Gruppen, die 

mit Kindern psychisch kranker Eltern in Kontakt kommen, ein 
Bewusstsein für das Thema und für Unterstützungsmöglichkeiten 
geschaffen wird; c)Kinder psychisch kranker Eltern explizit 
angesprochen werden, und zwar mithilfe von Materialen, die diese 
Kinder altersgemäß aufklären;“ 
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Name und Datum Kommentar 

Matthias Schwager, 

03.05.2019 

„Im Reformprozess der Jahre 2016/2017 wurden niedrigschwellige, 

sozialräumliche Angebote in Konkurrenz zu Einzelfallhilfen gestellt 
- das halte ich für falsch! Das Gegenteil ist zielführend: 
Niedrigschwellige Angebote können schneller an Fachstellen wie 
das Jugendamt vermitteln, insbesondere bevor sich Problemlagen 
chronifizieren und das Selbstwertgefühl von Kindern, Jugendlichen 
und Eltern sinkt. Niedrigschwellige, sozialräumliche Angebote und 

Einzelfallhilfen ergänzen sich. Wer vorschnelle Sparfantasien statt 
fachlicher Expertise als Motivation nutzt, wird sich wundern, wie 
teuer Einzelfallhilfen werden, wenn das Kind erst in den Brunnen 
gefallen ist. Darüber hinaus ist die Beratung zwischen "Tür und 
Angel" (Beispiel von 2016/2017: Erzieherin in der Kita berät Eltern 

zu Erziehungsthemen beim Abholen des Kindes) weder fachlich 
sinnvoll noch personell leistbar noch Datenschutz konform. 
Gerade die Kitas leiden nach massiver Expansion unter einem 
Mangel an Fachpersonal.“ 

Karolin Königsfeld, 

17.05.2019 

„Familienpflegedienste, die eine ambulante, familienergänzende 

Unterstützung zur Versorgung und Betreuung nach § 20 SGB VIII 
für Kinder psychisch erkrankter/ an Sucht erkrankter Eltern 
erbringen können, werden bislang kaum eingesetzt. Die 
Jugendhilfe benötigt hier leistungsstarke Träger! Fachkräfte der 
Familienpflege könnten durch Fortbildungscurricula auf 

krankheitsbedingte Auswirkungen und besondere 
Herausforderungen der Zusammenarbeit mit psychisch 
erkrankten/an Sucht erkrankten Elternteilen vorbereitet werden 
und Kenntnisse über die Zusammenarbeit im Netzwerk erwerben. 
Standardmäßig sollten sie Supervision erhalten. Fachkräfte der 
Gesundheitshilfe, insbesondere des öffentlichen 

Gesundheitsdienstes und der Gemeindepsychiatrie, könnten 
durch Angebote der Psychoedukation die Bereitschaft erkrankter 
Eltern stärken, Unterstützung bei der Versorgung und Betreuung 
ihrer Kinder anzunehmen. Betroffene Kinder/Jugendliche wären 
entlastet und einer "Parentifizierung" vorgebeugt.“ 
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Name und Datum Kommentar 

Matthias Schwager, 

03.05.2019 

„Im Reformprozess der Jahre 2016/2017 wurden niedrigschwellige, 

sozialräumliche Angebote in Konkurrenz zu Einzelfallhilfen gestellt 
- das halte ich für falsch! Das Gegenteil ist zielführend: 
Niedrigschwellige Angebote können schneller an Fachstellen wie 
das Jugendamt vermitteln, insbesondere bevor sich Problemlagen 
chronifizieren und das Selbstwertgefühl von Kindern, Jugendlichen 
und Eltern sinkt. Niedrigschwellige, sozialräumliche Angebote und 

Einzelfallhilfen ergänzen sich. Wer vorschnelle Sparfantasien statt 
fachlicher Expertise als Motivation nutzt, wird sich wundern, wie 
teuer Einzelfallhilfen werden, wenn das Kind erst in den Brunnen 
gefallen ist. Darüber hinaus ist die Beratung zwischen "Tür und 
Angel" (Beispiel von 2016/2017: Erzieherin in der Kita berät Eltern 

zu Erziehungsthemen beim Abholen des Kindes) weder fachlich 
sinnvoll noch personell leistbar noch Datenschutz konform. 
Gerade die Kitas leiden nach massiver Expansion unter einem 
Mangel an Fachpersonal.“ 

Nicolas Haustedt, 

17.05.2019 

„Wichtig wären verbindlich installierte bedarfsgerechte Hilfen für 

Kinder. Wie die IST-Analyse zur Situation von Kindern psychisch 
kranker Eltern beschreibt, können ungünstige frühe 
Kindheitserlebnisse wie eine längere Trennung von der Mutter 
oder chronischer Stress (z.B. anhaltende elterliche Konflikte, 
häusliche Gewalt, Vernachlässigung, Misshandlung) zu 

depressiven Verhalten im Erwachsnenalter sowie zu einer 
erhöhten Stressanfälligkeit und Stressaktivität führen. Diesen 
"Teufelskreis" gilt es zu durchbrechen. Ein wirksames Mittel gegen 
Überforderung und Kindeswohlgefährdung durch 
Vernachlässigung für psychisch erkrankte Eltern könnte die 
verbindliche Leistung von Betreuung und Versorgung des Kindes 

in Notsituationen gemäß § 20 SGB VIII durch fortgebildete 
Fachkräfte der Familienpflege sein. Notwendig hierzu wäre die 
Anerkennung der psychischen Erkrankung mit einhergehenden 
krankheitsbedingten Einschränkungen mit der Folge der 
Unversorgheit des Kindes als Notsituation. (BAG GuFH)“ 
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Matthias Schwager, 

03.05.2019 

„Im Reformprozess der Jahre 2016/2017 wurden niedrigschwellige, 

sozialräumliche Angebote in Konkurrenz zu Einzelfallhilfen gestellt 
- das halte ich für falsch! Das Gegenteil ist zielführend: 
Niedrigschwellige Angebote können schneller an Fachstellen wie 
das Jugendamt vermitteln, insbesondere bevor sich Problemlagen 
chronifizieren und das Selbstwertgefühl von Kindern, Jugendlichen 
und Eltern sinkt. Niedrigschwellige, sozialräumliche Angebote und 

Einzelfallhilfen ergänzen sich. Wer vorschnelle Sparfantasien statt 
fachlicher Expertise als Motivation nutzt, wird sich wundern, wie 
teuer Einzelfallhilfen werden, wenn das Kind erst in den Brunnen 
gefallen ist. Darüber hinaus ist die Beratung zwischen "Tür und 
Angel" (Beispiel von 2016/2017: Erzieherin in der Kita berät Eltern 

zu Erziehungsthemen beim Abholen des Kindes) weder fachlich 
sinnvoll noch personell leistbar noch Datenschutz konform. 
Gerade die Kitas leiden nach massiver Expansion unter einem 
Mangel an Fachpersonal.“ 

Karolin Königsfeld, 

17.05.2019 

„Die Einforderung und Inanspruchnahme präventiver Angebote 

setzt ein Vertrauen in das Jugendamt als kinder- und 
familienfreundliche, rechtstreu handelnde und transparent 
agierende Behörde voraus. Hierzu gehört in erster Linie eine 
partizipative Grundhaltung und die Achtung des natürlichen 
Rechtes der Eltern und der zuvörderst ihnen obliegenden Pflicht 

zur Pflege und Erziehung ihrer Kinder. Um Machtgefälle und 
willkürliche Entscheidungen über die Köpfe von betroffenen 
Kindern und Eltern hinweg zu vermeiden, sollte § 36 (2) SGB VIII in 
folgender Weise ergänzt werden: "Die Entscheidung über die im 
Einzelfall angezeigte Hilfeart soll, wenn Hilfe voraussichtlich für 
längere Zeit zu leisten ist, im Zusammenwirken mehrerer 

Fachkräfte, dem jungen Menschen und den sorgeberechtigen 
Eltern getroffen werden." Team-Entscheidungen über 
Hilfevorschläge, die ohne die Menschen, die es angeht, getroffen 
werden, sollten der Vergangenheit angehören. Sie entmündigen 
und lassen Familien ohnmächtig zurück.“ 
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Matthias Schwager, 

03.05.2019 

„Im Reformprozess der Jahre 2016/2017 wurden niedrigschwellige, 

sozialräumliche Angebote in Konkurrenz zu Einzelfallhilfen gestellt 
- das halte ich für falsch! Das Gegenteil ist zielführend: 
Niedrigschwellige Angebote können schneller an Fachstellen wie 
das Jugendamt vermitteln, insbesondere bevor sich Problemlagen 
chronifizieren und das Selbstwertgefühl von Kindern, Jugendlichen 
und Eltern sinkt. Niedrigschwellige, sozialräumliche Angebote und 

Einzelfallhilfen ergänzen sich. Wer vorschnelle Sparfantasien statt 
fachlicher Expertise als Motivation nutzt, wird sich wundern, wie 
teuer Einzelfallhilfen werden, wenn das Kind erst in den Brunnen 
gefallen ist. Darüber hinaus ist die Beratung zwischen "Tür und 
Angel" (Beispiel von 2016/2017: Erzieherin in der Kita berät Eltern 

zu Erziehungsthemen beim Abholen des Kindes) weder fachlich 
sinnvoll noch personell leistbar noch Datenschutz konform. 
Gerade die Kitas leiden nach massiver Expansion unter einem 
Mangel an Fachpersonal.“ 

BPtK, 17.05.2019 „Präventive Maßnahmen im Sozialraum haben eine bereits 

längere Geschichte. Häufig werden Maßnahmen projektbezogen 
durchgeführt. Ihre Kontinuität ist geprägt von den 
Fördermodalitäten und nicht von inhaltlichen Überlegungen. 
Daher ist es anzustreben, dass präventive Strategien mehr 
nachhaltig anzulegen sind und ihre Wirkungen auch zeitlich über 

längere Zeit entwickeln können. Dies setzt u. a. auch voraus, dass 
Maßnahmen ihre Wirksamkeit im Rahmen von Pilotprojekten 
haben nachweisen können, um dann in die Fläche zu gehen. 
Wichtig erscheinen Maßnahmen in den Regelsystemen 
(Tageseinrichtungen, Schule). Hier erreicht man letztlich alle 
Kinder und potentiell auch alle Eltern. In NRW haben sich da die 

Familienzentren in Tageseinrichtungen in der Fläche bereits 
bewährt. In den letzten Jahren wurden auch Familienzentren in 
Grundschule eingerichtet.“ 
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